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Editorial 
 
 

m zwölften Jahr seines Erscheinens hat die Redaktion die interne Struktur des Men-
schenRechtsMagazins überarbeitet. Die positive Aufnahme des im Jahre 2005 eingeführ-
ten neuen Umschlages hat uns die behutsame Veränderung des Innenteils in Angriff 

nehmen lassen. Nachdem wir in früheren Jahren (1997, 2000, 2002) zusätzlich zu den regulä-
ren Heften insgesamt drei Themenhefte vorlegen konnten, wird in diesem Heft erstmals ein 
Themenschwerpunkt enthalten sein. 

Dieser Themenschwerpunkt ist der Bekämpfung des Menschenhandels gewidmet. Einer 
Darlegung der völker- und europarechtlichen Vorgaben zur Bekämpfung des Menschen-
handels folgen drei Länderberichte, die die Umsetzung dieser Vorgaben in der Bundesrepu-
blik Deutschland, in Österreich und in der Schweiz untersuchen, sowie ein rechtsverglei-
chender Überblick. Mit Daniela Demko, Margarethe Flora und Uwe Hellmann haben wir drei 
renommierte Autoren für diesen aktuellen Themenschwerpunkt gewinnen können. 

Daß das MenschenRechtsMagazin sich nicht mehr auf die (völker)rechtliche Behandlung des 
Themas Menschenrechte beschränkt, wird nicht nur an der langsam wachsenden Zahl philo-
sophischer Beiträge deutlich, sondern zeigt sich in diesem Heft auch an dem Beitrag von 
David Paessens „Heine – ‚Künstler, Tribun und Apostel’ im Zeichen der Menschenrechte“. 
Nach Friedrich Schiller (Heft 1/2006) wird damit ein zweiter „Dichter und Denker“ gewür-
digt, der in seiner Zeit und mit seinen Mitteln für die Menschenrechtsidee eingetreten ist. 

Die Europäische Grundrechteagentur ist – gerade in der Bundesrepublik Deutschland – nicht 
unumstritten gewesen. Seit Anfang des Jahres ist sie Realität. Gabriel N. Toggenburg, ein pro-
funder Kenner der Materie, stellt die Agentur vor. 

Auch in diesem Heft fehlt nicht unser traditioneller Bericht über die Arbeit des Menschen-
rechtsausschusses, der sich nunmehr im Dokumentationsteil findet. Nach Besprechungen 
wichtiger Neuerscheinungen folgen Kurzbeiträge zur neugeschaffenen Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes und zum Ende des transatlantischen Sklavenhandels vor 200 Jahren 
(Historisches Kalenderblatt).  
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Bekämpfung des Menschenhandels im Straf- und Strafprozeßrecht 
– Internationale und europäische Maßnahmen gegen den Menschenhandel 
Daniela Demko  

 

 

 

 
Inhaltsübersicht 

I. Internationale Maßnahmen von 1904 bis 
1950 

II. Neuere internationale und europäische 
Maßnahmen seit 2000 

Anhang: Begriffsbestimmungen zum Men-
schenhandel in den neueren internationalen 
und europäischen Maßnahmen seit 2000 

 

 

Der vorliegende Beitrag gibt einen Über-
blick über die internationalen und europäi-
schen Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Menschenhandels, beschränkt sich dabei 
mit Blick auf die nachfolgend dargestellten 
Länderberichte aber auf diejenigen interna-
tionalen und europäischen Instrumente, 
die für die (frühere/aktuelle) Gesetzeslage 
in Deutschland, der Schweiz und Öster-
reich von besonderer Relevanz wa-
ren/sind.1 

                                                      
1  Ausführliche Darstellungen zu internationalen 

und europäischen Maßnahmen zur Bekämpfung 
des Menschenhandels finden sich bei Johannes 
Hofmann, Menschenhandel, Beziehungen zur 
Organisierten Kriminalität und Versuche der 
strafrechtlichen Bekämpfung, 2002; Annette Loui-
se Herz, Menschenhandel, Eine empirische Un-
tersuchung zur Strafverfolgungspraxis, 2005; 
Annette Herz/Eric Minthe, Straftatbestand Men-
schenhandel. Verfahrenszahlen und Determi-
nanten der Strafverfolgung, 2006; Angelika Kar-
tusch/Katharina Knaus/Gabriele Reiter, Bekämp-
fung des Frauenhandels nach internationalem 
und österreichischem Recht, 2000; Angelika Kar-
tusch, Internationale und europäische Mass-
nahmen gegen den Frauen- und Menschenhan-
del, 2003, http://web.fu-berlin.de/gpo/ 
angelika_kartusch.htm (zuletzt besucht am 1. 
März 2007); Ulrike Mentz, Frauenhandel als mi-
grationsrechtliches Problem, 2001. Siehe auch 
Markus Dreixler, Der Mensch als Ware, Erschei-

I.  Internationale Maßnahmen von 1904 
bis 1950 

Erste Bestrebungen auf internationaler 
Ebene im Kampf gegen den Menschenhan-
del vor Gründung der Vereinten Nationen 
sind das „Abkommen über Verwaltungs-
maßregeln zur Gewährleistung wirksamen 
Schutzes gegen den Mädchenhandel“2 vom 
18. Mai 1904, das „Internationale Überein-
kommen zur Bekämpfung des Mädchen-
handels“3 vom 4. Mai 1910, die „Interna-
tionale Übereinkunft zur Unterdrückung 
des Frauen- und Kinderhandels“4 vom 30. 
September 1921 und das „Internationale 
Abkommen über die Unterdrückung des 
Handels mit volljährigen Frauen“5 vom 11. 
Oktober 1933. 

Das Abkommen von 1904 verpflichtete für 
einen wirksamen Schutzes gegen den Mäd-
chenhandel zu verschiedenen (zum Teil 
präventiven) Maßnahmen der Verwaltung, 
insbesondere zum Informationsaustausch 
über das Anwerben von Frauen und Mäd-
chen zu Zwecken der Unzucht im Ausland. 
Das Abkommen – wie auch das Überein-
kommen von 1910 – unterschied zwischen 

                                                                               
nungsformen modernen Menschenhandels un-
ter strafrechtlicher Sicht, 1998; Rahel Zschokke, 
Frauenhandel in der Schweiz. Business as usual? 
2005; Solwodi e.V. (Hrsg.), Grenzüberschreitendes 
Verbrechen – Grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit, Schutz und Betreuung von Gewalt- 
und Menschenhandelsopfern, Ein Handbuch für 
die Praxis, 2003; Maritza Le Breton /Ursula Fiech-
ter, Verordnete Grenzen – verschobene Ordnun-
gen. Eine Analyse zu Frauenhandel in der 
Schweiz, 2005.  

2  RGBl. 1905, 695ff. 
3  RGBl. 1913, 31ff. 
4  RGBl. 1924 II, 180ff. 
5  LNTS Bd. 150, 431ff.  
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minderjährigen Frauen und Mädchen, die 
vor der Zuführung zur Prostitution absolut 
geschützt werden sollten, und volljährigen 
Frauen, die getäuscht oder genötigt wur-
den.6 Das Übereinkommen von 1910 ent-
hielt erstmals eine Verpflichtung der Staa-
ten, den Frauen- und Mädchenhandel 
strafrechtlich zu verfolgen. Anstelle einer 
einheitlichen Definition des Mädchenhan-
dels wurden lediglich für den Mädchen-
handel charakteristische Ausführungs-
handlungen genannt, die konkrete Ausge-
staltung eines entsprechenden Tatbestan-
des jedoch den Staaten selbst überlassen. 
Als für den Mädchenhandel charakteri-
stisch bezeichnete das Übereinkommen – 
losgelöst von einer grenzüberschreitenden 
Tatbegehung – das Anwerben, Verschlep-
pen und Entführen einer Person, um der 
Unzucht eines anderen Vorschub zu lei-
sten.7 Während Minderjährige, selbst wenn 
sie in den Handel eingewilligt hatten, abso-
lut geschützt wurden, mußte die Tathand-
lung bei volljährigen Frauen durch be-
stimmte Tatmittel qualifiziert sein.8 

Waren die Abkommen von 1904 und 1910 
ursprünglich auf den Handel mit weißen 
Frauen und Mädchen beschränkt,9 so fehlte 
in den Übereinkommen von 1921 und 1933 
jene Unterscheidung hinsichtlich der Haut-
farbe des Opfers. Das Übereinkommen von 
1921 verpflichtete die Staaten zudem, den 
Handel mit Kindern beiderlei Geschlechts 
zu verfolgen sowie den Versuch und Vor-
bereitungshandlungen unter Strafe zu stel-

                                                      
6  Vgl. die Präambel des Abkommens; siehe zum 

Abkommen von 1904 z.B. Herz (Fn. 1), S. 12; 
Hofmann (Fn. 1), S. 276ff.; Mentz (Fn. 1), S. 104f.; 
Kartusch (Fn. 1), S. 9.  

7  Nicht ausdrücklich berücksichtigt wurden das 
Verhandeln und die Übergabe an den Abneh-
mer.  

8  Z.B. durch Täuschung, Gewalt, Drohung, Miss-
brauch des Ansehens oder irgendein anderes 
Zwangsmittel, vgl. dazu näher Hofmann (Fn. 1), 
S. 285f.; Herz (Fn. 1), S. 13. 

9  Dies geht aus der englischen und französischen 
Formulierung als “white slave traffic” bzw. 
«traite des blanches» , also „weißer Sklavenhan-
del“ hervor; siehe auch Hofmann (Fn. 1), S. 276 
Fn. 1239; Herz (Fn. 1), S. 12 Fn. 8; Dreixler (Fn. 1), 
S. 211. 

len. Im Übereinkommen von 1933 wurde 
der Schutz für volljährige Frauen ausge-
weitet, indem für die Tathandlungen des 
Anwerbens, Verschleppens oder Entfüh-
rens zu unzüchtigen Zwecken – selbst mit 
Einwilligung der volljährigen Frau – auf 
die Anwendung von qualifizierenden 
Zwangsmitteln verzichtet wurde. 

Ebenso, wie die vier Abkommen den Be-
griff des Menschenhandels auf den Handel 
in die Prostitution beschränkten, bezog sich 
auch die „Konvention zur Unterdrückung 
des Menschenhandels und der Ausbeutung 
der Prostitution anderer“ vom 2. Dezember 
1949/21. März 1950 allein auf diesen Teil-
aspekt des Menschenhandels. Die Staaten 
wurden zur strafrechtlichen Verfolgung 
jeder Person verpflichtet, die – um die Lei-
denschaften einer anderen zu befriedigen – 
eine andere Person, selbst mit deren Ein-
willigung, zum Zweck der Prostitution 
beschafft, zur Prostitution verführt oder 
verleitet oder die Prostitution einer ande-
ren Person, auch mit Zustimmung jener 
Person, ausnutzt (Art. 1). Dabei wurde 
nicht danach unterschieden, ob das Be-
schaffen, Verführen, Verleiten oder Aus-
nutzen unter Anwendung von Zwangsmit-
teln oder ohne Zwang erfolgte. Im Unter-
schied zu den vorangehenden Abkommen 
verband die Konvention von 1950 die Be-
kämpfung des Menschenhandels eng mit 
der Frage der Prostitution, welche an sich 
schon verwerflich sei. In der Präambel 
wurde der Menschenhandel als ein die 
Prostitution begleitendes Übel bezeichnet 
und die Prostitution als mit der Würde und 
dem Wert des Menschen unvereinbar abge-
lehnt. Die Konvention von 1950 beschränk-
te den Begriff des Menschenhandels also 
nicht nur auf den Handel in die Prostituti-
on, sondern differenzierte zudem nicht 
zwischen freiwilliger und erzwungener 
Prostitution.10 

                                                      
10  Vgl. die näheren Ausführungen zur Verbindung 

der Frage der Bekämpfung des Menschenhan-
dels mit der Prostitutionsfrage bei Hofmann (Fn. 
1), S. 297f.; Mentz (Fn. 1), S. 108f.; Herz (Fn. 1), 
15ff.; Kartusch (Fn. 1), S. 10. 
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II.  Neuere internationale und europäi-
sche Maßnahmen seit 2000 

Bei den nachfolgenden internationalen und 
europäischen Maßnahmen löste man sich 
von jener undifferenzierten Verknüpfung 
von freiwilliger Prostitution und Men-
schenhandel. Der Begriff des Menschen-
handels wurde auf weitere Ausbeutungs-
formen über die Zuführung in die Prostitu-
tion hinaus ausgedehnt. Auf der Suche 
nach einer klaren Definition des Begriffs 
„Menschenhandel“ zeigte sich zudem, daß 
drei Tatelemente als für die Definition des 
„Menschenhandels“ konstituierend ange-
sehen wurden. 

 

1.  Das Fakultativprotokoll zum Überein-
kommen über die Rechte des Kindes  

Das Fakultativprotokoll zum Überein-
kommen über die Rechte des Kindes, be-
treffend Kinderhandel, Kinderprostitution 
und Kinderpornografie11 vom 25. Mai 2000, 
welches am 18. Januar 2002 in Kraft trat, 
beschäftigt sich speziell mit dem Kinder-
handel als einem Aspekt des Menschen-
handels. Das Fakultativprotokoll stellt ei-
nen im Vergleich zu den früheren interna-
tionalen Abkommen entscheidenden Fort-
schritt dar, da es nicht nur eine rechtlich 
verbindliche Definition des Begriffs „Kin-
derhandel“ enthält, sondern den Staaten 
zudem konkrete Verpflichtungen im Zu-
sammenhang mit der strafrechtlichen Ver-
folgung des Kinderhandels auferlegt. 

Kerngehalt des Fakultativprotokolls bildet 
die weit formulierte Definition des Begriffs 
„Kinderhandel“ in Art. 2, welche durch 
klar gefaßte Minimalanforderungen an das 
nationale Strafrecht in Art. 3 begrenzt 
wird.12 Nach Art. 2 gilt jede Handlung oder 
Transaktion als Kinderhandel, durch wel-
che ein Kind von einer Person oder Perso-
nengruppe gegen Bezahlung oder eine an-
dere Gegenleistung an eine andere Person 
oder Personengruppe übergeben wird. In 

                                                      
11  UN-Dok. A/RES/54/263 vom 25. Mai 2000. 
12  In Art. 2 werden weiterhin die Begriffe Kinder-

prostitution und Kinderpornografie definiert. 

Art. 3 werden die unterschiedlichen Tat-
handlungen des Kinderhandels konkreti-
siert, welche mindestens unter Strafe zu 
stellen sind: Es gehören dazu das Angebot, 
die Übergabe oder die Annahme eines 
Kindes, und zwar gleichviel mit welchen 
Mitteln, jedoch nur zu bestimmten Ausbeu-
tungszwecken. Zu diesen Ausbeutungs-
zwecken zählen der Handel zum Zweck 
der sexuellen Ausbeutung, zum Zweck der 
Übertragung von Organen zu Gewinn-
zwecken und zum Zweck der Heranzie-
hung des Kindes zur Zwangsarbeit. Das 
Fakultativprotokoll stellt zudem die gegen 
geltende, die Adoption betreffende interna-
tionale Übereinkünfte verstoßende, unge-
bührliche Herbeiführung (als Vermittler) 
der Zustimmung zur Adoption eines Kin-
des unter Strafe. 

Lässt das Fakultativprotokoll die kommer-
zielle Seite des Kinderhandels klar erken-
nen,13 so ist hingegen unerheblich, ob die 
Straftaten im Inland oder grenzüberschrei-
tend begangen wurden und ob diese von 
einem einzelnen oder auf organisierte Wei-
se verübt wurden.14  

Maßnahmen aus dem Bereich des Opfer-
schutzes sind in Art. 8 und Art. 9 Abs. 3 
und 4 des Fakultativprotokolls geregelt. 
Leitmaßstab für den Schutz der Opfer ge-
wordenen Kinder in allen Phasen des 

                                                      
13  Siehe dazu Botschaft des Schweizerischen Bun-

desrates über die Genehmigung des Fakultativ-
protokolls vom 25. Mai 2000 zum Übereinkom-
men über die Rechte des Kindes, betreffend den 
Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution 
und die Kinderpornografie, und über die ent-
sprechende Änderung der Strafnorm über den 
Menschenhandel, vom 11. März 2005, BBl. 2005, 
2807, 2823. 

14  Vgl. Art. 3 Abs. 1 S. 1 des Fakultativprotokolls; 
zudem verweist Art. 3 Abs. 2 auf den Versuch, 
die Mittäterschaft und die Teilnahme an den 
Tathandlungen und Abs. 3 auf die, die Schwere 
der Tat berücksichtigende, angemessene Strafe; 
Abs. 4 betrifft die Haftung juristischer Personen, 
die straf-, zivil- oder verwaltungsrechtlicher Na-
tur sein kann; weitere Maßnahmen im Zusam-
menhang mit der Strafverfolgung betreffen z.B. 
die Auslieferung von Tätern, Art. 5, die Rechts-
hilfe und internationale Zusammenarbeit, Art. 6 
und 10, sowie die Beschlagnahme und Einzie-
hung, Art. 7.  
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Strafverfahrens ist dabei in Übereinstim-
mung mit Art. 3 des Übereinkommens über 
die Rechte des Kindes, daß das Wohl des 
Kindes vorrangig zu berücksichtigen ist 
(Art. 8 Abs. 3). Nach Art. 8 Abs. 1 sind ge-
eignete Maßnahmen zu ergreifen, um die 
Rechte und Interessen der Opfer geworde-
nen Kinder in allen Phasen des Strafverfah-
rens zu schützen. Dazu gehört z.B., daß 
angemessene Unterstützungsdienste wäh-
rend des gesamten Gerichtsverfahrens zur 
Verfügung gestellt, daß soweit erforderlich 
die Privatsphäre und Identität der Opfer 
gewordenen Kinder geschützt oder daß 
gegebenenfalls sichergestellt wird, daß 
Opfer gewordene Kinder sowie ihre Ange-
hörigen und für sie aussagende Zeugen vor 
Einschüchterungs- und Vergeltungsmaß-
nahmen geschützt werden.15 

Art. 9 Abs. 3 verlangt nach durchführbaren 
Maßnahmen, um jede geeignete Hilfe für 
die Opfer – namentlich ihre volle soziale 
Wiedereingliederung und ihre volle physi-
sche und psychische Genesung – sicherzu-
stellen.16 

Zu der rechtsverbindlichen Definition des 
Kinderhandels im Fakultativprotokoll ist 
festzuhalten, daß diese sich – was den Per-
sonenkreis betrifft – auf Kinder beschränkt 
und zudem als weiteres definitorisches 
Erfordernis ein kommerzielles Element in 
sich trägt. Unklar läßt das Fakultativproto-
koll jedoch, was es genau unter kommer-
zieller Ausbeutung versteht, so daß sich 
Lücken für den Schutz der Opfer geworde-
nen Kinder für die Fälle einer Ausbeutung 
z.B. innerhalb der Familie oder anderer 
persönlicher Abhängigkeiten aufzeigen.17 

                                                      
15  Vgl. im einzelnen Art. 8 Abs. 1 a) – g); Art. 8 

Abs. 6 betrifft den Ausgleich zwischen Opfer-
schutz und den Verteidigungsrechten des An-
geklagten; vgl. zudem Art. 8 Abs. 4 und 5. 

16  Nicht ausdrücklich festgelegt ist, ob die volle 
Wiedereingliederung im Ziel- oder Herkunfts-
land erfolgen muß und ob den Opfern ein (dau-
erndes oder zumindest vorübergehendes) Auf-
enthaltsrecht zu gewährleisten ist, siehe dazu 
Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 13), BBl. 2005, 
2807, 2828. 

17  Siehe dazu näher Botschaft vom 11. März 2005 
(Fn. 13), BBl. 2005, 2807, 2819. 

Als den Kinderhandel konstituierende Tat-
elemente greift das Fakultativprotokoll 
(Art. 2 und 3) nur die Elemente der Tat-
handlung und der Tatzwecke auf, verzich-
tet aber auf das Element des Tatmittels. 
Dies stimmt mit den entsprechenden Rege-
lungen der anderen (im folgenden darge-
stellten) aktuellen internationalen Maß-
nahmen überein, die für den Fall, daß die 
Opfer des Menschenhandels Kinder sind, 
ebenfalls auf das Element des Tatmittels 
verzichten.18 

Anliegen des Fakultativprotokolls zum 
Übereinkommen über die Rechte des Kin-
des ist der Schutz der Rechte der Kinder 
und in der Präambel des Fakultativproto-
kolls wird von der Verfolgung eines ganz-
heitlichen Ansatzes, der die Beseitigung 
des Kinderhandels erleichtern wird, ge-
sprochen. Dennoch erscheint die konse-
quente Umsetzung des Schutzes der Men-
schenrechte der Opfer des Kinderhandels 
im Ergebnis nicht im selben Maße gewähr-
leistet wie das Anliegen der Bekämpfung 
des Kinderhandels, da die Regelungen im 
Zusammenhang mit der Strafverfolgung 
des Kinderhandels zumeist streng ver-
pflichtend formuliert sind, während die oft 
weicher formulierten Opferschutzbestim-
mungen den Vertragsstaaten in größerem 
Maße Beurteilungs- und Ermessensspiel-
räume einräumen.19  

                                                      
18  Siehe auch die früheren Abkommen von 1904 

und 1910, die hinsichtlich des Erfordernisses 
von qualifizierenden Tatmitteln zwischen min-
derjährigen und volljährigen Opfern unterschie-
den.  

19  Vgl. z.B. in Art. 8: „geeignete Maßnahmen“, 
„angemessene Unterstützungsdienste“, „soweit 
erforderlich“, „gegebenenfalls sicherstellen“, 
„ergreifen gegebenenfalls Maßnahmen“; vgl. un-
ter II. 2. zur entsprechenden Problematik beim 
Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämpfung 
und Bestrafung des Menschenhandels, insbe-
sondere des Frauen- und Kinderhandels. 
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2.  Das Zusatzprotokoll zum Überein-
kommen gegen die grenzüberschreiten-
de organisierte Kriminalität vom 15. 
November 2000 

In Ergänzung der Konvention gegen 
grenzüberschreitende organisierte Krimi-
nalität wurde am 15. November 2000 das 
Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämp-
fung und Bestrafung des Menschenhan-
dels, insbesondere des Frauen- und Kin-
derhandels20 beschlossen, welches am 25. 
Dezember 2003 in Kraft trat. Das Zusatz-
protokoll wurde in der Erkenntnis geschaf-
fen, daß es bisher an einer umfassenden 
Übereinkunft, welche „alle Aspekte des 
Menschenhandels“21 einbezieht, fehle. Die-
ses bisherige Defizit aufgreifend, finden 
sich in dem Zusatzprotokoll zum einen die 
auf internationaler Ebene erste rechtlich 
verbindliche Definition des Begriffs „Men-
schenhandel“ sowie Regelungen zur Be-
kämpfung und Strafverfolgung des Men-
schenhandels und zum anderen Bestim-
mungen zum Schutz der Opfer des Men-
schenhandels. Hinzu kommen Regelungen 
zur Verhütung des Menschenhandels und 
solche zur Zusammenarbeit der Vertrags-
staaten. Das Zusatzprotokoll erfaßt die drei 
Bereiche der Prävention des Menschen-
handels, der Untersuchung und Strafver-
folgung des Menschenhandels und des 
Schutzes der Opfer des Menschenhandels. 
Dieser umfassend gewählte Lösungsansatz 
läßt erkennen, daß Menschenhandel als 
eine Verletzung von Menschenrechten und 
damit als ein menschenrechtliches und 
nicht etwa nur z.B. strafrechtliches oder 
allein ausländerrechtliches Problem er-
kannt wurde.22 

Als Ziele nennt das Zusatzprotokoll in Art. 
2 zunächst die Verhütung und Bekämp-
fung des Menschenhandels, wobei Frauen 
und Kindern besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt wird. Hinzu kommen das Ziel 
des Schutzes und der Hilfe für die Opfer 
des Menschenhandels und das Ziel der 
                                                      
20  UN-Dok. A/RES/55/25 vom 15. November 

2000. 
21  Vgl. die Präambel des Zusatzprotokolls. 
22  Vgl. dazu näher Kartusch (Fn. 1), S. 13.  

Förderung der Zusammenarbeit zwischen 
den Vertragsstaaten zur Verwirklichung 
dieser Ziele. Stellt das Zusatzprotokoll 
auch jene drei Ziele an den Anfang seiner 
Regelungen und setzt damit ein Zeichen 
für den von ihm angestrebten umfassenden 
Lösungsansatz, so zeigen die nachfolgen-
den Bestimmungen, daß das Schwerge-
wicht des Zusatzprotokolls auf der Be-
kämpfung des Menschenhandels und der 
Strafverfolgung der Täter liegt.23 Dies folgt 
zudem daraus, daß das Zusatzprotokoll 
eine Ergänzung zur Konvention gegen 
grenzüberschreitende organisierte Krimi-
nalität ist. 

Art. 3 a des Zusatzprotokolls enthält die 
erste international rechtlich verbindliche 
Definition des „Menschenhandels“, welche 
durch drei konstituierende Elemente ge-
kennzeichnet ist: Tathandlung, Tatmittel 
und Tatzweck. Jene drei Elemente müssen 
kumulativ vorliegen, um von Menschen-
handel im Sinne des Zusatzprotokolls spre-
chen zu können. Als Tathandlung nennt 
Art. 3 a die Anwerbung, Beförderung, 
Verbringung, Beherbergung oder Aufnah-
me von Personen. Hinzukommen müssen 
die Tatmittel der Androhung oder Anwen-
dung von Gewalt oder anderen Formen der 
Nötigung, Entführung, Betrug, Täuschung, 
Mißbrauch von Macht oder Ausnutzung 
besonderer Hilflosigkeit oder Gewährung 
oder Entgegennahme von Zahlungen oder 
Vorteilen zur Erlangung des Einverständ-
nisses einer Person, die Gewalt über eine 
andere Person hat. Drittes kumulativ er-
forderliches Element ist der Tatzweck, der 
in Art. 3 a mit „zum Zweck der Ausbeu-
tung“ umschrieben wird. Sodann führt das 
Zusatzprotokoll Beispiele an, wonach die 
Ausbeutung mindestens die Ausnutzung 
der Prostitution anderer oder andere For-
men sexueller Ausbeutung, Zwangsarbeit 
oder Zwangsdienstbarkeit, Sklaverei oder 
sklavereiähnliche Praktiken, Leibeigen-
schaft oder die Entnahme von Körperorga-
nen umfasse. 

                                                      
23  Ebenda; vgl. zudem Herz (Fn. 1), S. 23.  
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Im Unterschied zum Fakultativprotokoll 
spricht die Definition in Art. 3 des Zusatz-
protokolls nicht von Kindern, sondern al-
ters- und geschlechtsneutral von Personen, 
so daß Frauen, Mädchen, Männer und 
Knaben erfaßt werden. Das Anliegen, Frau-
en und Kinder besonders zu schützen, geht 
aber sowohl aus der Betonung im Titel des 
Zusatzprotokolls24 als auch aus Art. 2 a des 
Zusatzprotokolls hervor. 

Die Anforderungen des Fakultativproto-
kolls, das für den Handel mit Kindern nur 
auf die Elemente der Tathandlung und des 
Tatzweckes abstellt, finden sich von der 
Sache her auch im Zusatzprotokoll wieder. 
Das Zusatzprotokoll unterscheidet zwi-
schen Opfer gewordenen Erwachsenen 
und Kindern: nur für Opfer gewordene 
Erwachsene verlangt es die drei oben ange-
führten Tatelemente, während es für Kin-
der auf das Erfordernis der Tatmittel aus-
drücklich verzichtet (Art. 3 c des Zusatz-
protokolls). 

Während das Fakultativprotokoll hinsicht-
lich der Tathandlung nur von Angebot, 
Übergabe und Annahme gegen Bezahlung 
oder eine andere Gegenleistung spricht, 
zeigt die weite Formulierung und Aufzäh-
lung möglicher Tathandlungen im Zusatz-
protokoll, daß sich die Tathandlung des 
Menschenhandels nicht auf einen eigentli-
chen Handel im Sinne eines Verkaufsge-
schäfts gegen eine Gegenleistung be-
schränkt. Die im Zusatzprotokoll genann-
ten Tathandlungen gehen vielmehr über 
einen eigentlichen Handel im engen Sinne 
hinaus und erfassen weitere Vor- und Be-
gleitstufen. Das Zusammenspiel der im 
Zusatzprotokoll angeführten Tathandlun-
gen mit den dort genannten Tatmitteln 
macht deutlich, daß es beim Menschen-
handel um die Anmaßung einer Macht- 
und Kontrollstellung über einen anderen 
Menschen geht. Diese Ausübung von 
Macht und Kontrolle über einen anderen 
Menschen ist nicht nur beim eigentlichen 
Handel im engen Sinne, sondern eben auch 
z.B. beim Anwerben oder im Rahmen der 
                                                      
24  „insbesondere des Frauen- und Kinderhandels“; 

vgl. dazu auch Kartusch (Fn. 1), S. 3. 

Verbringung oder Unterkunft der Opfer 
möglich.25 Die in Art. 3 a genannten Tat-
mittel werden vom Zusatzprotokoll zudem 
in Art. 3 b als Anknüpfungspunkt für die 
Beurteilung der Wirksamkeit bzw. Un-
wirksamkeit einer Einwilligung des Opfers 
des Menschenhandels in die beabsichtigte 
Ausbeutung herausgestellt.  

Die Gleichbehandlung von freiwilliger und 
erzwungener Prostitution in der Konventi-
on von 1949/1950 ist im Zusatzprotokoll 
nicht mehr zu finden. Vielmehr zeigt das 
Erfordernis qualifizierter Tatmittel im Zu-
satzprotokoll, daß zwischen Menschen-
handel, der durch ein Zwangselement ge-
kennzeichnet ist, und freiwilliger Prostitu-
tion zu unterscheiden ist.26 

In welcher Weise die Prostitution national 
geregelt wird, überläßt das Zusatzprotokoll 
jedoch dem nationalen Recht der Vertrags-
staaten.27 

Zu den Verpflichtungen für die Vertrags-
staaten im Bereich des Strafrechts bei der 
Kriminalisierung des Menschenhandels 
gehört nach Art. 5 Abs. 1, den Menschen-
handel entsprechend der Definition in Art. 
3 unter Strafe zu stellen. Erfaßt sind zudem 
nach Art. 5 Abs. 2 die Versuchsstrafbarkeit, 
die Beteiligung als Mittäter oder Gehilfe 
sowie die Organisation der Begehung und 
Anleitung anderer zur Begehung des Men-
schenhandels.28  

                                                      
25  Darauf ebenfalls hinweisend Daniela Demko, 

Menschenhandel: In der Schweiz gilt eine neue 
Strafnorm, plädoyer, 1/2007, S. 28f.  

26  Vgl. dazu Herz (Fn. 1), S. 19, insbes. Fn. 44. 
27  Vgl. Interpretative notes, UN-Dok. A/55/383/ 

Add.1 vom 3. November 2000, Nr. 64. 
28  Weitere Verpflichtungen im Bereich der Straf-

verfolgung betreffen die Verstärkung der 
Grenzkontrollen und die Fälschungssicherheit 
von Reise- und Identitätsdokumenten, Art. 11, 
12, 13 des Zusatzprotokolls; hinzu kommen Re-
gelungen der Konvention gegen grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität zur Ver-
antwortlichkeit juristischer Personen, Art. 10, 
zur Auslieferung und Rechtshilfe, Art. 16 ff., 
sowie zu gemeinsamen Ermittlungen und zur 
Zusammenarbeit bei der Strafverfolgung, Art. 
19, 26, 27, vgl. Art. 1 Abs. 2 des Zusatzproto-
kolls.  
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Neben die verbindlich formulierten Ver-
pflichtungen für die Vertragsstaaten auf 
dem Gebiet der Strafverfolgung treten Re-
gelungen zum Schutz der Opfer des Men-
schenhandels, welche aber nicht nur weni-
ger streng formuliert sind, sondern den 
Vertragsstaaten zudem erhebliche Beurtei-
lungs- und Ermessensspielräume geben.29 
So ist z.B. nach Art. 6 Abs. 1 in geeigneten 
Fällen und soweit nach innerstaatlichem 
Recht möglich, die Privatsphäre und Iden-
tität der Opfer zu schützen. Nach Art. 6 
Abs. 3 erwägt jeder Vertragsstaat Maß-
nahmen zur körperlichen, seelischen und 
sozialen Gesundung der Opfer und ist 
nach Art. 6 Abs. 4 bestrebt, für die körper-
liche Sicherheit von sich auf seinem Ho-
heitsgebiet aufhaltenden Opfern zu sorgen. 
Zusätzlich erwägt jeder Vertragsstaat nach 
Art. 7 Maßnahmen, die den Opfern des 
Menschenhandels in geeigneten Fällen ei-
nen vorübergehenden oder dauernden 
Aufenthalt gewähren, wobei humanitäre 
und persönliche Faktoren in angemessener 
Weise zu berücksichtigen sind.30 Dadurch, 
daß die Vertragsstaaten im Zusammen-
hang mit dem Opferschutz vielfach nicht 
zu bestimmten Maßnahmen verpflichtet 
sind, sondern ebensolche nur in Erwägung 
zu ziehen haben, gibt das Zusatzprotokoll 
den Opfern keinen verbindlichen Rechts-
anspruch auf z.B. Unterkunft, medizini-
sche, psychologische und materielle Hilfe 
und Beschäftigungs- und Aus-/Bildungs-
möglichkeiten sowie darauf, vor sofortiger 
Abschiebung geschützt zu werden.31 

Die Regelungen zur Prävention32 des Men-
schenhandels, zur Strafverfolgung der 
Menschenhändler und zum Schutz der 
Opfer des Menschenhandels machen zwar 
die menschenrechtliche Bedeutung des 
Zusatzprotokolls sichtbar. Dennoch wird 
der vom Protokoll gewählte umfassende 
Lösungsansatz zugleich wieder einge-

                                                      
29  Siehe dazu näher Herz (Fn. 1), S. 20. 
30  Die Rückführung der Menschenhandelsopfer ist 

in Art. 8 geregelt. 
31  Siehe dazu Herz (Fn. 1), S. 21; Kartusch (Fn. 1), S. 

14. 
32  Vgl. Art. 9, 10 des Zusatzprotokolls. 

schränkt: Das Zusatzprotokoll, das die 
Konvention gegen grenzüberschreitende 
organisierte Kriminalität ergänzt, findet 
nach Art. 4 des Zusatzprotokolls nur An-
wendung auf Straftaten von grenzüber-
schreitender Natur, an denen eine organi-
sierte kriminelle Gruppe mitwirkte. Der 
Geltungsbereich des Zusatzprotokolls ist 
insofern enger als der des Fakultativproto-
kolls zum Übereinkommen über die Rechte 
des Kindes, da für letzteres unerheblich ist, 
ob die Straftaten im Inland oder grenz-
überschreitend, von einem einzelnen oder 
auf organisierte Weise verübt wurden (Art. 
3 Abs. 1 des Fakultativprotokolls). Der um-
fassende Lösungsansatz des Zusatzproto-
kolls ist zudem dadurch der Gefahr ausge-
setzt, eben nicht in einem solch umfassen-
den Sinne auch praktisch wirksam zu wer-
den, weil die Opferschutzbestimmungen – 
im Gegensatz zu den die Vertragsstaaten 
streng verpflichtenden Regelungen zur 
Strafverfolgung des Menschenhandels – 
den Vertragsstaaten bei ihrer Umsetzung 
zahlreiche Beurteilungs- und Ermessens-
spielräume lassen.33 Nicht zuletzt ist zu 
beachten, daß die Bestimmungen des Zu-
satzprotokolls zusammen mit der Konven-
tion gegen grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität auszulegen sind,34 deren 
primäres Anliegen die Förderung der Zu-
sammenarbeit der Vertragsstaaten mit dem 
Ziel der Bekämpfung grenzüberschreiten-
der organisierter Kriminalitätsstrukturen 
ist. Jene Verknüpfung mit der Bekämpfung 
der organisierten Kriminalität hat zur Fol-
ge, daß der im Zusatzprotokoll sichtbar 
gewordene umfassende menschenrechtli-
che Lösungsansatz seinerseits nur einge-
engt zur Anwendung gelangt, da Aus-
gangspunkt der Konvention und damit 
auch des diese ergänzenden Zusatzproto-
kolls nicht der Menschenhandel als Men-

                                                      
33  Auf die Gefahr einer nicht konsequenten Ver-

wirklichung des Opferschutzes wurde bereits 
beim Fakultativprotokoll hingewiesen, siehe un-
ter II. 1.; siehe näher Kartusch (Fn. 1), S. 13; Herz 
(Fn. 1), S. 20. 

34  Vgl. Art. 37 Nr. 4 der Konvention und Art. 1 
Abs. 1 und 2 des Zusatzprotokolls. 
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schenrechtsverletzung ist, sondern die Be-
kämpfung der organisierten Kriminalität.35 

 

3.  Der Rahmenbeschluß des Rates der 
Europäischen Union 19. Juli 2002 und 
die Richtlinie des Rates vom 29. April 
2004 

Wichtige Rechtsakte innerhalb der Euro-
päischen Union sind der Rahmenbeschluß 
des Rates der Europäischen Union zur Be-
kämpfung des Menschenhandels von 
200236 und die Richtlinie des Rates37 aus 
dem Jahr 2004, die sich mit der Erteilung 
von Aufenthaltstiteln für Opfer des Men-
schenhandels aus Drittstaaten beschäftigt. 

Der Rahmenbeschluß betont in der Präam-
bel zwar, daß Menschenhandel einen 
schweren Verstoß gegen grundlegende 
Menschenrechte und die Menschenwürde 
darstellt.38 Dennoch ist im Rahmenbe-
schluß kein umfassender, alle Aspekte des 
Menschenhandels gleichermaßen aufgrei-
fender Lösungsansatz zu finden. Das 
Schwergewicht liegt vielmehr im Bereich 
des Strafrechts und der Strafverfolgung, 
indem den Mitgliedstaaten für die Be-
kämpfung des Menschenhandels genaue 
Vorgaben zur Rechtsvereinheitlichung ih-
rer Vorschriften gemacht werden. Wäh-
rend es an detaillierten Regelungen zur 
Prävention des Menschenhandels und zur 
verbesserten grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit fehlt, sind solche zum Op-
ferschutz nur hinsichtlich Minderjährigen 

                                                      
35  Siehe dazu Herz (Fn. 1), S. 22 f.; Kartusch (Fn. 1), 

S. 12: „in erster Linie“.  
36  Rahmenbeschluß des Rates vom 19. Juli 2002 zur 

Bekämpfung des Menschenhandels, 2002/ 
629/JI, ABl. EG Nr. L 203 vom 1. August 2002, S. 
1ff. 

37  Richtlinie 2004/81/EG des Rates vom 29. April 
2004 über die Erteilung von Aufenthaltstiteln für 
Drittstaatsangehörige, die Opfer des Menschen-
handels sind oder denen Beihilfe zur illegalen 
Einwanderung geleistet wurde und die mit den 
zuständigen Behörden kooperieren, ABl. Nr. L 
261 vom 6. August 2004, S. 19ff.  

38  Vgl. Präambel (3). 

vorhanden, wobei aber auch diese sehr 
lückenhaft ausgestaltet sind.39 

In Anlehnung an die Definition des Men-
schenhandels in Art. 3 a des Zusatzproto-
kolls stellt auch der Rahmenbeschluß auf 
die drei den Menschenhandel konstituie-
renden Elemente der Tathandlung, Tatmit-
tel und Tatzwecke ab, wobei für Opfer ge-
wordene Kinder auf das Element der Tat-
mittel verzichtet wird.40 Zu den Tathand-
lungen zählen das Anwerben, Befördern, 
Weitergeben, Beherbergen und die spätere 
Aufnahme einer Person, einschließlich 
Tausch oder Weitergabe der Kontrolle über 
sie. Diese Tathandlungen müssen durch 
die in Art. 1 Abs. 1 a) – d) des Rahmenbe-
schlusses aufgeführten Tatmittel qualifi-
ziert und zum Zwecke der Ausbeutung der 
Person vorgenommen worden sein. Im 
Unterschied zum Zusatzprotokoll erfaßt 
der Rahmenbeschluß als Ausbeutungs-
zwecke nur Formen der sexuellen Ausbeu-
tung und solche der Arbeitskraft, nicht 
aber die Entnahme von Körperorganen. 
Während Art. 2 die Strafbarkeit von Anstif-
tung, Beihilfe und Versuch regelt, betrifft 
Art. 3 die wirksamen, angemessenen und 
abschreckenden Strafen, wobei Art. 3 Abs. 
2 bestimmte erschwerende Formen der 

                                                      
39  Siehe dazu Kartusch (Fn. 1), S. 15. 
40  In Übereinstimmungen mit dem Zusatzproto-

koll und den Fakultätsprotokoll wird für Opfer 
gewordene Kinder auf das Element der Tatmit-
tel verzichtet, vgl. Art. 1 Abs. 3; jedoch ist kri-
tisch anzumerken, daß der Wortlaut des Art. 1 
Abs. 3 („keine der in Absatz 1 aufgeführten Vor-
aussetzungen gegeben ist“) insoweit weniger 
genau formuliert ist als der des Art. 3 c) des Zu-
satzprotokolls, der hinsichtlich des bei Kindern 
verzichtbaren Tatelements präzise auf das Ele-
ment des Tatmittels abstellt. Systematische und 
teleologische Erwägungen lassen aber den 
Schluß zu, daß Art. 1 Abs. 3 des Rahmenbe-
schlusses in diesem Sinne zu verstehen ist, da 
der Rahmenbeschluß in der Präambel ausdrück-
lich auf das Zusatzprotokoll abstellt und der 
Aufbau der Vorschrift des Art. 1 des Rahmenbe-
schlusses dem des Art. 3 des Zusatzprotokolls 
entspricht. Dasselbe gilt im übrigen für die 
ebenso ungenau formulierte Regelung zur Un-
erheblichkeit eines Einverständnisses des Opfers 
in Art. 1 Abs. 2 des Rahmenbeschlusses.  
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Tatbegehung nennt.41 Über das Zusatzpro-
tokoll hinausgehend ist der Rahmenbe-
schluß (wie auch das Fakultativprotokoll) 
nicht auf eine grenzüberschreitende und 
auf organisierte Weise verübte Tatbege-
hung beschränkt. 

Hinsichtlich des Schutzes und der Unter-
stützung der Opfer verweist Art. 7 des 
Rahmenbeschlusses für Opfer gewordene 
Kinder lediglich auf den Rahmenbeschluß 
von 2001 über die Stellung von Opfern im 
Strafverfahren42 und führt aus, daß Kinder 
als „besonders gefährdete“ Opfer im Sinne 
dieses Rahmenbeschlusses angesehen wer-
den „sollten“.43 Einzelne strafprozessuale 
Befugnisse der Opfer des Menschenhan-
dels sind im Rahmenbeschluß zur Bekämp-
fung des Menschenhandels selbst jedoch 
nicht geregelt, sondern finden sich, und 
zwar nicht nur für minderjährige Opfer, im 
Rahmenbeschluß über die Stellung des 
Opfers im Strafverfahren.44 

Verbindliche Regelungen zum Aufent-
haltsrecht von Opfern des Menschenhan-

                                                      
41  Vgl. Art. 3 Abs. 2 a) – d); zum Vergleich mit den 

erschwerenden Umständen in der Europarats-
konvention zur Bekämpfung des Menschenhan-
dels siehe unter II. 4.; die Verantwortlichkeit ju-
ristischer Personen und Sanktionen gegen diese 
sind in Art. 4 und 5 geregelt; Bestimmungen zur 
Gerichtsbarkeit und Strafverfolgung regelt Art. 
6.  

42  Rahmenbeschluß des Rates vom 15. März 2001 
über die Stellung des Opfers im Strafverfahren, 
2001/220/JI, ABl. Nr. L 082 vom 22. März 2001, 
S. 1 ff.  

43  Zuzustimmen ist der Kritik von Kartusch (Fn. 1), 
S. 15 zu der nur punktuellen Verweisung auf 
den Rahmenbeschluß über die Opferstellung im 
Strafverfahren.  

44  Der Rahmenbeschluß über die Opferstellung im 
Strafverfahren strebt eine Verbesserung des 
Rechtsschutzes für die Opfer während des 
Strafverfahrens an, enthält aber auch Unterstüt-
zungsmaßnahmen für die Opfer vor und nach 
dem Strafverfahren, vgl. Präambel (5). Angegli-
chen werden sollen in den Mitgliedstaaten die 
die Stellung und die wichtigsten Rechte des Op-
fers betreffenden Vorschriften, z.B. zum Recht, 
im Verfahren gehört zu werden und auf Erhalt 
von Informationen, zu den Kommunikationsga-
rantien, zum Recht auf Schutz, insbesondere ih-
rer persönlichen Sicherheit und Privatsphäre, 
oder zum Recht auf Entschädigung. 

dels aus Drittstaaten sind in der Richtlinie 
des Rates von 2004 über die Erteilung von 
Aufenthaltstiteln enthalten. Mit der Richt-
linie wird ein vorläufiger Aufenthaltstitel 
geschaffen, der den Opfern des Menschen-
handels Anreize für eine Kooperation mit 
den zuständigen Behörden bietet und zu-
gleich zur Verhinderung von Mißbrauch an 
bestimmte Bedingungen geknüpft ist.45 

Den Drittstaatsangehörigen wird nach Art. 
6 der Richtlinie eine Bedenkzeit für die 
Entscheidung eingeräumt, ob sie mit den 
zuständigen Behörden kooperieren möch-
ten. Eine Mindestdauer für diese Bedenk-
zeit ist in der Richtlinie selbst nicht vorge-
schrieben, sondern diese ist dem inner-
staatlichen Recht überlassen.46 Art. 7 regelt 
die Behandlung der Drittstaatsangehörigen 
vor der Erteilung des Aufenthaltstitels. Für 
den Fall der eindeutigen Bekundung einer 
Bereitschaft des Drittstaatsangehörigen zur 
Zusammenarbeit, dem Abbruch aller Ver-
bindungen zu den mutmaßlichen Tätern 
und nach Prüfung, welche Möglichkeiten 
sich für die Ermittlungen oder das Ge-
richtsverfahren durch den Aufenthalt des 
Drittstaatsangehörigen ergeben, wird ein 
Aufenthaltstitel erteilt, der für die Dauer 
von mindestens 6 Monaten gültig und zu-
dem verlängerbar ist (Art. 8). Jedoch endet 
die Verlängerbarkeit des Aufenthaltstitels, 
wenn das maßgebliche Verfahren aufgrund 
einer Entscheidung der zuständigen Be-
hörden abgeschlossen wurde (Art. 13).47 
Bestimmungen zur Behandlung des Inha-
bers eines Aufenthaltstitels finden sich in 
den Art. 9–12 der Richtlinie, insbesondere 
zur erforderlichen medizinischen und son-
stigen Hilfe, zur Erwerbstätigkeit und be-

                                                      
45  Vgl. Präambel (9), (10), siehe auch Artikel 1. 
46  Vgl. Art. 6 Abs. 1 S. 2; anders noch der Vor-

schlag der Kommission für diese Richtlinie des 
Rates, der eine Frist zum Nachdenken von 30 
Tagen einräumte; zur berechtigten Kritik hin-
sichtlich der Wegfalls dieses Mindestschutzes 
siehe Kartusch (Fn. 1), S. 17.  

47  Nach Abschluß des maßgeblichen Verfahrens 
kommt das allgemeine Ausländerrecht zur An-
wendung, Art. 13 Abs. 2; die Möglichkeit des je-
derzeitigen Entzugs des Aufenthaltstitels regelt 
Art. 14.  
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ruflichen und allgemeinen Bildung sowie 
zu Reintegrationsprogrammen. 

 

4.  Die Konvention des Europarates zur 
Bekämpfung des Menschenhandels 
vom 16. Mai 2005 

Die neueste Entwicklung auf internationa-
ler Ebene ist die Konvention des Europara-
tes zur Bekämpfung des Menschenhandels 
vom 16. Mai 2005,48 die durch einen umfas-
send zu verstehenden Menschenrechtsan-
satz gekennzeichnet ist. Ausgangspunkt ist 
im Unterschied zum Zusatzprotokoll nicht 
die Bekämpfung grenzüberschreitender 
organisierter Kriminalität, sondern viel-
mehr die von der Europaratskonvention 
gleich zu Beginn betonte Erwägung, daß es 
sich beim Menschenhandel um eine Verlet-
zung der Menschenrechte sowie der Wür-
de und Unversehrtheit des Menschen han-
delt.49 Jener menschenrechtliche Lösungs-
ansatz spiegelt sich nicht nur in den Ziel-
setzungen der Konvention wieder, sondern 
konkretisiert sich auch in den einzelnen 
Bestimmungen der Konvention.  

Ziele der Konvention sind die Prävention 
und Bekämpfung des Menschenhandels, 
der Schutz der Menschenrechte der Opfer, 
die Ausarbeitung eines umfassenden Rah-
mens für den Schutz von Opfern und Zeu-
gen, die Sicherstellung wirksamer Ermitt-
lungen und einer wirksamen Strafverfol-
gung sowie die Förderung der internatio-
nalen Zusammenarbeit bei der Bekämp-
fung des Menschenhandels (Art. 1).50 Die 
den Menschenrechtsansatz widerspiegeln-
den drei Zielbereiche der Prävention, des 
                                                      
48  Council of Europe Convention on Action against 

Trafficking in Human Beings, ETS Nr. 197; von 
Deutschland unterzeichnet am 17. November 
2005, von Österreich am 16. Mai 2005 unter-
zeichnet und am 12. Oktober 2006 ratifiziert, von 
der Schweiz noch nicht unterzeichnet, vgl. zum 
aktuellen Stand der Unterzeichnungen und Rati-
fizierungen der Mitgliedstaaten des Europarates 
www.conventions.coe.int .  

49  Vgl. Präambel; siehe zudem Art. 39. 
50  Besonders betont wird dabei in Art. 1 zugleich 

die Gewährleistung der Geschlechtergleichstel-
lung; siehe zum Nichtdiskriminierungsgrund-
satz Art. 3. 

Opferschutzes und der Strafverfolgung 
werden anschließend von der Europarats-
konvention in jeweils eigenständigen Kapi-
teln wieder aufgegriffen, wobei die Kon-
ventionsbestimmungen die Regelungen der 
(bereits dargestellten) früheren internatio-
nalen Maßnahmen zum Teil übernehmen, 
zum Teil aber auch – mal mehr, mal weni-
ger intensiv – über jene hinausgehen. Ge-
rade jene Konventionsbestimmungen, die 
über die Anforderungen der früheren in-
ternationalen Maßnahmen hinausgehen, 
machen den Fortschritt der Europarats-
konvention im Kampf gegen den Men-
schenhandel aus, da jene weiterreichenden 
Bestimmungen den umfassend zu verste-
henden Menschenrechtsansatz oft beson-
ders gut aufzeigen. 

Die Europaratskonvention, die auf alle 
Formen des Menschenhandels Anwendung 
findet,51 definiert in Art. 4 a) den Begriff 
des „Menschenhandels“ und verpflichtet 
die Vertragsstaaten in Art. 18, die in Art. 4 
genannten Handlungen, wenn vorsätzlich 
begangen, unter Strafe zu stellen.52 Die Eu-
roparatskonvention übernimmt für ihre 
Menschenhandelsdefinition die Definition 
des Art. 3 a) des Zusatzprotokolls und hält 
damit dem früheren Zusatzprotokoll ent-
sprechend an den drei konstituierenden 
Tatelementen – Tathandlung, Tatmittel 
und Tatzweck – fest. Ebenso wie im Zu-
satzprotokoll ist die Einwilligung des Op-
fers unerheblich, wenn unter Art. 4 a) ge-
nannte Tatmittel angewendet wurden, Art. 
4 b), und zudem verzichtet die Konvention 
bei Opfer gewordenen Kindern auf das 
Tatelement der Tatmittel, Art. 4 c). 

Im Unterschied zum Zusatzprotokoll regelt 
Art. 24 der Konvention mehrere Strafver-
schärfungsgründe, die mit den in Art. 3 
                                                      
51  Vgl. Art. 2: unabhängig davon, ob der Men-

schenhandel innerstaatlich oder grenzüber-
schreitend und ob er der organisierten Krimina-
lität zuzuordnen ist oder nicht.  

52  Regelungen zur Strafbarkeit der Anstiftung und 
Beihilfe sowie zum Versuch finden sich in Art. 
21; vgl. auch Art. 22 zur Verantwortlichkeit juri-
stischer Personen; nach Art. 23 Abs. 1 haben die 
Vertragsstaaten wirksame, verhältnismäßige 
und abschreckende Sanktionen sicherzustellen.  
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Abs. 2 des Rahmenbeschlusses zur Be-
kämpfung des Menschenhandels aufge-
führten erschwerenden Umständen nur 
zum Teil übereinstimmen. Sowohl die Eu-
roparatskonvention als auch der Rahmen-
beschluß sehen zum einen die vorsätzliche 
oder leichtfertige/grob fahrlässige Lebens-
gefährdung des Opfers und zum anderen 
die Begehung der Straftat im Rahmen einer 
kriminellen Vereinigung als erschwerend 
an.53 Nach dem Rahmenbeschluß kommen 
zudem nach Art. 3 Abs. 2 c) die Anwen-
dung schwerer Gewalt oder die Zufügung 
eines besonders schweren Schadens für das 
Opfer und nach Art. 3 Abs. 2 b) die beson-
dere Schutzbedürftigkeit des Opfers als 
erschwerende Umstände hinzu. Die Euro-
paratskonvention spricht insofern restrikti-
ver nur von einer gegen ein Kind verübten 
Straftat, Art. 24 b). Die Nichtaufnahme von 
aus anderen Gründen besonders schutzbe-
dürftigen erwachsenen Opfern erscheint 
angesichts der Hervorhebung des Opfer-
schutzgedankens in anderen Bestimmun-
gen der Europaratskonvention als lücken-
haft. Als erschwerend gilt nach Art. 24 c) 
zudem die Begehung der Straftat von ei-
nem Bediensteten bei Ausübung seiner 
Pflichten.  

Eine weitere, den Opferschutzgedanken 
zum Ausdruck bringende Bestimmung im 
Bereich des materiellen Strafrechts ist Art. 
26, wonach die Vertragsparteien die Mög-
lichkeit eines Absehens von Bestrafung für 
die Opfer vorzusehen haben. Der von der 
Europaratskonvention gewählte umfas-
sende Menschenrechtsansatz zeigt sich 
zudem in der Bestimmung des Art. 19, die 
den Aspekt der Nachfrage nach Men-
schenhandelsopfern aufgreift54 und sich als 
Novum zu den oben dargestellten früheren 
internationalen Maßnahmen ausdrücklich 

                                                      
53  Vgl. Art. 3 Abs. 2 a) des Rahmenbeschlusses und 

Art. 24 a) der Konvention sowie Art. 3 Abs. 2 d) 
des Rahmenbeschlusses und Art. 24 d) der Kon-
vention.  

54  Vgl. auch Art. 6 zu der Nachfrage entgegenwir-
kenden Maßnahmen aus dem Bereich der Prä-
vention; siehe zu weiteren Maßnahmen aus dem 
Bereich Verhütung und Zusammenarbeit Art. 5, 
7ff.  

mit der Frage nach der Strafbarkeit der 
Kunden der Menschenhandelsopfer be-
schäftigt: Wenn die Vertragsparteien auch 
nicht zur Strafverfolgung der Nutzer der 
Dienste der Opfer verpflichtet sind, so sind 
sie aber verpflichtet zu erwägen, die Nut-
zung von Diensten der Menschenhandels-
opfer im Wissen, daß es sich um ein Men-
schenhandelsopfer handelt, unter Strafe 
zustellen.55 

Die den Opfer- und Zeugenschutz betref-
fenden Bestimmungen der Europaratskon-
vention sind im Vergleich zu denen der 
früheren internationalen Maßnahmen nicht 
nur präziser und weniger vage gestaltet, 
sondern zudem durch den Vertragspartei-
en vermehrt auferlegte Verpflichtungen 
und ihnen weniger zustehende Beurtei-
lungs- und Ermessensspielräume gekenn-
zeichnet. Die den Opfern und Zeugen da-
durch zukommenden Rechtsansprüche 
verdeutlichen das der Europaratskonventi-
on zugrunde liegende Anliegen des Men-
schenrechtsschutzes.  

Von zentraler Bedeutung ist Art. 10 der 
Konvention zur Identifizierung als Opfer, 
welcher in Abs. 2 bestimmt, daß jede Ver-
tragspartei sicherzustellen hat, daß eine 
Person, hinsichtlich deren konkrete An-
haltspunkte dafür bestehen, daß diese Op-
fer von Menschenhandel ist, bis zum Ab-
schluß der Identifizierungsmaßnahmen 
nicht aus deren Hoheitsgebiet entfernt 
wird. 

Hinzutreten die die Vertragsparteien ver-
pflichtenden – und insoweit über das Zu-
satzprotokoll hinausgehenden und zudem 
präziser gefaßten – Bestimmungen in Art. 
11 der Konvention zum Schutz des Privat-
lebens und der Identität des Opfers und in 
Art. 12 der Konvention zur Unterstützung 
der Opfer. Danach haben die Opfer zu-
mindest Rechtsanspruch auf z.B. angemes-
sene und sichere Unterkunft, Zugang zu 
medizinischer Notversorgung, erforderli-
chenfalls Übersetzungs- und Dolmetscher-

                                                      
55  Angesprochen ist damit u.a. die derzeit ver-

stärkt diskutierte Thematik der Bestrafung der 
Freier von Zwangsprostituierten. 
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dienste und Zugang zum Bildungswesen 
für Kinder.56 Art. 12 Abs. 6 hebt dabei be-
sonders hervor, daß sicherzustellen ist, daß 
die Unterstützung des Opfers nicht von 
dessen Bereitschaft, als Zeuge aufzutreten, 
abhängig gemacht werden darf. 

Die Verpflichtung zu einem wirksamen 
und angemessenen Schutz vor möglicher 
Vergeltung oder Einschüchterung, insbe-
sondere während der und nach den Ermitt-
lungen gegen die Täter und deren Strafver-
folgung, ist in Art. 28 der Konvention gere-
gelt. Jener zu gewährende Schutz ist dabei 
nicht nur den Menschenhandelsopfern 
einzuräumen, sondern ist auf z.B. Zeugen 
und mit den Behörden zusammenarbeiten-
de Personen ausgedehnt.57 Art. 30 der 
Konvention beschäftigt sich mit dem 
Schutz der Opfer während des Gerichtsver-
fahrens. Hervorzuheben sind zudem die 
Bestimmungen der Art. 27 Abs. 3 und Art. 
28 Abs. 4, in denen die Möglichkeit einer 
Opferunterstützung durch (z.B.) eine nicht-
staatliche Organisation, welche die Men-
schenhandelsbekämpfung oder den Men-
schenrechtsschutz zum Ziel hat, sowie der 
Schutz der Mitglieder jener (z.B.) nicht-
staatlichen Organisationen vor Vergeltung 
oder Einschüchterung geregelt sind. 

Über Art. 7 des Zusatzprotokolls hinaus-
gehend sind in die Europaratskonvention 
selbst Bestimmungen zu einer dem Opfer 
zuzugestehenden Bedenkzeit und der Er-
teilung eines Aufenthaltstitels aufgenom-
men worden: Art. 13 sieht die Einräumung 
einer Erholungs- und Bedenkzeit von min-
destens 30 Tagen vor, während der keine 
aufenthaltsbeendenden Maßnahmen voll-
streckt werden dürfen. Nach Art. 14 sind 
die Vertragsparteien zur Erteilung eines 
verlängerbaren Aufenthaltstitels verpflich-
tet, wenn der Aufenthalt aufgrund der per-
sönlichen Situation des Opfers erforder-
lich58 oder der Aufenthalt des Opfers für 

                                                      
56  Vgl. zu den einzelnen Unterstützungsmaßnah-

men genauer Art. 12 Abs. 1 a) – f) und Abs. 2–7. 
57  Vgl. Art. 28 Abs. 1 a) – d); Art. 28 Abs. 2 spricht 

zudem von verschiedenen Arten von Schutz.  
58  Angesprochen ist damit das Aufenthaltsrecht 

aus humanitären Gründen. 

seine Zusammenarbeit mit den Behörden 
bei den Ermittlungen oder beim Strafver-
fahren erforderlich ist.59 Schreibt die Euro-
paratskonvention im Unterschied zur 
Richtlinie über die Erteilung von Aufent-
haltstiteln eine verbindliche Mindestdauer 
für die Bedenkzeit vor, so fehlt hingegen in 
der Europaratskonvention – wiederum im 
Gegensatz zur Richtlinie – eine solche 
Mindestdauer für den Aufenthaltstitel.60 
Über die Richtlinie hinausgehend sehen 
Art. 15 Abs. 2 der Konvention das Recht 
auf unentgeltlichen Rechtsbeistand für die 
Opfer61 und Art. 15 Abs. 4 der Konvention 
den Zugang zu Maßnahmen der sozialen 
Unterstützung und Integration für die Op-
fer des Menschenhandels vor.62  

Die nicht nur präziser gestalteten, sondern 
die Vertragsparteien auch vermehrt ver-
pflichtenden Opferschutzbestimmungen 
sowie die Aufnahme von Regelungen zur 
Nachdenkfrist und zur Erteilung eines 
Aufenthaltstitels in den Konventionstext 
selbst bekräftigen den Menschenrechtsan-
satz der Europaratskonvention. 

 

 

                                                      
59  Zur Repatriierung und Rückführung der Opfer 

vgl. Art. 16. 
60  Vgl. Art. 8 Abs. 3 der Richtlinie: für die Dauer 

von mindestens 6 Monate; nach Art. 14 Abs. 3 
der Konvention unterliegt die Nichtverlänge-
rung oder der Entzug des Aufenthaltstitels dem 
internen Recht der Vertragsparteien.  

61  Art. 7 Abs. 4 der Richtlinie räumt den Vertrags-
staaten insoweit Ermessen ein: „können“. 

62  Art. 12 Abs. 1 der Richtlinie regelt den Zugang 
zu Maßnahmen für die Rückkehr in ein norma-
les Leben nur für Inhaber eines Aufenthaltstitels, 
vgl. Art. 9–12 der Richtlinie, welche dem Kapitel 
III „Behandlung der Inhaber eines Aufenthaltsti-
tels“ zugeordnet sind.  
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Anhang: Begriffsbestimmungen zum 
Menschenhandel in den neueren interna-
tionalen und europäischen Maßnahmen 
seit 2000 

I. 

Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über 
die Rechte des Kindes, betreffend Kinderhandel, 
Kinderprostitution und Kinderpornografie vom 
25. Mai 2000 

Art. 2 

Im Sinne dieses Protokolls 

a) bedeutet Kinderhandel jede Handlung oder 
Transaktion, durch die ein Kind von einer Per-
son oder einer Gruppe von Personen gegen 
Bezahlung oder eine andere Gegenleistung an 
eine andere Person oder Gruppe von Personen 
übergeben wird; 
[…] 
 

Art. 3 

(1) Jeder Vertragsstaat stellt sicher, daß minde-
stens die folgenden Handlungen und Tätigkei-
ten voll in seinem Strafrecht erfaßt werden, 
gleichviel ob diese Straftaten im Inland oder 
grenzüberschreitend, von einem einzelnen oder 
auf organisierte Weise verübt werden: 
a) In bezug auf den Kinderhandel, wie in Arti-
kel 2 definiert: 
 i) das Angebot, die Übergabe oder die Annah-
me eines Kindes, gleichviel mit welchen Mit-
teln,  
a. zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung des 
Kindes; 
b. der Übertragung von Organen des Kindes zu 
Gewinnzwecken; 
c. der Heranziehung des Kindes zur Zwangsar-
beit 
 ii) die ungebührliche Herbeiführung, als Ver-
mittler, der Zustimmung zur Adoption eines 
Kindes, unter Verstoß gegen die geltenden in-
ternationalen Übereinkünfte betreffend die 
Adoption; 
[…] 
 

II. 

Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämpfung 
und Bestrafung des Menschenhandels, insbe-
sondere des Frauen- und Kinderhandels zum 
Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen 
die grenzüberschreitende organisierte Krimina-
lität vom 15. November 2000 

Art. 3 Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Protokolls  
a) bezeichnet der Ausdruck „Menschenhandel“ 
die Anwerbung, Beförderung, Verbringung, 
Beherbergung oder Aufnahme von Personen 
durch die Androhung oder Anwendung von 
Gewalt oder anderen Formen der Nötigung, 
durch Entführung, Betrug, Täuschung, Miß-
brauch von Macht oder Ausnutzung besonde-
rer Hilflosigkeit oder durch Gewährung oder 
Entgegennahme von Zahlungen oder Vorteilen 
zur Erlangung des Einverständnisses einer 
Person, die Gewalt über eine andere Person hat, 
zum Zweck der Ausbeutung.  
Ausbeutung umfaßt mindestens die Ausnut-
zung der Prostitution anderer oder andere 
Formen sexueller Ausbeutung, Zwangsarbeit 
oder Zwangsdienstbarkeit, Sklaverei oder skla-
vereiähnliche Praktiken, Leibeigenschaft oder 
die Entnahme von Organen; 
b) ist die Einwilligung eines Opfers des Men-
schenhandels in die unter Buchstabe a genannte 
beabsichtigte Ausbeutung unerheblich, wenn 
eines der unter Buchstabe a genannten Mittel 
angewendet wurde; 
c) gilt die Anwerbung, Beförderung, Verbrin-
gung, Beherbergung oder Aufnahme eines Kin-
des zum Zweck der Ausbeutung auch dann als 
Menschenhandel, wenn dabei keines der unter 
Buchstabe a genannten Mittel angewendet 
wurde; 
d) bezeichnet der Ausdruck „Kind“ Personen 
unter achtzehn Jahren. 
 

Art. 5 Kriminalisierung 
(1) Jeder Vertragsstaat trifft die erforderlichen 
gesetzgeberischen und sonstigen Maßnahmen, 
um die in Artikel 3 genannten Handlungen, 
wenn vorsätzlich begangen, als Straftaten zu 
umschreiben. 
[…] 
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III. 

Rahmenbeschluß des Rates der Europäischen 
Union zur Bekämpfung des Menschenhandels 
vom 19. Juli 2002 

Art. 1 
Straftatbestand des Menschenhandels zum 
Zwecke der Ausbeutung der Arbeitskraft oder 
zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung 
 
(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß folgende 
Handlungen unter Strafe gestellt werden: 
die Anwerbung, Beförderung, Weitergabe, 
Beherbergung und spätere Aufnahme einer 
Person, einschließlich Tausch der Kontrolle 
oder Weitergabe der Kontrolle über sie, wenn 
eine der folgenden Voraussetzungen gegeben 
ist: 
a) Anwendung oder Androhung von Gewalt 
oder anderen Formen der Nötigung, einschließ-
lich Entführung, oder 
b) arglistige Täuschung oder Betrug, oder 
c) Mißbrauch einer Machtstellung oder Aus-
nutzung einer Position der Schwäche, in einer 
Weise, daß die betroffene Person keine wirkli-
che und für sie annehmbare andere Möglichkeit 
hat, als sich dem Mißbrauch zu beugen, oder 
d) Gewährung oder Entgegennahme von Zah-
lungen oder Vergünstigungen mit dem Ziel, 
das Einverständnis einer Person zu erhalten, 
die die Kontrolle über eine andere Person hat, 
zum Zwecke der Ausbeutung der Person durch 
Arbeiten oder Dienstleistungen, mindestens 
einschließlich unter Zwang geleisteter Arbeiten 
oder Dienstleistungen, Sklaverei oder der Skla-
verei oder der Knechtschaft ähnlichen Verhält-
nissen, oder zum Zwecke der Ausbeutung einer 
Person mittels Prostitution oder anderer For-
men der sexuellen Ausbeutung einschließlich 
Pornografie. 
(2) Das Einverständnis eines Opfers von Men-
schenhandel zur beabsichtigten oder tatsächlich 
vorliegenden Ausbeutung ist unerheblich, 
wenn eine der in Absatz 1 aufgeführten Vor-
aussetzungen gegeben ist. 
(3) Betrifft die Handlung nach Absatz 1 ein 
Kind, so ist sie auch dann als Menschenhandel 
unter Strafe gestellt, wenn keine der in Absatz 1 
aufgeführten Voraussetzungen gegeben ist. 
(4) Im Sinne dieses Rahmenbeschlusses be-
zeichnet der Ausdruck „Kind“ Personen im 
Alter von unter 18 Jahren. 
 

IV. 

Konvention des Europarates zur Bekämpfung 
des Menschenhandels vom 16. Mai 2005 

 

Art. 4 – Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Übereinkommens  
a) bezeichnet der Ausdruck „Menschenhandel“ 
die Anwerbung, Beförderung, Verbringung, 
Beherbergung oder Aufnahme von Personen 
durch die Androhung oder Anwendung von 
Gewalt oder anderen Formen der Nötigung, 
durch Entführung, Betrug, Täuschung, Miß-
brauch von Macht oder Ausnutzung besonde-
rer Hilflosigkeit oder durch Gewährung oder 
Entgegennahme von Zahlungen oder Vorteilen 
zur Erlangung des Einverständnisses einer 
Person, die Gewalt über eine andere Person hat, 
zum Zweck der Ausbeutung.  
 Ausbeutung umfaßt mindestens die Ausnut-
zung der Prostitution anderer oder andere 
Formen sexueller Ausbeutung, Zwangsarbeit 
oder Zwangsdienstbarkeit, Sklaverei oder skla-
vereiähnliche Praktiken, Leibeigenschaft oder 
die Entnahme von Organen; 
b) ist die Einwilligung eines Opfers des Men-
schenhandels in die unter Buchstabe a genannte 
beabsichtigte Ausbeutung unerheblich, wenn 
eines der unter Buchstabe a genannten Mittel 
angewendet wurde; 
c) gilt die Anwerbung, Beförderung, Verbrin-
gung, Beherbergung oder Aufnahme eines Kin-
des zum Zweck der Ausbeutung auch dann als 
Menschenhandel, wenn dabei keines der unter 
Buchstabe a genannten Mittel angewendet 
wurde; 
d) bezeichnet der Ausdruck „Kind“ eine Person 
unter achtzehn Jahren; 
e) bezeichnet der Ausdruck „Opfer“ eine natür-
liche Person, die dem Menschenhandel nach 
der Begriffsbestimmung in diesem Artikel aus-
gesetzt ist. 
 

Artikel 18  
– Kriminalisierung des Menschenhandels 

Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen 
gesetzgeberischen und anderen Maßnahmen, 
um die in Artikel 4 genannten Handlungen, 
wenn vorsätzlich begangen, als Straftaten zu 
umschreiben. 
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Menschenrecht aktuell
Human Rights, Democracy and the Rule of Law – 
Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaat – 
Droits de l‘homme, démocratie et Etat de droit
Liber amicorum Luzius Wildhaber
Herausgegeben von Stephan Breitenmoser,  
Bernhard Ehrenzeller, Marco Sassòli, Walter Stoffel und 
Beatrice Wagner Pfeifer
2007, 1.650 S., geb., 149,– €, ISBN 978-3-8329-2646-5

Am 18.  Januar 2007 hat Luzius Wildhaber seinen 70. Geburtstag 
gefeiert und ist als Präsident des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte in Straßburg zurückgetreten. Dies haben 
die Herausgeber zum Anlass genommen, sein breites und 
vielfältiges Wirken als Wissenschaftler und Richter auf den 
Gebieten des Staats- und Völkerrechts mit einer Festschrift zu 
würdigen. 
Das Liber amicorum umfasst ein beeindruckendes Spektrum 
von Themen der stark international geprägten Autorenschaft. 
Theoretische Abhandlungen wechseln ab mit Aufsätzen zu 
Fragen der Rechtspraxis. Die Beiträge namhafter Per-
sönlichkeiten aus Wissenschaft und Rechtsprechung ergeben 
ein Kaleidoskop von aktuellen und grundlegenden staats- und 
völkerrechtlichen Fragestellungen auf dem Gebiet der 
Menschenrechte, der Demokratie und des Rechtsstaats.

Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 
als Modellfall der Deliberation
Theorie, Dokumentation, Analyse
Von Dr. Elisabeth Ehrensperger
2006, 365 S., brosch., 64,– €, ISBN 978-3-8329-2215-3

Die vorliegende politikwissenschaftliche Darstellung widmet 
sich der schwierigen Frage nach dem Verhältnis von 
Menschenrechtskultur und politischer Legitimation. Sie 
richtet sich an Politikwissenschaftler und Historiker sowie an 
Philosophen und Juristen.

Prävention von Folter und Misshandlung  
in Deutschland
Herausgegeben vom Deutschen Institut für 
Menschenrechte
2007, ca. 350 S., brosch., 49,– €, ISBN 978-3-8329-2269-6
Erscheint April 2007

In dem vorliegenden Band werden die Anwendungsbereiche 
des im Juni 2006 in Kraft getretenen Zusatzprotokolls zur UN-
Antifolterkonvention von Experten aus unterschiedlichen 
Fachdisziplinen auf etwaige Schutzlücken hin analysiert. Auf 
diese Weise leistet der Band einen Beitrag zu einer wirksamen 
Ausgestaltung des präventiven Folter- und Misshandlungs-
schutzes in Deutschland. 

Ermittlungspflichten der Staaten aus der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention
Von Kolja Altermann
2006, 192 S., brosch., 41,– €, ISBN 978-3-8329-2067-8

Mehr als zehn Jahre sind vergangen seit der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte einen Staat erstmals dazu 
verpflichtet hat, effektive Ermittlungen hinsichtlich erfolgter 
oder vermuteter Menschenrechtsverletzungen durchzuführen. 
Das Werk zeigt Anwendungsbereich, Reichweite und mögliche 
Weiterentwicklungen dieser neuartigen Ermittlungspflichten 
auf.

Frauen und Völkerrecht
Zur Einwirkung von Frauenrechten und  
Fraueninteressen auf das Völkerrecht
Herausgegeben von Prof. Dr. Beate Rudolf,  
Freie Universität Berlin
2006, 272 S., brosch., 49,– €, ISBN 978-3-8329-2008-1
(Schriften zur Gleichstellung der Frau, Bd. 28)

Das Völkerrecht hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten 
einen fundamentalen Wandel erfahren. Frauenrechte sind 
nicht länger marginal, sondern Bestandteil zentraler 
Regelungsmaterien geworden. Dieser Wandel in den Bereichen 
Frieden und Sicherheit, Menschenrechte, (Völker-)Strafrecht 
sowie Entwicklungspolitik wird in dem vorliegenden 
Sammelband dargestellt.

Verletzungen der Europäischen 
Menschenrechtskonvention durch Europäisches 
Gemeinschaftsrecht und dessen Vollzug
Verantwortlichkeit und Haftung der Mitgliedstaaten
Von Dr. Patrick Schäfer
2006, 223 S., brosch., 48,– €, ISBN 978-3-8329-2043-2
(Schriftenreihe Europäisches Recht, Politik und Wirtschaft,  
Bd. 319)

Wegen Beeinträchtigungen der EMRK durch Gemeinschafts-
recht können allenfalls die Mitgliedstaaten, nicht aber die EU 
bzw. EG vor dem EGMR verklagt werden. Neben einer aus-
führlichen Darstellung und Auseinandersetzung mit der bis-
herigen Rechtsprechung und Literatur liefert die Arbeit eine 
dogmatische Begründung für die konventionsrechtliche Ver-
antwortlichkeit und Haftung der EU-Mitgliedstaaten.
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I. Die Strafbarkeit des Menschenhan-

dels im österreichischen Strafgesetz-
buch (StGB) 

1. § 104a StGB – Menschenhandel 

a. Allgemeines 

Im Rahmen des internationalen Prosti-
tutionshandels hat Österreichs Bundes-
hauptstadt Wien einen zweifelhaften Ruf 
erreicht. Wien gilt als bevorzugter Ar-
beitsplatz von osteuropäischen Menschen-
händlerringen. Die Frauen1 werden von 
Wien nach ganz Westeuropa weitervermit-
telt und die Täter können sich bei Gefahr 
der Strafverfolgung schnell nach Osteuro-
pa absetzen.2 Bis zum Jahre 2004 war in 
Österreich nur dieser grenzüberschreitende 
                                                 
1  In der Praxis sind Opfer von Menschenhandel  

zum größten Teil Frauen und Mädchen. Opfer  
und Täter von Menschenhandel können aber 
sowohl männlichen als auch weiblichen Ge-
schlechts sein. So sind alle weiteren Personen-
bezeichnungen in diesem Text geschlechtsneu-
tral zu verstehen. 

2  A. Kartusch/K. Knaus/G. Reiter, Bekämpfung des 
Frauenhandels, 2000, S. 102ff.; A. Pommer/W. Sa-
bitzer, Menschenhandel: Getäuscht und ausge-
beutet, in: ÖS 2000/9-10, S. 4-6 (S. 5). 

Prostitutionshandel als Menschenhandel 
nach § 217 StGB strafbar. 

Durch internationale Vorgaben (das VN-
Protokoll zur Verhütung, Bekämpfung und 
Bestrafung des Menschenhandels, insbe-
sonders des Frauen- und Kinderhandels 
(nachfolgend: VN-Menschenhandelsproto-
koll),3 das Fakultativprotokoll zum VN-
Übereinkommen über die Rechte des Kin-
des betreffend Kinderhandel, Kinderprosti-
tution und Kinderpornographie4 und 
durch den EU-Rahmenbeschluß zur Be-
kämpfung des Menschenhandels5) hat sich 
Österreich zu einer weitergehenden Be-
kämpfung des Menschenhandels verpflich-
tet, als es in § 217 StGB vorgesehen ist. 
Während durch § 217 StGB nur die sexuelle 
Ausbeutung von Menschen in einem frem-
den Land bekämpft wird, zielt das Verbot 
des Menschenhandels in den internationa-
len Vorgaben6 auch auf die Ausbeutung 
von Menschen durch Organentnahmen 
und die Ausbeutung der Arbeitskraft eines 
Menschen ab. Daher wurde mit dem 
StRÄG 20047 § 104a StGB „Menschenhan-
del“ neu in das StGB eingefügt und § 217 

                                                 
3  Zusatzprotokoll zum Übereinkommen der VN 

gegen die grenzüberschreitende organisierte 
Kriminalität: BGBl. III 2004/220. 

4  BGBl III 2004/93. 
5  RB  vom 19. Juli 2002; ABl. L 203 vom 1. August 

2002. 
6  Am 12. Oktober 2006 hat Österreich auch das 

Übereinkommen des Europarates zur Bekämp-
fung des Menschenhandels (CETS Nr.: 197) rati-
fiziert. Das Übereinkommen ist aber noch nicht 
in Kraft getreten. 

7  Strafrechtsänderungsgesetz 2004: BGBl. I 
2004/15. 
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StGB in „Grenzüberschreitender Prostituti-
onshandel“ umbenannt.8 

 

b. Systematische Einordnung im Strafge-
setzbuch 

Mit § 104a StGB wurde der Menschenhan-
del in den dritten Abschnitt des StGB ein-
gegliedert.  Damit zählt der Menschenhan-
del zu den strafbaren Handlungen gegen 
die Freiheit. Schon die Einordnung signali-
siert, daß § 104a StGB nicht nur die sexuelle 
Selbstbestimmung des Opfers sondern um-
fassender das Recht auf Selbstbestimmung 
einer Person schützt. Da es für die Vollen-
dung des Deliktes nicht zur Ausbeutung 
der Person kommen muß, wird mit § 104a 
StGB die abstrakte Gefährdung des Opfers 
in bezug auf seine Selbstbestimmung unter 
Strafe gestellt.9  

 

2. Regelungsinhalt, Tatbestandsaufbau 
und Strafmaß des § 104a StGB 

a. Nationale Definition des Menschen-
handels 

Nach § 104a StGB macht sich ein Täter 
strafbar, wenn er eine Person mit dem Vor-
satz, daß sie sexuell, durch Organentnahme 
oder in ihrer Arbeitskraft ausgebeutet wer-
de, anwirbt, beherbergt oder sonst auf-
nimmt, befördert oder diese Person einem 
anderen anbietet oder weitergibt. Ist das 
Opfer volljährig, dann muß sich der Täter 
bei der Tatbegehung so genannter „unlau-
terer Mittel“ bedienen. Diese Umstände 
sind in § 104a Abs. 2 StGB aufgezählt. Dazu 
zählen die Täuschung des Opfers, das 
Ausnützen einer Zwangslage, einer psychi-
schen Krankheit oder eines Zustandes, der 
das Opfer zum Widerstand unfähig macht, 
der Mißbrauch eines Autoritätsverhältnis-
ses, die Einschüchterung des Opfers oder 

                                                 
8  Der alte § 104a StGB, die „Ausbeuterische 

Schlepperei“ wurde mit BGBl. I 2000/34 aufge-
hoben. Die Strafbestimmungen zur Schlepperei 
sind heute in § 114 Fremdenpolizeigesetz 2005 
geregelt. 

9  Vgl. zu § 217 StGB: OGH vom 31.  Mai 1995, 13 
Os 17, 21/95 nvom 

die Gewährung oder Annahme eines Vor-
teils für die Übergabe der Herrschaft über 
das Opfer. 

Die alternativ aufgezählten Tathandlungen 
„anwerben, beherbergen, aufnehmen, be-
fördern“ entsprechen Art. 3 lit. a VN-
Menschenhandelsprotokoll, die Tathand-
lung der Weitergabe einer Person ent-
spricht dem EU-Rahmenbeschluß, der ne-
ben den Tathandlungen, die das VN-
Menschenhandelsprotokoll vorsieht, auch 
noch den „Tausch der Kontrolle oder die 
Weitergabe der Kontrolle“ über eine Per-
son als Tathandlung des Menschenhandels 
nennt. Das bloße Anbieten einer Person zu 
einem in § 104a StGB vorgesehenen Zweck 
ist in diesen internationalen Rechtsakten 
nicht ausdrücklich als Tathandlung des 
Menschenhandels genannt. Diese Tathand-
lung sieht jedoch das Fakultativprotokoll 
zur Kinderrechtskonvention vor. Während 
der Ministerialentwurf zum StRÄG 200410 
das „Anbieten“ im Sinne der internationa-
len Vorgabe nur bei einer minderjährigen 
Person unter Strafe stellen wollte, ist diese 
Handlung nun auch bei volljährigen Per-
sonen strafbar. 

Wie in § 104a Abs. 1 Nr. 2 StGB vorgese-
hen, verlangen Art. 3 lit. a VN-
Menschenhandelsprotokoll und Art. 1 
Abs. 1 EU-Rahmenbeschluß die Kriminali-
sierung der oben genannten Tathandlun-
gen bei volljährigen Personen nur unter 
bestimmten Umständen. Zu diesen unlau-
teren Mitteln zählen nach den internationa-
len Vorgaben neben den in § 104a Abs. 1 
Nr. 2 StGB vorgesehenen Tatmitteln auch 
die „Anwendung oder Androhung von 
Gewalt oder andere Formen der Nöti-
gung“. Diese Mittel finden sich nicht in 
§ 104a Abs. 2 StGB sondern führen zur qua-
lifizierten Begehung nach § 104a Abs. 3 
StGB.  

Bei minderjährigen Personen sind die vor-
gesehenen Tathandlungen auch ohne die in 
§ 104a Abs. 2 StGB vorgesehenen Voraus-

                                                 
10  Ministerialentwurf des Bundesministeriums für 

Justiz 318.016/6-ii.1/2003. 



MRM —MenschenRechtsMagazin Heft 1/2007 

 

22 

setzungen strafbar. Auch das entspricht 
den internationalen Rechtsakten.11  

 

b. Die Tatbestandsanforderungen nach 
§ 104a Abs. 1 StGB 

aa. Allgemeines 

Täter des Grunddelikts nach § 104a Abs. 1 
StGB kann jedermann sein. Auch als Tat-
objekt kommt grundsätzlich jede Person in 
Frage. Ist das Opfer volljährig (schon 18 
Jahre alt), dann kommt § 104a Abs. 1 StGB 
nur zur Anwendung, wenn der Täter eines 
der in § 104a Abs. 2 StGB aufgezählten un-
lauteren Mittel anwendet. Begeht der Täter 
das Delikt an einer unmündigen12 Person, 
dann ist er nach § 104a Abs. 4 StGB qualifi-
ziert strafbar. 

Durch § 104a StGB werden Verhaltenswei-
sen unter Strafe gestellt, die sich im Vorfeld 
der eigentlichen Ausbeutung eines Men-
schen abspielen. Durch den Menschenhan-
del führt der Täter das Tatopfer sich selbst 
oder einem Dritten zur Ausbeutung zu. Es 
handelt sich daher um ein Vorbereitungs-
delikt.13  

Obwohl selbständig vertypte Vorberei-
tungsdelikte die Strafbarkeit auf das – in 
Österreich grundsätzlich straflose – Vorbe-
reitungsstadium einer Tat ausdehnen, wird 
auch bei diesen Delikten die Möglichkeit 
des Versuches mehrheitlich bejaht.14 So 
kann der Täter nach § 15 StGB auch für den 
versuchten Menschenhandel strafbar sein. 

 

                                                 
11  Art. 3 lit. c VN-Menschenhandelsprotokoll; 

Art. 1 Abs. 3 EU-Rahmenbeschluß; Art. 3 Abs. 1 
lit. a Fakultativprotokoll zur Kinderrechtskon-
vention. 

12  Unmündig ist eine Person, die das vierzehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat: Vgl. § 1 Nr. 
1 Jugendgerichtsgesetz. 

13  E. Fabrizy, Kommentar zum StGB, 2006, § 104a 
Rn. 10. 

14  Fabrizy (Fn. 13), § 15 Rn. 2. 

bb. Tathandlung 

Die Tathandlungen sind im Gesetz taxativ15 
aufgezählt: Anwerben heißt jemanden zu 
verpflichten, sich in einer der genannten 
Formen ausbeuten zu lassen. Die Vereinba-
rung mit dem Opfer muß dabei durch in-
tensives Betreiben des Täters zustande-
kommen.16 Das reine Schalten eines Insera-
tes, um mögliche Opfer anzulocken, ist 
noch nicht tatbestandsmäßig.17 

Der Täter beherbergt das Opfer, wenn er 
ihm dauerhaft oder vorübergehend Unter-
kunft gewährt  und er nimmt es sonst auf, 
wenn er es am Zielort oder an einer Zwi-
schenstation in Empfang nimmt.18 

Befördern bedeutet die Verbringung des 
Opfers von einem Ort zum anderen. Dazu 
zählen auch die Organisation des Trans-
ports bzw. der Kauf von Fahrkarten für 
öffentliche Verkehrsmittel.19 

Unter Anbieten ist die ausdrückliche oder 
konkludente Erklärung des Täters zu ver-
stehen, zur Überlassung oder Vermittlung 
einer konkreten Person für die genannten 
Formen der Ausbeutung  bereit zu sein. 
Das Angebot kann gegenüber einer be-
stimmten Person erfolgen oder auch allge-
mein in einem Inserat oder im Internet ge-
schaltet sein. Auf eine Annahme des Ange-
botes kommt es nicht an.20 

Unter Weitergabe ist jede Art der Überga-
be einer Person zu verstehen, bei der die 
Herrschaft über die Person weitergegeben 
wird. Damit sollen insbesonders auch Vor-
gänge wie der Kauf, Tausch, Vererbung 
oder sonstige Abtretung eines Menschen 
erfaßt werden.21   

                                                 
15  K. Schwaighofer, Wiener Kommentar zum StGB, 

15. Lieferung (Austauschheft 2006), § 104a Rn. 5.  
16  Schwaighofer  (Fn. 15),  § 104a Rn. 5. 
17  Vgl. T. Philipp, Wiener Kommentar zum StGB, 

32. Lieferung (Austauschheft 2006), § 217 Rn. 17. 
18  Erläuternde Bemerkungen zur Regierungsvor-

lage (EBRV) zum StRÄG 2004, 294 BlgNR 22. 
GP, S. 13. 

19  EBRV (Fn. 18), S. 13.  
20  Schwaighofer (Fn. 15), § 104a Rn. 5. 
21  EBRV (Fn. 18), S. 13. 
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cc. Tatmittel 

Ist das Opfer eine volljährige Person, dann 
ist der Täter nur strafbar, wenn er eines der 
in Abs. 2 aufgezählten Tatmittel anwendet: 

Der Täter täuscht über Tatsachen, wenn er 
das Opfer ausdrücklich oder konkludent 
über bestimmte Tatsachen in die Irre führt 
oder das Opfer in einem Irrtum bestärkt: 
Der Täter macht dem Opfer z.B. über seine 
zukünftige Arbeitssituation falsche Ver-
sprechungen.22  

Der Täter nützt eine Autoritätsstellung 
gegenüber dem Opfer aus, wenn er seine 
Autorität als Druckmittel gegenüber dem 
Opfer einsetzt.23 Eine Autoritätsstellung 
hat der Täter gegenüber dem volljährigen 
Opfer z.B., wenn er es berufsbedingt be-
treut oder es ihm berufsbedingt anvertraut 
ist.  

Der Täter nützt die Zwangslage einer Per-
son aus, wenn er ihre wirtschaftliche oder 
soziale Notsituation (z.B. Drogenabhän-
gigkeit, illegaler Aufenthalt) in sein Vorha-
ben bewußt einkalkuliert.24  

Der Täter nützt die Geisteskrankheit einer 
Person aus, wenn diese Person an einer 
Psychose leidet. Wehrlos ist eine Person, 
der es aus körperlichen oder geistigen Ur-
sachen nicht möglich ist, sich aussichtsreich 
dem Täter entgegenzusetzen. Unter Ein-
schüchterung ist ein Angstzustand zu ver-
stehen, in dem das Opfer nicht mehr in der 
Lage ist, frei zu entscheiden. 25  

Das Tatmittel Gewährung oder Annahme 
eines Vorteils für die Übergabe der Herr-
schaft über die Person ist erfüllt, wenn die 
Person regelrecht verkauft wird.26 Die An-
nahme von Vermittlungsprämien und die 
Annahme von Geld, das dem Täter vom 
Opfer z.B. für die Unterkunft bezahlt wird, 
fallen nicht unter dieses Tatmittel.27  

                                                 
22  Schwaighofer  (Fn. 15), § 104a Rn. 6. 
23  Ebenda. 
24  EBRV (Fn. 18), S. 13. 
25  Ebenda. 
26  Ebenda. 
27  Schwaighofer  (Fn. 15), § 104a Rn. 6.  

dd. Tatvorsatz 

Der Vorsatz des Täters muß sich auf alle 
Tatbestandsmerkmale beziehen. Bei min-
derjährigen Personen muß der Täter die 
Minderjährigkeit des Opfers in den Vor-
satz aufnehmen, bei volljährigen Personen 
muß der Täter die unlauteren Mittel vor-
sätzlich einsetzen. Macht der Täter dem 
volljährigen Opfer im guten Glauben fal-
sche Versprechungen, dann ist er nicht 
strafbar.28 

Der Vorsatz des Täters muß sich auch auf 
die zukünftige Ausbeutung des Opfers 
beziehen. Eine Ausbeutung liegt dann vor, 
wenn eine weitgehende, auf einen längeren 
Zeitraum gerichtete Unterdrückung der 
vitalen Interessen des Opfers gegeben ist.29  

Eine Person wird sexuell ausgebeutet, 
wenn sie sexuelle Leistungen gegen Geld 
erbringen muß und ihr der ganze oder der 
überwiegende Teil des dafür gebührenden 
Lohnes vorenthalten wird oder die vorge-
schriebenen Arbeitsbedingungen die vita-
len Interessen des Opfers verletzen.30  

Eine Ausbeutung durch Organentnahme 
liegt vor, wenn das Opfer in die Organent-
nahme nicht wirksam eingewilligt hat oder 
die Einwilligung (§ 90 StGB) gegen die gu-
ten Sitten verstößt. Unter „Organen“ sind 
alle wiederverwertbaren menschlichen 
Organe, Organteile und menschliches Ge-
webe sowie Körperflüssigkeiten zu verste-
hen.31 Die Abnahme von körpereigenen, 
reproduzierbaren Zellen ist trotz Vorliegen 
der Einwilligung als ausbeuterisch anzuse-
hen, wenn diese körpereigenen Substanzen 
in einem solchen Ausmaß abgenommen 
werden, daß für das Opfer nachhaltige Ge-
sundheitsschäden zu erwarten sind.32 Or-
ganspenden zur Heilung einer anderen 
Person sind sittenwidrig, wenn das ent-

                                                 
28  Schwaighofer  (Fn. 15), § 104a Rn. 7. 
29  EBRV (Fn. 18), S. 12. 
30  Ebenda.   
31  Schwaighofer  (Fn. 15) § 104a Rn. 10. 
32  EBRV (Fn. 18), S. 12. 
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nommene Organ für den Spender im kon-
kreten Fall lebenswichtig ist.33 

Eine Organspende ist nicht schon deshalb 
sittenwidrig, weil sie aus finanziellen Be-
weggründen erfolgt ist.34 Es liegt jedoch 
eine Ausbeutung vor, wenn die Spende aus 
finanziellen Motiven geschieht und dafür 
aber nur eine offensichtlich unangemesse-
ne Entschädigung gezahlt werden soll.35 

Die Arbeitskraft einer Person wird ausge-
beutet, wenn sie völlig unzureichend – er-
heblich unter den gesetzlichen bzw. kollek-
tivvertraglichen Mindeststandards – ent-
lohnt wird, unzumutbare Arbeitsbedin-
gungen vorliegen oder die gesetzlich er-
laubte Arbeitszeit über einen längeren Zeit-
raum exzessiv überschritten wird.36  

 

ee. Strafmaß 

Der Täter, der das Grunddelikt nach § 104a 
Abs. 1 begeht, ist mit einer Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

 

c. Qualifikationen 

aa. § 104a Abs. 3 StGB 

Eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren ist vorgesehen, wenn der 
Täter als Tatmittel Gewalt oder eine ge-
fährliche Drohung (§ 74 Abs. 1 Nr. 5 StGB) 
anwendet. Der Täter muß diese Tatmittel 
in seinen Vorsatz aufnehmen. 
                                                 
33  Vgl. dazu M. Burgstaller/H. Schütz, Wiener 

Kommentar zum StGB, 50. Lieferung  
2004, § 90 Rn. 128, 135. 

34  Burgstaller/Schütz  (Fn. 33),  § 90 Rn. 132. 
35  Schwaighofer  (Fn. 15),  § 104a Rn. 12. 
36  EBRV (Fn. 18), S. 12f. Zum Phänomen von aus-

beuterischen Arbeitsverhältnissen in Österreich 
siehe Kartusch/Knaus/Reiter  (Fn. 2), S. 112ff. Vor 
Einführung des § 104a StGB wurde überlegt, ob 
das Zuführen einer Person zu einem ausbeute-
rischen Arbeitsverhältnis den Tatbestand der 
Sklaverei nach § 104 StGB erfüllen könnte. § 104 
StGB ist aber aufgrund der fehlenden konkreten 
Definitionen der Begriffe „Sklavenhandel“, 
„Sklaverei“ und „sklavenähnliche Lage“ bzw. 
aufgrund der hohen Strafdrohung (zehn bis 
zwanzig Jahre) totes Recht: Kartusch/Knaus/Rei-
ter  (Fn. 2), S. 189f. 

bb. § 104a Abs. 4 StGB 

Die Qualifikation des Abs. 4, die einen 
Strafrahmen von einem bis zu zehn Jahren 
Freiheitsstrafe vorsieht, entspricht Art. 3 
Abs. 2 EU-Rahmenbeschluß. Nach Abs. 4 
ist der Täter strafbar, wenn das Opfer der 
Tat unmündig37 ist, wenn der Täter im 
Rahmen einer kriminellen Vereinigung 
(§ 278 StGB) handelt, wenn er die Tat mit 
schwerer Gewalt begeht oder so, daß durch 
die Tat das Leben des Opfers vorsätzlich 
oder grob fahrlässig konkret38 gefährdet 
wird, oder die Tat einen besonders schwe-
ren Nachteil für das Opfer zur Folge hat. 
Unter schwerer Gewalt sind besonders 
rücksichtslose Aggressionshandlungen zu 
verstehen, mit denen in der Regel Lebens-
gefahr verbunden ist. Als besonders 
schwere Nachteile gelten schwere Erkran-
kungen des Opfers, sein Tod oder schwer-
ste berufliche, wirtschaftliche oder exi-
stenzvernichtende Nachteile.39 Hinsichtlich 
des Alters des Opfers, der kriminellen Ver-
einigung oder der Anwendung von schwe-
rer Gewalt muß der Täter vorsätzlich han-
deln. Für den Eintritt der besonders schwe-
ren Nachteile genügt Fahrlässigkeit (§ 7 
Abs. 2 StGB). 

 

d.  Einwilligung des Opfers als Rechtfer-
tigungsgrund? 

Bei volljährigen Personen kommt eine 
Einwilligung in die Ausbeutung aufgrund 
der Anwendung der unlauteren Mittel 
nicht in Betracht.40 Bei minderjährigen Per-
sonen muß in Hinblick auf die geplanten 
ausbeuterischen Handlungen angenom-
men werden, daß sie nicht einwilligen 
können, weil sie nicht in der Lage sind, das 
                                                 
37  Nach Art. 3 Abs. 2 lit. b des EU-Rahmenbe-

schlusses  wäre bei Unmündigen eine höhere 
Strafdrohung nur bei sexueller Ausbeutung 
vorgesehen. Aufgrund der höheren Schutzbe-
dürftigkeit von Unmündigen (EBRV [Fn. 18], S. 
13) sieht § 104a Abs. 4  StGB bei unmündigen 
Opfern generell eine Qualifikation vor. 

38  Fabrizy (Fn. 13),  § 104a Rn. 10. 
39  EBRV (Fn. 18), S. 13. 
40  Vgl. Art. 3 lit. b VN-Menschenhandelsprotokoll, 

Art. 1 Abs. 3 EU-Rahmenbeschluß. 
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Ausmaß der Gefahr, das ihnen droht, zu 
überblicken und entsprechend danach zu 
handeln.41 

 

e. Relevante Auffangbestimmungen bei 
Ablehnung des Menschenhandels 

Die Tathandlungen nach § 104a StGB sind 
Vorbereitungshandlungen zur Ausbeutung 
einer Person. Kann dem Täter kein Aus-
beutungsvorsatz nachgewiesen werden, 
kann er für das Anwerben oder Zuführen 
einer Person zur Prostitution in einem – für 
diese Person – fremden Land strafbar sein 
(grenzüberschreitender Prostitutionshan-
del - § 217 StGB). Führt der Täter eine Per-
son mit dem Vorsatz auf sexuelle Ausbeu-
tung grenzüberschreitend der Prostitution 
zu, dann wird § 104a StGB von § 217 StGB 
konsumiert, außer es ergibt sich im Einzel-
fall, daß der deliktische Gesamtunwert der 
Tat durch § 217 StGB nicht abgegolten 
wurde.42 

Fehlt es am Ausbeutungsvorsatz, dann ist 
der Täter nach § 105 StGB strafbar, wenn er 
das Opfer mit Gewalt oder durch Drohung 
zu sexuellen Leistungen, zum Einsatz sei-
ner Arbeitskraft oder zur Organentnahme 
nötigt. Nötigt der Täter eine unmündige 
Person zur Prostitution oder zu pornogra-
phischen Darstellungen, dann ist er – ne-
ben möglichen Sexualdelikten – wegen 
schwerer Nötigung strafbar (§ 106 Abs. 3 
StGB). Beutet der Täter das Opfer sexuell 
aus, dann begeht er eine  Zuhälterei  (§ 216 

                                                 
41  Schwaighofer  (Fn. 15),  § 104a Rn. 16. 
42  EBRV (Fn. 18), S. 27; Nach Schwaighofer (Fn. 15), 

§ 104a Rn. 19, ist § 104a StGB jedenfalls konsu-
miert. 

 StGB).  Begeht der Täter das Delikt nach 
§ 104a StGB und eine Zuhälterei nach § 216 
StGB, dann wird die Zuhälterei aufgrund 
der höheren Strafdrohung des § 104a StGB 
konsumiert.43 

Einschlägig sind auch die Sexualdelikte im 
StGB: Erzwingt der Täter bei Erwachsenen 
sexuelle Leistungen in Form von ge-
schlechtlichen Handlungen44 durch Gewalt 
oder durch Drohung, dann ist er nicht nach 
§ 105 StGB sondern nach § 201f. StGB straf-
bar. Bei unmündigen oder geisteskranken 
Tatopfern ist die Durchführung einer ge-
schlechtlichen Handlung auch ohne den 
Einsatz von Gewalt oder gefährlicher Dro-
hung strafbar (§ 205ff. StGB).  

Das Aufsuchen einer Prostituierten ist in 
Österreich nicht strafbar, sofern die Person 
nicht minderjährig ist (§ 207b Abs. 3 StGB).  

 

II. Strafverfolgung und Schutz der Opfer 
von Menschenhandel  

1. Allgemeines 

Das StRÄG 2004 ist mit 1. Mai 2004 in Kraft 
getreten. Dazu gibt es folgende Anzeigen-45 
und Verurteilungsstatistik (Tabelle 1):46 

 

                                                 
43  Schwaighofer (Fn. 15), § 104a Rn. 19. 
44  Zu den geschlechtlichen Handlungen zählen 

neben dem Geschlechtsverkehr und den gleich-
zusetzenden Akten alle Handlungen, bei denen 
ein unmittelbar zur Geschlechtssphäre gehöri-
ger Körperteil des Opfers oder des Täters be-
rührt wird: P. Schick, Wiener Kommentar zum 
StGB, 31. Lieferung (Austauschheft 2006), § 202 
Rn. 9ff. 

45  Information aus den Sicherheitsberichten 2004 
und 2005 des Bundesministeriums für Inneres.  

46  Information aus der Gerichtlichen Kriminalsta-
tistik 2004 und 2005 der Statistik Austria. 
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Nachdem die Aufklärungsquoten47 nach 
den Sicherheitsberichten mit bis zu 100 % 
angegeben werden, erscheint die Anzahl 
der erfolgten Verurteilungen als gering. 
Neben der Tatsache, daß manche Verfah-
ren vermutlich noch andauern, könnte die 
niedrige Zahl der Verurteilungen auch 
daran liegen, daß die Opfer aufgrund ihres 
Leidensweges oftmals nicht aussagebereit 
sind bzw. Bedrohungen durch die Täter 
fürchten.48 Ist das Opfer nicht zur Aussage 
bereit, dann ist eine Verurteilung der Täter 
aufgrund fehlender Beweismittel nicht 
möglich.49 

 

2. Grundprinzipien des nationalen Straf-
prozesses und dessen Anforderungen im 
Zusammenhang mit dem Zeugenbeweis 

Im österreichischen Strafprozeß gilt der 
Grundsatz der Unmittelbarkeit. Das Ge-
richt hat die Zeugen in der Hauptverhand-
lung zu vernehmen.50 

Der Grundsatz der Unmittelbarkeit sichert 
nicht nur die Qualität der Beweiswürdi-
gung – die Verlesung einer Aussage gibt 
nichts über die Persönlichkeit bzw. die 

                                                 
47  Die Aufklärungsquote stellt das prozentuelle 

Verhältnis der von der Kriminalpolizei abge-
schlossenen Ermittlungsverfahren zu den be-
kannt gewordenen strafbaren Handlungen dar. 

48  Kartusch/Knaus/Reiter  (Fn. 2), S. 186. 
49  Kartusch/Knaus/Reiter (Fn. 2), S. 193, Kartusch, 

gender…politik…online 2003, Internationale 
und europäische Maßnahmen gegen den Frau-
en- und Menschenhandel – Rückblick und Aus-
blick, S. 1–28 (8): http://web.fu-berlin.de/gpo/ 
angelika_kartusch.htm (besucht am 8. Februar 
2007). 

50  C. Bertel/A. Venier, Strafprozeßrecht, 2004, Rn. 
66. 

Glaubwürdigkeit des Zeugen wieder51 – 
sondern er sichert auch das Fragerecht der 
Beschuldigten (§ 249 Strafprozeßordnung 
[StPO]).  

Vom Grundsatz der Unmittelbarkeit läßt 
die StPO im Interesse der Beweissicherung, 
des Opferschutzes und der Prozeßökono-
mie Ausnahmen zu:52  

Ist der unmittelbare Zeuge der Vorfälle 
nicht mehr erreichbar, ist es z.B. zulässig, 
einen Zeugen vom Hörensagen zu ver-
nehmen. Er berichtet dann über die Erleb-
nisse, die ihm von einer anderen Person 
geschildert wurden. 53 

Unter bestimmten Voraussetzungen kön-
nen auch Aussagen von Zeugen aus dem 
Vorverfahren vor Gericht verlesen oder 
Videoaufnahmen solcher Vernehmungen 
vorgeführt werden. Diese Ausnahmen sind 
in § 252 StPO geregelt und insofern mit 
Art. 6 Abs. 3 lit. b EMRK vereinbar, als die 
Rechtsprechung des EGMR Verlesun-
gen/Vorführungen zuläßt, wenn die Ver-
nehmung in der Hauptverhandlung aus 
rechtlichen oder faktischen Gründen un-
möglich ist.54  

Im Zusammenhang mit § 104a StGB er-
scheinen zwei der Verlesungsmöglichkei-
ten nach § 252 StPO besonders relevant: 
Nach § 252 Abs. 1 Nr. 1 StPO kann eine 
Aussage verlesen werden, wenn der Zeuge 
zum Zeitpunktpunkt der Hauptverhand-

                                                 
51  Bertel/Venier (Fn. 50), Rn. 67. 
52  K. Kirchbacher, Wiener Kommentar zur StPO, 56. 

Lieferung, 2006, § 252 Rn. 3. 
53  Bertel/Venier (Fn. 50) Rn. 312. 
54  Nachweise bei C. Grabenwarter, Europäische 

Menschenrechtskonvention, 2. Aufl. 2005, Rn. 
114. 

 § 104a Abs. 1 StGB § 104a Abs. 3 oder 4 StGB § 217 StGB 

Anzeigen  Jahr 2004: 13  

Jahr 2005: 5 

Jahr 2004: 225 

Jahr 2005: 87 

Jahr 2004: 165 

Jahr 2005: 76 

Verurteilungen Jahr 2004: keine 

Jahr 2005: keine 

Jahr 2004: keine 

Jahr 2005: keine 

Jahr 2004: 44 

Jahr 2005: 25 

Tabelle 1: Anzeigen- und Verurteilungsstatistik 
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lung unerreichbar ist. So ist in Österreich 
die Verlesung eines Polizeiprotokolls in der 
Hauptverhandlung nach der Rechtspre-
chung etwa zulässig, wenn der Zeuge so-
fort nach der Vernehmung abgeschoben 
wurde.55  

Kann der Beschuldigte sein Fragerecht in 
solchen Fällen nicht ausüben, betont die 
Rechtsprechung zwar die Bedeutung von 
flankierenden Beweisen, eine Verurteilung 
ist aber auch nur aufgrund des verlesenen 
Protokolls möglich.56  

Die Verlesung/Vorführung einer Zeugen-
aussage ist auch zulässig, wenn sich der 
Zeuge in der Hauptverhandlung berechtigt 
der Aussage entschlägt und er im Vorver-
fahren kontradiktorisch – unter Anwesen-
heit der Parteien – vom Untersuchungs-
richter vernommen wurde (§ 252 Abs. 1 Nr. 
2a StPO). Nach der Rechtsprechung ist 
Art. 6 Abs. 3 lit. d EMRK damit Genüge 
getan, weil der Beschuldigte sein Fra-
gerecht ausüben konnte.57 Zu bedenken ist 
aber, daß bei kontradiktorischen Verneh-
mungen selbst dann kein Verteidiger-
zwang herrscht, wenn der Beschuldigte im 
Hauptverfahren durch einen Verteidiger 
vertreten sein muß.58 Der unvertretene Be-
schuldigte nimmt die Befragung des Bela-
stungszeugen, auf dessen Aussage sich das 
ganze weitere Verfahren vielleicht stützen 
wird, möglicherweise alleine vor. Da die 
kontradiktorische Vernehmung als vor-
weggenommener Teil der Hauptverhand-
lung angesehen werden muß, ist dem „Fair 
trial“ wohl nur entsprochen, wenn der Be-
schuldigte, der in der Hauptverhandlung 
anwaltlich vertreten sein muß,59 schon bei 

                                                 
55   OGH vom 20. März 2001, 11 Os 141/00, 19/01 = 

EvBl 2001/154. Vgl auch Kartusch/Knaus/Reiter  
(Fn. 2), S. 186. 

56  Kirchbacher  (Fn. 52),  § 252 Rn. 6, 25. 
57  Kirchbacher  (Fn. 52),  § 252 Rn. 6, 26. 
58  Kritisch dazu K. Schwaighofer, Zur Verwendbar-

keit kontradiktorischer Zeugenaussagen, in: 
ÖJZ 2006, 235–239 (S. 237f.). 

59  Alle Fällen der qualifizierten Begehung des 
§ 104a StGB sind nach § 41 Abs. 1 Nr. 2 StPO 
Fälle der notwendigen Verteidigung. 

der kontradiktorischen Vernehmung einen 
Verteidiger hatte.60  

 

3. Die rechtliche Situation von Opfern 
und Zeugen von Menschenhandel im 
Zusammenhang mit der Strafverfol-
gung  

Auch auf dem Gebiet des Opferschutzes 
wurde Österreich durch internationale 
Vorgaben verpflichtet, seine nationalen 
Bestimmungen anzupassen. So wurden 
durch den EU-Rahmenbeschluß des Rates 
Mindeststandards für den Schutz des Op-
fers im Strafverfahren vorgegeben.61 An-
zumerken ist, daß Opferschutz nicht mit 
Zeugenschutz gleichgesetzt werden darf. 
Das Interesse an der Strafverfolgung steht 
dem Interesse des Opfers, das mit dem 
Täter vielleicht nicht mehr konfrontiert 
werden möchte, entgegen. Daher sind die 
Strafverfolgungsbehörden angehalten, bei 
der Behandlung des Opfers möglichst 
schonend vorzugehen, um weitere psychi-
sche Belastungen für das Opfer zu vermei-
den. Eine opfergerechte Behandlung trägt 
jedoch auch zum Erfolg der Strafverfol-
gung bei. Durch den Schutz des Opfers 
können die Aussagebereitschaft und die 
Qualität seiner Aussage gesichert werden.62 

 

a. Die Rechtslage der Opfer und Zeugen 
von Menschenhandel im Bereich des 
Aufenthaltsrechts 

Wie schon angemerkt, ist eine Strafverfol-
gung von Menschenhändlern ohne Aussa-
ge der Tatopfer kaum möglich. Diese Über-
legung liegt auch der EU-Richtlinie des 
Rates über „Die Erteilung von Aufenthalts-
titeln für Drittstaatsangehörige, die Opfer 
des Menschenhandels sind oder denen 
Beihilfe zur illegalen Einwanderung gelei-

                                                 
60  Bertel/Venier (Fn. 50), Rn. 346.  
61  RB vom 15. März 2001; ABl L 82 vom 22. März 

2001. 
62  P. Smutny, Das Recht des Opfers auf Schonung 

im Strafverfahren, in: A. Dearing/M. Löschnig-
Gspandl (Hrsg.), Opferrechte in Österreich, 
2004, S. 139–155 (S. 139). 
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stet wurde und die mit den zuständigen 
Behörden kooperieren“ zugrunde.63 Für 
Zeugen soll durch den Aufenthaltstitel ein 
Anreiz geschaffen werden, mit den zu-
ständigen Behörden zu kooperieren. Bei 
diesen Bestimmungen steht daher nicht der 
Opferschutz im Vordergrund sondern die 
Bekämpfung der illegalen Einwanderung 
und der organisierten Kriminalität.64  

Die Richtlinie wurde in Österreich mit dem 
neuen Niederlassungs- und Aufenthaltsge-
setz (NAG) umgesetzt, das am 1. Jänner 
2006 in Kraft getreten ist.65 Zeugen oder 
Opfern von Menschenhandel kann zur 
Gewährleistung der Strafverfolgung und 
zur Durchsetzung ihrer zivilrechtlichen 
Ansprüche eine Aufenthaltsbewilligung 
aus humanitären Gründen nach § 72 
Abs. 2 NAG gewährt werden. Da in § 72 
NAG von Zeugen oder Opfern die Rede ist, 
scheint die Bereitschaft des Opfers, vor 
Gericht gegen den Täter auszusagen, nicht 
unbedingt Voraussetzung für die Aufent-
haltsbewilligung zu sein. Anzumerken ist 
aber, daß ein Aufenthaltstitel nach bisheri-
ger Praxis nur Zeugen erteilt wurde und 
§ 72 Abs. 2 NAG eine „Kann“-
Bestimmung ist.66 Opfern von Menschen-
handel muß keine Aufenthaltsbewilligung 
gewährt werden.  

Das Gesetz sieht für das Opfer entgegen 
der Richtlinie keine Bedenkzeit darüber 
vor, ob das Opfer vor Gericht aussagen will 
oder nicht. Da den Opfern von Menschen-
handel nach der Richtlinie auch bestimmte 
Unterstützungsleistungen (z.B. Sicherstel-
lung des Lebensunterhaltes, medizinische 
Versorgung bis hin zum Zugang zum Ar-
beitsmarkt) zukommen müssen, wider-
spricht es auch der europarechtlichen Vor-
gabe, daß das Opfer den Aufenthaltstitel 

                                                 
63  RL  vom  29. April 2004; ABl. L 261 vom 6. Au-

gust 2004. 
64  Kartusch (Fn. 49), S. 17. 
65  BGBl I. 2005/100. 
66  Kartusch, Stellungnahme des Ludwig Boltz-

mann Instituts für Menschenrechte und des 
Vereins österreichischer Juristinnen zum Ent-
wurf eines Niederlassungs- und Aufenthaltsge-
setzes 2005 vom 21. April 2005, S. 1. 

nur erhalten soll, wenn es die in § 11 Abs. 2 
NAG genannten Voraussetzungen erfüllt: 
Dazu zählen z.B. eine ortsübliche Unter-
kunft, eine Krankenversicherung bzw. die 
finanzielle Unabhängigkeit. Bedenkt man 
die Situation eines Opfers von Menschen-
handel, dann sind genau diese Vorgaben 
ohne staatliche Unterstützung gerade nicht 
zu erfüllen.67  

Auch bei Opfern von Menschenhandel 
kann es daher vorkommen, daß sie, wenn 
sie sich illegal in Österreich aufhalten, 
gleich nach ihrer Vernehmung durch die 
Polizei abgeschoben werden. Damit wird 
ihre Teilnahme an der Hauptverhandlung 
verhindert. 

Im Anschluß an eine Aufenthaltsbewilli-
gung kann eine Niederlassungsbewilli-
gung aus humanitären Gründen erteilt 
werden (§ 73 NAG). Um diese Bewilligung 
zu erhalten, muß jedoch die Integrations-
vereinbarung nach §§ 14ff. NAG erfüllt 
werden. Die Integrationsvereinbarung be-
inhaltet u.a. den Besuch von (kostenpflich-
tigen) Kursen zur Erlernung der deutschen 
Sprache oder Staatsbürgerkunde, um eine 
Teilnahme am gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen und kulturellen Leben zu ge-
währleisten.68 

 

b. Rechtslage der Opfer und Zeugen von 
Menschenhandel im Strafverfahren - 
Zeugenschützende Maßnahmen 

Menschenhandelsopfer haben kein absolu-
tes Zeugnisentschlagungsrecht im Straf-
verfahren, außer sie würden mit ihrer Aus-
sage sich selbst oder einen Angehörigen 
belasten (§ 152 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 
StPO). 

Im Vorverfahren kann der Zeuge zur Ver-
nehmung eine Vertrauensperson mitbrin-
gen (§ 162 Abs. 2 StPO). Die StPO sieht 
auch eine kontradiktorische Vernehmung 

                                                 
67  Kartusch (Fn. 66), S. 2. 
68  R. Feik, Fremdenrecht,  in: S. Bachmann/G. 

Baumgartner/R. Feik/K.J. Giese/D. Jahnel/G. 
Lienbacher (Hrsg.), Besonderes Verwaltungs-
recht, 6. Aufl. 2006, S. 77-126 (S. 113f.). 
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unter Anwesenheit der Parteien vor, wenn 
damit zu rechnen ist, daß der Zeuge in der 
Hauptverhandlung nicht mehr vernommen 
werden kann (§ 162a Abs. 1 StPO). So soll 
verhindert werden, daß ein Beweisverlust 
eintritt, wenn z.B. eine nach Österreich 
verbrachte Person gar nicht in Österreich 
bleiben will oder darf. 

Diese Vernehmung kann im Interesse des 
Zeugen in Hinblick auf seinen seelischen 
oder gesundheitlichen Zustand auch über 
Bildschirm erfolgen, damit er dem Täter 
nicht gegenübertreten muß (§ 162a Abs. 2 
StPO).  

Eine Pflicht zur kontradiktorischen Ver-
nehmung besteht bei unmündigen Perso-
nen, die durch die strafbare Handlung ver-
letzt worden sein könnten. Erwachsene 
Personen können die kontradiktorische 
Vernehmung beantragen, wenn sie gegen 
einen Angehörigen aussagen sollen oder 
wenn sie durch die strafbare Handlung in 
ihrer Geschlechtssphäre verletzt worden 
sein könnten (§ 162 Abs. 3 StPO).  

So besteht kein Recht auf eine kontradikto-
rische Vernehmung im Vorverfahren, 
wenn es noch zu keiner sexuellen Ausbeu-
tung gekommen ist bzw. für Zeugen, die 
zum Organhandel oder zur Ausnützung 
ihrer Arbeitskraft „gehandelt“ wurden. 

Bei der Einvernahme muß der Zeuge Na-
men, Geburtsdatum und Wohnadresse 
bekannt geben (§ 166 Abs. 1 StPO). Die 
Bekanntgabe dieser Daten kann aber un-
terbleiben, wenn zu befürchten ist, daß 
durch die Beantwortung dieser Fragen für 
den Zeugen eine ernste Gefahr für Leben, 
körperliche Unversehrtheit oder Freiheit 
entstehen würde (§ 166a StPO). Die Recht-
sprechung verlangt, daß schon entspre-
chende Einschüchterungsversuche unter-
nommen wurden.69 

Ein Zeuge kann auch Antworten auf Fra-
gen nach Umständen seines höchstpersön-
lichen Lebensbereiches verweigern (§ 166 

                                                 
69  E. Fabrizy, Kommentar zur StPO, 2004, § 166a 

Rn. 1. 

Abs. 2).70 Diese Fragen dürfen aber aus-
nahmsweise gestellt werden, wenn es im 
Einzelfall notwendig erscheint.  

In der Hauptverhandlung kann der Zeuge 
die Aussage verweigern, wenn er im Vor-
verfahren kontradiktorisch vernommen 
wurde (§ 162a Abs. 1 StPO). Das Zeugnis-
entschlagungsrecht nach § 152 Abs. 1 Nr. 
2a und Nr. 3 StPO korrespondiert mit dem 
Recht auf kontradiktorische Vernehmung. 
Dann wird seine Aussage in der Haupt-
verhandlung verlesen oder vorgeführt 
(§ 252 Abs. 1 Nr. 2a StPO). Fand im Vorver-
fahren keine kontradiktorische Verneh-
mung statt, dann ist der Zeuge zur Aussa-
ge verpflichtet (§ 242 StPO). Eine Verneh-
mung über Bildschirm kann durchgeführt 
werden (§ 250 Abs. 3 StPO), wenn das in 
Hinblick auf den seelischen oder gesund-
heitlichen Zustand des Zeugen in seinem 
Interesse ist.71  

Das Gericht kann den Beschuldigten wäh-
rend der Einvernahme des Zeugen auch 
aus dem Gerichtssaal entfernen lassen 
(§ 250 Abs. 1 StPO). Sind die Vorausset-
zungen der §§ 166f. StPO erfüllt, können 
auch in der Hauptverhandlung Angaben 
zur Person oder über den höchstpersönli-
chen Lebensbereich verweigert werden 
(§ 248 Abs. 1 StPO). Darf der Zeuge diese 
Fragen nicht verweigern, weil die Beant-
wortung nach den besonderen Umständen 
des Falles notwendig erscheint, oder soll er 
anonym bleiben (§ 166a StPO), dann kann 
das Gericht die Öffentlichkeit ausschlie-
ßen, wenn die Interessen des Zeugen 
schutzwürdiger sind als das Interesse der 
Öffentlichkeit an der Hautverhandlung 
(§ 229 Abs. 2 StPO).  

                                                 
70  Unter dem höchstpersönlichen Lebensbereich 

sind die Geschlechtsphäre und das Privatleben 
zu verstehen. So darf z.B.: das Opfer eines Se-
xualdeliktes nicht über sein sexuelles Vorleben 
befragt werden, weil das für die Beurteilung des 
Tatgeschehens und der Glaubwürdigkeit des 
Zeugen in der Regel nicht von Belang ist: Ju-
stizausschußbericht zum StRÄG 1987, 359 
BlgNR 17. GP,  37.   

71  Kirchbacher (Fn. 52), § 250 Rn. 20. 



MRM —MenschenRechtsMagazin Heft 1/2007 

 

30 

Das Gericht kann die Öffentlichkeit auch 
aus Gründen der Sittlichkeit von der 
Hauptverhandlung ausschließen (§ 229 
Abs. 1 StGB). 

 

c. Maßnahmen zur Verbesserung der 
Rechtslage von Menschenhandelsop-
fern im Strafverfahren 

Anzumerken ist, daß sich die in der StPO 
vorgesehenen Opferschutzmaßnahmen – 
ebenso wie der Zeugenschutz – nicht spezi-
fisch auf Opfer von Menschenhandel be-
ziehen. In Österreich wurde der Schutz des 
Opfers im Strafverfahren zuletzt mit 1. 
Jänner 2006 verbessert.72 Diese neuen 
Schutzbestimmungen hätten ursprünglich 
erst mit dem Strafprozeßreformgesetz 
2008,73 das eine Neuordnung des Vorver-
fahrens vorsieht, in Kraft treten sollen. Der 
Begriff „Opfer“ wird jedoch erst mit dem 
Strafprozeßreformgesetz 2008 Eingang in 
die StPO finden. Noch spricht die StPO von 
einer „durch eine Straftat verletzte Person“. 

 

aa. Information des Opfers über seine Rechte 
und den Ablauf des Strafverfahrens 

Opfer müssen im Strafverfahren nach § 47a 
Abs. 1 StPO umfassend über ihre Rechte 
belehrt werden. Sie sind auch über die Ent-
schädigungs- und Hilfestellungsmöglich-
keiten zu informieren. Personen, die in 
ihrer sexuellen Integrität verletzt wurden, 
sind natürlich insbesondere auf ihr Recht 
der schonenden Vernehmung hinzuweisen 
(§ 47a Abs. 2 StPO).  

Das Opfer ist vom Rücktritt von der Ver-
folgung, von der Einstellung des Strafver-
fahrens (§ 90 Abs. 1, § 109 Abs. 1 StPO), 
von der Abbrechung des Strafverfahrens 
(§ 412 StPO) gegen eine bestimmten Person 
bzw. die Fortsetzung dieses Verfahrens zu 
informieren (§ 47a Abs. 3 StPO). Personen, 
die durch eine vorsätzlich begangene Straf-
tat Gewalt oder gefährlicher Drohung aus-
gesetzt waren oder in ihrer sexuellen Inte-

                                                 
72  BGBl. I 2005/119. 
73  BGBl. I 2004/19. 

grität verletzt worden sein könnten, haben 
auch ein Informationsrecht, wenn der Be-
schuldigte aus der Untersuchungshaft 
entlassen wird (§ 195 StPO). Diese Perso-
nen müssen auch über ihr Recht belehrt 
werden, daß sie während des Verfahrens 
die Akten einsehen dürfen. 

 

bb. Schutz der Privatsphäre 

Neben dem Schutz der Privatsphäre bei 
der Einvernahme durch die Möglichkeit 
der anonymen Aussagen (§ 166a StPO) und 
der Verweigerung von Fragen über den 
höchstpersönlichen Lebensbereich (§ 166 
Abs. 2 StPO) habe die Strafverfolgungsbe-
hörden auch Sorge dafür zu tragen, daß 
sonst keine Details über den höchstper-
sönlichen Lebensbereich des Opfers be-
kannt werden. Das gilt insbesondere für 
die Weitergabe von Lichtbildern oder der 
Identität des Opfers, ohne daß dies zum 
Zwecke der Strafrechtspflege geboten er-
scheint (§ 47 Abs. 3 StPO). 

 

cc. Anspruch auf einen  unentgeltlichen Dol-
metscher 

Nach § 47a Abs. 4 StPO hat das Opfer ein 
Recht auf eine „Übersetzungshilfe“, so-
weit dies zur Wahrung der Rechte im 
Strafverfahren erforderlich ist.  

 

dd. Anspruch auf psychosoziale und juristische 
Prozeßbegleitung 

Eine der wesentlichsten Neuerungen im 
Opferschutz ist die Einführung der psy-
chosozialen und juristischen Prozeßbe-
gleitung für Personen, die durch eine vor-
sätzlich begangene Straftat Gewalt oder 
gefährlicher Drohung ausgesetzt waren 
oder in ihrer sexuellen Integrität verletzt 
worden sein könnten (§ 49a Abs. 1 StPO).  

Prozeßbegleitung wird gewährt, wenn sie 
erforderlich ist.74 Die psychosoziale Pro-

                                                 
74  Wer die Erforderlichkeit prüft ist nicht klar 

geregelt: Die EBRV (1059 BlgNR 22.GP, S. 6) 
wollen die Prüfungen den Opferschutzeinrich-
tungen überlassen; G. Korn/P. Zöchbauer (Wiener 
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zeßbegleitung umfaßt neben der Vorberei-
tung der Betroffenen auf die emotionalen 
Belastungen des Verfahrens auch die Be-
gleitung des Opfers zur Einvernahme 
durch Kriminalpolizei und Gericht (§ 49a 
Abs. 2 StPO; § 162a Abs. 2 StPO). Die juri-
stische Prozeßbegleitung umfaßt die recht-
liche Beratung und Vertretung des Opfers 
insbesondere in Hinblick auf privatrechtli-
che Ansprüche, mit denen sich das Opfer 
dem Strafverfahren anschließt.75 Juristische 
Prozeßbegleitung wird gewährt, wenn es 
dem Opfer aufgrund seiner Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse nicht zugemu-
tet werden kann, sich einen Rechtsbeistand 
zu nehmen.76 

Die Prozeßbegleitung wird von Opfer-
schutzeinrichtungen durchgeführt, die 
vom Bundesministerium für Justiz mit die-
ser Aufgabe betraut worden sind.77 Bei 
einer Verurteilung muß der Täter die Ko-
sten für die Prozeßbegleitung ersetzen 
(§ 381 Abs. 1 Nr. 9 StPO). 

 

4. Weitere Maßnahmen zur wirksamen 
Strafverfolgung neben dem Zeugenbe-
weis 

Neben den Aussagen der Opfer von Men-
schenhandel können vor allem die in der 
StPO vorgesehenen Überwachungsmetho-
den zur Aufklärung von solchen Straftaten 
beitragen.  

Die Überwachung der Telekommunikati-
on ermöglicht es der Polizei, nach gerichtli-
cher Anordnung neben einer Standortbe-
stimmung des Verdächtigen (§ 149a Abs. 1 
Nr. 1 lit. a StPO) auch den Inhalt von Tele-
fongesprächen und E-Mails zu überwa-
chen, wenn die aufzuklärende Straftat ein 
Vorsatzdelikt ist, mit mehr als einem Jahr 
                                                                        

Kommentar zur StPO, 54. Lieferung, 2006, § 49a 
Rn. 4) sind der Meinung, daß über die Beige-
bung das Gericht zu entscheiden hat.  

75  EBRV 1059 BlgNR 22.GP, S. 6; Korn/Zöchbauer  
(Fn. 74), § 49a Rn. 2f. 

76  EBRV 1059 BlgNR 22.GP, S. 6. 
77  Dazu zählen z.B.: die überregionale Opfer-

schutzeinrichtungen „Weißer Ring“ oder die In-
terventionsstelle für Betroffene von Frauenhan-
del (Verein LEFÖ). 

Freiheitsstrafe bedroht ist und der An-
schlußinhaber der Tat dringend verdächtig 
ist bzw. der Verdacht besteht, daß ein 
dringend Verdächtiger den Anschluß be-
nützen wird (§ 149a Abs. 2 Nr. 3 StPO).  

Ebenso kann eine optische oder akustische 
Überwachung (§ 149d StPO) gerichtlich 
bewilligt werden. Dann ist es zulässig, ein 
nichtöffentliches Verhalten oder nichtöf-
fentliche Gespräche von Personen aufzu-
zeichnen. Die Aufnahme ist zur Aufklä-
rung jeder Straftat, die mit über drei Jahren 
Freiheitsstrafe bedroht ist, zulässig, wenn 
die aufgenommenen Äußerungen und 
Vorgänge zur Kenntnisnahme für die Per-
son bestimmt sind, die sie aufnimmt: Der 
Verdächtige spricht z.B. mit einem Ver-
trauensmann der Polizei oder einem ver-
deckten Ermittler (§ 149d Abs. 1 Nr. 2 
StPO).78  

Ohne eine solche direkte Kenntnisnahme 
ist eine Überwachung durch das Installie-
ren einer Videofalle oder von Abhörgerä-
ten innerhalb einer Wohnung im Falle des 
Verdachtes des Menschenhandels nur 
möglich, wenn dieser im Rahmen einer 
kriminellen Organisation  (§ 278a StGB) 
begangen worden ist, und der Inhaber der 
Wohnung der Tat dringend verdächtig ist 
bzw. Informationen vorliegen, daß ein 
dringend Verdächtiger mit der überwach-
ten Person in Kontakt treten werde (§ 149d 
Abs. 1 Nr. 3 StPO). Videofallen außerhalb 
der Wohnung dürfen zur Aufklärung jedes 
Deliktes bewilligt werden (§ 149d Abs. 2 
Nr. 1 StPO). 

 

5. Eigene Straffreiheit des Opfers von 
Menschenhandel 

Ist das Opfer von Menschenhandel zu-
gleich auch Täter, dann wird ein umfas-
sendes Geständnis bei der Strafzumessung 
mildernd berücksichtigt (§ 34 Nr. 17 StPO). 
Als mildernd sind z.B. auch aus der Tat 
resultierende beträchtliche Köperverlet-
zungen oder Gesundheitsschädigungen 

                                                 
78  Bertel/Venier (Fn. 50), Rn. 509. 
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von ca. vierzehntägiger Dauer79 zu werten 
(§ 34 Nr. 19 StPO). Wurde die Tat im Rah-
men einer kriminellen Organisation (§ 278a 
StGB) begangen und stellt sich das Opfer 
als Kronzeuge zur Verfügung, so kann die 
für das begangene Delikt vorgesehene 
Strafuntergrenze unterschritten werden 
(§ 41a StGB).  

 

6. Außerprozessualer Opfer- und Zeugen-
schutz 

Neben den Zeugenschutzmaßnahmen, die 
in der StPO vorgesehen sind, gibt es in 
Österreich keine besonderen Maßnahmen, 
Zeugen von Menschenhandel besonders zu 
schützen. Die Aufgaben des außerprozes-
sualen Opferschutzes werden von densel-
ben Einrichtungen übernommen, die die 
Opfer auch während des Verfahrens bera-
ten und begleiten.80  

 

III. Geltendmachung von Schadenersatz-
ansprüchen in Straf- oder Zivilverfah-
ren gegen den Täter 

1. Die Geltendmachung im Strafverfahren 

Das Opfer einer Straftat hat das Recht, sich 
dem Strafverfahren als Privatbeteiligter81 
anzuschließen, wenn es durch die Tat einen 
Nachteil erlitten hat, der einen zivilrechtli-
chen Schadenersatz begründet (§ 47 Abs. 1 
StPO). Darauf muß das Gericht das Opfer 
hinweisen (§ 365 StPO), und die Strafver-
folgungsbehörden sind im Vorverfahren 
zur Erhebung aller Umstände verpflichtet, 
die für die Beurteilung des Anspruchs we-
sentlich sind.82  

                                                 
79  J. H. Ebner, Wiener Kommentar zum StGB, 45. 

Lieferung, 2003, § 34 Rn. 40. 
80  Siehe Fn. 77.  
81  Legt der Staatsanwalt die Anzeige zurück oder 

tritt er von der Verfolgung zurück, bevor der 
Beschuldigte rechtskräftig in den Anklagestand 
versetzt wurde, dann kann der Privatbeteiligte 
die Verfolgung aufrechterhalten (Subsidiar-
anklage: § 48 StPO). Bei einem Freispruch trifft 
den Subsidiarankläger die Kostenersatzpflicht 
(§ 390 Abs. 1 StPO). 

82  Korn/Zöchbauer (Fn. 74), § 47 Rn. 3. 

Der Schadenersatzanspruch umfaßt z.B. 
Schmerzensgeld für physische und psychi-
sche Körperverletzungen (§ 1325 Allge-
meines bürgerliches Gesetzbuch [ABGB]), 
für Verletzungen der sexuellen Selbstbe-
stimmung (§ 1328 ABGB) und für vorsätz-
liche Freiheitsberaubungen (§ 1329 ABGB), 
wenn es zu einer Einschränkung der kör-
perlichen Bewegungsfreiheit gekommen 
ist.83 Bei Opfern, die in ihrer Willensfreiheit 
beschränkt wurden, ist ein Schadenersatz-
anspruch nur im beschränkten Ausmaß 
möglich.84 Das Opfer kann weiters auch 
Heilungs- und Therapiekosten sowie einen 
möglichen Verdienstentgang geltend ma-
chen.85 

Schließt sich das Opfer dem Strafverfahren 
an, dann beantragt es vor oder zu Beginn 
der Hauptverhandlung, daß das Gericht 
über die zivilrechtlichen Ansprüche mit-
entscheidet. Der Antrag muß deutlich und 
bestimmt sein, es muß klar aus ihm her-
vorgehen, um welche Ansprüche es sich 
handelt.86  

Wird der Beschuldigte verurteilt und 
spricht das Gericht dem Privatbeteiligten 
eine Entschädigung zu, dann hat er durch 
diesen Zuspruch – sobald die Entschei-
dung rechtskräftig geworden ist – einen 
Exekutionstitel gegen den Täter (§ 373 
StPO, § 1 Abs. 1 Nr. 8 Exekutionsordnung). 
Damit kann das Opfer die zuerkannten 
Beträge sofort gegen den Täter vollstrecken 
lassen.87 

                                                 
83  M. Eder-Rieder, Opferrecht, 2005, S. 71, S. 76, S. 

81ff.; Korn/Zöchbauer (Fn. 74), § 47 Rn. 13.  
84  So kann nach einer gefährlichen Drohung ein 

Schadenersatzanspruch bestehen, wenn die Tat 
seelische Schmerzen zur Folge hat. Diese 
Schmerzen müssen nicht den Grad einer Kör-
perverletzung erreichen: Eder-Rieder (Fn. 83), S. 
76. 

85   Eder-Rieder (Fn. 83), S. 69f. 
86  Bertel/Venier (Fn. 50), Rn. 224. Eine ziffernmäßi-

ge Bestimmung des Anspruches ist nicht erfor-
derlich, wenn aus dem Antrag ein schlüssiger 
Zusammenhang zwischen der Tat und dem 
Schaden hervorgeht: Korn/Zöchbauer (Fn. 74), 
§ 47 Rn. 21. 

87  Eder-Rieder (Fn. 83), S. 60. 
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Wird der Beschuldigte freigesprochen oder 
findet das Gericht die Ansprüche ganz 
oder teilweise nicht gerechtfertigt oder 
sieht es sich nicht in der Lage, über die An-
sprüche zu entscheiden, weil für die Ent-
scheidung weitere Erhebungen notwendig 
wären, die das Verfahren ungebührlich 
verzögern würden, dann wird der Privat-
beteiligte auf den Zivilrechtsweg verwie-
sen (§ 366 StPO).88 

Hat das Opfer keine juristische Prozeßbe-
gleitung, dann muß es die anwaltlichen 
Kosten zum Zwecke des Privatbeteiligten-
anschlusses grundsätzlich selbst tragen. 
Ein Rechtsbeistand ist aber nicht zwingend 
vorgesehen; erfolgt ein Zuspruch, so hat 
der Beschuldigte auch die Kosten des Pri-
vatbeteiligtenvertreters zu ersetzen (§ 393 
Abs. 4, § 395 Abs. 1 StPO). 

 

2. Die Geltendmachung im Zivilverfahren 

Wird das Opfer ganz oder teilweise auf 
den Zivilrechtsweg verwiesen, dann kann 
es seine Schadenersatzansprüche beim Zi-
vilgericht einklagen (§ 372 StPO).  

Eine Bindung des Zivilgerichtes an eine 
strafgerichtliche Entscheidung ist im Ge-
setz nicht vorgesehen. Die oberstgerichtli-
che Zivilrechtsprechung nimmt jedoch bei 
einem verurteilenden  Straferkenntnis eine 
solche Bindung an.89  

Nachteilig an einer selbständigen zivil-
rechtlichen Klage ist das Bestehen des Pro-
zeßkostenrisikos (§ 41ff. Zivilprozeßord-
nung [ZPO]).  § 63 ZPO ermöglicht es dem 
Kläger allerdings, Verfahrenshilfe zu bean-
tragen, wenn die Kosten einer Prozeßfüh-
rung die Bestreitung seines Unterhaltes 
gefährden würden und die Klage nicht 
aussichtslos oder mutwillig erscheint.  

Wird der Privatbeteiligte auf den Zivil-
rechtsweg verwiesen, können auch die Ver-

                                                 
88  Gegen die Verweisung auf den Zivilrechtsweg 

kann das Opfer nur berufen, wenn der Täter 
vom Gericht verurteilt wurde (§ 366 Abs. 3 
StPO; § 464 Abs. 3 StPO). 

89  Eder-Rieder (Fn. 83), S. 60; Fabrizy  (Fn. 69), § 373 
Rn. 3. 

tretungskosten für den Privatbeteiligtenan-
schluß im Strafverfahren als vorprozessua-
le Kosten im Zivilprozeß  geltend gemacht 
werden (§ 393 Abs. 5 StPO). 

 

3. Staatliche Entschädigung 

Eine staatliche Opferentschädigung sieht 
das Verbrechensopfergesetz (VOG)90 vor, 
wenn das Opfer durch eine mit mehr als 
sechs Monaten Freiheitsstrafe bedrohten, 
rechtwidrigen und vorsätzlichen Tat eine 
Körperverletzung oder Gesundheitsschä-
digung erlitten hat, daraus Heilungskosten 
erwachsen sind oder die Erwerbsmäßigkeit 
gemindert wurde (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 VOG). 
Personen, die in ihrer persönlichen Freiheit 
beschränkt worden sind bzw. in ihrer se-
xuellen Selbstbestimmung verletzt wurden, 
steht nach dem VOG keine Entschädigung 
zu.91 

Auch ist diese Hilfeleistung auf österrei-
chische Staatsbürger, Unionsbürger oder 
EWR-Bürger beschränkt (§ 1 Abs. 1 VOG). 
Für Menschenhandelsopfer aus dem afri-
kanischen, südamerikanischen und Teilen 
des osteuropäischen Raumes92 ist sie daher 
keinesfalls zugänglich. 

Wurde einem Privatbeteiligten eine Ent-
schädigung vom Strafgericht zugespro-
chen, dann kann ihr vom Staat eine Vor-
schußleistung gewährt werden (§ 373a 
StPO), wenn eine alsbaldige Zahlung durch 
den Vollzug einer Geld- oder Freiheitsstra-
fe vereitelt wird. Die Gewährung des Vor-
schusses ist aber ausgeschlossen, wenn 
dem Opfer aufgrund seiner Vermögens-
verhältnisse die Vereitelung offenbar93 zu-
gemutet werden kann (§ 373a Abs. 5 StPO) 
oder wenn eine Ausschlußgrund nach 
§ 373 Abs. 6 StPO gegeben ist.94 Über den 
                                                 
90  BGBl. I 2005/48. 
91  Kritisch dazu Eder-Rieder (Fn. 83), S. 96. 
92  Vgl. die Herkunftsländer osteuropäischer Frau-

en bei Kartusch (Fn. 49), S. 99f. 
93  Im Zweifel ist der Zuschuß zu gewähren: Fabri-

zy (Fn. 69) § 373a Rn. 8. 
94  Kein Anspruch besteht z.B., wenn ein Anspruch 

nach dem VOG besteht oder ein Ausschluß-
grund nach § 8 Abs. 1 VOG vorliegt.  
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Antrag entscheidet das Gericht mit Be-
schluß. Ein abschlägiger Beschluß ist mit 
Beschwerde anfechtbar (§ 373a Abs. 8 
StPO). 

 

IV. Schluß 

§ 104a StGB „Menschenhandel“ wurde im 
Jahre 2004 neu in das StGB eingefügt. 
Österreich wurde durch mehrere interna-
tionale Rechtsakte dazu verpflichtet, neben 
dem grenzüberschreitenden Prostitutions-
handel (§ 217 StGB) auch Handlungen un-
ter Strafe zu stellen, die die sexuelle Aus-
beutung von Menschen, die Ausbeutung 
durch Organentnahmen und die Ausbeu-
tung der Arbeitskraft eines Menschen vor-
bereiten und ermöglichen.  

Damit bei solchen Straftaten die Effizienz 
der Strafverfolgung gewährleistet werden 
kann, wurde auch das Fremdenrecht ent-
sprechend angepaßt. Opfer von Men-
schenhandel können einen Aufenthaltstitel 
erhalten, wenn sie dem Strafgericht als 
Zeugen zur Verfügung stehen.  

Opfer von Straftaten müssen im Strafver-
fahren umfassend über ihre Rechte belehrt 
werden, und besonders schutzbedürftige 
Personen haben einen Anspruch auf scho-
nende Vernehmungsmethoden.  

Aus Gründen der Prozeßökonomie können 
Opfer ihre Schadenersatzansprüche gegen 
den Täter schon im Strafverfahren geltend 
machen.  Staatliche Entschädigungen sind 
in Österreich für Opfer von Menschenhan-
del nur in sehr eingeschränktem Ausmaß 
vorgesehen.
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Bekämpfung des Menschenhandels im Straf- und Strafprozeßrecht 
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I. Strafbarkeit des Menschenhandels im 
Strafgesetzbuch 

1.  Nationale Bestimmungen zur Regelung 
der Strafbarkeit des Menschenhandels 

a.  Einschlägige Straftatbestände1 

Bis zum 1. Dezember 2006 regelte das 
schweizerische Strafgesetzbuch den Men-
schenhandel in Art. 196 StGB. Unter Strafe 
stellte aArt. 196 StGB allein den Aspekt des 
Handels mit Menschen zum Zwecke ihrer 
sexuellen Ausbeutung.  

In aArt. 196 Abs. 1 StGB hieß es:  

                                                      
* Ich danke Herrn Prof. Dr. Felix Bommer, Univer-

sität Luzern, für die wertvollen Gespräche und 
seine für die Fertigstellung des Länderberichts 
hilfreichen Anregungen und inhaltlichen Hin-
weise. 

1  Aufgrund der aktuellen Gesetzesänderungen 
im schweizerischen Strafgesetzbuch wird im 
folgenden auf die ehemalige und auf die nun-
mehr geltende neue Strafbestimmung zum 
Menschenhandel eingegangen.; für den Ver-
gleich der alten/neuen schweizerischen Strafbe-
stimmung zum Menschenhandel mit den inter-
nationalen und europäischen Begriffs-
bestimmungen zum Menschenhandel sei ver-
wiesen auf den Anhang des Textbeitrages von 
Daniela Demko, Bekämpfung des Menschenhan-
dels im Straf- und Strafprozeßrecht, Internatio-
nale und europäische Maßnahmen gegen den 
Menschenhandel, MRM 2007, S. 5-18 (S. 17f.).  

„Wer mit Menschen Handel treibt, um der Un-
zucht eines anderen Vorschub zu leisten […].“ 

Andere Erscheinungsformen des Men-
schenhandels, etwa der Handel zum 
Zwecke der Ausbeutung der Arbeitskraft, 
der Handel mit Adoptivkindern oder der 
Handel zum Zweck der Entnahme von 
Körperorganen wurden von aArt. 196 StGB 
nicht erfaßt. Zudem regelte aArt. 196 StGB 
den Aspekt des Handels zum Zwecke der 
sexuellen Ausbeutung selbst in einer nur 
beschränkten Weise.2 

Im Rahmen der Ratifizierung des Fakulta-
tivprotokolls vom 25. Mai 20003 zum Über-
einkommen über die Rechte des Kindes, 
betreffend Kinderhandel, Kinderprostituti-
on und Kinderpornographie und im Zu-
sammenhang mit der Ratifizierung des 
Zusatzprotokolls vom 15. November 20004 
zur Verhütung, Bekämpfung und Bestra-
fung des Menschenhandels, insbesondere 
des Frauen- und Kinderhandels zum Über-
einkommen gegen die grenzüberschreiten-
de organisierte Kriminalität wurde auf die 
notwendige Änderung und Anpassung der 
schweizerischen Strafbestimmungen an die 

                                                      
2  Vgl. dazu näher Matthias Schwaibold/Kaspar 

Meng, in: Marcel Alexander Niggli/Hans Wi-
prächtiger (Hrsg.), Basler Kommentar, Strafge-
setzbuch II, 2003, Art. 196 Rn. 2, 10ff. 

3  UN GV Resolution A/RES/54/263, 25. Mai 
2000; für die Schweiz trat das Fakultativproto-
koll am 19. Oktober 2006 in Kraft, AS 2006, 
5441ff.  

4  UN GV Resolution A/RES/55/25, 15. Novem-
ber 2000; für die Schweiz trat das Zusatzproto-
koll am 26. November 2006 in Kraft, AS 2006, 
5917ff.; hingewiesen sei zudem darauf, daß die 
Europaratskonvention zur Bekämpfung des 
Menschenhandels vom 16. Mai 2005 von der 
Schweiz noch nicht unterzeichnet wurde. 
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internationalen Vorgaben hingewiesen. 
Aufgrund dessen, daß aArt. 196 StGB den 
Anforderungen des Fakultativprotokolls 
nicht in jeder Hinsicht entsprach, schlug 
der Schweizerische Bundesrat eine Revisi-
on von aArt. 196 StGB und dessen Erset-
zung durch die neue Bestimmung des Art. 
182 StGB vor.5 Zum 1. Dezember 2006 
wurde Art. 182 StGB in Kraft gesetzt.6   

In Art. 182 StGB 7 heißt es: 

1. Wer als Anbieter, Vermittler oder Abnehmer 
mit einem Menschen Handel treibt zum Zwek-
ke der sexuellen Ausbeutung, der Ausbeutung 
seiner Arbeitskraft oder zwecks Entnahme ei-
nes Körperorgans, wird mit Freiheitsstrafe oder 
Geldstrafe  bestraft. Das Anwerben eines Men-
schen zu diesen Zwecken ist dem Handel 
gleichgestellt. 

2. Handelt es sich beim Opfer um eine unmün-
dige Person oder handelt der Täter gewerbs-
mäßig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht 
unter einem Jahr.  

3. In jedem Fall ist auch eine Geldstrafe auszu-
sprechen. 

4. Strafbar ist auch der Täter, der die Tat im 
Ausland verübt. Die Artikel 5 und 6 sind  an-
wendbar. 

 

                                                      
5  Siehe dazu im einzelnen die Ausführungen in 

der Botschaft des Bundesrates vom 11. März 
2005 über die Genehmigung des Fakultativpro-
tokolls vom 25. Mai 2000 zum Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes, betreffend den Ver-
kauf von Kindern, die Kinderprostitution und 
die Kinderpornografie, und über die entspre-
chende Änderung der Strafnorm über den Men-
schenhandel, BBl. 2005, 2807ff.  

6  Bundesbeschluss vom 24. März 2006 über die 
Genehmigung und die Umsetzung des Fakulta-
tivprotokolls vom 25. Mai 2000 zum Überein-
kommen über die Rechte des Kindes, betreffend 
den Verkauf von Kindern, die Kinderprostituti-
on und die Kinderpornografie, 29. November 
2006, AS 2006, 5437ff. 

7  Schweizerisches Strafgesetzbuch vom 21. De-
zember 1937, in der Fassung vom 1. Januar 
2007, SR 311.0; ohne besondere Angaben sind 
im nachfolgenden Text angeführte Artikel des 
StGB solche des Schweizerischen Strafgesetz-
buchs in der Fassung vom 1. Januar 2007.  

b.  Geschütztes Rechtsgut 

Die Strafbestimmung aArt. 196 StGB stand 
mit der Strafbestimmung der Förderung 
der Prostitution nach Art. 195 StGB in ei-
nem nicht nur systematisch, sondern auch 
sachlich engen Zusammenhang.8 Beide 
Bestimmungen schütz(t)en die „Hand-
lungsfreiheit und Selbstbestimmung in 
sexuellen Dingen der Prostituierten“.9 Die 
Strafnorm aArt. 196 StGB beschränkte sich 
also auf den Schutz der sexuellen Selbstbe-
stimmung einer Person,10 richtete  sich hin-
gegen nicht gegen die Prostitution „als so-
ziale Erscheinung“11 und zielte nicht auf 
die Bekämpfung der Prostitution schlecht-
hin.12 Anliegen war vielmehr, die Opfer, 
über die wie über Objekte verfügt bzw. die 
wie „lebende(r) Ware“13 vermittelt werden, 
zu schützen.14 

Im Unterschied dazu beschränkt Art. 182 
StGB seinen Schutz nicht mehr allein auf 
die sexuelle Selbstbestimmung, sondern 
geschütztes Rechtsgut ist die Freiheit und 
Selbstbestimmung der Opfer allgemein, 

                                                      
8  Schwaibold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 5; Günter 

Stratenwerth/Guido Jenny, Schweizerisches Straf-
recht, Besonderer Teil I: Straftaten gegen Indi-
vidualinteressen, 2003, S. 183 Rn. 16. 

9  Schwaibold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 5. 
10  Schwaibold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 5, 7, 8, 15; 

Stratenwerth/Jenny (Fn. 8), S. 183f. Rn. 16, 18; Jörg 
Rehberg/Niklaus Schmid/Andreas Donatsch, Straf-
recht III, Delikte gegen den Einzelnen, 2003, S. 
449; Ulrich Weder, in: Andreas Donatsch (Hrsg.) 
/Stefan Flachsmann/Markus Hug/Hans Mau-
rer/Ulrich Weder, StGB Kommentar, Schweize-
risches Strafgesetzbuch, 2006, Art. 196 S. 272; 
Stefan Trechsel, Schweizerisches Strafgesetzbuch, 
Kurzkommentar, 2. Aufl. 1997 (Nachdruck 
2005), Art. 196 Rn. 1, 2; zur der sich anschlie-
ßenden Diskussion, ob Menschenhandel auch 
bei Einwilligung des Opfers strafbar sei, vgl. die 
Ausführungen unter I. 2. c. 

11  Schwaibold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 7. 
12  Trechsel (Fn. 10), Art. 196 Rn. 1: „Kampf gegen 

Windmühlen“; Stratenwerth/Jenny (Fn. 8), S. 183 
Rn. 16. 

13  BGE 96 IV 118. 
14  Schwaibold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 8; Trechsel 

(Fn. 10), Art. 196 Rn. 2: Vermittlung «lebendiger 
Ware»; Stratenwerth/Jenny (Fn. 8), S. 183 ff. Rn. 
18, 21; Rehberg/Schmid/Donatsch (Fn. 10), S. 449. 
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über die „wie über Objekte“15 verfügt 
wird.16 Das tatbestandliche Unrecht des 
Art. 182 StGB besteht „in der Ausnützung 
einer Machtposition durch den Täter und 
in der Aufhebung der Selbstbestimmung 
des Opfers“.17 

 

c.  Systematische Einordnung im Strafge-
setzbuch 

Dem auf den Schutz der sexuellen Selbst-
bestimmung beschränkten Rechtgut des 
aArt. 196 StGB entsprechend war aArt. 196 
StGB unter dem fünften Titel der Besonde-
ren Bestimmungen des Strafgesetzbuches: 
„Strafbare Handlungen gegen die sexuelle 
Integrität“ geregelt. 

Art. 182 StGB ist hingegen entsprechend 
der mit ihm einhergehenden Erweiterung 
des geschützten Rechtsgutes neu im vier-
ten Titel der Besonderen Bestimmungen 
des Strafgesetzbuches: „Verbrechen und 
Vergehen gegen die Freiheit“ geregelt.18 

 

d.  Regelungen zur Strafbarkeit von Ver-
such und Vorbereitungshandlungen 

Nach aArt. 196 Abs. 2 StGB wurde mit 
Strafe bedroht, „(w)er Anstalten zum Men-
schenhandel trifft“. Während der Versuch 
des aArt. 196 StGB aufgrund der Bestim-
mungen des Allgemeinen Teils des Strafge-
setzbuchs strafbar war,19 erfaßte aArt. 196 
Abs. 2 StGB weitere Handlungen im Vor-
feld der Deliktsverwirklichung.20 Um eine 

                                                      
15  Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 2834.  
16  Ebenda; auf die Aufhebung der bisherigen 

Beschränkung des geschützten Rechtsgutes 
wird in der Botschaft ausdrücklich hingewiesen: 
„Da die revidierte Strafbestimmung nicht mehr 
allein die sexuelle Selbstbestimmung der Betrof-
fenen schützt“, S. 2834. 

17  Ebenda; siehe dazu auch Daniela Demko, Men-
schenhandel: In der Schweiz gilt eine neue 
Strafnorm, plädoyer 1 / 2007 (im Druck). 

18  Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 2834. 
19  Schwaibold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 16; Straten-

werth/Jenny (Fn. 8), S. 185 Rn. 21; Reh-
berg/Schmid/Donatsch (Fn. 10), S. 451.  

20  Schwaibold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 16; Straten-
werth/Jenny (Fn. 8), S. 185 Rn. 21; Reh-

uferlose Ausdehnung des Tatbestandes des 
aArt. 196 Abs. 2 StGB zu vermeiden, wurde 
ein „klar erkennbare(r) Bezug“21 der Vor-
bereitungshandlungen zum Menschen-
handel gefordert.22  

Art. 182 StGB stellt Vorbereitungshandlun-
gen in Form des Anstaltentreffens nicht 
mehr gesondert unter Strafe. Begründet 
wird dieser Verzicht mit den tatbestandli-
chen Ausweitungen der neuen Strafbe-
stimmung, nämlich ihrer Geltung auch für 
den  Einmaltäter, den erweiterten Zweck-
setzungen und der ausdrücklichen Rege-
lung der „Vorstufe des Anwerbens als 
vollendete Tathandlung“23 in Abs. 1 S. 2.24 
Hinsichtlich der Strafbarkeit des Versuchs 
wird in der Botschaft von 2005 auf die Gel-
tung der allgemeinen Regeln abgestellt,25 
womit die Art. 22, 23 StGB heranzuziehen 
sind. 

Hingewiesen sei auf die Gefahr, daß be-
stimmte Vorbereitungshandlungen, die 
nach aArt. 196 Abs. 2 StGB noch strafbar 
waren, von Art. 182 StGB nun nicht mehr 
erfaßt werden. Zwar wird das Anwerben 
als eine faktische Vorstufe zum eigentli-
chen Handel im engen Sinne in Abs. 1 S. 2 
                                                                               

berg/Schmid/Donatsch (Fn. 10), S. 451; Weder (Fn. 
10), Art. 196, S. 272: „alle Vorbereitungshand-
lungen“; vgl. auch Trechsel (Fn. 10), Art. 196 Rn. 
6, wonach aufgrund des Unterstrafestellens von 
Vorbereitungshandlungen in Art. 196 Abs. 2 
StGB Versuch „praktisch kaum denkbar“ sei. 

21  Schwaibold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 16: zudem 
wird eine Vorbereitungshandlung „von einer 
gewissen Erheblichkeit“ verlangt, Rn. 16; vgl. 
zudem Stratenwerth/Jenny (Fn. 8), S. 185 Rn. 22. 

22  Siehe auch Rehberg/Schmid/Donatsch (Fn. 10), S. 
451: „konkrete Vorkehrungen“; als Beispiele für 
Vorbereitungshandlungen werden etwa der 
Aufbau einer Organisation, die Einrichtung ei-
nes Büros, die Herstellung von Geschäfts-
beziehungen, das Einrichten einer Kommuni-
kationsstruktur, das Anbieten im Internet, die 
Suche nach Interessenten oder Vorbesprech-
ungen mit diesen genannt, vgl. Schwaibold/Meng 
(Fn. 2), Art. 196 Rn. 16; Rehberg/Schmid/Donatsch 
(Fn. 10), S. 451; Stratenwerth/Jenny (Fn. 8), S. 185 
Rn. 22. 

23  Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 2837. 
24  Ebenda, siehe zu den Tatbestandsanforderun-

gen im einzelnen unter I. 2. 
25  Ebenda. 
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dem Handel nach Abs. 1 S. 1 gleichgestellt. 
Andere und/oder frühere Vorstufen wer-
den von Art. 182 StGB hingegen nicht aus-
drücklich geregelt mit der Konsequenz, 
daß jene Vorbereitungshandlungen, die die 
Schwelle zum Versuch nicht erreichen, 
straflos bleiben, auch wenn diese etwa ei-
nen klaren Bezug zum Menschenhandel 
aufweisen.26 

 

e.  Regelungen zur Strafbarkeit von Teil-
nahmehandlungen 

Für die Strafbarkeit von Anstiftungs- und 
Beihilfehandlungen sind die Bestimmun-
gen des Allgemeinen Teils des StGB – Art. 
24, 25 StGB – heranzuziehen.27 

f.  Relevante Auffangbestimmungen bei 
Ablehnung des Menschenhandels 

Kann nicht wegen Menschenhandels verur-
teilt werden, ist eine Bestrafung wegen 
einzelner   Begleiterscheinungen des Han-
dels mit Menschen möglich. Diese erfassen 
jedoch nicht den eigentlichen Unrechtskern 

                                                      
26  Zu denken ist etwa an die Fallgruppen des 

Aufbaus einer Organisation, des Einrichtens ei-
nes Büros oder einer Kommunikationsstruktur; 
hingewiesen sei auf Art. 260bis StGB, der be-
stimmte Vorbereitungshandlungen für in dieser 
Vorschrift ausdrücklich aufgeführte strafbare 
Handlungen unter Strafe stellt. Die Strafbe-
stimmung zum Menschenhandel ist dort nicht 
genannt. Art. 260bis StGB käme daher nur inso-
weit zur Anwendung, als im Zusammenhang 
mit Vorbereitungshandlungen zum Menschen-
handel zugleich auch Vorbereitungshandlungen 
zu den in Art. 260bis StGB genannten strafbaren 
Handlungen vorgenommen werden, etwa zu 
schwerer Körperverletzung oder Freiheitsbe-
raubung und Entführung.  

27  In der Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 
2834f. wird dies nochmals betont, wonach Täter 
des Menschenhandels ist, wer die „Tatherr-
schaft bezüglich des Handeltreibens hat, wer al-
so eine tragende Rolle bei der Abwicklung eines 
solchen Geschäfts“ (S. 2834) spiele, hingegen 
seien untergeordnete Tatbeiträge als Gehilfen-
schaft zu bestrafen; neben beispielhaften Erläu-
terungen zum Organhandel heißt es zur Straf-
barkeit eines Freiers, daß dieser straffrei sei, 
„solange er keinen kausalen Tatbeitrag zum 
Menschenhandel geleistet hat. Es kann nur der-
jenige bestraft werden, der sich an der Tat betei-
ligt hat“ (S. 2835). 

des Menschenhandels, nämlich „die Be-
handlung von Menschen als Ware, welche 
beliebig gekauft und verkauft“28 werden 
kann, sondern nur einzelne, mit dem Men-
schenhandel verbundene Unrechtsaus-
schnitte. 

Möglich ist z.B. eine Strafbarkeit wegen 
Förderung der Prostitution nach Art. 195 
StGB als ein dem Menschenhandel zum 
Zwecke der sexuellen Ausbeutung ver-
wandter Tatbestand.29 Im Zusammenhang 
mit der Ausbeutung zu sexuellen Zwecken 
kommt zudem eine Strafbarkeit (Täter-
schaft oder Teilnahme) wegen weiterer 
Delikte gegen die sexuelle Integrität in Be-
tracht, z.B. nach Art. 187 StGB (sexuelle 
Handlungen mit Kindern), Art. 188 StGB 
(sexuelle Handlungen mit Abhängigen), 
nach Art. 189 StGB (sexuelle Nötigung), 
Art. 190 StGB (Vergewaltigung) oder Art. 
197 StGB (Pornografie).  

Weitere möglicherweise einschlägige De-
likte – nicht beschränkt auf den sexuellen 
Ausbeutungszweck – sind z.B. Delikte ge-
gen die Freiheit30 und gegen Leib und Le-
ben31 und gegen den öffentlichen Frieden32. 

                                                      
28  Ebenda, S. 2833; ebenso Bericht der Interdepar-

tementalen Arbeitsgruppe Menschenhandel an 
das Eidgenössische Justiz- und Polizeideparte-
ment, Menschenhandel in der Schweiz, 2001, S. 
21.  

29  Vgl. insofern zu aArt. 196 StGB die weiterge-
henden Ausführungen der Koordinationsstelle 
gegen Menschenhandel und Menschenschmuggel 
(KSMM), Menschenhandel – Eine moderne 
Form der Sklaverei, Fact Sheet, Stand: Septem-
ber 2005, S. 2; nähere Informationen zur KSMM 
sind unter www.fedpol.ch (zuletzt besucht am 
31. Januar 2007) verfügbar. 

30  Z.B. Nötigung nach Art. 181 StGB oder Frei-
heitsberaubung und Entführung nach Art. 183 
StGB. 

31  Z.B. Einfache und schwere Körperverletzung 
nach Art. 123, 122 StGB; siehe dazu die weiter-
gehenden Ausführungen im Bericht der Ar-
beitsgruppe Menschenhandel (Fn. 28), S. 22-24. 

32  Der Bericht der Arbeitsgruppe Menschenhandel 
(Fn. 28), S. 24f. weist insoweit auf eine u.U. 
mögliche Strafbarkeit wegen krimineller Orga-
nisation nach Art. 260 ter StGB hin; zu Art. 260 bis 
StGB siehe bereits in Fn. 26.  
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2.  Die Straftatbestände des Menschen-
handels im einzelnen 

a.  Regelungsinhalt und Tatbestandsauf-
bau  

Der Bestimmung von aArt. 196 StGB lag 
eine enge Definition des Begriffs „Men-
schenhandel“ zugrunde, die nicht nur hin-
sichtlich des Ausbeutungszwecks, sondern 
auch im Zusammenhang mit der Tathand-
lung des Handeltreibens Beschränkungen 
aufwies, die den weitergehenden Definiti-
onsmerkmalen des Begriffs „Menschen-
handel“ in den neueren internationalen 
Bestimmungen nicht genügten.33 

Art. 182 StGB greift den weitergehenden 
Definitionsansatz der aktuellen internatio-
nalen Bestimmungen zwar auf, bleibt bei 
der konsequenten und vollumfänglichen 
Umsetzung der internationalen Vorgaben 
jedoch zum Teil hinter diesen zurück.34 

Wird auch der Tatbestand des Art. 182 
StGB gegenüber dem des aArt. 196 StGB 
hinsichtlich der Ausbeutungszwecke er-
weitert, so lehnt sich, was die Tatbe-
standsmerkmale der Tathandlung und 
Tatmittel betrifft, Art. 182 StGB zumindest 
von seinem Gesetzeswortlaut her (zu) eng 
an die Formulierungen des Fakultativpro-
tokolls an. Nicht hinreichend berücksich-
tigt wird dabei insbesondere, daß das  Fa-
kultativprotokoll nur den Handel mit Kin-
dern definiert, während Art. 182 StGB dar-
über hinausgehend den Handel mit Men-
schen – also sowohl Kindern als auch voll-
jährigen Personen – erfaßt. Dadurch, daß 
die für Kinder aufgestellten Vorgaben des 
Fakultativprotokolls in Art. 182 StGB un-
differenziert für minderjährige und volljäh-
rige Opfer übernommen werden, ist der 
Gesetzestext des Art. 182 StGB im Ver-
gleich zu den Anforderungen auf interna-
tionaler Ebene35 hinsichtlich des Merkmals 
                                                      
33  Siehe bereits unter I. 1. und Botschaft vom 11. 

März 2005 (Fn. 5), S. 2833; vgl. im einzelnen die 
Ausführungen unter I.2. 

34  Vgl. bereits die kritischen Anmerkungen von 
Demko (Fn. 17), plädoyer 1/2007 (im Druck). 

35  Gemeint sind hier zum einen die Menschen-
handel-Definitionen im Zusatzprotokoll (Fn. 4) 
und in der Europaratskonvention vom 16. Mai 

der Tathandlung zu eng und hinsichtlich 
des Merkmals des Tatmittels zu weit gera-
ten. Unverständlich ist jene nicht hinrei-
chend sorgfältige, weil zu undifferenziert 
gestaltete Gesetzesformulierung insbeson-
dere deshalb, weil in der Botschaft von 
2005 eben nicht nur auf das Fakultativpro-
tokoll zurückgegriffen wird,  sondern auch 
auf das Zusatzprotokoll,36 welches sich, 
was die Beschreibung der Tathandlung 
und der Tatmittel betrifft, jedoch vom Fa-
kultativprotokoll unterscheidet.37 

Art. 182 Abs. 2 StGB führt neu qualifizierte 
Fälle des Menschenhandels ein, wonach 
der „besonders abscheuliche(n) Unrechts-
gehalt“38 des Handels mit unmündigen 
Personen sowie das gewerbsmäßige Han-
deln einer verschärften Strafandrohung 
unterstellt wird. Weitere Strafschärfungs-
gründe, wie sie im EU-Rahmenbeschluß 
vom 19. Juli 2002 oder in der Europarats-
konvention aufgeführt sind, fehlen hinge-
gen in Art. 182 StGB.39 

                                                                               
2005, Council of Europe Treaty Series Nr. 197 
und zum anderen die Kinderhandel-Definition 
im Fakultativprotokoll (Fn. 3); vgl. dazu die nä-
heren Ausführungen von Daniela Demko (Fn. 1), 
unter II. und die dort aufgeführten weiteren Li-
teraturangaben. 

36  Siehe Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 
2834 sowie dort die Fußnote 65. 

37  Siehe dazu die vergleichenden Ausführungen 
von Demko (Fn. 1), unter II.; nicht zuletzt ist der 
gewählte Gesetzestext in Art. 182 StGB auch 
deshalb nicht nachvollziehbar, weil in der Bot-
schaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 2834 und 
dort Fußnote 66 auch auf die „bisherige Ausle-
gung des Strafartikels“ (S. 2834) abgestellt wird, 
nach der aber unter den Begriff des Menschen-
handels nicht nur der reine Handel an sich, son-
dern auch solche Handlungsakte fallen, die mit 
diesem eng zusammenhängen, vgl. Schwaibold/ 
Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 10.  

38  Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 2836. 
39  Eine fehlende ausführliche Auseinandersetzung 

mit weiteren Strafschärfungsgründen ist insbe-
sondere deshalb bedauerlich, weil die Botschaft 
vom 11. März 2005, wenn auch nicht im Zu-
sammenhang mit den Strafschärfungsgründen, 
auch den EU-Rahmenbeschluß vom 19. Juli 2002 
nennt, vgl. Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), 
S. 2835, 2836 und dort Fn. 69. 
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b.  Tatbestandsanforderungen an Tat-
handlung, Tatmittel und Tatzweck 

aa.   Tathandlung 

Der Begriff des Handeltreibens in aArt. 196 
StGB wurde dahingehend verstanden, daß 
dieser zum einen Handlungsakte umfaßt, 
die für einen Handel im engen Sinne kenn-
zeichnend sind: dazu gehören das Anbie-
ten, Beschaffen, Vermitteln, Verhandeln, 
Verkaufen und Übernehmen.40 Zum ande-
ren wurden darüber hinausgehend aber 
auch solche Verhaltensweisen erfaßt, die 
mit dem eigentlichen Handel in enger Wei-
se zusammenhängen, z.B. das Befördern, 
Transportieren oder Liefern.41 

In Anlehnung an diese Auslegung zu aArt. 
196 StGB wurden in der Botschaft von 2005 
jene Handlungsakte auch für Art. 182 StGB 
herangezogen.42 Dies ist zu begrüßen, je-
doch hätte dieses weite Verständnis des 
Handeltreibens auch entsprechend Ein-
gang in den enger gefaßten Gesetzestext 
finden sollen: Dieser hebt entsprechend der 
Formulierung im Fakultativprotokoll das 
Anbieten, Vermitteln und Abnehmen be-
sonders heraus und betont damit die für 
einen Handel im engen Sinne typischen 
Verhaltensweisen. Als einzige Vorstufe 
nennt Abs. 1 S. 2 das Anwerben, das dem 
Handel nach S. 1 gleichgestellt wird. Ande-
re Vor- und Begleitstufen, die nicht zum 
Handel im engen Sinne zählen, mit diesem 
jedoch zusammenhängen und diesen un-
terstützen, werden nicht erwähnt. Gerade 

                                                      
40  Betont wird dabei auch der kommerzielle 

Aspekt, z.B. Stratenwerth/Jenny (Fn. 8), S. 184 Rn. 
19: „materielle Vorteile verfolgt“; Schwaibold/ 
Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 14; Rehberg/Schmid/ 
Donatsch (Fn. 10), S. 450; Weder (Fn. 10), Art. 196, 
S. 272: „entgeltlich“. 

41  Siehe Schwaibold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 10; 
Stratenwerth/Jenny (Fn. 8), S. 184 Rn. 19; Rehberg/ 
Schmid/Donatsch (Fn. 10), S. 450; vgl. dazu auch 
Tobias Schrader, Handelsware Frau. Auf dem 
Balkan floriert der Menschenhandel, in: Krimi-
nalistik 1 (2004), S. 17ff. (S. 18); Wolfgang Heinz, 
Menschenhandel und Menschenschmuggel. 
Kriminologische und kriminalpolitische Aspek-
te, in: Otto Triffterer (Hrsg), Gedächtnisschrift 
für Theo Vogler, 2004, S. 127ff. (S. 143ff.). 

42  Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 2834.  

in Anbetracht dessen, daß die Botschaft 
auch auf die weiter gefaßte Menschenhan-
del-Definition des Art. 3 des Zusatzproto-
kolls zurückgreift, wäre für Art. 182 StGB 
eine entsprechend weiter gefaßte Gesetzes-
formulierung wünschenswert gewesen, 
welche deutlich macht, daß die Tathand-
lung des Handeltreibens mit Menschen 
weit mehr als nur die Kernelemente eines 
Handels in Form des Anbietens, Überge-
bens und Annehmens und die Vorstufe des 
Anwerbens erfaßt. 

Zu begrüßen ist, daß nach Art. 182 StGB 
auch der Einmaltäter strafbar ist.43 Die Fra-
ge, ob das bloße Anwerben einer Prostitu-
ierten durch einen Bordellbesitzer für das 
eigene Etablissement zum Zwecke der 
Ausbeutung vom Begriff des Menschen-
handels erfaßt werde, wurde für aArt. 196 
StGB erst nach einer Rechtsprechungsän-
derung bejaht44 und hat durch Art. 182 
Abs. 1 S. 2 StGB Eingang in die neue Geset-
zesbestimmung gefunden.45             

        

bb. Tatmittel 

Entgegen der Menschenhandel-Definition 
im Zusatzprotokoll – und der in der Euro-

                                                      
43  Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 2835: 

strafbar ist, wer „nur einen Menschen oder der 
nur einmal mit einem oder mehreren Menschen 
handelt“; für aArt. 196 StGB wurde zum Teil 
das wiederholte Abschließen der Geschäfte oder 
zumindest die Absicht dazu verlangt, Schwai-
bold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 11; Straten-
werth/Jenny (Fn. 8), S. 184 Rn. 19; Rehberg/ 
Schmid/Donatsch (Fn. 10), S. 450; Täter kann im 
übrigen auch ein Einzeltäter sein, der nicht im 
Rahmen der Organisierten Kriminalität handelt, 
vgl. Schwaibold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 6a, 12; 
Stratenwerth/Jenny (Fn. 8), S. 184 Rn. 19. 

44  Vgl. BGE 96 IV 118 und die neue Rechtspre-
chung in BGE 128 IV 117, BGE 129 IV 81; siehe 
dazu Schwaibold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 13; 
Guido Jenny, Die strafrechtliche Rechtsprechung 
des Bundesgerichts im Jahre 2002, in: ZBJV 140 
(2004), S. 713ff. (S. 729); Stratenwerth/Jenny (Fn. 
8), S. 184 f. Rn. 20; Rehberg /Schmid/Donatsch (Fn. 
10), S. 450; Weder (Fn. 10), Art. 196, S. 272; Mar-
tina Caroni, Tänzerinnen und Heiratsmigrantin-
nen, Rechtliche Aspekte des Frauenhandels in 
der Schweiz, 1996, S. 96f., 104f. 

45  Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 2835. 
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paratskonvention –, die für volljährige Op-
fer neben der Tathandlung noch bestimmte 
Tatmittel für erforderlich hält, fehlt(e) so-
wohl in aArt. 196 StGB als auch in Art. 182 
Abs. 1 StGB eine Differenzierung zwischen 
minderjährigen und volljährigen Opfern 
sowie das Aufzählen von bestimmten Tat-
mitteln, die bei volljährigen Opfern neben 
die Tathandlung treten müssen.  

Die  Menschenhandel-Definition des Zu-
satzprotokolls und der Europaratskonven-
tion als auch die Kinderhandel-Definition 
des Fakultativprotokolls verzichten auf das 
Erfordernis von Tatmitteln nur für die Op-
fer gewordenen Kinder. Der Gesetzestext 
des Art. 182 Abs. 1 StGB überträgt hinge-
gen den Verzicht auf das Tatelement der 
Tatmittel auf alle Opfer jeglicher Alterstu-
fen. Auch in der Botschaft von 2005 heißt 
es eher allgemein gehalten, daß Menschen-
handel vorliege, wenn über Menschen „wie 
über Objekte verfügt …“ werde. Wann dies 
zutreffe, müsse „… im Einzelfall und an-
hand der gesamten Umstände beurteilt 
werden. Zu denken ist in erster Linie an die 
Androhung von Gewalt oder andere For-
men der Nötigung“.46  

Weisen gerade die für volljährige Opfer 
erforderlichen Tatmittel und die besondere 
Schutzbedürftigkeit der Kinder auf das 
spezifische Unrecht des Menschenhandels 
hin, nämlich auf das Unter-
Überordnungsverhältnis zwischen Opfer 
und Täter unter Anmaßung einer Macht- 
und Kontrollstellung über das Opfer, so 
bringt der Gesetzestext des Art. 182 Abs. 1 
StGB und dessen Verzicht auf das Erfor-
dernis bestimmter Tatmittel jenen spezifi-
schen Unrechtsgehalt nicht klar zu Aus-
druck.47 

 

 cc. Tatzweck 

Über aArt. 196 StGB hinausgehend erfaßt 
Art. 182 StGB nicht mehr nur den Zweck 
der sexuellen Ausbeutung, sondern hat 
                                                      
46  Ebenda S. 2834.  
47  Siehe auch die kritischen Anmerkungen von 

Demko (Fn. 17), plädoyer 1/2007 (im Druck). 

zusätzlich den Zweck der Ausbeutung der 
Arbeitskraft und den Zweck der Entnahme 
eines Körperorgans aufgenommen.  

Hinsichtlich des Zwecks der sexuellen 
Ausbeutung werden z.B. die Zuführung 
zur Prostitution, die Ausbeutung zum 
Zweck pornografischer Darstellung oder 
der Herstellung pornografischen Materials 
genannt, während der Handel zum Zweck 
der Heirat grundsätzlich nicht unter Art. 
182 StGB fallen soll.48 

In bezug auf die Ausbeutung der Arbeits-
kraft wird auf Art. 3 des Zusatzprotokolls 
und auf den EU-Rahmenbeschluß vom 19. 
Juli 2002 abgestellt, nach dem eine Ausbeu-
tung der Arbeitskraft vorliege, wenn je-
mand unter „Verletzung von arbeitsrechtli-
chen Vorschriften und Bestimmungen über 
die Entlöhnung, Gesundheit und Sicherheit 
am Arbeitsplatz fortwährend“49 an der 
Ausübung seiner Grundrechte gehindert 
werde. 

 

c.  Einwilligung des Opfers als Strafbar-
keitsausschluß 

Weder im Gesetzestext des aArt. 196 StGB 
noch des Art. 182 StGB finden sich aus-
drückliche Regelungen zur Einwilligung 
des Opfers. Insbesondere die Regelungs-
weise des Zusatzprotokolls, des EU-
Rahmenbeschlusses und der Europarats-
konvention, die ausdrücklich klarstellen, 
daß eine Einwilligung des Opfers bei Vor-
liegen der dort aufgeführten Tatmittel un-
wirksam ist, findet keinen Eingang in die 
schweizerischen Gesetzesbestimmungen.50 

Im Zusammenhang mit der Frage, wann 
das Selbstbestimmungsrecht des Opfers 
verletzt ist, beschäftig(t)en sich Rechtspre-
                                                      
48  Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 2835: „da 

der Heiratszweck keine Form der Ausbeutung 
darstellt“, es sei denn, daß unter dem Vorwand 
einer Heirat/Scheinehe zu sexuellen Ausbeu-
tungszwecken gehandelt werde.  

49  Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 2836 mit 
weiteren Ausführungen. 

50  Siehe Art. 3 b des Zusatzprotokolls, Art. 1 Abs. 
2 des EU-Rahmenbeschlusses und Art. 4 b) der 
Europaratskonvention. 
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chung51 und Schrifttum mit der Frage, ob 
und aufgrund welcher Kriterien die Einwil-
ligung des Opfers als wirksam oder un-
wirksam zu beurteilen ist. Die häufig be-
stehenden „wirtschaftlichen und sozialen 
Abhängigkeitsverhältnisse(n)“52 der Opfer 
betonend, wird auf eine besonders zurück-
haltende Annahme der Einwilligung des 
Opfers hingewiesen.53 Es müsse jeweils im 
konkreten Fall anhand der Einzelumstände 
sorgfältig geprüft werden, ob eine Einwil-
ligung nur rein formal bestehe oder ob das 
Opfer seine Einwilligung in völliger Frei-
heit und Selbstbestimmung, d.h. ohne jeg-
lichen Zwang und Täuschung und in 
Kenntnis aller Umstände abgegeben habe.54 
So sei eine Einwilligung unwirksam, wenn 
diese z.B. durch schwierige wirtschaftliche 
Verhältnisse bedingt ist.55 Über die Opfer 
werde wie über Objekte verfügt, wenn sie 
aufgrund irgendwelcher Gründe nicht im 
Stande sind, sich zu wehren, z.B. weil sie 

                                                      
51  Vgl. etwa BGE 126 IV 225; 128 IV 117; 129 IV 81. 
52  Weder (Fn. 10), Art. 196, S. 272; siehe auch 

Schwaibold / Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 8, 9.  
53  Siehe z.B. Weder (Fn. 10), Art. 196, S. 272; deut-

lich auch Schwaibold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 9: 
es könne „ nicht ohne weiteres aus dem bloß 
stillen Akzept […] auch auf das innere Einver-
ständnis“ geschlossen werden, das Einver-
ständnis sei „ nicht leichthin zu vermuten, son-
dern von einer – indessen widerlegbaren – 
Vermutung des fehlenden Einverständnisses 
auszugehen“.  

54  Rehberg/Schmid/Donatsch (Fn. 10), S. 449; Schwai-
bold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 8. 

55  Vgl. BGE 128 IV117 und BGE 129 IV 81; dies 
greift auch die Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 
5), S. 2834 auf; kritisch anzumerken ist insofern, 
daß es nicht die schlechten wirtschaftlichen 
Verhältnisse als solche sind, die eine Einwilli-
gung automatisch unwirksam machen, da auch 
ein Opfer aus armen Verhältnissen durchaus 
wirksam einwilligen kann, solange keinerlei 
Abhängigkeitsverhältnisse festzustellen sind. 
Umgekehrt ist eine Einwilligung eines Opfers 
aus reiche(re)n Verhältnisse nicht zwingend 
wirksam, sondern kann aufgrund von Abhän-
gigkeitsverhältnissen anderer Art unwirksam 
sein. 

ahnungslos oder ungenügend informiert 
sind.56 

Auch in der Botschaft von 2005 heißt es, 
daß die Einwilligung den Tatbestand des 
Menschenhandels nicht zwingend aus-
schließe, sondern zu prüfen sei, „ob die 
Willensäußerung dem tatsächlichen Willen 
der verletzten Person entsprach“.57 In be-
zug auf Opfer gewordene Kinder wird 
ausgeführt, daß deren Einwilligung a priori 
unwirksam sei.58 Eine „entsprechende Le-
giferierung im StGB ausschliesslich für 
Kinder“ wird aber nicht für sinnvoll gehal-
ten, weil daraus der „unzutreffende Um-
kehrschluss für Erwachsene“,59 deren Ein-
willigung den Menschenhandeltatbestand 
nicht zwingend ausschließe, gezogen wer-
den könnte. 

 

d.    Strafbarkeit der Freier von  
Zwangsprostituierten 

Eine spezielle gesetzliche Bestimmung, 
welche die Strafbarkeit der Freier von 
Zwangsprostituierten regelt, gab es im 
schweizerischen Strafgesetzbuch weder zu 
der Zeit der Geltung des aArt. 196 StGB 
noch wurde eine solche im Zusammen-
hang mit der Schaffung des neuen Art. 182 
StGB bisher eingeführt.60    

                                                      
56  Stratenwerth/Jenny (Fn. 8), S. 184 Rn. 18; Rehberg/ 

Schmid/Donatsch (Fn. 10), S. 449; Schwai-
bold/Meng (Fn. 2), Art. 196 Rn. 8. 

57  Botschaft vom 11. März 2005 (Fn. 5), S. 2834. 
58  Ebenda: schon aufgrund der entsprechenden 

ZGB-Bestimmungen könne keine rechtswirk-
same Zustimmung gegeben werden. 

59  Ebenda. 
60  Siehe Fn. 27 zur nicht gegebenen Strafbarkeit 

eines Freiers wegen Menschenhandels bei feh-
lendem kausalen Tatbeitrag zum Menschen-
handel; ob eine Strafbarkeit des Freiers wegen 
Ausnützung der Notlage nach Art. 193 StGB in 
Frage kommt, wurde zur Zeit der Geltung des 
aArt. 196 StGB bezweifelt, vgl. Straten-
werth/Jenny (Fn. 8), S. 161 Rn. 52; Rehberg/ 
Schmid/Donatsch (Fn. 10), S. 439.  
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II.   Strafverfolgung und Schutz der Opfer 
von Menschenhandel 

1.  Aktuelle Situation 

Aufgrund internationaler Schätzungen 
zum Menschenhandel und der geschätzten 
Anzahl von illegalen Prostituierten in der 
Schweiz ging der Bericht Innere Sicherheit 
der Schweiz 2001 davon aus, daß in der 
Schweiz jährlich 1.500 bis 3.000 Personen 
Opfer des Menschenhandels sein könn-
ten.61 Im Bericht zur Inneren Sicherheit der 
Schweiz von 2005 wies das Bundesamt für 
Polizei auf die weltweit alarmierende Zu-
nahme des Menschenhandels aufgrund 
„hoher Gewinnmargen bei geringem Risi-
ko für die Täter“ und die „weltweit zu-
nehmende Brutalität in der Ausbeutung 
der Sexualität und der Arbeitskraft“62 hin. 
Jene weltweite Entwicklung zeige sich in 
der Schweiz „vor allem im Wachstum des 
Rotlichtmilieus und einer zunehmenden 
Gewaltbereitschaft“.63 Menschenhandel 
spiele sich „nach wie vor überwiegend  im 
Rotlichtmilieu ab“, wohingegen „ Fälle von 
Ausbeutung der Arbeitskraft […] marginal 
und […] 2005 vor allem bei privaten Haus-
haltshilfen registriert“64 worden sind. 

                                                      
61  Bundesamt für Polizei, Bericht Innere Sicherheit 

der Schweiz, 2001, S. 68 unter Hinweis auf die 
große Dunkelziffer, abrufbar unter 
www.fedpol.admin.ch/fedpol/de/home/doku
mentation/berichte.html (zuletzt besucht am 1. 
März 2007); siehe dazu auch KSMM, Fact Sheet 
(Fn. 29) S. 1; Marianne Schertenleib, Begehrt aber 
unerwünscht. Illegalisierte Migrantinnen als 
Opfer von Frauenhandel, in: Departement Mi-
gration, Schweizerisches Rotes Kreuz (Hrsg.), 
Sans-Papiers in der Schweiz: unsichtbar – un-
verzichtbar, 2006, S. 171ff.; Lisbeth Herger, Frau-
enhandel in Globalia. Neue Fakten zu einer al-
ten Tragödie, in: FIZ Fraueninformationszen-
trum für Frauen aus Afrika, Asien, Lateiname-
rika und Osteuropa, Zürich (Hrsg.), betrogen 
und verkauft. Frauenhandel in der Schweiz und 
anderswo, 2003, S. 7ff.  

62  Bundesamt für Polizei, Bericht Innere Sicherheit 
der Schweiz, 2005, S. 61, abrufbar unter 
www.fedpol.admin.ch/fedpol/de/home/doku
mentation/berichte.html (zuletzt besucht am 1. 
März 2007). 

63  Ebenda, S. 62. 
64  Ebenda; siehe auch BGE 130 IV 106. 

Der geschätzten Anzahl von vom Men-
schenhandel Betroffenen steht eine ver-
gleichsweise geringe Anzahl rechtskräfti-
ger Verurteilungen gegenüber: Von 1999 
bis 2004 gab es jährlich lediglich zwischen 2 
und 7 Verurteilungen wegen Menschen-
handels, dem eine weitaus höhere Anzahl 
an Verurteilungen wegen Förderung der 
Prostitution nach Art. 195 StGB gegenüber-
steht.65 Das Bundesamt für Polizei wies in 
seinem Bericht von 2005 darauf hin, daß 
die „verstärkten staatlichen Anstrengun-
gen im Kampf gegen den Menschenhandel 
zu einer Zunahme der Strafverfahren“ 
führten: kam es 2004 zu 2 Verurteilungen 
wegen Menschenhandels, so sei „für 2005 
mit einem Mehrfachen davon zu rech-
nen“.66 

Gibt es im Einzelfall auch Hinweise auf 
organisierte Kriminalität, so wird der Han-
del mit Menschen in der Schweiz in der 
Mehrzahl der Fälle von kleineren, häufig 
familiär oder ethnisch geprägten Gruppen 
oder Einzeltätern organisiert.67 Die Opfer 
stammen vornehmlich aus Osteuropa, der 
GUS, aus Südamerika und Asien.68      

Bei der Aufklärung der Straftaten wird von 
einer hohen Dunkelziffer ausgegangen, 
was u.a. darauf zurückzuführen ist, daß die 
Opfer aus Angst vor Repressalien durch 
die Täter, aufgrund fehlenden Vertrauens 
zu den Strafverfolgungsbehörden (u.a. be-
dingt durch ihren Illegalenstatus) und auf-
grund Traumatisierungen infolge erlebter 
                                                      
65  Vgl. die näheren Angaben zur Strafurteilsstati-

stik von KSMM, Fact Sheet (Fn. 29), S. 2; siehe 
auch KSMM (Hrsg.), Leitfaden, Kooperations-
mechanismen gegen Menschenhandel, 2005, S. 
7: zwischen 1999 und 2004 gab es jährlich zwi-
schen 6 und 20 Verurteilungen wegen Förde-
rung der Prostitution nach Art. 195 StGB. 

66  Bundesamt für Polizei (Fn. 62), S. 62: dies könne 
abschließend aber erst mit Vorliegen 
rechtskräftiger Urteile festgestellt werden.  

67  KSMM, Fact Sheet (Fn. 29) S. 1; Bundesamt für 
Polizei (Fn. 62), S. 62.  

68  KSMM, Fact Sheet (Fn. 29) S. 1; Bundesamt für 
Polizei (Fn. 62), S. 62: „Im Trend liegt der Han-
del mit Frauen und Transvestiten aus Brasili-
en“; vgl. auch die Beratungsstatistik des FIZ für 
Opfer von Frauenhandel aus dem Jahr 2004, 
Schertenleib (Fn. 61), S. 173. 
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Gewalterfahrungen häufig nicht bereit 
u./o. fähig sind, Anzeige zu erstatten und 
(Zeugen-) Aussagen zu machen.69 Hinzu-
kommt das für Opfer ohne legalen Aufent-
haltstatus bestehende Risiko, bei Polizei-
kontrollen verhaftet und abgeschoben zu 
werden.70 Die fehlende Anzeige- und Aus-
sagebereitschaft u./o. -möglichkeit der 
Opfer erschwert eine wirksame Strafver-
folgung der Täter, da die Zeugenaussagen 
der Opfer für die Strafverfolgung oft aus-
schlaggebend sind: diese haben im Ermitt-
lungsverfahren und vor Gericht einen 
„zentralen Stellenwert “ und die Anklage-
schrift stützt sich vielfach „vor allem auf 
dieses Beweismittel“.71 

 

2.  Grundprinzipien des nationalen Straf-
prozesses und dessen Anforderungen im 
Zusammenhang mit dem Zeugenbeweis 

Das schweizerische Strafprozeßrecht ist (je 
nach kantonaler Ausgestaltung) durch das 
Prinzip der beschränkten Unmittelbarkeit 
oder der Mittelbarkeit der Beweisaufnah-
me gekennzeichnet.72 Auch für die zukünf-

                                                      
69  Näher dazu KSMM, Leitfaden (Fn. 65), S. 7 mit 

weiteren Ausführungen; siehe auch schon Bun-
desamt für Polizei, (Fn. 61), S. 68. 

70  Schertenleib (Fn. 61), S. 172. 
71  KSMM, Leitfaden (Fn. 65), S. 7; siehe auch 

KSMM, Fact Sheet (Fn. 29), S. 2; Bundesamt für 
Polizei (Fn. 61), S. 68. 

72  Siehe näher Robert Hauser/Erhard Schweri/Karl 
Hartmann, Schweizerisches Strafprozessrecht, 
2005, S. 233 Rn. 13ff.; Niklaus Schmid, Strafpro-
zessrecht. Eine Einführung auf der Grundlage 
des Strafprozessrechtes des Kantons Zürich und 
des Bundes, 2004, S. 66 Rn. 196, S. 325 Rn. 838; 
Bundesamt für Justiz, Begleitbericht zum Vor-
entwurf für eine Schweizerische Strafprozess-
ordnung, 2001, S. 224; siehe aus dem weiteren 
Schrifttum weiterhin z.B. Robert Hauser, Zum 
Prinzip der Unmittelbarkeit, ZStrR 1981, S. 
168ff.; Stefan Trechsel, Unmittelbarkeit und Kon-
frontation als Ausfluss von Art. 6 EMRK, in: 
AJP 2000, S. 1366ff.; Daniela Demko, Das Fra-
gerecht des Angeklagten nach Art. 6 Abs. 3 lit. d 
EMRK aus Sicht des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte, der schweizerischen sowie 
der deutschen Rechtsprechung, in: ZStrR 2004, 
S. 416ff. (S. 424, 430).  

tige eidgenössische Strafprozeßordnung73 
wird der Grundsatz der beschränkten Un-
mittelbarkeit postuliert, wobei je nach 
Schwere des zu beurteilenden Falles zwi-
schen der ordentlichen und vereinfachten 
Beweisabnahme unterschieden wird.74 

Mit Blick auf das Konfrontationsrecht des 
Beschuldigten nach Art. 6 Abs. 3 lit. d 
EMRK und Art. 29 Abs. 2, 32 Abs. 2 BV ist 
dem Beschuldigten nach der schweizeri-
schen Rechtsprechung in der Regel minde-
stens einmal im Verfahren Gelegenheit zu 
geben, der Einvernahme des Zeugen bei-
zuwohnen und Ergänzungsfragen zu stel-
len.75 Einschränkungen des Konfrontati-
onsrechts werden aber bei Vorliegen von 
zwingenden tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen unter Beachtung der Verhältnis-
mäßigkeit und unter Wahrung der Vertei-
digungsrechte für zulässig gehalten, wobei 
die Zeugenaussage nicht der einzige oder 
wesentliche Beweis sein darf: So wird unter 
bestimmten Voraussetzungen das Abstel-
len auf Zeugenaussagen unter Wahrung 
der Anonymität des Zeugen, von  opti-
schen/akustischen Abschirmungen des 
Zeugen oder mittels audiovisueller Über-
tragung für zulässig gehalten. Sind jene 
Zeugenschutzmaßnahmen nicht ausrei-
chend oder kommen solche nicht in Be-
tracht (z.B. bei Tod, Einvernahmeunfähig-
keit oder Unauffindbarkeit des Zeugen), 
wird die Verwertung früherer, im Vorver-
fahren gemachter Zeugenaussagen (mittels 
                                                      
73  Siehe dazu den Entwurf der Schweizerischen 

Strafprozeßordnung (nachfolgend zitiert: E-
StPO), BBl. 2006 1085, 1389ff. 

74  Vgl. Art. 344 und Art. 345 E-StPO; siehe dazu 
näher Botschaft zur Vereinheitlichung des 
Strafprozessrechts vom 21. Dezember 2005, BBl. 
2006, 1085ff., 1283f.; siehe auch Bundesamt für 
Justiz, Begleitbericht zum Vorentwurf, 2001 (Fn. 
72), S. 223ff., in dem zwischen einfachem und 
qualifiziertem Beweisverfahren unterschieden 
wird. 

75  Da das Unmittelbarkeitsprinzip nicht schran-
kenlos gilt, kann es unter bestimmten Voraus-
setzungen genügen, wenn das Konfrontations-
recht bereits in der Untersuchung gewährt 
wird, siehe näher z.B. BGE 125 I 127 ff., vgl. 
auch BGE 113 Ia 412 ff., 116 Ia 289 ff.; siehe auch 
Hauser / Schweri / Hartmann (Fn. 72), S. 252 Rn. 6; 
Schmid (S. 72), S. 220 ff. 
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Zeugen vom Hörensagen oder Verlesung) 
für zulässig gehalten, wobei jedoch erfor-
derlich ist, daß der Beschuldigte dazu 
hinreichend Stellung nehmen konnte.76 

 

3.  Wirksame Strafverfolgung und rechtli-
che Situation von Opfern und Zeugen 
von Menschenhandel im Zusammen-
hang mit der Strafverfolgung 

a.  Rechtslage im Bereich des Aufenthalts-
rechts 

Im gegenwärtig geltenden Ausländerrecht 
gibt es keine besonderen Bestimmungen, 
die den Aufenthalt speziell von Opfern des 
Menschenhandels vor dem, während des 
und nach dem Strafverfahren regeln.77 Die 
im Ausländerrecht vorhandenen Regelun-

                                                      
76  Siehe aus der Rechtsprechung z.B. BGE 104 Ia 

314, 105 Ia 396, 118 Ia 327, 124 I 274, 125 I 127, 
129 I 151; siehe dazu aus dem Schrifttum z.B. 
Peter Albrecht, Mitwirkungsrechte der Parteien 
im Strafverfahren aus der Sicht des Richters, in: 
SJZ 2002, S. 165ff.; ders., Geheime Zeugenaussa-
gen nicht verwertbar, in: plädoyer 1987, S. 25ff.; 
Andreas Donatsch, Die Anonymität des Tatzeu-
gen und der Zeuge vom Hörensagen, in: ZStrR 
1987, S. 397ff.; Andreas Donatsch, in: ders./Nik-
laus Schmid (Hrsg.), Kommentar zur Strafpro-
zessordnung des Kantons Zürich, Stand: 4. Lie-
ferung, Zürich 2000, Vorbem. §§ 128ff. Rn. 12, § 
149c Rn. 42; Demko (Fn. 72); Günter Heine, Der 
Schutz des gefährdeten Zeugen im 
schweizerischen Strafverfahren, in: ZStrR 1992, 
S. 53ff.; Wolfgang Wohlers, Art. 6 Abs. 3 lit. d 
EMRK als Grenze der Einführung des Wissens 
anonym bleibender Zeugen, in: Andreas 
Donatsch/M. Forster/Christian Schwarzeneg-
ger (Hrsg.), Strafrecht, Strafprozessrecht und 
Menschenrechte, Festschrift für Stefan Trechsel, 
2002, S. 813ff.; Doris Schleiminger, Konfrontation 
im Strafprozess, Art. 6 Ziff. 3 lit. d EMRK mit 
besonderer Berücksichtigung des Verhältnisses 
zum Opferschutz im Bereich von Sexualdelikten 
gegen Minderjährige, 2001. 

77  Bericht der Arbeitsgruppe Menschenhandel (Fn. 
28), S. 36, siehe dort auch die weiteren Ausfüh-
rungen zur Frage, ob aus EMRK-Bestimmungen 
ein begrenzter Aufenthaltsanspruch der Opfer 
ableitbar ist, S. 36; siehe auch Marianne Scherten-
leib, Die Rolle der Justitia. Frauenhandel im 
Recht, in: FIZ, Fraueninformationszentrum für 
Frauen aus Afrika, Asien, Lateinamerika und 
Osteuropa, Zürich (Hrsg.), betrogen und ver-
kauft. Frauenhandel in der Schweiz und an-
derswo, 2003, S. 38ff. 

gen, welche für die Opfer von Menschen-
handel einschlägig sein können, geben dem 
Opfern zudem keinen Rechtsanspruch auf 
eine Aufenthaltsbewilligung, sondern 
räumen nur eine im Ermessen stehende 
Aufenthaltsmöglichkeit ein.78 

Gesetzliche Regelungen zur Einräumung 
einer Bedenkzeit für Opfer des Menschen-
handels bestehen gegenwärtig nicht. Im 
Rundschreiben des Bundesamtes für Mi-
gration vom 25. August 2004 heißt es inso-
weit, daß bei begründeten Hinweisen auf 
Menschenhandel dem Opfer eine Bedenk-
zeit eingeräumt werden kann, während der 
von Wegweisungsmaßnahmen abgesehen 
wird.79 Die Dauer der Bedenkzeit, in der 
das Opfer eine Entscheidung über die Zu-
sammenarbeit mit den Behörden treffen 
soll, richtet sich nach den Einzelfallbedürf-
nissen, wobei laut Rundschreiben des Bun-
desamtes für Migration in der Regel 30 
Tage angemessen seien.80 

Wird die Bereitschaft zur Zusammenarbeit 
mit den Behörden eindeutig bekundet, 
kann den Opfern des Menschenhandels für 
die Dauer des Ermittlungs- und Strafver-
fahrens ein vorübergehender Aufenthalt 
gewährt werden.81 

                                                      
78  Bericht der Arbeitsgruppe Menschenhandel (Fn. 

28), S. 36; KSMM, Leitfaden (Fn. 65), S. 13, 15 
und Anhang 4: Möglichkeiten für den Aufent-
halt von Opfern in der Schweiz, Rundschreiben 
des Bundesamtes für Migration vom 25. August 
2004, S. 9; Schertenleib (Fn. 77), S. 39f.; Scherten-
leib (Fn. 61), S. 187.  

79  Siehe KSMM, Leitfaden (Fn. 65), Anhang 4, S. 
10f.  

80  KSMM, Leitfaden (Fn. 65), S. 13 und Anhang 4, 
S. 10: zudem sei für die Dauer der Bedenkzeit 
die Erteilung einer ausländerrechtlichen Bewil-
ligung nicht erforderlich. 

81  Entweder gestützt auf Art. 13f. der Verordnung 
über die Begrenzung der Zahl der Ausländer 
(BVO): „schwerwiegender persönlicher Härte-
fall oder staatspolitische Gründe“ oder Art. 36 
BVO: „wichtige Gründe es gebieten“; Art. 14 a 
Abs. 1 des Bundesgesetzes über Aufenthalt und 
Niederlassung der Ausländer (ANAG) regelt 
zudem die vorläufige Aufnahme, wenn der 
„Vollzug der Weg- oder Ausweisung nicht 
möglich, nicht zulässig oder nicht zumutbar“ 
ist; nach Art. 14 a Abs. 4 ANAG „kann“ der 
Vollzug „insbesondere nicht zumutbar sein, 
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Nach Ablauf der bewilligten Bedenkzeit 
oder des vorübergehenden Aufenthaltes 
während des Ermittlungs- und Gerichts-
verfahrens muß das Opfer die Schweiz 
grundsätzlich verlassen. Nur in schwer-
wiegenden persönlichen Härtefällen kann 
eine weitergehende, vorübergehende oder 
dauernde Aufenthaltsbewilligung erteilt 
werden.82 

Im zukünftig geltenden Ausländergesetz83 
ist zwar eine spezielle Bestimmung für 

                                                                               
wenn er für den Ausländer eine konkrete Ge-
fährdung darstellt“, was z.B. gegeben sein kann, 
wenn aufgrund der Mitwirkung im Strafverfah-
ren als Zeuge im Einzelfall eine besondere Ge-
fährdung durch die Täterschaft im Herkunfts-
land besteht, KSMM, Leitfaden (Fn. 65), Anhang 
4, S. 12; vgl. auch KSMM, Leitfaden (Fn. 65), 
Anhang 9: Besondere Bestimmungen und Rege-
lungen bei minderjährigen Opfern von Men-
schenhandel, S. 25; siehe zum vorübergehenden 
Aufenthalt während des Ermittlungs- und Ge-
richtsverfahrens (z.B. zu Voraussetzungen, Ver-
längerung und Widerruf ) näher KSMM, Leitfa-
den (Fn. 65), S. 13f. und Anhang 4, S. 11; siehe 
auch die die aufenthaltsrechtliche Situation be-
treffenden Empfehlungen von Caroni (Fn. 44), S. 
61 f.; vgl. zudem die Medienmitteilung des Kan-
tons Luzern vom 13. Dezember 2006 zur Zu-
sammenarbeit bei der Bekämpfung des Men-
schenhandels, abrufbar unter 
www.presseportal.ch (zuletzt besucht am 1. 
März 2007).  

82  Gestützt auf Art. 13f. BVO oder Art. 36 BVO 
bzw. auf Art. 14 a Abs. 1 ANAG; KSMM, Leit-
faden (Fn. 65), S. 15 und Anhang 4, S. 12 mit 
weiteren Ausführungen; vgl. weiter die kriti-
schen Anmerkungen von Schertenleib (Fn. 77), S. 
39f. und dieselbe (Fn. 61), S. 187: „Sie können so 
lange bleiben, wie sie gebraucht werden“, wo-
mit berechtigterweise die Frage der Instrumen-
talisierung der Opfer durch die Justiz angespro-
chen wird.  

83  Bundesgesetz über die Ausländerinnen und 
Ausländer (AuG) vom 16. Dezember 2005, BBl. 
2005, 7365ff.; bei der Volksabstimmung am 24. 
September 2006 haben die schweizerische Be-
völkerung und die Kantone das neue Auslän-
dergesetz – das am 1. Januar 2008 in Kraft treten 
soll – und das revidierte Asylgesetz gutgehei-
ßen, siehe auch BBl. 2006, 9455ff.; siehe zur Än-
derung des Asylgesetzes, AS 2006, 4745ff.; wei-
tere Informationen u.a. zur Botschaft zum Bun-
desgesetz über die Ausländerinnen und Aus-
länder vom 8. März 2002, BBl. 2002, 3709ff. und 
zur Zusammenfassung der Vernehmlassungs-
ergebnisse sind abrufbar unter  
www.ejpd.admin.ch/ejpd/de/home/themen/

Opfer von Menschenhandel enthalten: ge-
mäß Art. 30 Abs. 1 e. AuG kann für Opfer 
und Zeuginnen und Zeugen von Men-
schenhandel der vorübergehende oder 
dauernde Aufenthalt möglich sein. Jedoch 
ändert diese spezielle Regelung nichts dar-
an, daß den Opfern auch weiterhin kein 
Rechtsanspruch auf eine Aufenthaltsbewil-
ligung, sondern nur eine im Ermessen ste-
hende Aufenthaltsmöglichkeit gegeben 
wird.84 

 

b.  Rechtslage der Opfer und Zeugen im 
Strafverfahren 

aa. Opfer- und zeugenschützende Maßnahmen 
im Zusammenhang mit der Zeugenver-
nehmung 

Die einem Opfer während des Strafverfah-
rens gesamtschweizerisch85 zustehenden 
Rechte sind im Opferhilfegesetz (OHG) 
geregelt. Bei den dort geregelten Opfer-
rechten handelt es sich um von den Kanto-
nen einzuhaltende Mindeststandards, über 
die die kantonalen Strafprozeßordnungen 
hinausgehen können.86  

                                                                               
migration/auslaendergesetz/dokumente.html  
und www.bfm.admin.ch (zuletzt besucht am 1. 
März 2007). 

84  In der Botschaft zum AuG vom 8. März 2002, 
BBl 2002, 3709, 3787 f. heißt es insoweit weiter, 
daß der Bundesrat „die Einführung eines aus-
drücklichen Aufenthaltsrechts für Opfer von 
Menschenhandel […] nicht als notwendig“ er-
achte; kritisch insoweit Marianne Schertenleib, 
Schutz und Rechte für Betroffene. Politische 
Antworten auf den Frauenhandel, in: FIZ, Frau-
eninformationszentrum für Frauen aus Afrika, 
Asien, Lateinamerika und Osteuropa, Zürich 
(Hrsg.), betrogen und verkauft. Frauenhandel in 
der Schweiz und anderswo, 2003, S. 47. 

85  Die folgenden Darstellungen beschränken sich 
auf die Opferrechte nach OHG; auf weiterge-
hende Opferrechte nach kantonalen Strafpro-
zeßordnungen wird aus Platzgründen nur 
vereinzelt eingegangen.  

86  Peter Gomm / Dominik Zehnter (Hrsg.), Kommen-
tar zum Opferhilfegesetz, 2005, Einleitung, S. 11 
Rn. 25; Bericht der Arbeitsgruppe Menschen-
handel (Fn. 28), S. 26; KSSM, Leitfaden (Fn. 65), 
Anhang 7: Fact Sheet: Rechte der Opfer wäh-
rend des Strafverfahrens, S. 17; die die Situation 
der Opfer im Strafverfahren betreffenden Be-
stimmungen des OHG werden in die zukünfti-
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Die im OHG geregelten Schutz- und Ab-
wehrrechte sollen eine sekundäre Viktimi-
sierung der Opfer verhindern und dement-
sprechend haben die Behörden nach Art. 5 
Abs. 1 OHG die Persönlichkeitsrechte des 
Opfers in allen Abschnitten des Strafver-
fahrens zu wahren. Die Identität des Op-
fers außerhalb eines öffentlichen Gerichts-
verfahrens wird in Art. 5 Abs. 2 OHG ge-
schützt und der Ausschluß der Öffentlich-
keit von den Verhandlungen in Art. 5 Abs. 
3 OHG geregelt. Den Ausschluß einer Be-
gegnung87 zwischen dem Beschuldigten 
und dem Opfer und die Vermeidung einer 
Gegenüberstellung88 zwischen beiden re-
geln Art. 5 Abs. 4 OHG und speziell für 
Straftaten gegen die sexuelle Integrität Art. 
5 Abs. 5 OHG. Für Opfer gewordene Kin-
der sind die speziellen Bestimmungen der 
Art. 10 a ff. OHG einschlägig.89 

Nach Art. 7 Abs. 2 OHG steht dem Opfer 
ein Aussageverweigerungsrecht (partielles 
Zeugnisverweigerungsrecht) zu, wonach es 
seine Intimsphäre betreffende Fragen ver-
weigern kann.90 Zudem kann das Opfer 
von Straftaten gegen die sexuelle Integrität 
die Einvernahme durch eine Person glei-

                                                                               
ge eidgenössische StPO integriert werden, siehe 
dazu näher Gomm/Zehnter, Einleitung S. 12 Rn. 
27; Bundesamt für Justiz, Begleitbericht zum 
Vorentwurf, 2001 (Fn. 72), S. 116. 

87  Im Sinne eines „jede(n) persönliche(n) Zusam-
mentreffen(s) von Opfer und Beschuldigtem“, 
Susanne Schaffner-Hess, in: Gomm/Zehnter (Fn. 
86), Art. 5, S. 105 Rn. 30. 

88  Im Sinne einer „angeordnete(n) Begegnung“, 
Beatrice Vogt, in: Gomm / Zehnter (Fn. 86), Art. 
10b, S. 184 Rn. 2 bzw. einer Konfrontation „als 
Akt der Beweiserhebung“, Schaffner-Hess (Fn. 
87), Art. 5, S. 105 Rn. 30; angesprochen ist damit 
das durch Art. 6 Abs. 3 lit. d EMRK und Art. 29 
Abs. 2, 32 Abs. 2 BV gewährleistete Konfronta-
tionsrecht des Beschuldigten.  

89  Art. 10 b OHG regelt die Gegenüberstellung 
zwischen Kind und Beschuldigtem und Art. 10 
c OHG enthält spezielle Regelungen zur Ein-
vernahme des Kindes. 

90  Auf dieses Recht ist das Opfer vor Beginn jeder 
Einvernahme hinzuweisen, Art. 8 Abs. 2 S. 1 
OHG; siehe näher Beatrice Keller, in: Gomm/ 
Zehnter (Fn. 86), Art. 7, S. 122 Rn. 15.  

chen Geschlechts verlangen, Art. 6 Abs. 3, 
Art. 10 OHG.91 

In kantonalen Strafprozeßordnungen wer-
den zum Teil über das OHG hinausgehen-
de Schutzrechte garantiert, zum Beispiel 
die Einvernahme des Opfers in Abwesen-
heit des Angeschuldigten unter audiovisu-
eller Übertragung der Einvernahme, die 
verdeckte Einvernahme unter Unkennt-
lichmachung von Aussehen und Stimme 
u./o. ohne Bekanntgabe der Personalien.92 
Auch im Entwurf der zukünftigen eidge-
nössischen StPO sind weitergehende 
Schutzrechte vorgesehen, etwa die Zusi-
cherung der Anonymität, die Einschrän-
kung des Akteneinsichtsrechts, die Feststel-
lung der Personalien unter Ausschluß der 
Parteien oder der Öffentlichkeit, die Ab-
schirmung der zu schützenden Person oder 
die Veränderung von deren Aussehen oder 
Stimme.93 

bb. Maßnahmen zur Verbesserung der Rechts-
lage von Menschenhandelsopfern im Straf-
verfahren 

Nach Art. 8 Abs. 2 S. 1 OHG müssen die 
Behörden das Opfer in allen Verfahrensab-
schnitten über seine aus dem OHG flie-
ßenden Rechte informieren, insbesondere 
über die sich aus Art. 5ff. OHG ergebenden 
Rechte im Strafverfahren. Nach Art. 6 Abs. 
1 OHG ist das Opfer bei der ersten Einver-
nahme über Beratungsstellen zu informie-
ren und nach Abs. 2 werden Namen und 
Adresse des Opfers einer Beratungsstellen 
übermittelt, wenn das Opfer dies nicht ab-
lehnt.94 Die Beratungsstellen haben insbe-

                                                      
91  Vgl. dazu Keller (Fn. 90), Art. 6, S. 114 Rn. 11. 
92  Vgl. z.B. Art. 14 und Art. 131 a StPO Zürich; 

siehe dazu näher Schmid (Fn. 72) S. 221ff. Rn. 
653 b ff. 

93  Siehe näher Art. 115, 146 ff. E-StPO; vgl. zum 
Ausschluß einer Gegenüberstellung zwischen 
Opfer und Beschuldigtem die Regelungen in 
Art. 149, 150, 151 E-StPO; siehe zudem das 
Zeugnisverweigerungsrecht zum eigenen 
Schutz oder zum Schutz nahe stehender Perso-
nen nach Art. 166, insbesondere Abs. 3 E-StPO. 

94  Vgl. auch die zum Teil genauer gefaßten Art. 
304, 331 Abs. 3 E-StPO zur Information des Op-
fers über seine Rechte und der Übermittlung 
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sondere die Aufgabe, dem Opfer medizini-
sche, psychologische, soziale, materielle 
und juristische Hilfe zu leisten/vermitteln 
und ihnen obliegt eine Informationspflicht, 
nach der das Opfer über seine ihm auf-
grund des Gesetzes zustehenden Rechte 
aufzuklären ist, Art. 3 Abs. 2 OHG.95 

Nach Art. 8 Abs. 2 S. 2 OHG werden dem 
Opfer auf Verlangen die sich auf den Aus-
gang des Strafverfahrens beziehenden Ent-
scheide und Urteile unentgeltlich mitge-
teilt.96 Darüber hinausgehend regelt Art. 
213 Abs. 4 E-StPO die Benachrichtigung 
über die Anordnung und Aufhebung von 
Untersuchungs- und Sicherheitshaft sowie 
über die Flucht des Beschuldigten.97 

Nach Art. 7 Abs. 1 OHG kann sich das Op-
fer durch eine Vertrauensperson begleiten 
lassen, wenn es als Zeuge oder Auskunfts-
person befragt wird.98 Aus Art. 29 Abs. 3 
BV leitet sich das Recht auf unentgeltlichen 
Rechtsbeistand ab, wobei die Vorausset-
zungen für dessen Bewilligung kantonal 
zum Teil unterschiedlich geregelt sind.99  

                                                                               
von dessen Namen und Adresse an die Opfer-
beratungsstelle. 

95  Vgl. dazu näher Dominik Zehnter, in: Gomm/ 
ders. (Fn. 86), Art. 3, S. 55 ff., S. 66 Rn. 41. 

96  Nicht hingegen hat das Opfer nach dem OHG 
Anspruch auf Mitteilung von Haftentscheiden, 
Sabine Steiger-Sackmann, in: Gomm/Zehnter (Fn. 
86), Art. 8, S. 161 Rn. 141.  

97  Vgl. auch § 10 Abs. 4 StPO Zürich.  
98  Siehe dazu näher Keller (Fn. 90), Art. 7, S. 116 ff.; 

Hauser/Schweri/Hartmann (Fn. 72), S. 149 Rn. 19; 
vgl. auch § 10 Abs. 7 S. 1 StPO Zürich, Art. 149 
Abs. 2 E-StPO.  

99  Siehe z.B. § 10 Abs. 5 StPO Zürich; siehe Steiger-
Sackmann (Fn. 96), Art. 8, S. 131 Rn. 20; Hauser/ 
Schweri/Hartmann (Fn. 72), S. 149; für die aktive 
Beteiligung des Geschädigten am Prozeß als 
Privatkläger regelt Art. 134 E-StGB die 
Voraussetzungen und den Umfang des 
Anspruchs auf unentgeltliche Rechtspflege für 
die Durchsetzung der Zivilansprüche, siehe 
auch Art. 117 Abs. 2 und Art. 125 E-StPO und 
Botschaft zur Vereinheitlichung des 
Strafprozessrechts vom 21. Dezember 2005 (Fn. 
74), S. 1181; zur Unterscheidung zwischen 
Privatstrafklage und Nebenstrafklage siehe die 
ausführliche Darstellung bei Felix Bommer, 
Offensive Verletztenrechte im Strafprozess, 
2006, S. 198ff. 

cc. Weitere Maßnahmen zur wirksame(re)n 
Ermittlung und Strafverfolgung 

Als weitere Ermittlungsmaßnahmen100 
kommen (z.B.) Überwachungsmaßnahmen 
und verdeckte Ermittlungen in Betracht. 
Mit Inkrafttreten des Art. 182 StGB zum 1. 
Dezember 2006 sind die entsprechenden 
Bestimmungen des Bundesgesetzes betref-
fend die Überwachung des Post- und 
Fernmeldeverkehrs (BÜPF)101 und des 
Bundesgesetzes über die verdeckte Ermitt-
lung (BVE)102 formell angepaßt worden. 

Nach Art. 3 Abs. 2 Bst. a BÜPF kann die 
Überwachung des Post- und Fernmelde-
verkehrs zur Verfolgung des Menschen-
handels nach Art. 182 StGB angeordnet 
werden.103 Auf den Einsatz technischer 
Überwachungsgeräte zur heimlichen Beob-
achtung und Abhörung von Verdächtigen 
sind die Regelungen des BÜPF sinngemäß 
anwendbar.104  

Der Einsatz verdeckter Ermittler kann nach 
Art. 4 Abs. 2 Bst. a BVE angeordnet wer-
den.105 

                                                      
100  Angeführt werden im folgenden nur solche, auf 

die im Bundesbeschluß vom 24. März 2006 (Fn. 
6), AS 2006, 5437, 5439 und in der Botschaft vom 
11. März 2005 (Fn. 5), S. 2833 hingewiesen wur-
de.  

101  BÜPF vom 6. Oktober 2000, Stand am 19. De-
zember 2006, SR 780.1. 

102  BVE vom 20. Juni 2003, Stand am 19. Dezember 
2006, SR 312.8. 

103  Mit dem BÜPF wurde die Überwachung des 
Post- und Fernmeldeverkehrs gesamtschweize-
risch vereinheitlicht, siehe zu Voraussetzungen, 
Verfahren usw. Hauser/Schweri/Hartmann (Fn. 
72), S. 357ff.; Schmid (Fn. 72), S. 285ff.; vgl. zu-
dem Art. 268-278 E-StPO und dazu Botschaft 
zur Vereinheitlichung des Strafprozessrechts 
vom 21. Dezember 2005 (Fn. 74), S. 1248ff.  

104  Vgl. z.B. 104 Abs. 2 S. 2 StPO Zürich; siehe dazu 
näher Hauser/Schweri/Hartmann (Fn. 72), S. 367; 
Schmid (Fn. 72), S. 294. 

105  Nach Art. 2 BVE gilt dieses Gesetz für Strafver-
fahren des Bundes und der Kantone; siehe nä-
her zur verdeckten Ermittlung Hauser/Schweri/ 
Hartmann (Fn. 72), S. 385ff.; Schmid (Fn. 72), S. 
295ff.; vgl. zudem Art. 285-297 E-StPO und da-
zu Botschaft zur Vereinheitlichung des Straf-
prozessrechts vom 21. Dezember 2005 (Fn. 74), 
S. 1255ff.  
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In Betracht kommt weiterhin (z.B.) die An-
ordnung von DNA-Analysen und die 
Verwendung der DNA-Profile zu strafpro-
zessualen Zwecken.106                

 

dd. Eigene Straffreiheit des Opfers von Men-
schenhandel 

Eine allgemeine, sich allein auf die Opfer-
stellung gründende Strafbefreiung107 der 
Menschenhandelsopfer für durch sie be-
gangene Straftaten (z.B. durch Verstöße 
gegen das Ausländerrecht im Zusammen-
hang mit der Einreise und dem Aufenthalt 
in der Schweiz) sieht das schweizerische 
Recht nicht vor.108 Eine Befreiung von Stra-
fe ist vielmehr in jedem Einzelfall zu prü-
fen und kann sich im Zusammenhang mit 
den Voraussetzungen der Strafbarkeit z.B. 
aus fehlender Rechtswidrigkeit oder 
Schuld ergeben. In Betracht kommt zudem 
eine Strafbefreiung aufgrund der Art. 52ff. 
StGB (z.B. aufgrund fehlenden Strafbe-
dürfnisses oder Betroffenheit des Täters 
durch seine Tat) oder eine Strafmilderung 
nach Art. 48 StGB.109 

                                                      
106  Siehe dazu das Bundesgesetz über die Verwen-

dung von DNA-Profilen im Strafverfahren und 
zur Identifizierung von unbekannten oder ver-
missten Personen (DNA-Profil-Gesetz): im Un-
terschied zum BÜPF und BVE verzichtet Art. 3 
DNA-Profil-Gesetz auf einen Deliktskatalog; 
siehe auch Hauser/Schweri/Hartmann (Fn. 72), S. 
388 f.; Schmid (Fn. 72), S. 268 f.; vgl. zudem Art. 
254-258 E-StPO und dazu Botschaft zur Verein-
heitlichung des Strafprozessrechts vom 21. De-
zember 2005 (Fn. 74), S. 1241ff. 

107  Im weiten Sinne verstanden, so daß etwa das 
Absehen von Strafverfolgung, einer Überwei-
sung an das Gericht oder einer Bestrafung er-
faßt sind. 

108  Siehe auch KSMM, Leitfaden (Fn. 65), S. 14. 
109  Siehe zudem die möglichen Strafbefreiungen 

nach Art. 23 Abs. 3 und 6 ANAG; vgl. dazu nä-
her Bericht der Arbeitsgruppe Menschenhandel 
(Fn. 28), S. 54.; vgl. auch die Strafbestimmungen 
und administrativen Sanktionen im neuen AuG 
nach Art. 115ff. AuG und hier Art. 115 Abs. 4, 
119 Abs. 2 AuG. 

c.  Außerprozessualer Opfer- und  
Zeugenschutz 

Ein ausgebautes außerprozessuales Zeu-
genschutzprogramm (neuer Wohnort, neue 
Identität) besteht gegenwärtig nicht und 
auch im Entwurf  für die zukünftige eidge-
nössische StPO wird auf die Regelung au-
ßerprozessualer Schutzprogramme ver-
zichtet.110 Nach Art. 153 E-StPO können 
aber Bund und Kantone Maßnahmen zum 
Schutz von Personen außerhalb eines Ver-
fahrens vorsehen.111 

 

d.  Geltendmachung von Schadenersatz-
ansprüchen 

Zivilansprüche, die gegen einen Beschul-
digten aus dessen Straftat entstehen, kann 
das Opfer adhäsionsweise im Strafverfah-
ren (Art. 8 Abs. 1 lit. a, Art. 9 OHG) oder 
auf dem Zivilrechtsweg geltend machen.112 

Nach Art. 11ff. OHG kann das Opfer zu-
dem staatliche Entschädigung und Genug-
tuung verlangen.113 

                                                      
110  Als Gründe werden z.B. rechtsstaatliche Beden-

ken im Zusammenhang mit der Datenmanipu-
lation zur Schaffung einer neuen Identität und 
Bedenken hinsichtlich der praktischen Durch-
führbarkeit angesichts der kleinräumigen, über-
sichtlichen Verhältnisse in der Schweiz ange-
führt, Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepar-
tement, Bericht der Expertenkommission «Ver-
einheitlichung des Strafprozessrechts», Aus 29 
mach 1, Konzept einer eidgenössischen Straf-
prozessordnung, 1997, S. 67f.  

111  Siehe Botschaft zur Vereinheitlichung des Straf-
prozessrechts vom 21. Dezember 2005 (Fn. 74), 
S. 1188; Bundesamt für Justiz, Begleitbericht 
zum Vorentwurf, 2001 (Fn. 72), S. 122. 

112  Siehe dazu Steiger-Sackmann (Fn. 96), Art. 8, S. 
132 ff.; Hauser/Schweri/Hartmann (Fn. 72), S. 
146ff.; Schmid (Fn. 72), S. 328f. Rn. 845f.; vgl. zu-
dem die näheren Ausführungen von Bommer 
(Fn. 99), S. 35ff.  

113  Siehe dazu Bommer (Fn. 99), S. 69ff.; Steiger-
Sackmann (Fn. 96), Art. 11 und Peter Gomm, in: 
ders./Zehnter (Fn. 86), Art. 12ff. 
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I  Strafbarkeit des Menschenhandels im 
Strafgesetzbuch 

1.  Nationale Bestimmungen zur Regelung 
der Strafbarkeit des Menschenhandels 

a. Straftatbestände, Schutzgüter und sy-
stematische Einordnung 

Das am 19. Februar 2005 in Kraft getretene 
37. Strafrechtsänderungsgesetz1 hat die 
zuvor in §§ 180b, 181 StGB a.F. geregelten 
deutschen Strafvorschriften über den Men-
schenhandel völlig neu gestaltet; sie finden 
sich nun in den §§ 232 ff. StGB.  

Die Reform setzt die Vorgaben des Zusatz-
protokolls zur Verhütung, Bekämpfung 
und Bestrafung des Menschenhandels zum 
Übereinkommen der Vereinten Nationen 
gegen die grenzüberschreitende organisier-
te Kriminalität vom 15. November 2000 
und den Rahmenbeschluß des Rates der 
Europäischen Union vom 19. Juli 2002 zur 
Bekämpfung des Menschenhandels um. 
Insbesondere im Bereich der Ausbeutung 
der Arbeitskraft waren umfangreiche Er-
weiterungen und Umgestaltungen der bis-
herigen Straftatbestände über den Men-

                                                      
∗  Ich danke Herrn cand. iur. Marcel Arendt für 

seine Unterstützung bei der Anfertigung dieses 
Berichts. 

1  BGBl. I 2005, S. 239. 

schenhandel erforderlich.2 § 232 StGB stellt 
den Menschenhandel zum Zweck der se-
xuellen Ausbeutung, § 233 StGB zum 
Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft 
und § 233a StGB die Förderung des Men-
schenhandels unter Strafe. 

Die Vorschriften schützen die persönliche 
Freiheit, und zwar die sexuelle Selbstbe-
stimmung in § 232 StGB3 und die Verfü-
gungsgewalt über die eigene Arbeitskraft 
in § 233 StGB4, darüber hinaus aber auch – 
anders als die Vorgängerregelungen – das 
Vermögen des ausgebeuteten Opfers5. Die 
Straftaten der §§ 232 bis 233a StGB sind in 
§ 6 Nr. 4 StGB dem Weltrechtsprinzip un-
terstellt, so daß deutsches Strafrecht unab-
hängig vom Recht des Tatortes auch auf im 
Ausland begangene Taten Anwendung 
findet. 

Die neuen Regelungen wurden nicht wie-
der in den 13. Abschnitt (Straftaten gegen 
die sexuelle Selbstbestimmung), sondern in 
den 18. Abschnitt (Straftaten gegen die per-
sönliche Freiheit) eingestellt, um mit dem 
ebenfalls neu gefaßten Tatbestand des 
Menschenraubes (§ 234 StGB) einen ein-
heitlichen und erweiterten Komplex der 
                                                      
2  Dazu ausführlich Friedrich-Christian Schroeder, 

Das 37. Strafrechtsänderungsgesetz: Neue Vor-
schriften zur Bekämpfung des Menschenhan-
dels, in: NJW 2005,  S. 1393-1396 (S. 1393ff.). 

3  Jörg Eisele, in Adolf Schönke/Horst Schröder, 
StGB, 27. Aufl. 2006, § 232 Rdnr. 7, Joachim Ren-
zikowski, Die Reform der Straftatbestände gegen 
den Menschenhandel, in: JZ 2005, S.  879-885 (S. 
879). 

4  Herbert Tröndle/Thomas Fischer, StGB, 53. Aufl. 
2006, § 233, Rn. 2; Eisele (Fn. 3), § 233 Rdnr. 1. 

5  Urs Kindhäuser, StGB, Lehr- und Praxiskommen-
tar, 3. Aufl. 2006, § 232 Rn. 1; Tröndle/Fischer 
(Fn. 4), § 232 Rn. 2b, § 233 Rn. 2. 
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Strafvorschriften gegen den Menschenhan-
del zu schaffen.6  

Teilweise wird die neue Systematisierung 
als unbefriedigend bezeichnet.7 Es trifft 
zwar zu, daß einige Tatalternativen des 
§ 232 StGB mit der sexuellen Selbstbestim-
mung eine spezialisierte Freiheitssphäre 
schützen und deshalb eine Einordnung in 
den 18. Abschnitt ebenfalls möglich gewe-
sen wäre. Auch bei anderen Straftatbestän-
den knüpft das Gesetz aber an das Mittel 
des Angriffs an,8 so daß die Einordnung in 
die Straftaten gegen die persönliche Frei-
heit durchaus sachgerecht erscheint. Zu 
§ 233 StGB ist zudem anzumerken, daß 
Sklaverei und Leibeigenschaft in Deutsch-
land nicht existieren und auch nicht etwa 
faktisch geduldet werden9 und die Ver-
wirklichung der Tathandlungen des 
Verbringens in die Sklaverei, Leibeigen-
schaft und Schuldknechtschaft daher eher 
unwahrscheinlich erscheinen. Die näher 
liegende Alternative des Verbringens zu 
einer Beschäftigung unter auffällig ungün-
stigen Arbeitsbedingungen schützt nicht 
erst die Freiheit, sondern bereits die (ge-
schwächte) Willenskraft gegen Ausbeutung 
und ähnelt damit dem Wucher.10 

 

b. Vorbereitungshandlungen und Ver-
suchsstrafbarkeit 

Die im Zusatzprotokoll und im Rahmenbe-
schluß zur Bekämpfung des Menschen-
handels geforderte Vorverlagerung des 
strafbaren Verhaltens, die dort durch die 
Verwendung des Merkmals „zum Zwecke“ 
der Ausbeutung eine Ausgestaltung der 
Tatbestände als Absichtsdelikte nahelegt, 
hat der deutsche Gesetzgeber in anderer 
Weise umgesetzt. §§ 232 Abs. 1, 233 Abs. 1 
                                                      
6  BT-Drucks. 15/3045, S. 1, 6f.; BT-Drucks. 

15/4048, S. 1. 
7  Schroeder (Fn. 2), S. 1395. 
8  Reinhart Maurach/Friedrich-Christian Schroeder/ 

Manfred Maiwald, Strafrecht, Besonderer Teil, 
Teilband 1, 9. Aufl. 2003, § 12 Rn. 11. 

9  BGHSt 39, 212, 215. 
10  Schroeder (Fn. 2), S. 1395. 

StGB sind als Erfolgsdelikte ausgestaltet, 
indem sie die sexuelle Ausbeutung und die 
Ausbeutung der Arbeitskraft als Erfolge 
voraussetzen. §§ 232 Abs. 2, 233 Abs. 2 
StGB ordnen aber die Versuchsstrafbarkeit 
an, so daß bereits das unmittelbare Anset-
zen zur Ausbeutung unter Strafe steht. 
§ 233a Abs. 1 StGB dehnt die Strafbarkeit 
auf Förderungshandlungen aus, nämlich 
auf das Vorschubleisten des Menschen-
handels durch Anwerben, Weitergabe, Be-
herbergen oder Aufnehmen einer anderen 
Person. Da §§ 232 Abs. 1, 233 Abs. 1, 233a 
StGB als Vergehenstatbestände (§ 12 Abs. 2 
StGB) ausgestaltet sind, ist der Versuch der 
Beteiligung in diesen Fällen allerdings 
nicht nach § 30 StGB strafbar. Die Qualifi-
kationstatbestände des Menschenhandels 
gemäß §§ 232 Abs. 3, 4, 233 Abs. 3 StGB 
(Handel mit Kindern, schwere Mißhand-
lung, Herbeiführung einer Lebensgefahr, 
gewerbs- oder bandenmäßige Begehung, 
Verwendung von Nötigungsmitteln oder 
List) sind dagegen Verbrechen im techni-
schen Sinne (§ 12 Abs. 2 StGB), so daß in 
diesen Konstellationen § 30 StGB gilt, die 
versuchte Anstiftung und das Sichbereit-
erklären, die Annahme eines Erbieten so-
wie das Verabreden zur Tatbegehung oder 
zur Anstiftung also erfaßt sind. Dadurch 
wird die Strafbarkeit weit in das Vorfeld 
der eigentlichen Tatbegehung verlagert.  

 

c.  Strafbarkeit von Teilnahme- und För-
derhandlungen  

Anstiftung und Beihilfe sind nach den all-
gemeinen Regeln der §§ 26, 27 StGB auf die 
Teilnahme am Menschenhandel anwend-
bar. Wie bereits dargelegt, stellt § 233a 
StGB zudem die in Art. 1 Abs. 1 des Rah-
menbeschlusses genannten Förderungs-
handlungen unter Strafe. In der Regel wer-
den diese Handlungen jedoch die Strafbar-
keit wegen mittäterschaftlicher Begehung 
des Menschenhandels oder Beihilfe zum 
Menschenhandel begründen. Beihilfe zum 
Menschenhandel gemäß § 232 StGB leistet 
z.B., wer eine Person von ihrem Heimatort 
zu dem Ort befördert, an dem sie der Pro-
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stitution nachgehen soll. Ein Ziel der Ein-
führung des § 233a StGB besteht deshalb 
darin, Lücken zu schließen, falls die Haupt-
tat das Stadium des strafbaren Versuchs 
nicht erreicht hat oder lediglich ein in 
Deutschland strafloser Versuch der Beihilfe 
vorliegt.11 § 233a StGB stellt daher einen 
verselbständigten Beihilfetatbestand dar, 
der typische Teilnahme- zu täterschaftlich 
begangenen Förderungshandlungen er-
klärt.12 Eine weitere Konsequenz besteht in 
der Strafschärfung für die genannten Bei-
hilfehandlungen, da der Strafrahmen des 
§ 233a StGB höher ist als die nach Maßgabe 
der nach §§ 27 Abs. 2, 49 Abs. 1 StGB ge-
milderte Strafe für die Beihilfe zum Men-
schenhandel. 

 

d. Auffangbestimmungen bei Ablehnung 
des Menschenhandels 

Den wichtigsten Auffangtatbestand im 
Falle einer Ablehnung des Menschenhan-
dels stellt der bereits erwähnte § 233a StGB 
dar,13 der bereits bestimmte Förderungs-
handlungen unter Strafandrohung stellt. 
Einschlägig können zudem andere Strafta-
ten gegen die persönliche Freiheit oder 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung sein. 
Ist dem Täter der Menschenhandelsvorsatz 
nicht nachzuweisen, kommt z.B. eine Straf-
barkeit wegen Freiheitsberaubung (§ 239 
StGB), Nötigung (§ 240 StGB), sexuellen 
Mißbrauchs von Kindern (§§ 176ff. StGB), 
Förderung sexueller Handlungen Minder-
jähriger (§ 180 StGB), Ausbeutung von Pro-
stituierten (§ 180a StGB) oder Zuhälterei 
(§ 181a StGB) in Betracht. Darüber hinaus 
können die §§ 96f. AufenthG, die das Ein-
schleusen von Ausländern mit Strafe be-
drohen, als Auffangtatbestände eingreifen. 

 

                                                      
11  BT-Drucks. 15/4048, S. 13. 
12  Ebenda; Renzikowski (Fn. 3) , S. 882. 
13  BT-Drucks. 15/4048, S.13. 

2.  Regelungsinhalt, Tatbestandsaufbau 
und Strafmaß der einzelnen Straftatbe-
stände  

a. Definition des Menschenhandels 

Eine ausdrückliche Definition des Men-
schenhandels enthalten die §§ 232ff. StGB 
nicht. Da die Tatbestände überwiegend 
nicht als Absichts-, sondern als Erfolgsde-
likte ausgestaltet sind, ist nicht leicht abzu-
schätzen, ob sie die internationalen Vorga-
ben vollständig umsetzen, zumal die Kon-
kretisierung durch die Rechtsprechung 
noch fehlt. Unter Berücksichtigung der 
einschlägigen Regelungen des Allgemeinen 
Teils über Täterschaft, Teilnahme und Ver-
such dürften aber zumindest keine wesent-
lichen Lücken existieren. Die Tatbestände 
gehen über die Vorgaben des Zusatzproto-
kolls (Ausnutzung einer besonderen Hilf-
losigkeit) und des Rahmenbeschlusses 
(Ausnutzen einer Position der Schwäche in 
einer Weise, daß die betroffene Person kei-
ne wirkliche oder für sie annehmbare Mög-
lichkeit hat, als sich dem Mißbrauch zu 
beugen) zum Teil sogar hinaus, weil nach 
deutschem Recht die Ausnutzung der Hilf-
losigkeit genügt.14 

 

b. Tathandlungen, Tatmittel und Tat-
zweck 

Der in § 232 Abs. 1 StGB geregelte Grund-
tatbestand des Menschenhandels zum 
Zweck der sexuellen Ausbeutung unter-
scheidet zwei Tathandlungen, deren Erfol-
ge jeweils darin bestehen, daß eine andere 
Person zur Aufnahme oder Fortsetzung der 
Prostitution bzw. zur Vornahme oder Dul-
dung ausbeuterischer sexueller Handlun-
gen gebracht wird. Tathandlung des § 232 
Abs. 1 S. 1 StGB ist die Ausnutzung einer 
Zwangslage oder der Hilflosigkeit des Op-
fers, die mit dem Aufenthalt in einem 
fremden Land verbunden ist. Eine solche 
Schwächesituation ist jedoch nur erforder-
lich, wenn das Opfer älter als einundzwan-
zig Jahre ist, denn nach § 232 Abs. 1 S. 2 

                                                      
14  Schroeder (Fn. 2), S. 1395. 
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StGB ist es generell strafbar, eine Person 
unter einundzwanzig Jahren zur Aufnah-
me oder Fortsetzung der Prostitution oder 
zu sonstigen ausbeuterischen sexuellen 
Handlungen zu bringen. Die Neufassung 
dehnt die Strafbarkeit aus, da die §§ 180b 
Abs. 2, 181 Abs. 1 Nr. 1 und 3 StGB a.F. in 
den dort genannten Fällen nur Handlun-
gen zur Aufnahme oder Fortsetzung der 
Prostitution unter Strafe stellten. Der Straf-
rahmen des Grundtatbestandes ist zudem 
gegenüber der alten Rechtslage zum Teil 
erhöht worden, da nun generell Freiheits-
strafe von sechs Monaten bis zu zehn Jah-
ren angedroht ist. 

§ 232 Abs. 3 und 4 StGB enthalten Verbre-
chenstatbestände im technischen Sinne des 
§ 12 Abs. 1 StGB mit einem Strafrahmen 
von einem bis zu zehn Jahren Freiheitsstra-
fe. § 232 Abs. 3 StGB qualifiziert den 
Grundtatbestand, wenn ein Kind, d.h. eine 
Person unter vierzehn Jahren, Opfer der 
Tat ist (Nr. 1), der Täter das Opfer körper-
lich schwer mißhandelt oder durch die Tat 
in die Gefahr des Todes bringt (Nr. 2) oder 
der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied 
einer Bande handelt (Nr. 3). Der erhöhte 
Strafrahmen ist nach § 232 Abs. 4 StGB zu-
dem anwendbar, wenn der Täter eine an-
dere Person durch Gewalt, Drohung mit 
einem empfindlichen Übel oder mit List 
zur Aufnahme oder Fortsetzung der Prosti-
tution bzw. anderen ausbeuterischen sexu-
ellen Handlungen bringt (Nr. 1) oder der 
Täter sich des Opfers mit diesen Mitteln 
bemächtigt, um es zu diesen Handlungen 
zu bewegen (Nr. 2).  

§ 232 Abs. 5 StGB sieht geringere Strafrah-
men für minder schwere Fälle des Grund-
tatbestandes (drei Monate bis fünf Jahre 
Freiheitsstrafe) und für die Qualifikations-
tatbestände (Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis fünf Jahre) vor. Ein minder 
schwerer Fall kann z.B. vorliegen, wenn die 
sexuellen Handlungen nur geringfügig 
über der Erheblichkeitsschwelle des § 184f 
Nr. 1 StGB liegen oder – im Falle des § 232 
Abs. 1 S. 2 StGB – das Opfer die Alters-
grenze von einundzwanzig Jahren fast er-
reicht hat, bei Fehlen schädigender oder 

ausbeuterischer Tendenz oder bei Veran-
lassung einer freiwilligen Prostitutionstä-
tigkeit.15 

§ 233 StGB, der den Menschenhandel zum 
Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft 
unter Strafe stellt, ist § 232 StGB nachgebil-
det, die sexuelle Ausbeutung wird ledig-
lich ersetzt durch die Ausbeutung der Ar-
beitskraft, d.h. die Verbringung in Sklave-
rei, Leibeigenschaft, Schuldknechtschaft 
oder zur Aufnahme oder Fortsetzung einer 
Beschäftigung zu auffällig ungünstigen 
Arbeitsbedingungen. Die Grund- und Qua-
lifikationstatbestände stimmen mit denen 
des § 232 StGB ansonsten völlig überein. 
Die – vom Rahmenbeschluß abweichende – 
systematische Anordnung des Menschen-
handels zur sexuellen Ausbeutung vor 
dem Menschenhandel zur Ausbeutung der 
Arbeitskraft im deutschen Strafrecht wird 
in der Literatur als „dubios und populi-
stisch“ mit der Begründung kritisiert, Skla-
verei und Knechtschaft seien die schwer-
sten Angriffe auf die persönliche Freiheit 
und hätten deshalb an den Anfang des Re-
gelungskomplexes gehört.16  

Der Auffangtatbestand des § 233a StGB 
(Förderung des Menschenhandels), der 
einen Strafrahmen von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren Freiheitsstrafe vorsieht, soll 
Strafbarkeitslücken der §§ 232, 233 StGB 
schließen, indem die Vorschrift in Abs. 1 
das Vorschubleisten des Menschenhandels 
durch Anwerben, Beförderung, Weiterga-
be, Beherbergung und Aufnahme des Op-
fers zu täterschaftlichen Handlungen er-
hebt.17 Damit wurde zwar der weite Kata-
log der Förderungshandlungen aus dem 
Rahmenbeschluß übernommen, der deut-
sche Gesetzgeber wandelte aber die vorge-
sehenen Absichtsdelikte durch die Formu-
lierung „einem Menschenhandel Vorschub 
leisten, indem er ...“ in Erfolgsdelikte um. 
Obwohl der Versuch nach § 233a Abs. 2 
StGB strafbar ist, dürfte das deutsche Straf-

                                                      
15  BGH, NStZ-RR 2006, S. 306. 
16  Schroeder (Fn. 2), S. 1395. 
17  BT-Drucks. 15/4048, S. 13 f. 
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recht hier hinter den internationalen Vor-
gaben zurückbleiben.18 „Vorschubleisten“ 
setzt nämlich eine bereits nach Zeit, Ort 
und Beteiligten konkretisierte Zieltat vor-
aus.19  

§ 233a Abs. 2 greift die im Rahmenbeschluß 
geforderten Qualifikationen auf. Mit Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn 
Jahren ist das „Vorschubleisten“ bedroht, 
wenn ein Kind Opfer der Tat ist (Nr. 1), 
eine schwere körperliche Mißhandlung 
oder eine Todesgefahr verursacht wird 
(Nr. 2) oder der Täter die Tat mit Gewalt 
oder Drohung mit einem empfindlichen 
Übel oder gewerbs- oder bandenmäßig 
begeht (Nr. 3). 

 

c. Einverständnis des Opfers als Strafbar-
keitsausschluß? 

Das Einverständnis des Opfers läßt die 
Strafbarkeit wegen Menschenhandels nicht 
entfallen. Die Einwilligung in die Tat – 
ausdrücklich nur für Körperverletzungsde-
likte in § 228 StGB geregelt – stellt zwar 
nach deutschem Strafrechtsverständnis 
grundsätzlich für alle individualrechtsguts-
schützenden Straftatbestände einen Recht-
fertigungsgrund dar,20 da der Schutz durch 
das Strafrecht in diesen Fällen disponibel 
ist. Soweit §§ 232ff. StGB eine Zwangslage 
oder die Hilflosigkeit voraussetzen, schei-
tert die Wirksamkeit einer Einwilligung 
aber bereits an diesen Willensmängeln. Für 
den Menschenhandel muß zudem die Ein-
schränkung des § 228 StGB, daß die Tat 
trotz Einwilligung rechtswidrig ist, wenn 
die Tat gegen die guten Sitten verstößt, 
entsprechend gelten,21 zumal Art. 1 Abs. 2 
des Rahmenbeschlusses die Unerheblich-

                                                      
18  Schroeder (Fn. 2), S. 1396. 
19  Karl Lackner/Kristian Kühl, StGB 25. Aufl. 2004, 

§ 180 Rn. 4. 
20  Johannes Wessels/Werner Beulke, StGB-AT, 36. 

Aufl. 2006, Rn. 361. 
21  Die allgemeine Erstreckung dieser Einschrän-

kung auf andere Tatbestände ist allerdings strit-
tig, siehe z.B. Karl Lackner/Kristian Kühl, StGB, 
26. Aufl. 2006, Vor § 32 Rn. 18. 

keit des Einverständnisses eines Opfers 
von Menschenhandel feststellt.  

 

d. Strafbarkeit der Freier von Zwangspro-
stituierten 

Auch nach der Neuregelung des Men-
schenhandels bleiben die Freier einer 
Zwangsprostituierten straflos. Deshalb 
konnte ein bekannter Fernsehjournalist, der 
sexuelle Dienste von Zwangsprostituierten 
in Anspruch genommen hatte, nicht be-
straft werden. Auch die Ermittlungsverfah-
ren gegen Bundeswehrangehörige, die als 
Mitglieder der KFOR im Kosovo Bordelle 
besucht hatten, in denen nachweislich 
Zwangsprostituierte ausgebeutet wurden, 
wurden mangels Strafbarkeit eingestellt. Es 
liegt jedoch ein Gesetzentwurf des Bundes-
rates22 vor, der die Einführung von Tatbe-
ständen gegen die sexuelle Ausbeutung 
von Menschenhandelsopfern vorsieht, um 
auch die „Freier“ strafrechtlich verfolgen 
zu können. Der von der Bundesregierung 
in ihrer Stellungnahme23 begrüßte Vor-
schlag beruht im wesentlichen auf früheren 
Entwürfen, die in der 15. Legislaturperiode 
nicht mehr abschließend beraten werden 
konnten.24 Mit Freiheitsstrafe von bis zu 
fünf Jahren oder Geldstrafe soll nach § 232a 
E-StGB künftig bestraft werden, „wer die 
durch eine rechtswidrige Tat nach § 232 
geschaffene Lage des Opfers eines Men-
schenhandels dadurch mißbraucht, daß er 
sexuelle Handlungen an diesem vornimmt 
oder von diesem an oder vor sich oder ei-
nem Dritten vornehmen läßt“.  

Dieser Tatbestand wird nicht alle Strafbar-
keitslücken schließen können, weil Vorsatz 
des Freiers erforderlich ist. Die subjektive 
Tatseite dürfte häufig jedenfalls nicht 
nachweisbar sein, wenn erkennbare An-
haltspunkte für Zwangsprostitution, wie 
etwa vergitterte Fenster, abgeschlossene 

                                                      
22  BT-Drucks. 16/1343. 
23  Ebenda, S. 10f. 
24  BR-Drucks. 140/05 (Beschluß), BT-Drucks. 

15/5326. 
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Türen, blaue Flecken, mangelnde Sprach-
kenntnisse oder das Vorhandensein von 
„zwielichtigen“ Personen, die der Prostitu-
ierten sogleich das Geld abnehmen, fehlen. 
Die im Hintergrund agierenden Personen 
werden – schon zu ihrem eigenen Schutz – 
regelmäßig versuchen, Anzeichen für die 
Zwangsausausübung nicht sichtbar wer-
den zu lassen, so daß solche Umstände 
wohl nur ausnahmsweise wahrzunehmen 
sein werden. Im übrigen kann auf andere 
Weise, z.B. durch Wegnahme der Aus-
weispapiere oder gezielte Einschüchterun-
gen, auch Drohungen gegen Familienmit-
glieder des Opfers, wirksam Druck ausge-
übt werden. Zur Beseitigung dieser Be-
weisschwierigkeiten enthielt ein früherer 
Gesetzentwurf einen mit Geldstrafe oder 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bedroh-
ten Tatbestand für den Fall des leichtferti-
gen Verkennens der Zwangslage des Op-
fers.25 In den aktuellen Entwurf wurde er 
jedoch nicht aufgenommen.  

Die Umsetzung dieses Gesetzesvorhabens 
ist wünschenswert, da die Strafbarkeit der 
Freier einen wichtigen Beitrag zur Bekämp-
fung des Menschenhandels zum Zweck der 
sexuellen Ausbeutung leisten kann, denn 
erst die Nachfrage schafft das Angebot. 
Selbst wenn die Strafbarkeit in der Praxis 
nicht selten mangels Nachweisbarkeit des 
Vorsatzes des Freiers scheitern würde, 
kann die Strafdrohung potentielle „Kun-
den“ davon abhalten, die Dienste einer 
Prostituierten in Anspruch zu nehmen, 
wenn die Umstände dubios sind. Auf einen 
Leichtfertigungstatbestand sollte allerdings 
– wie vorgesehen – verzichtet werden. 
Zum einen ist schon zweifelhaft, ob er die 
Beweisprobleme beseitigen könnte,26 denn 
es müßten ebenfalls objektiv erkennbare 
Anhaltspunkte für eine Zwangsprostituti-
on vorliegen, die den Vorwurf rechtferti-
gen, der Freier habe die Zwangslage des 
Opfers grob fahrlässig verkannt. Zum an-
                                                      
25  BR-Drucks. 140/05. 
26  Joachim Renzikowski, An den Grenzen des Straf-

rechts – Die Bekämpfung der Zwangsprostituti-
on, in: ZRP 2005, S. 213-217 (S. 215). 

deren erscheint es fragwürdig, die „An-
schlußtat“ des Freiers schon bei Leichtfer-
tigkeit, die „Vortat“ dagegen nur bei vor-
sätzlicher Begehung zu bestrafen, zumal 
die Grenze zwischen zulässiger und unzu-
lässiger Prostitution fließend und nicht 
immer eindeutig erkennbar ist. Das deut-
sche Strafrecht verzichtet deshalb bislang 
zutreffend auf Straftatbestände, die eine 
fahrlässige Verletzung des sexuellen 
Selbstbestimmungsrechts sanktionieren.27  

 

II. Strafverfolgung und Opferschutz im 
Menschenhandel 

1.  Aktuelle Situation 

Im Jahr 2005 wurden 317 abgeschlossene 
Ermittlungsverfahren wegen Menschen-
handels zum Zweck der sexuellen Ausbeu-
tung mit 642 Opfern28 und 683 Tatverdäch-
tigen registriert.29 Die tatsächliche Situation 
beschreiben diese Zahlen sicher nicht, da 
sie das Dunkelfeld nicht betreffen.  

Der Menschenhandel wird mit recht drasti-
schen Strafen geahndet.30 Es wurden über-
wiegend mittel- oder langfristige Freiheits-
strafen verhängt, die im Durchschnitt 33 
bzw. 34 Monate betrugen. 

Die strafrechtliche Verfolgung des Men-
schenhandels hängt insbesondere von der 
Verfügbarkeit tragfähiger Zeugenbeweise 
ab. Die Staatsanwaltschaften sind regelmä-
ßig zur Einstellung des Verfahrens ge-
zwungen, wenn die Opfer nicht aussagebe-
reit oder unglaubwürdig sind.31 Die Ursa-
chen dieser Nachweisschwierigkeiten lie-
gen auf der Hand. Die Täter üben oft durch 

                                                      
27  Renzikowski (Fn. 26), S. 215. 
28  Bundeskriminalamt, Bundeslagebild Menschen-

handel 2005 – Kurzfassung, S. 3f. 
29  Ebenda, S. 6. 
30  Vgl. Anette Herz/Eric Minthe, Straftatbestand 

Menschenhandel – Verfahrenszahlen und De-
termination der Strafverfolgung, 2006, S. 33f.; 
Anette Herz, Menschenhandel – Eine empirische 
Untersuchung zur Strafverfolgungspraxis, 2006, 
S. 34. 

31  Herz (Fn. 30), S. 23. 
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Täuschung oder Androhung bzw. Anwen-
dung von Zwang oder Gewalt massiven 
Druck auf die Opfer aus. Hinzu kommt, 
daß die ausländischen Opfer nicht selten 
selbst Beschuldigte eines gegen sie gerich-
teten Strafverfahrens wegen Verstoßes ge-
gen das Aufenthaltsgesetz (AufenthG) sind 
und deshalb die Abschiebung befürchten.  

Die Durchführung des Strafverfahrens ge-
gen die an dem Menschenhandel Beteilig-
ten kann zudem scheitern, wenn die Opfer 
vor Abschluß des Verfahrens abgeschoben 
werden. Die Strafverfolgungsbehörden 
haben nach bestehender Rechtslage keine 
Möglichkeit, die aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen auszusetzen, wenn die/der 
Betroffene die Mitwirkung an dem Straf-
verfahren verweigert und auch sonst 
(noch) keine Anhaltspunkte dafür beste-
hen, daß sie/er Opfer eines Menschenhan-
delsdelikts ist, da dann kein erhebliches 
öffentliches Interesse an dem weiteren 
Aufenthalt in Deutschland besteht.32 

 

2.  Grundsätze des Strafprozesses und 
Anforderungen im Zusammenhang mit 
dem Zeugenbeweis 

Das Ermittlungs- oder Vorverfahren 
(§§ 155-177 StPO) steht in der Verantwor-
tung der Staatsanwaltschaft und dient da-
zu, daß sie sich Klarheit verschafft, ob die 
öffentliche Klage beim Strafgericht zu er-
heben ist. Das Ermittlungsverfahren ist 
nicht öffentlich, dem Beschuldigten bzw. 
seinem Verteidiger stehen aber gewisse 
Anwesenheits- und Beteiligungsrechte zu. 
Gemäß § 168c Abs. 2 StPO ist der Verteidi-
ger zur Anwesenheit bei einer richterlichen 
Vernehmung von Zeugen – und Sachver-
ständigen – berechtigt. Grundsätzlich steht 
zwar auch dem Beschuldigten ein Teil-
nahmerecht zu, ihm kann aber gemäß 
§ 168c Abs. 3 StPO die Anwesenheit ver-
weigert werden, wenn seine Teilnahme 
den Untersuchungszweck gefährden wür-
de. Der Verteidiger darf mit dieser Be-

                                                      
32  Vgl. § 25 Abs. 4 AufenthG. 

gründung dagegen nicht ausgeschlossen 
werden. Ein Recht des Verteidigers zur 
Anwesenheit bei Vernehmungen von Zeu-
gen durch die Staatsanwaltschaft oder die 
Polizei und auf Benachrichtigung vom 
Termin besteht nach h.M.33 nicht, weil 
§§ 161a, 163a Abs. 4, 5 StPO dies nicht vor-
sehen. Gefährdet die Teilnahme des Ver-
teidigers im konkreten Fall den Untersu-
chungserfolg nicht, so fehlt aber ein tragfä-
higer Grund für die Versagung der Anwe-
senheit.34 Dem Verteidiger ist zudem nach 
§ 147 Abs. 1 StPO Akteneinsicht und die 
Besichtigung von Asservaten zu gewähren. 
Ein uneingeschränktes Akteneinsichtsrecht 
gilt allerdings erst nach Abschluß der Er-
mittlungen. Bis dahin kann die Staatsan-
waltschaft gemäß § 147 Abs. 2 StPO die 
Einsichtnahme verweigern. Zur effektiven 
Vorbereitung der gerichtlichen Anfechtung 
einer Haftentscheidung ist aber zumindest 
eine Teilakteneinsicht hinsichtlich der für 
die Haftentscheidung relevanten Tatsachen 
und Beweismittel zu gewähren.35 Der Be-
schuldigte selbst hat grundsätzlich36 kein 
Akteneinsichtsrecht. Allerdings darf – und 
muß – der Verteidiger ihn in der Regel 
über den Akteninhalt informieren und ihm 
angefertigte Kopien überlassen.37 Die 
Rechtsprechung38 und ein Teil der Litera-
tur39 halten die Weitergabe zwar für unzu-
lässig, wenn die vollständige Information 

                                                      
33  BGHSt 46, 93, 96; Hans-Heiner Kühne, Strafpro-

zeßrecht, 7. Aufl. 2006, Rn. 226; Otfried Ranft, 
Strafprozeßrecht, 3. Aufl. 2005, Rn. 4; Claus Ro-
xin, Strafverfahrensrecht, 25. Aufl. 1998, § 19 
Rn. 62. 

34  Uwe Hellmann, Strafprozeßrecht, 2. Aufl. 2006, 
Rn. 496. 

35  BGH (Ermittlungsrichter), NJW 1996, 734. Siehe 
auch EGMR, NJW 2002, S. 2013ff.; S. 2015ff.; S. 
2018ff. 

36  Ein Miteinsichtsrecht ist dem Beschuldigten 
jedoch zu gewähren, wenn er allein den Akten-
inhalt verstehen kann, OLG Köln, StV 1999, 12. 

37  BGHSt 29, 99, 102; OLG Frankfurt, NStZ 1981, 
144, 145; Lutz Meyer-Goßner, StPO, 49. Aufl. 
2006, § 147 Rn. 20. 

38  BGHSt 29, 99, 103. 
39  Werner Beulke, Strafprozeßrecht, 9. Aufl. 2006, 

Rn. 160; Meyer-Goßner (Fn. 37), § 147 Rn. 21. 
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den Untersuchungserfolg gefährden wür-
de. Die Verhinderung einer Gefährdung 
des Untersuchungserfolges ist aber nicht 
Aufgabe des Verteidigers, sondern der 
Staatsanwaltschaft, die bei einer solchen 
Gefahr die Akteneinsicht verweigern 
kann.40 Der Verteidiger darf seinen Man-
danten jedoch dann nicht unterrichten, 
wenn er weiß, daß dieser die Informatio-
nen zu einem strafbaren oder prozessual 
unzulässigen Verhalten nutzen wird.41 

Die Hauptverhandlung vor dem erken-
nenden Gericht ist gemäß § 169 GVG 
grundsätzlich öffentlich. §§ 171a, 171b, 172 
GVG eröffnen jedoch Möglichkeiten, die 
gesamte Öffentlichkeit oder einzelne Per-
sonen für die ganze Hauptverhandlung 
oder für einen Teil davon auszuschließen. 
Die Urteilsverkündung ist gemäß § 173 
Abs. 1 GVG öffentlich, doch können die 
Urteilsgründe insgesamt oder ein Teil da-
von bei Vorliegen der §§ 171b, 172 GVG 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit ver-
kündet werden (§ 173 Abs. 2 GVG). Die 
Verkündung des Urteilstenors erfolgt aber 
auch in diesen Fällen öffentlich.  

Das Gericht darf das Urteil grundsätzlich 
nur auf Tatsachen stützen, die es in der 
Hauptverhandlung selbst festgestellt und 
mündlich erörtert hat. Die Grundsätze der 
Unmittelbarkeit und Mündlichkeit ergän-
zen sich. Als formelle Unmittelbarkeit wird 
der Grundsatz bezeichnet, daß die Ent-
scheidung ausschließlich auf Wahrneh-
mungen beruhen darf, die das Gericht in 
der Hauptverhandlung selbst getroffen 
hat.42 Eine weitere Konsequenz des Unmit-
                                                      
40  Jörg Burkhard, Zum Recht des Strafverteidigers 

auf Akteneinsicht in strafrechtlichen Verfahren, 
in: wistra 1996, S. 171-176, (S. 173); Klaus Lüders-
sen, in: Löwe-Rosenberg, StPO und GVG, 
25. Aufl. 1997ff., § 147 StPO Rn. 127. 

41  Hellmann (Fn. 34), Rdnr. 500; Wilhelm Krekeler, 
Strafrechtliche Grenzen der Verteidigung, in: 
NStZ 1989, S. 146-153 (149); Kühne (Fn. 33), 
Rdnr. 220. 

42  Klaus Geppert, Der Zeuge vom Hörensagen, in: 
Jura 1991, S. 538-545, (541); Heiko-Hartmut Lesch, 
Die Grundsätze der Unmittelbarkeit und Münd-
lichkeit im Strafverfahren, in: JA 1995, 691ff. 

telbarkeitsgrundsatzes besteht darin, daß 
sich die Beweisaufnahme grundsätzlich 
nicht auf Beweissurrogate beschränken 
darf, sondern in der Regel die Beweismittel 
heranzuziehen sind, die der Beweistatsache 
am nächsten sind (sog. materielle Unmit-
telbarkeit).43 Deshalb bestimmt § 250 StPO, 
daß dann, wenn der Beweis einer Tatsache 
auf der Wahrnehmung einer Person be-
ruht, diese Person, also der Zeuge, zu ver-
nehmen ist und seine Vernehmung nicht 
durch die Verlesung eines früheren Ver-
nehmungsprotokolls ersetzt werden darf. 
Allerdings regelt § 251 StPO einige Aus-
nahmefälle, die eine Verlesung einer frühe-
ren Zeugenaussage gestatten. Darüber hin-
aus ist auch die Vernehmung eines „Zeu-
gen vom Hörensagen“ nicht generell unzu-
lässig.44 Der unmittelbare Zeuge muß aber 
vernommen werden, wenn er erreichbar 
ist,45 zumal die Amtsaufklärungspflicht 
(§ 244 Abs. 2 StPO) die Benutzung des zu-
verlässigsten Beweismittels – und das ist in 
der Regel der unmittelbare Zeuge – gebie-
tet.46  

Eine Ausprägung des Unmittelbarkeits-
grundsatzes besteht zudem darin, daß die 
Hauptverhandlung in ununterbrochener 
Anwesenheit aller Verfahrensbeteiligten 
durchzuführen ist. Diese Regelung gilt ge-
mäß § 226 StPO für die (Berufs-)Richter 
und Schöffen sowie die Staatsanwaltschaft 
und gemäß § 231 Abs. 1 StPO grundsätz-
lich für den Angeklagten und darüber hin-
aus gemäß § 145 Abs. 1 StPO für den Ver-
teidiger im Falle einer notwendigen Ver-
teidigung. 

 

                                                      
43  Beulke (Fn. 39), Rn. 24. 
44  BGHSt 17, 382, 383ff.; 29, 390, 391; 36, 159, 162; 

Geppert, (Fn. 42), S. 541. 
45  BGH, StV 2003, 485, OLG Brandenburg, NStZ 

2002, S. 611ff. 
46  BGHSt (GS) 32, 115, 123; BGH, NStZ 2004, 50; 

Geppert (Fn. 42), S. 541ff. 
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3.  Wirksame Strafverfolgung und rechtli-
che Situation von Opfern und Zeugen 
von Menschenhandel im Zusammen-
hang mit der Strafverfolgung 

a. Rechtslage der Opfer im Bereich des 
Aufenthaltsrechts 

Da die Aussage des Opfers in einem Men-
schenhandelsprozeß oft das wichtigste Be-
weismittel darstellt, wird eine frühzeitige 
Abschiebung des Opfers regelmäßig die 
Strafverfolgung verhindern. Das illegal 
eingereiste Menschenhandelsopfer unter-
liegt nach aktueller Rechtslage generell der 
Ausreisepflicht des § 50 Abs. 1 AufenthG 
und ihm droht eine Abschiebung gemäß 
§ 58 Abs. 1 AufenthG. Die Vier-Wochen-
Frist zur Ausreise, die in der Verwaltungs-
vorschrift zu § 42 AuslG a.F. geregelt war, 
gilt für die Durchführung des AufenthG 
nicht mehr. Allerdings kann gemäß § 25 
Abs. 4 S. 1 AufenthG für einen vorüberge-
henden Aufenthalt eine Aufenthaltserlaub-
nis erteilt werden, „solange dringende hu-
manitäre oder persönliche Gründe oder 
erhebliches öffentliches Interesse“ (z.B. als 
Zeuge im Strafprozeß gegen Menschen-
händler zur Verfügung zu stehen) eine 
vorübergehende weitere Anwesenheit im 
Bundesgebiet erfordern. Zudem kann das 
Verlassen des Bundesgebietes im Einzelfall 
eine außergewöhnliche Härte gemäß § 25 
Abs. 4 S. 2 AufenthG bedeuten, z.B. wenn 
eine konkrete oder höchst wahrscheinliche 
Gefährdung des Zeugen im Heimatland 
durch Täter oder täternahe Kreise zu be-
fürchten ist. Unklar ist allerdings, ob § 25 
Abs. 4 AufenthG von der gesetzlichen Sy-
stematik her nur auf Personen anwendbar 
ist, die nicht vollziehbar ausreisepflichtig 
sind. Auf unerlaubt ins Bundesgebiet ein-
gereiste Menschenhandelsopfer, die voll-
ziehbar ausreisepflichtig sind, würde die 
Vorschrift bei einem solchen Verständnis 
keine Anwendung finden. Um die Unklar-
heit zu beseitigen, sieht der Entwurf eines 
„Gesetzes zur Verbesserung der sozialen 
Situation von Ausländerinnen und Aus-
ländern, die ohne Aufenthaltsstatus in 

Deutschland leben“47 eine Erweiterung des 
§ 25 Abs. 4 AufenthG vor. Danach ist eine 
Aufenthaltserlaubnis dem Opfer einer 
Straftat nach §§ 232, 233, 233a StGB oder 
§ 10 des Schwarzarbeitsbekämpfungsge-
setzes zu erteilen, wenn die Person keine 
Verbindung mehr zu den Beschuldigten 
hat, zur Aussage im Strafverfahren bereit 
ist und ohne deren Angaben die Erfor-
schung des Sachverhalts erschwert wäre. 
Die Vorschrift setzt nach dem Willen der 
Entwurfsverfasser (Abgeordnete der Frak-
tion Bündnis90/Die Grünen) nicht voraus, 
daß die Ausreisepflicht noch nicht voll-
ziehbar ist, weil § 25 Abs. 4 AufenthG keine 
§ 55 Abs. 4 AuslG a.F. entsprechende Ein-
schränkung („nur“) enthält.48 Obwohl das 
Änderungsgesetz Artikel 8 der Richtlinie 
2004/81/EG umsetzen soll, enthält es keine 
Regelung, daß dem Opfer für die Entschei-
dung, ob es mit den Ermittlungsbehörden 
zusammenarbeiten will, eine Frist einzu-
räumen ist. Die Entwurfsbegründung 
schlägt allerdings eine „verwaltungsinter-
ne“ Lösung vor. Die Ausländerbehörden 
sollen angewiesen werden, bei potentiellen 
Menschenhandelsopfern eine Ausreisefrist 
gemäß § 50 Abs. 2 AufenthG von minde-
stens vier Wochen zu bestimmen, damit 
das Opfer über eine Kooperation mit den 
Ermittlungsbehörden entscheiden kann.49 

 

b.  Rechtslage der Opfer und Zeugen in 
Strafverfahren wegen Menschenhan-
dels 

aa. Opfer- und zeugenschützende Maßnahmen 
im Zusammenhang mit der Zeugenver-
nehmung 

In der Praxis üben die Täter nicht selten 
massiven Druck auf das Menschenhan-
delsopfer aus, um zu verhindern, daß es in 
der öffentlichen Hauptverhandlung die für 
die gerichtliche Entscheidung relevanten 
Wahrnehmungen offenbart. Die Rechtspre-

                                                      
47  BT-Drucks. 16/445. 
48  Ebenda, S. 8. 
49  Ebenda, S. 8. 
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chung fordert, die Persönlichkeitsrechte 
des Zeugen zu schützen, soweit sich dies 
mit dem Interesse an der Sachaufklärung 
vereinbaren läßt.50  

Das deutsche Strafprozeßrecht eröffnet 
inzwischen zahlreiche Möglichkeiten des 
Zeugenschutzes. Nach § 68 Abs. 2, 3 StPO 
kann dem Zeugen gestattet werden, auf die 
Angabe seines Wohnortes oder seiner Iden-
tität zu verzichten, wenn der Zeuge oder 
eine andere Person durch die Offenlegung 
gefährdet wäre. Die Unterlagen, die zu 
einer Identifizierung des Zeugen führen 
können, werden nicht zu den Akten ge-
nommen (§ 68 Abs. 3 S. 3, 4 StPO). Nach 
§ 247 S. 1 StPO kann der Angeklagte wäh-
rend einer Vernehmung aus dem Sitzungs-
zimmer entfernt werden, wenn zu befürch-
ten ist, daß ein Mitangeklagter oder Zeuge 
in Gegenwart des Angeklagten nicht die 
Wahrheit sagen wird. Die vorübergehende 
Ausschließung des Angeklagten ist zudem 
gemäß § 247 S. 2 StPO zulässig, wenn die 
Anwesenheit des Angeklagten bei der Ver-
nehmung zu einer erheblichen Gesund-
heitsgefährdung des Zeugen führen kann. 
Art. 6 Abs. 3 lit. d EMRK steht nach Auf-
fassung des BGH51 dem Verzicht auf eine 
Konfrontation des Zeugen mit dem Ange-
klagten/Beschuldigten aus Gründen des 
Zeugenschutzes oder zur Herbeiführung 
einer wahrheitsgemäßen Aussage des Zeu-
gen zwar nicht generell entgegen. Die Vor-
schrift gebiete aber, daß der Angeklagte in 
der Regel die Gelegenheit erhalten muß, 
den Zeugen zu dem Zeitpunkt, in dem die-
ser seine Aussage macht, also ggf. schon im 
Ermittlungsverfahren, oder in einem späte-
ren Verfahrensstadium entweder selbst zu 
befragen oder befragen zu lassen. Unter 
Umständen könne die Einschränkung des 
Fragerechts des Angeklagten durch die 
Anwesenheit des Verteidigers und eine 
Befragung des Zeugen durch ihn kompen-
siert werden. Dem – von der Vernehmung 
ausgeschlossenen – Beschuldigten sei des-

                                                      
50  BGHSt 48, 372; BGH, NJW 2005, 1519, 1520f. 
51  BGHSt 46, 93, 96f. 

halb schon im Ermittlungsverfahren ein 
Verteidiger zu bestellen, wenn zum Zwek-
ke der Beweissicherung ein zentraler Bela-
stungszeuge ermittlungsrichterlich ver-
nommen wird.52 Das Unterlassen der Be-
stellung des Verteidigers führe zwar nicht 
zu einem Verbot der Verwertung des Be-
weisergebnisses durch Rückgriff auf den 
Vernehmungsrichter in der Hauptverhand-
lung, der Beweiswert des Vernehmungser-
gebnisses sei aber gemindert.53 

Während der Erörterung von Umständen 
aus dem persönlichen Lebensbereich des 
Zeugen kann gemäß § 171b GVG die Öf-
fentlichkeit ausgeschlossen werden. Noch 
weiter geht der Schutz kindlicher und ju-
gendlicher Zeugen unter sechzehn Jahren. 
§ 241a Abs. 1 StPO legt ihre Vernehmung 
in die Hände des Vorsitzenden. Wollen die 
übrigen Beteiligten den Zeugen befragen, 
so müssen sie ihre Fragen grundsätzlich 
über den Vorsitzenden des Gerichts stellen; 
eine unmittelbare Befragung findet nur 
statt, wenn kein Nachteil für den Zeugen 
zu befürchten ist (§ 241a Abs. 2 StPO). 
Während der Vernehmung des jugendli-
chen Zeugen können zudem die Öffent-
lichkeit nach § 172 Nr. 4 GVG und der An-
geklagte nach § 247 S. 2 StPO ausgeschlos-
sen werden, wenn seine Gegenwart einen 
erheblichen Nachteil für das Wohl des ju-
gendlichen Zeugen befürchten läßt. § 247a 
StPO gestattet zudem eine Videoverneh-
mung, wenn die Vernehmung in Gegen-
wart der in der Hauptverhandlung anwe-
senden Personen die dringende Gefahr 
eines schwerwiegenden Nachteils für das 
Wohl des Zeugen begründet, die nicht in 
anderer Weise abgewendet werden kann.54 
Unter denselben Voraussetzungen darf 
gemäß § 168e StPO schon im Ermittlungs-
verfahren eine Videovernehmung des Zeu-
gen durch den Richter durchgeführt wer-
den; die Vernehmung wird den Anwesen-
heitsberechtigten simultan in Bild und Ton 

                                                      
52  BGHSt 46, 93, 99ff. 
53  BGHSt 46, 93, 103ff. 
54  BGH, NStZ 2000, 440, 441. 
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übertragen. Eine Videoaufzeichnung der 
Zeugenaussage soll im Ermittlungsverfah-
ren nach § 58a Abs. 1 StPO gefertigt wer-
den, wenn ein Zeuge unter sechzehn Jah-
ren Verletzter der Straftat ist, oder wenn zu 
besorgen ist, daß der Zeuge in der Haupt-
verhandlung nicht zur Verfügung stehen 
wird und die Aufzeichnung zur Erfor-
schung der Wahrheit erforderlich ist. Die 
Videoaufzeichnung soll in der Hauptver-
handlung gemäß § 247a S. 4 StPO erfolgen, 
wenn damit zu rechnen ist, daß der Zeuge 
in einer weiteren Hauptverhandlung nicht 
vernommen werden kann.  

Der Zeuge ist grundsätzlich uneinge-
schränkt zur Aussage verpflichtet. Besteht 
die Gefahr, daß sich der Zeuge durch seine 
Aussage selbst wegen einer Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit belasten würde – was 
in Menschenhandelsverfahren wegen Ver-
stoßes gegen das AufenthG möglich er-
scheint –, so darf der Zeuge gemäß 
§ 55 StPO die Antwort auf Fragen verwei-
gern, wenn er sich – oder einen Angehöri-
gen – der Gefahr einer Verfolgung ausset-
zen würde. 

Spezielle Regelungen über die Aufnahme 
von Menschenhandelsopfern in Zeugen-
schutzprogramme gibt es in Deutschland 
zwar nicht. Es gelten aber die allgemeinen 
Vorschriften. Das Zeugenschutz-Harmo-
nisierungsgesetz (ZSHG) vom 11. Dezem-
ber 2001 enthält – ergänzend zu bundes- 
und landesrechtlichen Regelungen – eine 
Reihe polizeilicher Zeugenschutzmaßnah-
men, die bei Gefahren für einen unver-
zichtbaren Zeugen oder seinen Angehöri-
gen ergriffen werden können. Es ermög-
licht beispielsweise den Zeugenschutz-
dienststellen – des Bundeskriminalamts 
oder eines Landeskriminalamts – sowie 
allen anderen Stellen auf deren Ersuchen 
personenbezogene Daten der zu schützen-
den Person zu sperren und die Übermitt-
lung zu verweigern (§ 4 ZSHG) oder ihr 
eine Tarnidentität zu verschaffen, mit der 

sie am Rechtsverkehr teilnehmen kann 
(§ 5 ZSHG).55 

 

bb. Maßnahmen zur Verbesserung der Rechts-
lage von Menschenhandelsopfern im Straf-
verfahren 

Der schwierigen Lage der Opfer des Men-
schenhandels im Strafverfahren wird in 
Deutschland inzwischen weitgehend 
Rechnung getragen. Es existieren so ge-
nannte Opferhilfseinrichtungen, die dem 
Opfer Betreuung und Schutz angedeihen 
lassen. Die Betroffenen sind gemäß § 406h 
Abs. 3 StPO auf die Möglichkeit, Unter-
stützung und Hilfe durch solche Einrich-
tungen zu erhalten, hinzuweisen. Der pro-
fessionellen Betreuung der von Menschen-
handel Betroffenen wird hohe Relevanz 
beigemessen, zumal dadurch die Aussage-
bereitschaft erhöht und die Qualität der 
Aussagen gefördert wird.56 Als wichtige 
Aspekte der Opferzeugenbetreuung gelten 
die psychosoziale und medizinische Be-
treuung, die Unterbringung, die Prozeßbe-
gleitung und die Entwicklung beruflicher 
Perspektiven.57 Die durch Kooperations-
vereinbarungen geregelte Zusammenarbeit 
zwischen Polizei und Fachberatungsstellen 
bezweckt neben dem Schutz der Men-
schenhandelsopfer die effektive Strafver-
folgung, indem Indikatoren zur Identifizie-
rung der Opfer, eine frühzeitige Einbin-
dung der Fachberatungsstellen bei einer 
Verdachtslage auf Menschenhandel und 

                                                      
55  Hellmann (Fn. 34), Rn. 537. 
56  Vgl. Barbara Koelges/Birgit Thoma/Gabriele Welter-

Kaschub, Probleme der Strafverfolgung und des 
Zeuginnenschutzes in Menschenhandelsprozes-
sen – eine Analyse von Gerichtsakten, 2002, S. 
149. 

57  Vgl. Elvira Niesner/Christina Jones-Pauly, Frauen-
handel in Europa, 2001, S. 226f.; Koelges/Tho-
ma/Welter-Kaschub (Fn. 56), S. 152ff.; Eva Schaab, 
Kooperation zwischen Fachberatungsstellen 
und Strafverfolgungsbehörden – Schutz und Be-
treuung von Opferzeuginnen, in: Solwodi e. V. 
(Hrsg.), Grenzüberschreitendes Verbrechen – 
Grenzüberschreitende Zusammenarbeit, 2003, 
S. 157ff. 
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Entscheidungskriterien für Zeugenschutz-
maßnahmen berücksichtigt werden.58 

Gerade in Menschenhandelsverfahren ist 
auch die möglichst frühzeitige Einbindung 
professioneller rechtlicher Berater notwen-
dig.59 Den Betroffenen kann bereits im Er-
mittlungsverfahren bei Vernehmungen ein 
Rechtsbeistand nach Maßgabe der §§ 406f, 
68b StPO beigeordnet werden. Darüber 
hinaus haben die Opfer das Recht, sich 
dem Verfahren gegen die Täter als Neben-
kläger anzuschließen. Seit der Neuregelung 
der Menschenhandelstatbestände durch 
das 37. StrÄndG sind §§ 232-233a StGB 
gemäß § 395 Abs. 1 Nr. 1d StPO nebenkla-
gefähig. Die Rechte des Nebenklägers er-
geben sich aus § 397 StPO. In Verfahren 
wegen der Verbrechensalternativen der 
§§ 232ff. StGB ist dem zur Nebenklage be-
rechtigten Opfer auf dessen Antrag unent-
geltlich ein Rechtsanwalt zur Vertretung 
seiner Interessen im Strafverfahren zu 
bestellen (§ 397a Abs. 1 S. 1 StPO). Jugend-
lichen Opfern und solchen, die ihre Interes-
sen nicht selbst ausreichend wahrnehmen 
können, ist auch dann ein Rechtsbeistand 
zu bestellen, wenn die Tat ein Vergehen ist 
(§ 397a Abs. 1 S. 2 StPO). Nach § 406h 
Abs. 1 StPO hat ein entsprechender Hin-
weis auf die Möglichkeit der Hinzuziehung 
eines Rechtsanwalts als Beistand sowie auf 
die Befugnis, sich der öffentlichen Klage als 
Nebenkläger anzuschließen, schon vor der 
Vernehmung des Betroffenen zu erfolgen. 

 

cc. Weitere Maßnahmen zur Steigerung der 
Effizienz von Strafverfahren wegen Men-
schenhandels 

Trotz der besonderen Bedeutung von Aus-
sagen der Opfer des Menschenhandels für 
die Aufklärung solcher Taten bedarf es 
selbstverständlich weiterer, insbesondere 
heimlicher Ermittlungsmaßnahmen, um 
die Effizienz der Strafverfolgung zu ge-

                                                      
58   Vgl. Herz/Minthe (Fn. 30), S. 205. 
59  Niesner/Jones-Pauly (Fn. 57), S. 228; Schaab 

(Fn. 57),  S. 144ff., 164f., 170. 

währleisten. Das deutsche Strafprozeßrecht 
ermöglicht in Strafverfahren wegen Men-
schenhandels den Einsatz des gesamten 
Instrumentariums verdeckter Ermittlungs-
handlungen.  

Bei Vorliegen eines einfachen Anfangsver-
dachts ist gemäß § 100f Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 
S. 1 StPO ohne Beschränkung auf bestimm-
te Straftaten die heimliche Anfertigung von 
Fotos, Film- und Videoaufnahmen des Be-
schuldigten und nach Maßgabe des § 100f 
Abs. 3 S. 2 StPO von Nichtverdächtigen 
zulässig. In Fällen mindestens mittlerer 
Kriminalität, also auch in Menschenhan-
delsverfahren, erlaubt § 100f Abs. 1 Nr. 2 
StPO zudem den Einsatz sonstiger techni-
scher Mittel zu Observationszwecken (z.B. 
Nachtsichtgeräte, Peilsender, Bewegungs-
melder, GPS-Empfänger in Kraftfahrzeu-
gen) gegen den Beschuldigten und gemäß 
§ 100f Abs. 3 S. 3 StPO gegen seine Kon-
taktpersonen.60 Bei Vorliegen der Voraus-
setzungen des § 163f StPO dürfen der Be-
schuldigte und seine Kontaktpersonen län-
gerfristig observiert werden. 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit der 
Rasterfahndung gemäß §§ 98a, b StPO, die 
auch bei einer Straftat von erheblicher Be-
deutung gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung oder die persönliche Freiheit sowie 
bei einer gewerbs- oder bandenmäßigen 
Begehung zulässig ist, um kriminalistisch 
relevante Informationen zu gewinnen. Fer-
ner kann eine Ausschreibung zur polizeili-
chen Beobachtung gemäß §163e StPO er-
folgen, um aus Informationen außerhalb 
des laufenden Ermittlungsverfahrens und 
anhand polizeilicher Personen- oder Fahr-
zeugkontrollen ein „Bewegungsbild“ einer 
Person und ihrer Begleiter erstellen zu 
können. Auf diese Weise können Querver-
bindungen und Zusammenhänge inner-

                                                      
60  Hellmann (Fn. 34), Rn. 353f.; Meyer-Goßner 

(Fn. 37), § 100f Rn. 2f.; zum GPS BGHSt 46, 266, 
271; Jan Steinmetz, Zur Kumulierung strafpro-
zessualer Ermittlungsmaßnahmen, in: NStZ 
2001, S. 344-349, (S. 344) 
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halb eines kriminellen Personenkreises 
sichtbar werden.61  

§ 100a Abs. 1 Nr. 2 StPO gestattet die 
Überwachung und Aufzeichnung der Te-
lekommunikation bei den Verbrechenstat-
beständen des Menschenhandels (§§ 232 
Abs. 3 bis 5, 233 Abs. 3 StGB). Die Vor-
schrift erlaubt nicht nur die Überwachung 
des Telefon- und Fernschreibverkehrs, 
sondern aller Formen der Telekommunika-
tion, so daß auch Sprachnachrichten in ei-
ner Mailbox oder auf einem Anrufbeant-
worter und E-Mails überwacht und aufge-
zeichnet sowie Bewegungsprofile anhand 
der Telefonate eines Handybesitzers er-
stellt werden dürfen.62 Der Entwurf eines 
Strafrechtsänderungsgesetzes – Menschen-
handel – sieht die Ausweitung der Tele-
kommunikationsüberwachung auf die 
Vergehensalternativen des Menschenhan-
dels vor.63 Zur Vorbereitung der Telekom-
munikationsüberwachung sowie zur Er-
mittlung des Standortes eines Mobiltele-
fons ist gemäß § 100i StPO der Einsatz des 
so genannten „IMSI-Catchers“ zulässig, der 
es ermöglicht, die Gerätenummer (Interna-
tional Mobile Equipment Identity – IMEI) 
eines Mobiltelefons und die Kartennum-
mer (International Mobile Subscriber Iden-
tity – IMSI) mittels einer speziellen Meß-
technik festzustellen.64  

Bei Verdacht eines Verbrechens aus dem 
Bereich des Menschenhandels darf nach 
Maßgabe des § 100f Abs. 2 StPO das au-
ßerhalb einer Wohnung nicht öffentlich 
gesprochene Wort mit technischen Mitteln, 
z.B. Richtmikrofonen und Aufzeichnungs-
geräten, abgehört und aufgezeichnet wer-
den.  

Die Verbrechenstatbestände des Men-
schenhandels sind zudem in den Strafta-
tenkatalog des § 100c Abs. 2 StPO aufge-
nommen worden, so daß – unter den engen 
                                                      
61  Hans Hilger, Neues Strafverfahrensrecht durch 

das OrgKG, in: NStZ 1992, S. 523-526, (S. 525). 
62  Beulke (Fn. 39), Rn. 253. 
63  BT-Drucks. 16/1343, S. 9. 
64  Vgl. Meyer-Goßner (Fn. 37), § 100i Rn. 1. 

Voraussetzungen der §§ 100c ff. StPO – die 
akustische Wohnraumüberwachung zuläs-
sig ist.  

Auch der Einsatz verdeckter Ermittler zur 
Aufklärung der Verbrechenstatbestände 
des Menschenhandels kommt im Rahmen 
der Generalklausel des § 110a Abs. 1 S. 2 
StPO in Betracht.65 

 

dd. Eigene Straffreiheit des Opfers von Men-
schenhandel 

Das Gericht hat gemäß § 46 Abs. 2 S. 1 
StGB im Rahmen der Strafzumessung alle 
für und gegen den Täter sprechenden Um-
stände gegeneinander abzuwägen. Nach 
§ 46 Abs. 2 S. 2 StGB ist auch das Verhalten 
nach der Tat zu berücksichtigen. Die Mit-
wirkung des Opfers als Zeuge in einem 
Menschenhandelsprozeß kann deshalb 
jedenfalls strafmildernd berücksichtigt 
werden. § 60 StGB ermöglicht sogar das 
Absehen von Strafe, wenn die Folgen der 
Tat, die den Täter getroffen haben, so 
schwer sind, daß die Bestrafung offensicht-
lich verfehlt wäre. Die Anwendung dieser 
Vorschrift auf Verstöße gegen das Auf-
enthG erscheint angesichts der gravieren-
den Folgen für das Menschenhandelsopfer 
durchaus sachgerecht. Unter Umständen 
kommt schon die Einstellung des Ermitt-
lungsverfahrens aus Opportunitätserwä-
gungen nach §§ 153, 153a StPO in Betracht. 

 

c.  Außerprozessualer Opfer- und Zeu-
genschutz 

Zwar besteht in Deutschland die Möglich-
keit, bei einer Gefährdung des Opfers Zeu-
genschutzmaßnahmen in Form einer insti-
tutionalisierten Betreuung durch Polizei 
oder Fachberatungsstellen zu veranlassen. 
Allerdings wird davon in der Praxis nur in 
wenigen Fällen Gebrauch gemacht, weil 
zum einen einige Betroffene auch unter 
Einbeziehung einer Fachberatungsstelle 
nicht bereit sind, entsprechende Betreu-

                                                      
65  Ebenda, § 110a Rn. 10ff. 
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ungsangebote anzunehmen, und zum an-
deren nicht selten die Kapazitäten fehlen 
oder Probleme bei der Kostenübernahme 
für die Unterbringung der Betroffenen 
bestehen.66  

 

d. Geltendmachung von Schadenersatz-
ansprüchen 

Die Menschenhandelstatbestände sind 
Schutzgesetze im Sinne des § 823 Abs. 2 
BGB, so daß die ausgebeuteten Opfer die 
erlittenen Schäden gegen die Täter zivil-
rechtlich geltend machen können. Dies ist 
nach Maßgabe der §§ 403ff. StPO auch im 
so genannten Adhäsionsverfahren im 
Rahmen des Strafverfahrens gegen die Tä-
ter und Teilnehmer des Menschenhandels 
möglich.  

Zudem können Menschen, die Opfer von 
Gewalttaten auf deutschem Hoheitsgebiet 
werden, Ansprüche nach dem Opferent-
schädigungsgesetz (OEG) geltend machen. 
Ausländer, die sich rechtmäßig in Deutsch-
land aufhalten und Opfer einer vorsätzli-
chen rechtswidrigen Gewalttat – etwa des 
Menschenhandels – geworden sind, haben 
somit grundsätzlich Anspruch auf Ent-
schädigungsleistungen nach dem OEG. 
Zudem sind nach einem Rundschreiben 
des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales vom 5. März 2001 auch Men-
schenhandelsopfer, die sich illegal in 
Deutschland aufgehalten haben, an-
spruchsberechtigt.  

                                                      
66  Herz/Minthe  (Fn. 30), S. 327. 
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I.  Einleitung 

Die neueren internationalen und europäi-
schen Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Menschenhandels und die in den Länder-
berichten Deutschland, Österreich und 
Schweiz dargestellte Rechtslage im natio-
nalen Straf- und Strafprozeßrecht zeigen 
auf, daß die mit dem Menschenhandel ver-
bundene Verletzung grundlegender Men-
schenrechte und der Menschenwürde der 
Opfer dieser Straftat erkannt wurde. Zu-
gleich wurde der früher auf den Frauen-
handel in die Prostitution begrenzte Blick 
auf neue Erscheinungsformen des Men-
schenhandels ausgedehnt.  

Allen Erscheinungsformen des Menschen-
handels, bezüglich deren zutreffend auch 
von alten und neuen Formen der Sklaverei 

gesprochen wird,1 ist gemeinsam, daß mit 
Menschen wie mit Ware gehandelt wird.2 
Es geht um Macht und Kontrolle, die sich 
ein Mensch – der Täter – über einen ande-
ren Menschen – das Opfer – anmaßt, um 
diesen für Ausbeutungszwecke zu nutzen. 
Unter Aufhebung der persönlichen Freiheit 
und des Rechts, ein selbstbestimmtes Le-
ben zu führen, wird den Opfern das grund-

                                                      
1  Siehe etwa Kevin Bales, Die neue Sklaverei, 2001, 

S. 13; Markus Dreixler, Der Mensch als Ware, Er-
scheinungsformen modernen Menschenhandels 
unter strafrechtlicher Sicht, 1998, S. 20f.; Wilhelm 
Schmidbauer, Menschenhandel und polizeiliche 
Bekämpfungsansätze, in: Kriminalistik 10 
(2005), S. 548ff. (S. 548): „modernisierte Form 
der Sklaverei“.  

2  Siehe dazu z.B. die näheren Darstellungen bei 
Dreixler (Fn.1), Günter Gehl (Hrsg.), Die Ware 
Mensch. Menschenhandel als »Geschäftsfeld« 
der Organisierten Kriminalität, 2004; Wolfgang 
Heinz, Menschenhandel und Menschenschmug-
gel. Kriminologische und kriminalpolitische 
Aspekte, in: Otto Triffterer (Hrsg.), Gedächtnis-
schrift für Theo Vogler, 2004, S. 127ff.; Johannes 
Hoffmann, Menschenhandel. Beziehungen zur 
Organisierten Kriminalität und Versuche der 
strafrechtlichen Bekämpfung, 2002; Annette 
Louise Herz, Menschenhandel. Eine empirische 
Untersuchung zur Strafverfolgungspraxis, 2005; 
Annette Herz / Eric Minthe, Straftatbestand Men-
schenhandel. Verfahrenszahlen und Determi-
nanten der Strafverfolgung, 2006; sehr lesens-
wert sind zudem die Ausführungen von Bales 
(Fn. 1) und von Valentin Groebner, Körper auf 
dem Markt. Söldner, Organhandel und die Ge-
schichte der Körpergeschichte, in: Mittelweg 36, 
Zeitschrift des Hamburger Instituts für Sozial-
forschung, 2005, S. 69ff.; ders., Fleisch und Blut, 
Haut und Haar. Vermarktete Körperteile – eine 
historische Recherche, Hamburger Institut für 
Sozialforschung, Vortrag Oktober 2006 (unver-
öffentlichtes Manuskript).  
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legende Recht eines freien „Menschseins“3 
abgesprochen. 

Im folgenden soll die Rechtslage in 
Deutschland, Österreich und in der 
Schweiz im Straf- und Strafprozeßrecht 
gegenübergestellt und (einige) Anmerkun-
gen zu Lücken und Widersprüchen ge-
macht werden, die sich im Vergleich zu 
den internationalen Anforderungen zur 
Bekämpfung des Menschenhandels zeigen.  

 

II.  Rechtsvergleichende Zusammenfas-
sung zur Strafbarkeit des Menschen-
handels im deutschen, österreichi-
schen und schweizerischen Strafge-
setzbuch 

1.  Straftatbestände, Schutzgüter und sy-
stematische Einordnung 

Die internationalen Vorgaben des Zusatz-
protokolls zur Verhütung, Bekämpfung 
und Bestrafung des Menschenhandels, ins-
besondere des Frauen- und Kinderhandels 
zum Übereinkommen gegen die grenz-
überschreitende organisierte Kriminalität, 
des Fakultativprotokolls zum Überein-
kommen über die Rechte des Kindes, be-
treffend Kinderhandel, Kinderprostitution 
und Kinderpornografie und des Rahmen-
beschlusses des Rates der Europäischen 
Union zur Bekämpfung des Menschenhan-
dels aufgreifend, wurden die Strafvor-
schriften zum Menschenhandel im deut-
schen, österreichischen und schweizeri-
schen Strafgesetzbuch neu gestaltet. Dabei 
wurden die früher geltenden, den interna-
tionalen Vorgaben nicht genügenden Straf-
bestimmungen nicht nur aufgehoben und 
durch neue Strafbestimmungen ersetzt, 
sondern letztere wurden zudem entspre-
chend der Erweiterung ihres Schutzzwecks 
im Strafgesetzbuch systematisch neu ein-
geordnet.  

Eine ausdrückliche Definition des Begriffs 
„Menschenhandel“ fehlt in den neuen 
Strafbestimmungen aller drei Länder. Die 
tatbestandliche Ausgestaltung, insbesonde-
re hinsichtlich der Tatmittel und der Aus-

                                                      
3  Bales (Fn. 1), S. 346. 

beutungszwecke zeigt aber auf, daß ein 
erweitertes Verständnis vom Begriff „Men-
schenhandel“ zugrunde gelegt wurde, 
nach welchem es nicht mehr allein um die 
sexuelle Selbstbestimmung des Opfers, 
sondern um dessen persönliche Freiheit 
und das Recht auf Selbstbestimmung über-
haupt geht. Entsprechend dieser Erweite-
rung des geschützten Rechtsgutes wurden 
die neuen Strafbestimmungen zum Men-
schenhandel in Deutschland, Österreich 
und in der Schweiz neu in den Gesetzesab-
schnitt eingegliedert, der die Straftaten 
gegen die persönliche Freiheit regelt. 

Vom Gesetzesaufbau her enthalten die 
deutschen, österreichischen und schweize-
rischen Strafbestimmungen zum Men-
schenhandel einen Grundtatbestand und 
Qualifikationen. Die inhaltliche Ausgestal-
tung sowohl des Grundtatbestandes als 
auch der Qualifikationstatbestände unter-
scheidet sich jedoch voneinander. Hervor-
zuheben ist dabei besonders, daß die deut-
schen Strafbestimmungen §§ 232, 233 
dtStGB als Erfolgsdelikte ausgestaltet sind, 
wonach die sexuelle Ausbeutung bzw. die 
Ausbeutung der Arbeitskraft als zum ob-
jektiven Tatbestand gehörender Taterfolg 
erforderlich sind. In Österreich und in der 
Schweiz setzt die Vollendung des Men-
schenhandeldelikts hingegen nicht auch 
die tatsächliche Ausbeutung des Opfers 
voraus, sondern die Tathandlungen müs-
sen mit einem sich auf die Ausbeutung des 
Opfers gerichteten Vorsatz vorgenommen 
werden. 

Auch die internationalen Menschenhan-
delsdefinitionen machen deutlich, daß es 
sich beim Menschenhandel um ein Vor-
felddelikt mit eigenständigem Bedeu-
tungsgehalt handelt, das nicht erst strafbar 
ist, wenn es tatsächlich zur Ausbeutung 
kommt:4 Zwar stellen die in den interna-
tionalen Menschenhandelsdefinitionen auf-
geführten Tathandlungen faktisch gesehen 
eine Vorbereitung für die späteren Ausbeu-
tungsverhältnisse dar. Jedoch wird die 
                                                      
4  Vgl. auch Joachim Renzikowski, Die Reform der 

Straftatbestände gegen den Menschenhandel, 
in: JZ 2005, S. 879 (S. 879f.).  
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Strafbarkeit für jene Vorbereitungshand-
lungen nicht an die objektive Bedingung 
eines Erfolgs im Sinne einer tatsächlichen 
Ausbeutung des Opfers geknüpft. Den 
Vorbereitungsmaßnahmen wird vielmehr 
ein eigenständiger Unrechtsgehalt zuge-
sprochen, den es zu bestrafen gilt.  

Die österreichischen und schweizerischen 
Strafbestimmungen greifen den Gesichts-
punkt des Vorfeldcharakters des Men-
schenhandels auf, indem das den Men-
schenhandel kennzeichnende Element der 
Ausbeutung dem subjektiven Tatbestand 
zugeordnet wird. Die deutschen Strafbe-
stimmungen bleiben insofern jedoch hinter 
den internationalen Vorgaben zurück, da 
nach diesen eine Strafbarkeit wegen voll-
endeten Menschenhandels erst vorliegt, 
wenn es tatsächlich zur Ausbeutung des 
Opfers kommt, nicht jedoch schon, wenn 
der Täter „nur“ zum Zwecke der Ausbeu-
tung handelt.5 Wenn es auch als möglich 
erscheint, Strafbarkeitslücken über die Ver-
suchs- und Teilnehmerstrafbarkeit und die 
Strafbarkeit nach § 233a dtStGB zu schlie-
ßen, so macht es für die Definition des Be-
griffs „Menschenhandel“ einen Unter-
schied, ob die tatsächliche Ausbeutung des 
Opfers als konstituierendes Element für 
den Begriff „Menschenhandel“ angesehen 
wird oder nicht. Nur eine einheitliche De-
finition des Menschenhandels, bezüglich 
der die Staaten zumindest hinsichtlich der 
Mindestelemente übereinstimmen, ist wie-
derum für eine wirksame internationale 
Bekämpfung des Menschenhandels als 
meist grenzüberschreitend ausgeübte Straf-
tat unverzichtbar. 

Neben der in allen drei Ländern gegebenen 
Versuchsstrafbarkeit werden Vorberei-
tungs- und Förderhandlungen ausdrück-
lich nur in Deutschland nach § 233a dtStGB 
unter Strafe gestellt. Dabei gilt es aber zu 
beachten, daß § 233a dtStGB Förderhand-
lungen zu den Bestimmungen der §§ 232, 
233 dtStGB regelt, die – wie soeben ausge-

                                                      
5  Siehe dazu auch z.B. Friedrich-Christian Schroe-

der, Das 37. Strafrechtsänderungsgesetz: Neue 
Vorschriften zur Bekämpfung des „Menschen-
handels“, in: NJW 2005, S. 1393 (S. 1394f.).  

führt – eine Strafbarkeit wegen vollendeten 
Menschenhandels nur bei tatsächlicher 
Ausbeutung annehmen. Der Auffangtatbe-
stand des § 233a dtStGB ist daher mit Blick 
auf die im Vergleich zu den internationalen 
Vorgaben enger gefaßten §§ 232, 233 
dtStGB notwendig, um Strafbarkeitslücken 
zu schließen. Der Vergleich des § 233a 
dtStGB mit den internationalen Menschen-
handelsdefinitionen zeigt wiederum, daß 
§ 233a dtStGB solche Tathandlungen nur 
als Förderhandlungen zum Menschenhan-
del bestraft, welche nach den internationa-
len Definitionen bereits als Menschenhan-
del strafbar sind. 

 

2.  Regelungsinhalt und Tatbestandsauf-
bau im Einzelnen 

Was den Aufbau der Straftatbestände im 
einzelnen und insbesondere die Frage be-
trifft, in welcher Weise die drei auf interna-
tionaler Ebene hervorgehobenen Tatele-
mente der Tathandlung, Tatmittel und Tat-
zwecke in die Strafbestimmungen inte-
griert wurden, unterscheiden sich die deut-
schen, österreichischen und schweizeri-
schen Strafbestimmungen deutlich vonein-
ander. 

In der österreichischen Strafbestimmung 
§ 104a öStGB zeigen sich alle drei 
Tatelemente schon vom Gesetzeswortlaut 
her sehr deutlich: Auf objektiver Tatbe-
standsebene wird zwischen den Tathand-
lungen nach Abs. 1 und den Tatmitteln 
nach Abs. 2 (und den qualifizierenden nach 
Abs. 3 und 4) unterschieden. Als Tathand-
lungen werden das Anwerben, Beherber-
gen, Aufnehmen, Befördern, Anbieten und 
Weitergeben genannt. Zurückgegriffen 
wird damit insgesamt auf die Tathandlun-
gen, die sich im Zusatzprotokoll zum 
Übereinkommen gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität, im 
Fakultativprotokoll zum Übereinkommen 
über die Rechte des Kindes und im EU-
Rahmenbeschluß zur Bekämpfung des 
Menschenhandels wiederfinden. Den in-
ternationalen Vorgaben entsprechend wird 
dabei klargestellt, daß jene Tatmittel nach 
Abs. 2 nur für volljährige Opfer, nicht je-
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doch für minderjährige Opfer erforderlich 
sind. Zudem wird für den subjektiven Tat-
bestand der Ausbeutungsvorsatz verlangt, 
der sich auf die sexuelle Ausbeutung, die 
Ausbeutung der Arbeitskraft oder auf die 
Ausbeutung durch Organentnahme bezie-
hen muß. Durch das ausführliche taxative 
Aufzählen von Tathandlungen und Tatmit-
teln auf objektiver Tatbestandsebene und 
die Zuordnung der Ausbeutung zum sub-
jektiven Tatbestand macht die österreichi-
sche Strafbestimmung nicht nur den Vor-
feldcharakter des Menschenhandels über-
haupt, sondern auch die Differenzierung 
zwischen den drei Elementen sichtbar, die 
auf internationaler Ebene für die Definition 
des Menschenhandels herangezogen wer-
den.6  

In der schweizerischen Strafbestimmung 
des Art. 182 chStGB werden die drei Aus-
beutungszwecke der sexuellen Ausbeu-
tung, der Ausbeutung der Arbeitskraft und 
zwecks Entnahme eines Körperorgans auch 
genannt und als Bestandteil des subjekti-
ven Tatbestandes aufgefaßt. Jedoch unter-
scheidet sich der Gesetzestext des Art. 182 
chStGB, was die Tatelemente der Tathand-
lung und der Tatmittel betrifft, von den 
Anforderungen, die diesbezüglich auf in-
ternationaler Ebene für den Begriff des 
Menschenhandels verlangt werden: Die auf 
internationaler Ebene getroffene Unter-
scheidung zwischen volljährigen Opfern, 
für die der Einsatz bestimmter Tatmittel 
erforderlich ist, und minderjährigen Op-
fern, fehlt im Grundtatbestand des Art. 182 
Abs. 1 chStGB. Auf das Erfordernis be-
stimmter Tatmittel, die zum objektiven 
Tatelement der Tathandlung hinzutreten 
müssen, verzichtet der Gesetzestext des 
Art. 182 Abs. 1 chStGB nicht nur für min-
derjährige, sondern für Opfer jeglicher Al-
tersstufen. Die Tathandlung selbst wurde 
im Gesetz eher eng formuliert, indem vom 
Anbieten, Vermitteln und Abnehmen ge-
sprochen und nur das Anwerben als Vor-
stufe dazu dem Handel gleichgestellt wird. 

                                                      
6  Vgl. auch die Anmerkung von Renzikowski (Fn. 

4), S. 880 Fn. 7, wonach die Umsetzung des Rah-
menbeschlusses in Österreich vorbildlich sei.  

Gerade weil der bundesrätlichen Botschaft 
von März 2005 über die Genehmigung des 
Fakultativprotokolls und über die entspre-
chende Änderung der Strafnorm zum 
Menschenhandel7 ein weiter gefaßtes Ver-
ständnis des Handeltreibens zu entnehmen 
ist, das sich an den internationalen Vorga-
ben anlehnt, wäre es zur Vermeidung von 
sich zukünftig u.U. stellenden Auslegungs-
schwierigkeiten wünschenswert gewesen, 
wenn jenes weite Verständnis auch Ein-
gang in den Gesetzestext gefunden hätte. 

Wie bereits ausgeführt, sind die deutschen 
Strafbestimmungen zum Menschenhandel 
nach §§ 232, 233 dtStGB als Erfolgsdelikte 
ausgestaltet, wonach der Täter das Opfer 
nach § 232 dtStGB zur Aufnahme oder 
Fortsetzung der Prostitution oder zu son-
stigen sexuellen Handlungen, durch die es 
ausgebeutet wird, bzw. nach § 233 dtStGB 
in bestimmte ausbeuterische Arbeitsver-
hältnisse bringt. Unterschieden wird dabei 
zwischen Opfern über und unter 21 Jahren, 
wobei für letztere auf das Ausnutzen einer 
Schwächesituation in Gestalt der Ausnut-
zung einer Zwangslage oder der auslands-
spezifischen Hilflosigkeit verzichtet wird. 
Erfaßt werden von den §§ 232, 233 dtStGB 
im Unterschied zu den schweizerischen 
und österreichischen StGB-Bestimmungen 
nur die sexuelle Ausbeutung und die Aus-
beutung der Arbeitskraft, nicht aber die 
Ausbeutung durch Organentnahme. 

Die Strafbestimmung nach § 233a dtStGB 
wegen Förderung des Menschenhandels 
nennt als Tathandlungen das Anwerben, 
Befördern, Weitergeben, Beherbergen oder 
Aufnehmen. Die als „Vorfeldtatbestand“8 
aufgefaßte Norm greift damit die Tathand-
lungen auf, die auch auf internationaler 
Ebene genannt, dort aber – im Unterschied 
zu § 233a dtStGB – bereits dem Menschen-
handels selbst und nicht nur dessen Förde-
rung zugeordnet werden. Zusätzlich wird 
verlangt, daß durch die Tathandlungen 
einem Menschenhandel Vorschub geleistet 
wird. Im Unterschied zu den internationa-
                                                      
7  BBl. 2005, 2807.  
8  Jörg Eisele, in: Adolf Schönke/Horst Schröder, 

Strafgesetzbuch-Kommentar, 2006, § 233a Rn. 1. 
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len Vorgaben nennt der Grundtatbestand 
des § 233a Abs. 1 dtStGB aber weder aus-
drücklich Tatmittel, die zu den Tathand-
lungen zusätzlich hinzukommen müssen, 
noch unterscheidet er insofern zwischen 
volljährigen und minderjährigen Opfern. 

Was die Qualifikationstatbestände betrifft, 
ist Art. 182 Abs. 2 chStGB am engsten ge-
staltet, da nur die zwei Fallkonstellationen 
des unmündigen Opfers und des ge-
werbsmäßigen Handels erfaßt sind. Die 
deutschen und österreichischen Strafbe-
stimmungen nennen darüber hinausge-
hend weitere Qualifikationstatbestände, 
wozu u.a. der Einsatz von Gewalt oder 
Drohung oder die Gefährdung des Lebens 
des Opfers gehören. 

Die deutschen, österreichischen und 
schweizerischen Strafbestimmungen zum 
Menschenhandel enthalten keine speziellen 
Regelungen zur Einwilligung des Opfers in 
die Tat. Insbesondere die ausdrückliche 
Verknüpfung der Unwirksamkeit der Ein-
willigung mit den Tatmitteln, die sich im 
Zusatzprotokoll, im EU-Rahmenbeschluß 
und in der Europaratskonvention wieder 
findet,9 wurde von den nationalen Strafbe-
stimmungen nicht übernommen. Das Feh-
len einer entsprechenden ausdrücklichen 
Regelung in den nationalen Strafbestim-
mungen zum Menschenhandel erscheint 
aber nicht als Widerspruch zu den interna-
tionalen Vorgaben. Denn an der Wirksam-
keit einer Einwilligung des Opfers dürfte 
es bei den meisten der auf internationaler 
Ebene genannten Tatmitteln (wie z.B. bei 
Gewalt, Drohung, Täuschung oder Miß-
brauch von Macht oder Ausnutzung be-
sonderer Hilflosigkeit) bereits aufgrund 
von Willensmängeln und einer fehlenden 
Freiwilligkeit des Opfer fehlen.10 Es bleibt 
daher in jedem Einzelfall das Vorliegen der 
Voraussetzungen für eine wirksame Ein-

                                                      
9  Art. 3b des Zusatzprotokolls, Art. 1 Abs. 2 des 

EU-Rahmenbeschlusses, Art. 4b der Europa-
ratskonvention. 

10  Siehe dazu u.a. auch näher Angelika Kartusch/ 
Katharina Knaus/Gabriele Reiter, Bekämpfung des 
Frauenhandels nach internationalem und öster-
reichischem Recht, 2000, S. 66. 

willigung zu prüfen, wobei sich die auf 
internationaler Ebene ausdrücklich ge-
nannten Tatmittel insofern als wichtige 
Leitpunkte für die Beurteilung der Wirk-
samkeit der Einwilligung erweisen. Die 
Schaffung eines neuen, speziell für den 
Menschenhandel geltenden Rechtferti-
gungsgrundes kann aus den internationa-
len Regelungen, die die Unwirksamkeit der 
Einwilligung mit den Tatmitteln verknüp-
fen, nicht herausgelesen werden. Zu be-
grüßen ist die ausdrückliche Verknüpfung 
der Unwirksamkeit der Einwilligung mit 
den Tatmitteln in den internationalen Re-
gelungen aber dennoch deshalb, weil gera-
de der Gesichtspunkt, ob eine Strafbarkeit 
wegen Menschenhandels auch bei Einwil-
ligung des Opfers möglich ist, lange Zeit 
heftig umstritten war. Die ausdrücklichen 
internationalen Regelungen zur (Un-) 
Wirksamkeit der Einwilligung zeigen hier 
nun eine klare Richtung auf. Mit ihrer An-
knüpfung an die Tatmittel weisen diese 
Regelungen im Ergebnis auf das spezifi-
sche Unrecht des Menschenhandels hin, 
das durch Anmaßung von Macht und Kon-
trolle über einen Menschen unter Aufhe-
bung von dessen persönlicher Freiheit ge-
kennzeichnet ist. 

 

III.  Rechtsvergleichende Zusammenfas-
sung zur Strafverfolgung und zum 
Schutz der Opfer von Menschenhan-
del in Deutschland, Österreich und in 
der Schweiz 

Für die Aufklärung und die strafrechtliche 
Verfolgung des von einer hohen Dunkelzif-
fer gekennzeichneten Menschenhandels 
sind die Zeugenaussagen der Opfer des 
Menschenhandels von wichtiger, oft ent-
scheidender Bedeutung. Infolge häufig 
fehlender Aussagebereitschaft und/oder -
fähigkeit der Opfer oder drohender bzw. 
vollzogener frühzeitiger Abschiebungen 
stehen aber gerade jene für die Durchfüh-
rung des Strafverfahrens und die Verurtei-
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lung des Beschuldigten wichtigen Zeugen-
beweismittel oft nicht zur Verfügung.11 

Liegen weitere tragfähige Beweise nicht 
oder nicht in ausreichendem Maße vor, 
sind die Zeugenaussagen der Opfer des 
Menschenhandels für eine Verurteilung 
des Beschuldigten oft ausschlaggebend. 
Dies hat zur Folge, daß das Fehlen entspre-
chender Zeugenaussagen oder etwaige, die 
Verteidigungsrechte des Beschuldigten ein-
schränkende, Abweichungen von einer 
„optimalen“ Zeugenvernehmung einer 
Verurteilung des Beschuldigten, insbeson-
dere mit Blick auf dessen Konfrontations-
recht nach Art. 6 Abs. 3 lit. d EMRK, häufig 
entgegenstehen. Gerade weil es im Bereich 
des Menschenhandels also auf den Zeu-
genbeweis entscheidend ankommt, spielen 
der Zeugen- und Opferschutz und dessen 
entsprechende Ausgestaltung im Aufent-
haltsrecht und Strafprozeßrecht eine große 
Rolle.  

Die Wichtigkeit des Zeugenbeweises für 
die wirksame strafrechtliche Verfolgung 
des Menschenhandels darf dabei aber nicht 
dahingehend mißverstanden werden, daß 
dem Opferschutz nur eine allein dienende 
Funktion zur Gewährleistung einer wirk-
samen Strafverfolgung zugesprochen, die-
sem eine selbständige, auf den Schutz der 
verletzten/gefährdeten Opfer ausgerichte-
te Berechtigung hingegen abgesprochen 
wird. Auch auf internationaler Ebene wird 
das Ziel des Opferschutzes neben dem der 
Bekämpfung und Strafverfolgung des 
Menschenhandels genannt,12 wobei insbe-
sondere die Europaratskonvention einen in 
                                                      
11  Siehe dazu neben den entsprechenden Angaben 

in den Länderberichten auch z.B. Herz/Minthe 
(Fn. 2), S. 324ff.; Ulrike Mentz, Frauenhandel als 
migrationsrechtliches Problem, 2001, S. 288; 
Wilhelm Schmidbauer (Fn. 1), S. 550f.; Heinz (Fn. 
2), S. 138ff., 147ff.; Tobias Schrader, Handelsware 
Frau. Auf dem Balkan floriert der Menschen-
handel, in: Kriminalistik 1 (2004), S. 17ff, (S. 20); 
Joachim Renzikowski, Frauenhandel – Freiheit für 
Täter, Abschiebung für die Opfer?, in: ZRP 
1999, S. 53ff., (S. 54f.), siehe dort auch die weite-
ren Ausführungen zum Verhältnis von Auslän-
der- und Strafverfahrensrecht, S. 56ff.  

12  Zur nicht konsequenten Umsetzung des Ziels 
des Opferschutzes siehe unter IV. 2. 

Zukunft zu verwirklichenden höheren 
Standard für den Opfer- und Zeugenschutz 
setzt. Den Opferschutz einzig als „Diener“ 
der Strafverfolgung zu betrachten, heißt 
nichts anderes, als die Opfer des Men-
schenhandels seitens des Staates zu in-
strumentalisieren13 und sie nur als „Mittel 
zum Zweck“ zu betrachten und – im wahr-
sten Sinne des Wortes – zu benutzen. Daß 
einer solchen Behandlung der Opfer des 
Menschenhandels als allein dienende Ob-
jekte der Strafverfolgung und des gerichtli-
chen Verfahrens deren Menschenrechte 
und insbesondere deren Menschenwürde 
entgegenstehen, liegt auf der Hand.  

Die aktuellen internationalen Maßnahmen, 
insbesondere die Europaratskonvention, 
stellen den Opfer- und Zeugenschutz und 
dessen selbständige Bedeutung neben dem 
Ziel der Bekämpfung des Menschenhan-
dels in zunehmendem Maße heraus. Das, 
was auf internationaler Ebene erkannt 
wurde, nämlich daß sich ein wirksam aus-
gestalteter Opferschutz im Ergebnis auch 
positiv auf eine wirksame Strafverfolgung 
auswirkt, muß nun Eingang in die nationa-
len Regelungen, insbesondere hier des 
Aufenthaltsrechts und des Strafprozeß-
rechts, finden. Gerade was den höheren 
Standard der Europaratskonvention hin-
sichtlich des Schutzes der Menschenrechte 
der Opfer und Zeugen betrifft, zeigt sich 
im deutschen, österreichischen und 
schweizerischen Aufenthaltsrecht und in 
bezug auf den Zeugen- und Opferschutz 
innerhalb und außerhalb des Strafverfah-
rens entsprechender Anpassungsbedarf. 

Was die Rechtslage der Opfer im Bereich 
des Aufenthaltsrechts betrifft, haben die 
Opfer von Menschenhandel in Deutsch-

                                                      
13  Siehe zu dieser Kritik auch z.B. Marianne Scher-

tenleib, Begehrt aber unerwünscht. Illegalisierte 
Migrantinnen als Opfer von Frauenhandel, in: 
Departement Migration, Schweizerisches Rotes 
Kreuz (Hrsg.), Sans-Papiers in der Schweiz: un-
sichtbar-unverzichtbar, 2006, S. 187; vgl. auch 
Martina Caroni, Tänzerinnen und Heiratsmi-
grantinnen. Rechtliche Aspekte des Frauenhan-
dels in der Schweiz, 1996, S. 106f., u.a. zur Ge-
fahr, „daß Betroffene viktimisiert oder aber zu 
reinen Objekten degradiert“ (S. 106) werden.  
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land, Österreich und in der Schweiz keinen 
Rechtsanspruch auf eine Aufenthaltsbewil-
ligung. Vielmehr „kann“ ihnen eine solche 
nur erteilt werden, etwa in schwerwiegen-
den persönlichen Härtefällen bzw. aus 
humanitären Gründen. Auch Regelungen 
auf Gesetzesebene zur Einräumung einer 
Bedenkzeit, in der das Opfer eine Ent-
scheidung über die Kooperation mit den 
Strafverfolgungsbehörden treffen soll, be-
stehen in Deutschland, Österreich und in 
der Schweiz nicht.14 

Hinsichtlich der Rechtslage der Opfer und 
Zeugen in Strafverfahren wegen Men-
schenhandels haben die Länderberichte 
aufgezeigt, daß Deutschland, Österreich 
und die Schweiz – wenn auch zum Teil 
unter unterschiedlichen Voraussetzungen – 
im Zusammenhang mit der Zeugenver-
nehmung verschiedene Möglichkeiten an 
zeugenschützenden Maßnahmen zur Ver-
fügung stellen. Neben dem Ausschluß der 
Öffentlichkeit kann etwa der Angeklagte 
während der Vernehmung aus dem Ge-
richtssaal entfernt und eine Gegenüberstel-
lung mit dem Zeugen ausgeschlossen wer-
den. Möglich ist zudem der Verzicht auf 
Identitätsangaben des Zeugen, und neben 
anonymen Zeugenvernehmungen werden 
audiovisuelle Vernehmungen unter opti-
schen und/oder akustischen Abschirmun-
gen des Zeugen für zulässig gehalten. 
Auch die Möglichkeit der Verlesung frühe-
rer Zeugenaussagen und die der Verneh-
mung von Zeugen vom Hörensagen beste-
hen unter bestimmten, sich im einzelnen 
zum Teil unterscheidenden Voraussetzun-
gen.  

Zu beachten sind die mit jenen zeugen-
schützenden Maßnahmen einhergehenden 
Einschränkungen der Verteidigungsrechte 
des Beschuldigten, insbesondere von des-
sen Konfrontationsrecht nach Art. 6 Abs. 3 
lit. d EMRK. Die vom EGMR konkretisier-
ten Voraussetzungen für eine zulässige 

                                                      
14  Siehe dazu mit Blick auf die Europaratskonven-

tion näher unter IV; siehe auch z.B. Herz (Fn. 2), 
S. 293ff.; Herz/Minthe (Fn. 2), S. 340ff.; Mentz (Fn. 
11), S. 287ff.; Marianne Schertenleib (Fn. 13), S. 
186ff.  

Einschränkung des Art. 6 Abs. 3 lit. d 
EMRK sind bei den zeugenschützenden 
Maßnahmen stets zu berücksichtigen. Zie-
hen Deutschland, Österreich und die 
Schweiz jene vom EGMR entwickelten 
Vorgaben an sich auch heran, so gestaltet 
sich die konkrete Umsetzung jener Vorga-
ben des EGMR im nationalen Recht den-
noch zum Teil unterschiedlich (und nicht 
immer völlig konventionskonform15). 

Zu den die Rechtslage der Menschenhan-
delsopfer verbessernden Maßnahmen ge-
hören in Deutschland, Österreich und der 
Schweiz zum Beispiel die Information des 
Opfers über seine Rechte, verschiedene 
Hilfs- und Beratungsmaßnahmen (z.B. me-
dizinische, psychosoziale, materielle, juri-
stische, u.a. prozeßbegleitende Maßnah-
men) durch die Opferhilfeeinrichtungen, 
die mögliche Begleitung durch eine 
Vertrauensperson sowie die Möglichkeit, 
sich dem Strafverfahren anzuschließen. 
Nicht nur, welche dieser die Rechtslage der 
Opfer verbessernden Maßnahmen in 
Deutschland, Österreich und in der 
Schweiz überhaupt zu Verfügung stehen, 
sondern auch deren Voraussetzungen und 
Ausgestaltungen im einzelnen 
unterscheiden sich dabei wiederum mal 
mehr, mal weniger deutlich voneinander. 

Gemeinsam ist Deutschland, Österreich 
und der Schweiz, daß es für die Opfer des 
Menschenhandels keine spezielle Straffrei-
heit gibt, die allein schon aus deren Stel-
lung als Opfer des Menschenhandels an 
sich folgt. Neben der Prüfung der allge-
meinen Strafbarkeitsvoraussetzungen (z.B. 
Rechtswidrigkeit und Schuld) gibt es in 
Deutschland, Österreich und in der 
Schweiz aber verschiedene Möglichkeiten 
einer Strafbefreiung und von Strafmilde-

                                                      
15  Nicht näher eingegangen werden kann hier im 

einzelnen auf die zum Teil bestehenden Wider-
sprüche und Ungereimtheiten, die sich in 
Deutschland, Österreich und in der Schweiz bei 
der konkreten Umsetzung der Vorgaben des 
EGMR zur zulässigen Einschränkung des Art. 6 
Abs. 3 lit. d EMRK zeigen, siehe dazu u.a. die 
weiterführenden Hinweise in den Länderbe-
richten. 
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rungen, die auch für die Opfer des Men-
schenhandels zu berücksichtigen sind. 

Ebenso gibt es in Deutschland, Österreich 
und in der Schweiz keine außerprozessua-
len Zeugen- und Opferschutzprogramme 
speziell für Opfer des Menschenhandels. 
Während es in Deutschland aber ein allge-
meines Zeugenschutzprogramm gibt, in 
das auch die Opfer des Menschenhandels 
aufgenommen werden könnten, existiert 
ein solches in der Schweiz und in Öster-
reich nicht. 

Hinsichtlich weiterer Maßnahmen zur 
Steigerung der Effizienz von Strafverfahren 
wegen Menschenhandels sind in Deutsch-
land, Österreich und in der Schweiz (unter 
anderem) verschiedene Überwachungs- 
und verdeckte Ermittlungsmaßnahmen 
möglich, z.B. die Überwachung des Post- 
und Fernmeldeverkehrs, visuelle und aku-
stische Überwachungen und der Einsatz 
verdeckter Ermittler. 

Zudem können die Opfer von Menschen-
handel ihre Schadensersatzansprüche im 
Strafverfahren oder im Zivilverfahren gel-
tend machen sowie staatliche Entschädi-
gung verlangen. Auch insofern gibt es in 
Deutschland, Österreich und in der 
Schweiz aber keine speziellen gesetzlichen 
Regelungen eigens für Opfer des Men-
schenhandels, sondern es sind die allge-
meinen, für Opfer von Straftaten geltenden 
Bestimmungen heranzuziehen. 

 

IV.  Abschließende Bemerkungen zur 
Vereinbarkeit der Rechtslage in 
Deutschland, Österreich und in der 
Schweiz mit den internationalen An-
forderungen zur Bekämpfung des 
Menschenhandels und Ausblicke auf 
zukünftigen Handlungsbedarf 

1.  Zur Strafbarkeit des Menschenhandels 

Auf der Suche nach einer Definition des 
Begriffs „Menschenhandel“ stellen die 
neueren internationalen und europäischen 
Maßnahmen zur Bekämpfung des Men-
schenhandels drei Elemente als wesentlich 
heraus, welche kumulativ vorliegen müs-
sen: Als den Begriff des Menschenhandels 

konstituierende Definitionsmerkmale wer-
den zum einen die objektiven Merkmale 
der Tathandlung und der Tatmittel und 
zum anderen das subjektive Merkmal der 
Tatzwecke genannt. Unterschieden wird 
dabei zudem zwischen Opfer gewordenen 
Kindern und volljährigen Opfern, wobei 
für erstere auf das Erfordernis der Tatmit-
tel verzichtet wird.  

Das bei volljährigen Opfern erforderliche 
Merkmal der Tatmittel einerseits und der 
Verzicht auf diese Tatmittel bei minderjäh-
rigen Opfern andererseits weist darauf hin, 
daß es neben dem Definitionsmerkmal der 
Tathandlung noch eines weiteren objekti-
ven Merkmals bedarf, das für das spezifi-
sche Unrecht des Menschenhandels mit-
verantwortlich ist. Gerade die Verknüp-
fung der Tathandlung mit den Tatmitteln 
bei volljährigen Opfern (wie z.B. die An-
wendung oder Androhung von Gewalt 
oder von anderen Nötigungsformen, Täu-
schungen, der Mißbrauch von Macht oder 
die Ausnutzung besonderer Hilflosigkeit) 
und die Verknüpfung der Tathandlung mit 
der mit dem Kindesalter einhergehenden 
Schutzbedürftigkeit zeigen auf, worum es 
beim Menschenhandel geht: Der Täter 
maßt sich Macht und Kontrolle über einen 
Menschen an, wobei er sich die Schwäche-
situation und die unterlegene Stellung des 
Opfers – sei es, daß diese aufgrund der 
angewandten Tatmittel oder aufgrund des 
Kindesalters besteht – zunutze macht. Ge-
rade das Element der Tatmittel und des 
Kindesalters verdeutlicht, daß zwischen 
Tätern und Opfern kein gleichberechtigtes 
Verhandeln vorliegt, sondern daß der Täter 
über das Opfer hinweg (ver-)handelt und 
es damit wie eine Ware, ein verhandelbares 
Objekt (be-)handelt.16 

Erfaßten die früheren internationalen Maß-
nahmen nur das Handeln zum Zwecke der 
sexuellen Ausbeutung, insbesondere den 
Frauen- und Kinderhandel in die Prostitu-
tion, so dehnen die neueren internationalen 
und europäischen Maßnahmen die Aus-
                                                      
16  Siehe auch z.B. Heinz (Fn. 2), S. 128; Harald Dern, 

Menschenhandel, Gesellschaft und Polizei, in: 
MschrKrim 1991, S. 329ff., (S. 331, 333f.).  
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beutungszwecke aus. Geschützt werden 
neben dem Handel zum Zwecke der sexu-
ellen Ausbeutung nunmehr auch der Han-
del zum Zwecke der Ausbeutung der Ar-
beitskraft und zwecks Organentnahme. 
Jene Erweiterung der Ausbeutungszwecke 
ist zu begrüßen. Die Ausnutzung der 
persönlichen Unfreiheit des Opfers, um 
dieses in ein Ausbeutungsverhältnis zu 
bringen, ist aber nicht nur im Bereich jener 
drei Ausbeutungszwecke als strafwürdig 
zu erachten, sondern kann sämtliche 
Lebensbereiche eines Menschen betreffen. 
Ist die Ausdehnung auf den Zweck der 
Ausbeutung der Arbeitskraft und der 
Organentnahme in den neueren 
internationalen und europäischen 
Maßnahmen auch ein wichtiger Schritt in 
Richtung auf eine umfassende Achtung des 
Selbstbestimmungsrechts eines Menschen, 
so muß für die Zukunft dennoch Obacht 
auf neue, sich herausbildende 
Erscheinungsformen des Menschenhandels 
gelegt werden, welche ebenso in den 
Strafrechtsschutz einzubeziehen sind. 

In Deutschland, Österreich und in der 
Schweiz waren die neueren internationalen 
und/oder europäischen Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Menschenhandels Anlaß 
zu Gesetzesänderungen im Strafgesetz-
buch, um die ehemaligen, den internatio-
nalen Vorgaben nicht mehr genügenden 
Strafbestimmungen zum Menschenhandel 
entsprechend zu ändern und anzupassen. 
Unterschiedlich ist aber, in welcher Weise 
die internationalen Vorgaben im deut-
schen, österreichischen und schweizeri-
schen Strafrecht umgesetzt wurden. Insbe-
sondere hinsichtlich des Gesichtspunktes, 
ob und wie die drei Definitionselemente 
des Begriffs „Menschenhandel“ (Tathand-
lung, Tatmittel und Tatzweck) Eingang in 
die neuen Strafbestimmungen gefunden 
haben, aber auch hinsichtlich der in die 
Strafbestimmungen aufgenommenen Qua-
lifikationstatbestände bleiben die nationa-
len Regelungen – wie bereits aufgezeigt – 
zum Teil hinter den internationalen Vorga-
ben zurück.17 

                                                      
17  Siehe dazu unter I. 2.  

Was die Kriminalisierung der Nutzung der 
Dienste eines Opfers von Menschenhandel 
betrifft, welche nach der Europaratskon-
vention zu erwägen ist, bestehen im deut-
schen, österreichischen und schweizeri-
schen Strafgesetzbuch – insbesondere hin-
sichtlich der Strafbarkeit der Freier von 
Zwangsprostituierten – gegenwärtig noch 
keine speziellen Straftatbestände.18 Abzu-
warten bleibt, ob Deutschland, Österreich 
und die Schweiz hier zukünftig entspre-
chenden Handlungsbedarf zur Schaffung 
neuer Strafbestimmungen sehen und 
wenn, in welcher Weise dieser konkret 
umgesetzt wird.19  

 

2.  Zur Strafverfolgung und dem Schutz 
der Opfer von Menschenhandel 

Auf internationaler und europäischer Ebe-
ne wird betont, daß Menschenhandel eine 
schwere Verletzung grundlegender Men-
schenrechte und der Menschenwürde der 
Opfer dieser Straftat darstellt. 

Obwohl erkannt wird, daß der Menschen-
rechtsschutz nach einem umfassenden, alle 
Aspekte des Menschenhandels gleicher-
maßen berücksichtigenden Lösungsansatz 
verlangt, wird ein solcher im Fakultativ-
protokoll, im Zusatzprotokoll und im EU-
Rahmenbeschluß nicht in allen Bereichen 
gleichermaßen konsequent umgesetzt. 
Zwar wird herausgestellt, daß es neben 
dem Ziel der Bekämpfung und Strafverfol-
gung des Menschenhandels (u.a.) auch des 
Schutzes und der Hilfe für die Opfer des 
Menschenhandels bedarf. Dennoch wird 

                                                      
18  Vgl. Art. 19 der Europaratskonvention; zu be-

achten ist der Gesetzesentwurf des deutschen 
Bundesrates, der die Einführung von Tatbe-
ständen gegen die sexuelle Ausbeutung von 
Menschenhandelsopfern vorsieht, um auch die 
Freier der Zwangsprostituierten strafrechtlich 
verfolgen zu können, BT-Drucks. 16/1343, siehe 
dazu die näheren Hinweise im Länderbericht 
Deutschland. 

19  Vgl. dazu die näheren Ausführungen des Län-
derberichts Deutschland; siehe zur Strafbarkeit 
der Freier von Zwangsprostituierten zudem u.a. 
Joachim Renzikowski, An den Grenzen des Straf-
rechts – Die Bekämpfung der Zwangsprostituti-
on, in: ZRP 7 (2005), S. 213ff.  
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bei der Umsetzung jener Ziele im Fakulta-
tivprotokoll, im Zusatzprotokoll und im 
EU-Rahmenbeschluß der Schwerpunkt auf 
die Strafverfolgung des Menschenhandels 
gelegt, der Opferschutz hingegen weniger 
streng und konsequent verwirklicht. So 
stehen den verbindlich formulierten Ver-
pflichtungen für die Vertragsstaaten auf 
dem Gebiet der Strafverfolgung eher wei-
che und zum Teil vage formulierte Opfer-
schutzbestimmungen gegenüber, die den 
Vertragsstaaten zudem häufig erhebliche 
Beurteilungs- und Ermessensspielräume 
geben. 

Erst in der Europaratskonvention zur Be-
kämpfung des Menschenhandels vom 16. 
Mai 2005 spiegelt sich der umfassend zu 
verstehende Menschenrechtsansatz nicht 
nur in den Zielen, sondern in konsequente-
rer Weise auch in den diese Ziele umset-
zenden einzelnen Bestimmungen der Kon-
vention wieder. Neben Konventionsbe-
stimmungen, die im Bereich des Strafrechts 
und der Strafverfolgung über die bisheri-
gen internationalen Regelungen zum Teil 
hinausgehen,20 finden sich solche weiter-
gehenden Bestimmungen insbesondere im 
Bereich des Opfer- und Zeugenschutzes21. 
                                                      
20  Vgl. etwa die Qualifikationen nach Art. 24 der 

Europaratskonvention und die Kriminalisie-
rung der Nutzung der Dienste eines Opfers 
nach Art. 19 der Europaratskonvention; die Eu-
roparatskonvention enthält zudem eine eigene 
Bestimmung zur Straffreiheit des Opfers, Art. 
26 der Europaratskonvention. 

21  Zu nennen sind hier zum Beispiel die Regelung 
zur Identifizierung der Opfer nach Art. 10 der 
Europaratskonvention, nach der Personen nicht 
aus dem Hoheitsgebiet zu entfernen sind, bis 
das Identifizierungsverfahren zur Identifizie-
rung einer Person als Menschenhandelsopfer 
abgeschlossen wurde; wichtig sind zudem die 
Regelungen zum Schutz der Privatsphäre und 
zur Unterstützung der Opfer nach Art. 11 und 
Art. 12 der Europaratskonvention, insbesondere 
hier auch Art. 12 Abs. 6 der Europaratskonven-
tion, nach der die dem Opfer gewährte Unter-
stützung nicht von deren Bereitschaft, als Zeuge 
aufzutreten, abhängig zu machen ist; wichtig 
sind auch die Bestimmungen des Art. 13 der 
Europaratskonvention zur Einräumung einer 
Erholungs- und Bedenkzeit von mindestens 30 
Tagen und des Art. 14 der Europaratskonventi-
on zur Erteilung eines Aufenthaltstitels; insbe-
sondere die letztgenannten Regelungen zeigen 

Die Opfer- und Zeugenschutzbestimmun-
gen der Europaratskonvention sind dabei 
nicht nur präziser formuliert, sondern 
räumen den Vertragsstaaten in einem viel 
geringeren Maße als bisher Beurteilungs- 
und Ermessensspielräume ein. Daß die 
Opfer und Zeugen durch die ihnen da-
durch zustehenden Rechtsansprüche auf 
bestimmte Schutz- und Hilfsmaßnahmen 
besser geschützt werden als bisher, liegt 
auf der Hand. 

Gerade, was nun diesen durch die Europa-
ratskonvention verstärkten Opfer- und 
Zeugenschutz und dessen notwendige 
Umsetzung in den nationalen Bestimmun-
gen betrifft, zeigt die Europaratskonventi-
on auf, wo entsprechender Handlungsbe-
darf besteht. Neben einer Überprüfung 
und Anpassung der zeugen- und opfer-
schützenden Maßnahmen innerhalb und 
außerhalb des Strafverfahrens haben 
Deutschland, Österreich und die Schweiz – 
wenn sie den Schutz der Menschenrechte 
der Opfer des Menschenhandels tatsächlich 
ernst nehmen – auch ihre aufenthaltsrecht-
lichen Regelungen den höheren Schutzan-
sprüchen der Europaratskonvention anzu-
passen.22 Waren das Fakultativprotokoll, 
das Zusatzprotokoll und der EU-
Rahmenbeschluß Anlaß für eine Erneue-
rung der deutschen, österreichischen und 
schweizerischen Strafbestimmungen zum 
Menschenhandel, so sollte die Europarats-
konvention und der dort gewährleistete 
höhere Schutzstandard für Opfer und Zeu-
gen nunmehr von Deutschland, Österreich 
                                                                               

entsprechenden Anpassungsbedarf im deut-
schen, österreichischen und schweizerischen 
Aufenthaltsrecht an; zu nennen sind zudem die 
Regelungen in Art. 27 und Art. 28 der Europa-
ratskonvention, hier insbesondere Art. 27 Abs. 
3, Art. 28 Abs. 4 der Europaratskonvention und 
Art. 28 Abs. 1 und 2 der Europaratskonvention, 
welche die Frage einer größeren Rolle und eines 
verstärkten Schutzes der Gruppen, Stiftungen 
usw., die die Bekämpfung des Menschenhan-
dels oder den Schutz der Menschenrechte zum 
Ziel haben, und die Frage nach einem erforder-
lichen Zeugen-/Opferschutzprogramm aufwer-
fen.  

22  Vgl. auch die näheren Ausführungen zur Stär-
kung der Stellung der Opfer von Heinz (Fn. 2), 
S. 146ff.  
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und der Schweiz zum Anlaß genommen 
werden, um die Rechtslage der Opfer und 
Zeugen im Bereich des Aufenthaltsrechts 
sowie innerhalb und außerhalb des Straf-
verfahrens zu verbessern. 

Nur wenn neben den Bestimmungen zum 
Menschenhandel im Strafgesetzbuch auch 
dem Opfer- und Zeugenschutz innerhalb 
und außerhalb des Strafverfahrens und im 
Aufenthaltsrecht hinreichende Beachtung 
geschenkt und diesem eine eigenständige 
Bedeutung zugesprochen wird, kann das 
Ziel der Bekämpfung des Menschenhan-
dels im Ergebnis auf wirksamere Weise 
umgesetzt werden, und zwar nicht auf 
Kosten der nur als „Diener“ der Strafver-
folgung eingesetzten Menschenhandelsop-
fer, sondern unter gleichzeitiger und 
gleichberechtigter Achtung ihrer Men-
schenrechte. 
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Heine – „Künstler, Tribun und Apostel“ im Zeichen der Menschenrechte1 

David Paessens 

 

 

 

 

„Lafayette,  die dreifarbige Fahne, die Marseil-
laise … Fort ist meine Sehnsucht nach Ruhe. Ich 
weiß jetzt wieder was ich will, was ich soll, was 
ich muß … Ich bin der Sohn der Revolution 
und greife wieder zu den gefeiten Waffen, 
worüber meine Mutter ihren Zaubersegen aus-
gesprochen … Blumen! Blumen! Ich will mein 
Haupt bekränzen zum Todeskampf. Und auch 
die Leier, reicht mir die Leier, damit ich ein 
Schlachtlied singe … Worte gleich flammenden 
Sternen die aus der Höhe herabschießen und 
die Paläste verbrennen und die Hütten erleuch-
ten … Worte gleich blanken Wurfspeeren, die 
bis in den siebenten Himmel hinaufschwirren 
und die frommen Heuchler treffen, die sich 
dort eingeschlichen ins Allerheiligste … Ich bin 

                                                 
1  Heines Selbstverständnis als Schriftsteller ist - 

was die Beziehung zwischen Kunst und Leben 
angeht  - mit der Bewegung des Jungen 
Deutschland identisch, die er ausdrücklich 
preist, da sie „keinen Unterschied machen wol-
len zwischen Leben und Schreiben, die nim-
mermehr die Politik trennen von Wissenschaft, 
Kunst und Religion, und die zu gleicher Zeit 
Künstler, Tribune und Apostel sind.“ Heinrich 
Heine, Die romantische Schule (1835), in: Sämtli-
che Schriften, hrsg. von Klaus Briegleb, Bd. III, 
S. 357-504) S. 468. [Aus der sechsbändigen, zwi-
schen 1968 und 1976 erschienenen Ausgabe 
wird nachfolgend so zitiert: Heine, Sämtliche 
Schriften, Bd. III, S. 468.] 

 Im vorliegenden Aufsatz möchte ich – ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit  – einige Aspekte 
dieses künstlerischen Engagements beleuchten, 
aber auch die Originalität und Modernität des-
selben herausstellen. Die Auswahl der im Text 
thematisierten Aspekte ergibt sich weniger 
durch irgendeine Chronologie – sei es der Bio-
graphie Heines oder der Publikationen seiner 
Schriften – als durch die Beziehung derselben 
zum – im weitesten Sinne – „demokratischen 
Prinzip“, welches bei Heine nicht ohne  Begriffe 
wie „Revolution“, „Aufklärung“, „Menschen-
rechte“, „materielles Wohlsein“ u.s.w. gedacht 
werden kann; dies wird im Text deutlich wer-
den. 

ganz Freude und Gesang, ganz Schwert und 
Flamme!“2   

Heinrich Heine verbringt gerade seinen 
Urlaub auf Helgoland, als ihn die Nach-
richten von der 1830er Juli-Revolution aus 
Frankreich erreichen, in der es aufständi-
schen Parisern während nur drei Tagen 
und ohne viel Blutvergießen gelungen war, 
die Bourbonendynastie zu stürzen. Heines 
Revolutionsenthusiasmus und sein Selbst-
verständnis als „Sohn der Revolution“ sind 
keine oberflächlichen Sympathiebekun-
dungen für eine Sache, die ihn nichts an-
geht, sondern wurzeln tief in seiner Bio-
graphie:  

„Daß ich aber einst die Waffen ergriff, dazu 
war ich gezwungen durch fremden Hohn, 
durch frechen Geburtsdünkel – in meiner Wie-
ge lag schon meine Marschroute für das ganze 
Leben.“3 

 

I. 

Heine, geboren am 13. Dezember 1797 in 
Düsseldorf,  wächst in einer Zeit auf, in der 
zwei historische Bewegungen zeitlich par-
allel laufen: die politische Dynamisierung 
der Nationalbewegung nach den „Befrei-
ungskriegen“ – sie schlägt sich insbesonde-
re in der Vaterlands- und Ritterromantik 
der Burschenschaften nieder, die Heine 

                                                 
2  Heine, Ludwig Börne, Eine Denkschrift, in: 

Sämtliche Schriften, Bd. IV, S. 53. 
3  Heinrich Heine, Brief an Varnhage von Ense (16. 

Juli 1833), in: Werke, Briefwechsel, Lebenszeug-
nisse. Säkularausgabe, hrsg. von den Nationa-
len Forschungs- und Gedenkstätten der klassi-
schen deutschen Literatur in Weimar und dem 
Centre National de la Recherche Scientifique in 
Paris, 1970ff., Bd. 21, S. 58f. (S. 58). [Aus der Sä-
kularausgabe wird nachfolgend so zitiert: Heine, 
HSA, Bd. 21, S. 58.] 



MRM —MenschenRechtsMagazin Heft 1/2007 76 

während seiner Studienzeit in Bonn, Göt-
tingen und Berlin unmittelbar erlebt; sowie 
die – auch in Gesetzen Rückhalt findende - 
jüdische Emanzipationsbewegung. Der 
deutsche Nationalismus verband sich da-
mals mit chauvinistischen Gedanken und 
Gefühlen, so daß für den Juden und Intel-
lektuellen Heine an eine problemlose Inte-
gration ins deutsche Volk gar nicht zu den-
ken war; freigeistig erzogen und von der 
progressiven Judengesetzgebung Napole-
ons geprägt, war Heine vielmehr abgesto-
ßen von Erscheinungen wie der nationali-
stischen Turnbewegung des Turnvaters 
Jahn,4 dem „Teutomanismus“ des Wart-
burgfestes von 1817,  den Hep-Hep-
Verfolgungen 1819 und den allgemeinen 
Widerständen, die sich ihm als zunächst 
durchaus assimilationswilligem Studenten 
entgegenstellten. Er beginnt sich daher mit 
der Emanzipationsbewegung und seinem 
Judentum zu identifizieren, was ihn 
schließlich in seiner Berliner Zeit zum Ein-
tritt in den „Verein für Kultur und Wissen-
schaft des Judentums“ 1822 motiviert, der 
sich der Erforschung der jüdischen Ge-
schichte im Geiste der Aufklärung widme-
te - mit dem Ziel, die Integration der Juden 
zu befördern:  

„Daß ich für die Rechte der Juden und ihre 
bürgerliche Gleichstellung enthousiastisch [sic!] 
sein werde das gestehe ich, und in schlimmen 
Zeiten, die unausbleiblich sind, wird der ger-
manische Pöbel meine Stimme hören daß es in 
deutschen Bierstuben und Palästen wider-
schallt.“5  

Daß Heines 1825 erfolgte Konversion zum 
Luthertum, bei aller Begeisterung für Lu-

                                                 
4  Später schreibt Heine in der Börne-Denkschrift, 

(Fn. 2), S. 89: „Im Bierkeller zu Göttingen mußte 
ich einst bewundern, mit welcher Gründlichkeit 
meine altdeutschen Freunde die Proskriptions-
listen anfertigten, für den Tag wo sie zur Herr-
schaft gelangen würden. Wer nur im siebenten 
Glied von einem Franzosen, Juden oder Slawen 
abstammte, ward zum Exil verurteilt. Wer nur 
im mindesten etwas gegen Jahn oder überhaupt 
gegen altdeutsche Lächerlichkeiten geschrieben 
hatte,  konnte sich auf den Tod gefaßt machen 
[…].“  

5  Heine, Brief an Moser (23. August 1823), in: 
HSA, Bd. 20, S. 106-110 (S. 107). 

thers geistesgeschichtliche Leistungen, in 
erster Linie aus Nützlichkeitserwägungen 
erfolgte – Heine spricht in einem Aphoris-
mus vom „Entreebillet zur europäischen 
Kultur“6 – und seine Haltung zum Juden-
tum immer von Sympathie und Respekt 
bestimmt blieb, belegen noch die Geständ-
nisse von 1854:  

„wenn nicht jeder Geburtsstolz bei dem Käm-
pen der Revolution und ihrer demokratischen 
Prinzipien ein närrischer Widerspruch wäre, so 
könnte der Schreiber dieser Blätter stolz darauf 
sein, daß seine Ahnen dem edlen Hause Israel 
angehörten, daß er ein Abkömmling jener Mär-
tyrer, die der Welt einen Gott und eine Moral 
gegeben, und auf allen Schlachtfeldern des 
Gedankens gekämpft und gelitten haben.“7 

Im Gegensatz zu seinen nationalistischen, 
romantischen und legitimistischen Zeitge-
nossen verehrte Heine Napoleon und die 
Heere der Revolution, da sie die wichtig-
sten Errungenschaften der großen Franzö-
sischen Revolution – rechtliche Gleichheit 
und persönliche Freiheit aller Staatsbürger 
– in ganz Europa verbreiteten und insbe-
sondere die Juden aus der geistigen und 
materiellen Enge des Ghettos befreiten. 
Heine, der mit Lessing, Herder und Kant 
den Glauben an die Vervollkommnungsfä-
higkeit des Menschen teilt, und im Gegen-
satz zu Marx eine idealistische Interpretati-
on der Geschichte auf die französische Re-
volution anwendet, feiert dieselbe als Gip-
fel der Aufklärung, als Beginn einer neuen  

„Weltepoche, wo die Lehre der Freiheit und 
Gleichheit so siegreich emporstieg aus der all-
gemeinen Erkenntnisquelle, die wir Vernunft 
nennen, und die, als eine unaufhörliche Offen-
barung, welche sich in jedem Menschenhaupt 
wiederholt und ein Wissen begründet, noch 
weit vorzüglicher sein muss als jene überliefer-
te Offenbarung, die sich nur in wenigen Auser-
lesenen bekundet, und von der großen Menge 
nur geglaubt werden kann.“8   

                                                 
6  Heine, in: Sämtliche Schriften, Bd. VI/I, S. 622. 
7  Heine, Geständnisse (1854), Sämtliche Schriften, 

Bd. VI/I, S. 443-501 (S. 481). 
8  Heine, Reisebilder (2. Aufl. 1830), in: Sämtliche 

Schriften, Bd. II, S. 97-605 (S. 598). 
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Die Idealisierung Napoleons machte Heine 
nicht blind für dessen negative Seiten:  

„meine Huldigung gilt nicht den Handlungen, 
sondern nur dem Genius des Mannes. Unbe-
dingt liebe ich ihn nur bis zum achtzehnten 
Brumaire – da verriet er die Freiheit. Und er tat 
es nicht aus Notwendigkeit, sondern aus ge-
heimer Vorliebe für den Aristokratismus. Na-
poleon war ein Aristokrat, ein adeliger Feind 
der bürgerlichen Gleichheit […]“9  

Heines mitunter sehr widersprüchliche 
Äußerungen über Napoleon liegen nicht 
zuletzt an dessen widersprüchlichem Cha-
rakter selbst: er war zugleich Erbe der Re-
volution und Despot, aufgeklärter Herr-
scher und Militärdiktator, Befreier und 
Eroberer. 

 

II. 

Bestärkt wurde Heines Begeisterung für 
Napoleon noch durch die Geschichtsphilo-
sophie Hegels, den Heine während seiner 
Studienzeit in Berlin kennenlernte, und der 
die Weltgeschichte als stufenweisen Fort-
schritt im Bewußtsein der Freiheit und Na-
poleon als einen Geschäftsführer des Welt-
geistes begriff. Heine las Hegel jedoch sehr 
gegen den Strich:  

„Schon der Student Heine war, wenn wir den 
späteren Berichten trauen dürfen, Junghegelia-
ner im Verhältnis zu seinem berühmten Profes-
sor: er wollte Hegel als verschwiegenen Athei-
sten und heimlichen Revolutionär verstehen. 
Dieser linke Hegel ist es denn auch, mit dessen 
Brille Heine die Geschichte der Religion und 
Philosophie in Deutschland entziffert.“10  

Mit seiner Schrift „Zur Geschichte von Re-
ligion und Philosophie in Deutschland“, 
die er im Exil in Paris verfaßte, wollte Hei-
ne nicht nur den Franzosen die deutsche 
Geistesgeschichte näherbringen, sondern 
vor allem die Deutschen mit seiner These 
konfrontieren, daß die deutsche Philoso-
phie mit innerer Notwendigkeit auf den 

                                                 
9  Ebenda, S. 374f. 
10  Jürgen Habermas, Heinrich Heine und die Rolle 

des Intellektuellen in Deutschland, in: ders., Ei-
ne Art Schadensabwicklung (Kleine politische 
Schriften VI), 1987,  S. 25-54 (S. 37). 

Übergang von der Theorie zur Praxis bzw. 
zur Revolution hinausläuft:  

„Die deutsche Philosophie ist eine wichtige das 
ganze Menschengeschlecht betreffenden Ange-
legenheit, und erst die spätesten Enkel werden 
darüber entscheiden können, ob wir dafür zu 
tadeln oder zu loben sind, daß wir erst unsere 
Philosophie und hernach unsere Revolution 
ausarbeiteten.“11  

Die wichtigsten Gesichtspunkte der Schrift: 
in einem an Hegel orientierten dreistufigen 
Revolutionsschema tritt zunächst Luther 
auf, der der Geistesfreiheit Bahn bricht und 
die Vernunft zur obersten Richterin in reli-
giösen Streitfragen erklärt;12 der hochver-
ehrte Lessing, der das Christentum vom 
„starren Wortdienst“ befreit und eine zu 
leistende diesseitige „Erziehung des Men-
schengeschlechts“ postuliert, leitet über zur 
zweiten Stufe – der „philosophischen Re-
volution“, in der Kant mit seiner Kritik der 
reinen Vernunft den Deismus theoretisch 
„hinrichtet“. Nach Fichte und Schelling 
wird Hegel als Schlußstein der Entwick-
lung hervorgehoben: „Unsere philosophi-
sche Revolution ist beendigt. Hegel hat 
ihren großen Kreis geschlossen.“13 Es ist 
vor allem der verborgene Pantheismus im 
Schelling-Hegelschen Systemgedanken – 
die Herstellung einer neuen Ganzheitlich-
keit des Menschen durch die Überwindung 
des vom Christentum herrührenden Dua-
lismus  von Geist und Natur, in der Heine 
den Übergang zur Praxis, zur „politischen 
Revolution“ erblickt:   

„Denn wenn die Hand des Kantianers stark 
und sicher zuschlägt, weil sein Herz von keiner 
traditionellen Ehrfurcht bewegt wird; wenn der 
Fichteaner mutvoll jeder Gefahr trotzt, weil sie 
für ihn in der Realität gar nicht existiert: so 

                                                 
11  Heine, Zur Geschichte von Religion und Philo-

sophie in Deutschland (1834/1852), in: Sämtli-
che Schriften, Bd. III, S. 505-641 (S. 638). 

12  Heines überwiegend positives Luther-Bild ist 
mit Vorsicht zu genießen; daß Luther im Kon-
text seiner Zeit eher als erbitterter Repräsentant 
der Gegenaufklärung anzusehen ist, zeigt prä-
gnant Kurt Flasch, Das philosophische Denken 
im Mittelalter – Von Augustin zu Machiavelli, 2. 
Aufl. 2000, S. 649-663. 

13  Ebenda, S. 636. 
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wird der Naturphilosoph dadurch furchtbar 
sein, daß er mit den ursprünglichen Gewalten 
der Natur in Verbindung tritt, daß er die dä-
monischen Kräfte des altgermanischen Pan-
theismus beschwören kann, und daß in ihm 
jene Kampflust erwacht, die wir bei den alten 
Deutschen finden, und die nicht kämpft, um zu 
zerstören, noch um zu siegen, sondern bloß um 
zu kämpfen.“14  

Ganz in Übereinstimmung mit dieser Deu-
tung der deutschen Philosophie zeichnet 
Heine eine geradezu apokalyptische, 
schwer deutbare Vision einer radikalen 
deutschen Revolution, in der Hoffnung auf 
Befreiung neben Angst vor neuer Barbarei 
steht:  

„Durch diese Doktrinen haben sich revolutio-
näre Kräfte entwickelt, die nur des Tages har-
ren, wo sie hervorbrechen und die Welt mit 
Entsetzen und Bewunderung erfüllen kön-
nen.“15      

Vor dem Hintergrund der befürchteten 
„germanischen Kampflust“ und „unsinni-
gen Berserkerwut“ ersehnte Heine einen 
„irdischen Messias“16, von dem er erhoffte, 
daß er sich an die Spitze der revolutionären 
Masse stelle und die negativen Folgen ei-
ner möglichen deutschen Umwälzung ab-
wende. 

 

III. 

Heines engagierte Kunst, die Worte als 
potentielle Taten versteht, steht im Kon-
trast sowohl zur Romantik als auch zur 
Weimarer Klassik. Was die Romantik an-
geht, so war Heine zugleich ihr politischer 
Gegner wie ihr überragender dichterischer 
Erbe. Jürgen Habermas sieht in diesem 
vordergründig widersprüchlichen Verhält-
nis die Ressentiments begründet, denen 
Heine lange Zeit sowohl von linker als 
auch von rechter Seite ausgesetzt war:  

„dem Romantiker Heine haben sie nicht verzie-
hen, daß er das romantische Erbe dem fatal 
Volkstümelnden, der falschen Historisierung, 

                                                 
14  Ebenda, S. 639. 
15  Ebenda, S. 638. 
16  Heine (Fn. 2), S. 119. 

der verklärenden Sentimentalität entführt und 
den eigenen, radikalen Ursprüngen zurückge-
geben hat. Sie haben ihm nicht verziehen, […] 
daß er den Gegensatz zwischen Romantik und 
Aufklärung liquidierte.“17 

Was die Weimarer Klassik angeht, so er-
kennt Heine, daß die für sie konstitutive 
Trennung von Kunstreich und Wirklich-
keit, die Kunstautonomie, problematisch ist 
in einer Zeit, in der „sich der Aggregatzu-
stand der Öffentlichkeit veränderte – aus 
der literarischen Öffentlichkeit die politi-
sche sich formte (wenn auch in Deutsch-
land zunächst nur vorübergehend).“18 Hei-
ne verteidigt die Autonomie von Kunst 
und Literatur, weist jedoch gleichzeitig auf 
die Gefahr hin, daß diese zur konservati-
ven Ideologie wird, wenn sie einseitig feti-
schisiert und gegen die engagierte Schrift-
stellerei ins Feld geführt wird.  
Das andere Extrem – die politische Instru-
mentalisierung der Kunst, die den Eigen-
sinn des ästhetischen Scheins der politi-
schen Praxis aufopfert, fürchtet Heine ins-
besondere im Kommunismus:  

„Meine Scheu vor dem letztern hat wahrlich 
nichts gemein mit der Furcht des Glückspilzes, 
der für seine Kapitalien zittert, oder mit dem 
Verdruß der wohlhabenden Gewerbsleute, die 
in ihren Ausbeutungsgeschäften gehemmt zu 
werden fürchten: nein, mich beklemmt viel-
mehr die geheime Angst des Künstlers und des 
Gelehrten, die wir unsre ganze moderne Zivili-
sation, die mühselige Errungenschaft so vieler 
Jahrhunderte, die Frucht der edelsten Arbeiten 
unsrer Vorgänger, durch den Sieg des Kommu-
nismus bedroht sehen.“19    

 

IV. 

Heine erkannte, daß der Kampf um die 
Verwirklichung der Ideen der französi-
schen Revolution in Zukunft um die sozia-
le Dimension zu ergänzen war; mit der 
Durchsetzung der privatwirtschaftlich-
kapitalistischen Produktionsweise und der 

                                                 
17  Habermas (Fn. 10),  S. 38f. 
18  Ebenda, S. 41. 
19  Heine, Geständnisse (1854), Sämtliche Schriften, 

Bd. VI/I, S. 443-501 (S. 467). 
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Entstehung des Industrieproletariats ge-
wann sie soziale Frage, die „große Suppen-
frage“ – wie Heine sie nennt – zunehmende 
Bedeutung. Sie wurde auch zum Prüfstein 
für die Konsequenz bürgerlicher Intellek-
tueller, die nun zu erkennen geben muß-
ten, wie weit sie in ihrem Einsatz für die 
Besitzlosen zu gehen bereit waren. Als es 
Heine nach der Pariser Juli-Revolution aus 
der Enge der deutschen Verhältnisse nach 
Paris, in diese zivilisierte Stadt so offenbar 
geistig-politischer Freiheit zieht, mußte er 
nach seinem anfänglichen Enthusiasmus 
ernüchtert feststellen, daß die Oppositions-
bewegung in ein neues Stadium eingetre-
ten war. Waren in der Julirevolution die 
Fronten noch entlang traditioneller Linien 
verlaufen, d.h. Unterklassen und Bourgeoi-
sie versus aristokratische Machthaber, so 
wurde kurz darauf manifest, daß das Elend 
der verproletarisierenden Massen eine 
neue Konfliktlinie hervorrufen mußte:  

„Der Zustand des niedern Volks von Paris  ist 
indessen, wie man sagt,  so trostlos, daß bei 
dem geringsten Anlasse, der von außen her 
gegeben würde, eine mehr als sonst bedrohli-
che Emeute stattfinden kann.“20  

Heine schreckte nicht zurück vor einer so-
zialen Vertiefung und Radikalisierung sei-
nes revolutionären Selbstverständnisses:  

„Nicht für sich, seit undenklicher Zeit, nicht für 
sich hat das Volk geblutet und gelitten, sondern 
für andere. Im Juli 1830 erfocht es den Sieg für 
jene Bourgeoisie, die ebenso wenig taugt wie 
jene Noblesse, an deren Stelle sie trat, mit dem-
selben Egoismus … Das Volk hat nichts ge-
wonnen durch seinen Sieg, als Reue und noch 
größere Not. Aber seid überzeugt, wenn wieder 
die Sturmglocke geläutet  wird und das Volk 
zur Flinte greift, diesmal kämpft es für sich 
selber und verlangt den wohlverdienten 
Lohn.“21  

Heine identifizierte sich mit weltbürgerli-
chen Jakobinern wie dem Kulturphiloso-
phen Georg Forster oder dem dänischen 
Dichter Heiberg.22 Sein Jakobinismus23 ist 

                                                 
20  Heine, Französische Zustände (1832), in: Sämtli-

che Schriften, Bd. III, S. 89-279 (S. 106). 
21  Heine (Fn. 2), S. 60. 
22  Ebenda, S. 121-123, und Heine (Fn. 11), S. 625ff.  

jedoch streng zu unterscheiden von der 
Sansculotterie. Heine hoffte auf das revolu-
tionäre Subjekt der Geschichte und fürchte-
te gleichzeitig die von Intellektuellen nicht 
gelenkte Masse. Er betonte den himmel-
weiten Unterschied zwischen dem Postu-
lat, alle Menschen hätten das Recht zum 
Wohlergehen, und dem Glauben an die 
gleichen Fähigkeiten der Menschen. Hier 
liegt auch die entscheidende Ursache für 
seine Abneigung gegen Ludwig Börne – 
seinen Gegenspieler im Jungen Deutsch-
land und in der Pariser Emigration – der 
bereit war, den plebejischen Massen die 
Macht zu überlassen, ohne die Gefahren 
der Proletarierherrschaft zu sehen: „War es 
Tugend oder Wahnsinn, was den Ludwig 
Börne dahin brachte, die schlimmsten 
Mistdüfte mit Wonne einzuschnaufen und 
sich vergnüglich im plebejischen Kot zu 
wälzen?“24 Heine befürchtete, daß – gerade 
in Deutschland – die irrationalen Gefühle 
des „Pöbels“ gefundenes Fressen für die 
Demagogie reaktionärer Dunkelmänner 
waren:  

„In der Tat, jene regenerierten Deutschtümler 
bildeten zwar die Minorität, aber ihr Fanatis-
mus, welcher mehr religiöser Art, überflügelte 
leicht einen Fanatismus, den nur die Vernunft 
ausgebrütet hat; ferner stehen ihnen jene mäch-
tigen Formeln zu Gebot, womit man den rohen 
Pöbel beschwört, die Worte „Vaterland, 
Deutschland, Glauben der Väter usw.“ elektri-
sieren die unklaren Volksmassen noch immer 
weit sicherer als die Worte „Menschheit, Welt-
bürgertum, Vernunft der Söhne, Wahrheit…!“ 
Ich will hiermit andeuten, daß jene Repräsen-
tanten der Nationalität im deutschen Boden 
weit tiefer wurzeln, als die Repräsentanten des 
Kosmopolitismus […].“25 

Heute wissen wir daß Heine hier hellsich-
tig Gefahren aufzeigt, die hundert Jahre 
später die Massen in den Bann des Natio-
nalsozialismus trieben.  

                                                                        
23  Auch die bildliche Gegenüberstellung von Hüt-

te und Palast im Eingangszitat entstammt dem 
Begriffsarsenal der französischen Jakobiner zur 
Zeit der ersten Revolution. 

24  Heine (Fn. 2), S. 75f. 
25  Ebenda, S. 90f. 



MRM —MenschenRechtsMagazin Heft 1/2007 80 

Obwohl Heine sowohl in Deutschland als 
auch in Frankreich die bestehenden Ver-
hältnisse stets im Namen des „glückenterb-
ten Volks“ kritisierte, war er also davon 
überzeugt, daß das Volk nur von oben 
emanzipiert werden durfte. 

Hier liegt wohl auch einer der Gründe für 
seine Begeisterung für den Saint-
Simonismus, mit dem er sich nach seiner 
Ankunft in Paris intensiv auseinandersetz-
te. Die Saint-Simonisten erstrebten eine 
Meritokratie, an deren Spitze eine geniale 
Persönlichkeit stehen und sich in den 
Dienst des Fortschritts und des allgemei-
nen Wohlstands stellen sollte:  

„Der Saint-Simonismus wirkte auf Heine beste-
chend, weil er sowohl die Herrschaft der Ari-
stokratie der Geburt und der bürgerlichen Pluto-
kratie bekämpfte als ihm auch ermöglichte, sei-
ne demokratische Gesinnung mit seinen elitä-
ren Tendenzen als Künstler in Übereinstim-
mung zu bringen. Ebenso sagte ihm zu, daß der 
Saint-Simonismus die puritanische Asketenmo-
ral des Christentums entschieden ablehnte.“26  

Die Frage, welcher Regierungsform Heine 
wirklich den Vorzug gab: ob einem von 
Adel und Klerus befreiten und auf Volks-
souveränität beruhenden Königtum; oder 
doch eher dem Republikanismus, für den 
er nur die Zeit – insbesondere in Deutsch-
land – noch nicht gekommen sah, gehört 
nach wie vor zu den am kontroversesten 
diskutierten in der Heine-Forschung. Hei-
nes Stellungnahmen sind manchmal wi-
dersprüchlich und ändern sich natürlich 
auch mit der Zeit – tendenziell lassen sie 
erkennen, daß er die Frage der Staatsform 
als eher „äußerlich“ gegenüber den „tiefe-
ren Fragen“ der Revolution betrachtete, die 
das „materielle Wohlseyn des Volkes“ 27 
betreffen; es ist jedoch nicht zu leugnen, 
daß Heine an vielen Stellen und mit der 

                                                 
26  Walter Grab, Heinrich Heine und die Revolution 

von 1848, in: Wolfdietrich Schmied-Kowarzik 
(Hrsg.), Auseinandersetzungen mit dem zer-
störten jüdischen Erbe, Franz-Rosenzweig-
Gastvorlesungen (1999-2005) (Kasseler Seme-
sterbücher, Studia Cassellana, Bd. 13), 2004, S. 
241-256 (S. 243). 

27  Heine, Brief an Laube (10. Juli 1833), in: HSA, 
Bd. 21, S. 55f. (S. 56). 

ihm eigenen Ironie – also „der Kunst einer 
Rede, die gleichzeitig eine Gegenrede ent-
hält, einer Dissoziation von Gesagtem und 
Gemeintem, die den Leser durch sprachli-
che Signale oder aufgrund des situativen 
Kontexts anhält, das Negationspotential im 
positiv Artikulierten zu entdecken“28 – 
dem Republikanismus eine „höllische Re-
klame“ macht – wie weiter unten noch ge-
zeigt werden wird.  

 

V. 

Worüber Heine seine Leser dagegen nie im 
Unklaren gelassen hat, ist sein grundsätzli-
ches Bekenntnis zum „demokratischen 
Prinzip“, dem Heine wohl in folgenden 
Worten am radikalsten Ausdruck verliehen 
hat:   

 „Kraft meiner akademischen Befugnis als Dok-
tor beider Rechte, erkläre ich feierlichst, daß 
eine solche, von ungetreuen Mandaterien aus-
gefertigte Urkunde null und nichtig ist; kraft 
meiner Pflicht als Bürger, protestiere ich gegen 
alle Folgerungen, welche die Bundestagsbe-
schlüsse vom 28. Juni aus dieser nichtigen Ur-
kunde geschöpft haben; kraft meiner Macht-
vollkommenheit als öffentlicher Sprecher, erhe-
be ich gegen die Verfertiger dieser Urkunde 
meine Anklage und klage sie an des gemiß-
brauchten Volksvertrauens, ich klage sie an der 
beleidigten Volksmajestät, ich klage sie an des 
Hochverrats am deutschen Volke, ich klage sie 
an!“29  

Die von „ungetreuen Mandaterien ausge-
fertigte Urkunde“ auf die sich Heines ve-
hemente Anklage in der Vorrede zu den 
Französischen Zuständen von 1832 bezieht, 
ist die Wiener Bundesakte vom 8. Juni 
1815, die – ergänzt durch die Schlußakte 
vom 15. Mai 1820 – das Grundgesetz des 
Deutschen Bundes darstellte, und insbe-
sondere als Grundlage sämtlicher reaktio-
närer Maßnahmen gegen liberale und na-
tionale Bewegungen diente.  Die in der 

                                                 
28  Wolfgang Preisendanz, Der Ironiker Heine, Am-

bivalenzerfahrung und kommunikative Ambi-
guität, in: Gerhard Höhn (Hrsg.), Heinrich Hei-
ne, Ästhetisch-politische Profile, 1991, S. 101. 

29  Heine, Französische Zustände (1832), in: Sämtli-
che Schriften, Bd. III, S. 89-279 (S. 99). 
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Schlußakte zur allgemeinen Pflicht ge-
machte Wahrung des monarchischen Prin-
zips (Art. 57) – zu verstehen als radikale 
Absage an jede Idee von Volkssouveräni-
tät, sowie das von den christlichen Mäch-
ten Europas inaugurierte Bündnis von 
Thron und Altar zur Verteidigung des so-
zialkonservativen Ordnungssystems, die 
Heilige Allianz, besiegelten den Sieg der 
Restauration nach den Napoleonischen 
Kriegen.  

Die mit der „nichtigen Urkunde“ zusam-
menhängenden „Bundestagsbeschlüsse 
vom 28. Juni“, gegen die Heine ebenfalls 
protestiert, verschärften die repressive Si-
cherheitspolitik des Deutschen Bundes, die 
schon zu den Karlsbader Beschlüssen von 
1819 geführt hatte. Während diese durch 
beschränkende Regelungen für die Univer-
sitäten und die Presse das für die Regie-
renden bedrohliche Gemisch aus nationa-
len Emotionen (u.a. eine Folge aus den so-
genannten Befreiungskriegen) und zuneh-
mend aufgeklärtem Gedankengut in der 
Bevölkerung zu ersticken suchten, erließ 
die Bundesversammlung 1832 in Reaktion 
auf das Hambacher Fest eine Reihe neuer 
Verbote, die generell alle politische Verei-
ne, bisher nicht übliche Volksversammlun-
gen und Volksfeste, öffentliche Reden poli-
tischen Inhalts, das Tragen nicht erlaubter 
Farben und anderes mehr betrafen.  

Heines Anklage ist gegen Österreich und 
Preußen gerichtet; während Österreich ihm 
jedoch immer wenigstens als ein „offener, 
ehrlicher Feind“ erschien, äußert er über 
Preußen:  

„Widerwärtig, tief widerwärtig war mir dieses 
Preußen, dieses steife, heuchlerische, scheinhei-
lige Preußen, dieser Tartüff unter den Staa-
ten.“30  

Heines Empörung über Preußen erklärt 
sich durch den notorischen Wortbruch, den 
es sich gegenüber dem deutschen Volk 
nach den „Befreiungskriegen“ hat zu 
Schulden kommen lassen:  

„jetzt sieht jeder, daß das deutsche Volk, als es 
für seine Fürsten Gut und Blut geopfert und 

                                                 
30  Ebenda, S. 95. 

den versprochenen Lohn der Dankbarkeit emp-
fangen sollte, aufs heilloseste getäuscht wor-
den, daß man ein freches Gaukelspiel mit uns 
getrieben, daß man, statt der zugelobten Magna 
Charta der Freiheit, uns nur eine verbriefte 
Knechtschaft ausgefertigt hat.“ 31 

„Eine Handvoll Junker, die nichts gelernt haben 
als ein bißchen Roßtäuscherei, Volteschlagen, 
Becherspiel oder sonstig plumpe Schelmenkün-
ste, womit man höchstens nur Bauern auf 
Jahrmärkten übertölpeln kann: diese wähnen 
ein ganzes Volk betören zu können, und zwar 
ein Volk, welches das Pulver erfunden hat und 
die Buchdruckerei und die „Kritik der reinen 
Vernunft“.32  

Namentlich stellt Heine den meineidigen 
König Friedrich Wilhelm den III. vor die 
Schranken des demokratischen Gerichts, 
weil er sein Versprechen vom 22. Mai 1815 
„eine repräsentative Verfassung, eine volk-
stümliche Konstitution, wie andere freie 
Völker sie besitzen“33 einzuführen, nicht 
gehalten hat.  

 

VI. 

Die Vorrede zu den Französischen Zustän-
den, aus der im letzten Abschnitt zitiert 
wurde, ist einer der radikalsten und enga-
giertesten Prosatexte, die Heine je ge-
schrieben hat. Enthält das Buch im wesent-
lichen eine Reihe von Korrespondenzarti-
keln aus Frankreich, die Heine für die als 
erste Zeitung Europas eingeschätzte Augs-
burger „Allgemeine Zeitung“ verfaßte, so 
geht er in der Vorrede34 – angesichts der 
jüngsten antiliberalen Tendenzen der deut-
schen Innenpolitik – über das Amt des 
Korrespondenten hinaus, um als öffentli-

                                                 
31  Ebenda, S. 99. 
32 Ebenda, S. 93. 
33  Ebenda, S. 99. 
34  Die Radikalität der „Vorrede“ erklärt sich durch 

Heines Anliegen, der Artikelfolge der „Franzö-
sischen Zustände“ den Charakter der Eindeu-
tigkeit zu geben, den diese an vielen Stellen 
vermissen ließ; die Unklarheit seines Stand-
punktes hatte ihm von vielen Seiten den Vor-
wurf des Opportunismus eingebracht. Der allzu 
radikale Ton der „Vorrede“ führte prompt zu 
deren Verstümmelung durch die Zensur. 
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cher Ankläger die niederträchtigen und 
beleidigenden Herrschafts- und Täu-
schungstechniken der „Machthaber“ auf-
zudecken. 

Mit seinem dreifachen „ich klage sie an“ im 
Zeichen des Universalismus und Indivi-
dualismus der Aufklärung nimmt Heine 
das neunfache „j´accuse“ Emile Zolas wäh-
rend der Dreyfus-Affäre vorweg, das all-
gemein als die Geburtsstunde des moder-
nen Intellektuellen angesehen wird. Jürgen 
Habermas bezeichnet Heinrich Heine als 
„Protointellektuellen“; während die erfolg-
reiche Einmischung Zolas und weiterer 
Schriftsteller und Wissenschaftler in den 
Prozeß gegen den zu Unrecht wegen Spio-
nage verurteilten jüdischen Hauptmann 
Dreyfus im Frankreich der Dritten Repu-
blik stattfindet – also in einem halbwegs 
funktionierenden Rechtsstaat mit einer 
resonanzfähigen, informierten Öffentlich-
keit, wird Heine „von der politischen Mei-
nungsbildung in den deutschen Bundes-
staaten auf doppelte Weise ferngehalten 
[…]: physisch durch sein Exil und geistig 
durch die Zensur.“35 Solange der Geist der 
öffentlichen Meinung nicht über einen par-
lamentarischen Betrieb in die Institutionen 
des Staates Einzug erhalten kann, solange 
muß sich Heine „die Macht als ein bloßes 
Gegenüber darstellen – als eine Instanz, die 
sich jeden Sitte und Religion zersetzenden 
Geist durch Zensur vom Leib hält.“36 

Bis auf die Tatsache, daß Heine auf Grund 
der rückständigen deutschen Verhältnisse 
an einer freien emanzipatorischen Einwir-
kung auf die „deutschen Zustände“ gehin-
dert wird, trägt er jedoch schon alle Züge 
der Modellvorstellung des Intellektuellen, 
die Jean Paul Sartre in seinem berühmten 
Plädoyer für die Intellektuellen37 entwik-
kelt hat.38 In dieser Schrift kontrastiert  Sar-

                                                 
35  Habermas (Fn. 10),  S. 29. 
36  Habermas (Fn. 10), S. 30. 
37  Jean Paul Sartre, Plädoyer für die Intellektuellen, 

in: ders., Plädoyer für die Intellektuellen – In-
terviews, Artikel, Reden 1950 – 1973, dt. 1995. 

38  Siehe hierzu: Gerhard Höhn, Heinrich Heine und 
die Genealogie des modernen Intellektuellen, 

tre insbesondere die Rolle des modernen 
Intellektuellen mit der der Aufklärer des 
18. Jahrhunderts. Waren diese nach Sartre 
noch „organische Intellektuelle“ des Bür-
gertums, so gehört Heines Biographie 
schon einer Epoche an, in der die Bour-
geoisie aufgehört hat, eine „universelle 
Klasse“ zu sein. Heine hielt zwar an den 
erhabenen Idealen der Aufklärung fest; 
aber als Sohn des nachrevolutionären Zeit-
alters vermochte er die bürgerliche Ord-
nung nicht mehr – wie noch die meisten 
Aufklärer des 18. Jahrhunderts – mit dem 
Reich der Vernunft zu identifizieren, weil 
sie sich als Reich des Profits entpuppt hat-
te. Daß Heine die Problematik der für die 
bürgerliche Gesellschaft elementaren und 
konstitutiven Rechtsverhältnisse gesehen 
hat, zeigt u.a. folgendes Zitat aus seinen 
Memoiren, in dem er auf das römische 
Recht zu sprechen kommt, welches ja in 
Form des bürgerlichen Privatrechts seine 
Restauration erlebt hat: 

„Von den sieben Jahren, die ich auf deutschen 
Universitäten zubrachte, vergeudete ich drei 
schöne blühende Lebensjahre durch das Studi-
um der römischen Kasuistik, der Jurisprudenz, 
dieser illiberalsten Wissenschaft.  

Welch ein fürchterliches Buch ist das Corpus 
Juris, die Bibel des Egoismus! 

Wie die Römer selbst blieb mir immer verhaßt 
ihr Rechtskodex. Diese Räuber wollten ihren 
Raub sicherstellen und was sie mit dem 
Schwerte erbeutet, suchten sie durch Gesetze 
zu schützen; deshalb war der Römer zur glei-
chen Zeit Soldat und Advokat, und es entstand 
eine Mischung der widerwärtigsten Art.  

Wahrhaftig jenen Dieben verdanken wir die 
Theorie des Eigentums, das vorher nur als Tat-
sache bestand, und die Ausbildung dieser Leh-
re in ihren schnödesten Konsequenzen ist jenes 
gepriesene römische Recht, das allen unseren 
heutigen Legislationen, ja allen modernen 
Staatsinstitutionen zugrunde liegt, obgleich es 
im grellsten Widerspruch mit der Religion, der 
Moral, dem Menschengefühl und der Vernunft 
steht.“39  

                                                                        
in: ders. (Hrsg.), Heinrich Heine, Ästhetisch-
politische Profile, 1991, S. 68-74. 

39 Heine, Memoiren, in: Sämtliche Schriften, Bd. 
VI/I, S. 553-610 (S. 561f.).  
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Heine entlarvt also den rein formellen Cha-
rakter der Gerechtigkeit in  der bürgerli-
chen Gesellschaft. Er erkennt, daß das Bür-
gertum sich die Gesetze schaffte, die es 
brauchte, um sich im Konkurrenzkampf 
um die Aneignung der Natur einen Mini-
malfrieden für den Besitzstand zu sichern. 

Auf die Zensur und die repressive Sicher-
heitspolitik, mit der sich Heine konfrontiert 
sieht, reagiert er unter anderem, indem er 
sich die auf List und Täuschung basieren-
den Strategien der königlichen Machthaber 
für das eigene literarische Schaffen zu ei-
gen macht und raffiniert zur Gegenlist 
ausholt. 

Heines Politikverständnis ist dem Para-
digma der auf Machiavellis Machttheorie 
basierenden aufklärerischen Betrugstheorie 
der französischen Enzyklopädisten zuzu-
ordnen.40 Machiavellis Schrift „Il Principe“ 
von 1513 kann verstanden werden als eine 
allein am Kriterium der Machterhaltung 
und -erweiterung ausgerichtete „Anlei-
tung“ für das politische Handeln des Für-
sten, in deren Mittelpunkt die Kunst der 
Verstellung steht. Diese Konzeption des 
Politischen als amoralische Herrschafts-
technik ist konstitutiv für das Politikver-
ständnis der Aufklärung. Der französische 
Aufklärer und neben Voltaire wichtigste 
Vordenker der Französische Revolution 
Jean Jacques Rousseau ging sogar so weit, 
die umstrittene Schrift Machiavellis gewis-
sermaßen gegen den Strich zu lesen, inso-
fern er sie nicht als „Anleitung“ für den 
Fürsten, sondern als „Desillusionierungs-
strategie“ für die Völker verstanden wissen 
wollte: „Indem sich letzterer (gemeint ist 
Machiavelli, D.P.) den Anschein gab, als ob 
er den Königen Lehren erteilen wollte, gab 
er den Völkern die allerwichtigsten. Ma-

                                                 
40  Siehe hierzu und zum folgenden: Bodo Morawe, 

Heines „Französische Zustände“: über die Fort-
schritte des Republikanismus und die anmar-
schierende Weltliteratur (Beihefte zum Eupho-
rion, Zeitschrift für Literaturgeschichte, 28. 
Heft), 1997, S. 78-83. 

chiavellis Fürst ist das Buch der Republi-
kaner.“ 41 

Daß die machiavellistische Folie in Heines 
Berichten aus Paris unverkennbar präsent 
ist, kommt außer in den bisherigen Zitaten 
auch und vor allem in Artikel I der Artikel-
sammlung Lutetia   besonders zum Aus-
druck; hier verweist Heine, als er auf den 
vermeintlichen „Bürgerkönig“ Louis-
Philippe – die Schlüsselfigur in der politi-
schen Szene Frankreichs nach der Juli-
Revolution – zu sprechen kommt, auch 
direkt auf die Prinzipien der „simulatio“ 
und dissimulatio – zwei in Machiavellis 
Schrift zentrale Begriffe: „Zu der angelern-
ten und überlieferten simulatio und dissi-
mulatio gesellt sich noch eine natürliche 
Anlage bei Ludwig Philippe, so daß es fast 
unmöglich ist, durch die wohlwollende 
dicke Hülle, durch das lächelnde Fleisch, 
die geheimen Gedanken zu erspähen.“42 
Der Jumping Point dieser Überlegungen 
besteht nun darin, daß Heine – wie oben 
bereits angedeutet – häufig dann, wenn er 
mit den seine Gedanken „verstümmeln-
den“ Eingriffen der Zensur rechnen muss, 
sich selbst die Prinzipien der „simulatio“ 
und „dissimulatio“ im Form einer raffinier-
ten Literaturstrategie zu eigen macht – 
ganz in dem Sinne, in dem Rousseau es bei 
Machiavelli vermutete. „Simulatio“ meint 
hier die vorgetäuschte Identifizierung mit 
der Meinung der Gegenpartei, „dissimula-
tio“ die Verheimlichung der eigenen, ei-
gentlichen Überzeugungen. In Artikel II 
der Französischen Zustände sagt Heine 
z.B.:  

„Den glänzenden Wahn von der Möglichkeit 
einer Republik in Frankreich will ich hier nicht 
bekämpfen. Royalist aus angeborner Neigung, 
werde ich es in Frankreich auch aus Überzeu-
gung. Ich bin überzeugt, daß die Franzosen 
keine Republik, weder die Verfassung von 
Athen, noch die von Sparta, und am allerwe-

                                                 
41  Jean-Jacques Rousseau, Der Gesellschaftsvertrag 

oder die Grundsätze des Staatsrechts, hrsg. von 
H. Weinstock, 1959, 3. Buch, 6. Kapitel, S. 111f. 

42  Heine, Lutetia, Berichte über Politik, Kunst und 
Volksleben (1855), in: Sämtliche Schriften, Bd. 
V, S. 217-548 (S. 242). 
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nigsten die von Nordamerika ertragen kön-
nen.“43 

Die ganze Raffinesse Heines erschließt sich 
heute in diesem, wie in vielen anderen Fäl-
len nur dem vorsichtigen, aufmerksamen 
Leser; ebenfalls bedarf es der Kenntnisse 
des historischen Kontextes, in dem die 
Äußerung steht, um ihren eigentlichen 
Gehalt zu entschlüsseln.  

Indem Heine vom „glänzenden Wahn“ 
einer Republik spricht, bedient er sich einer 
Redeweise aus dem Repertoire der reaktio-
nären Mächte seiner Zeit, die den Kampf 
für die Republik als Chimäre und Hirnge-
spinst abwerteten. Die „Scheinheiligkeit“ 
der Identifikation Heines mit der Redewei-
se der Reaktion wird schon wenige Zeilen 
später offenbar, wenn Heine seine eigentli-
che Überzeugung vom republikanischen 
Wesen Frankreichs in die Form des nüch-
ternen Eingeständnisses packt: „so läßt sich 
darum doch nicht leugnen, daß alles zu 
einer Republik abutiert“.44  

Indem sich Heine als „Royalist aus angebo-
rener Neigung“ bezeichnet, läßt er sich auf 
das Rollenspiel ein, das der vermeintlich 
dem Republikanismus zugeneigte „Bür-
gerkönig“ Louis-Philippe in Frankreich 
praktiziert. Wenn sich der Monarch als 
geheimer Republikaner darstellt, warum 
soll sich dann nicht ein geheimer Republi-
kaner als Monarch ausgeben. 

                                                 
43  Heine, Französische Zustände (1832), in: Sämtli-

che Schriften, Bd. III, S. 89-279 (S. 116). 
44  Ebenda, S. 117. 
 In der Vorrede zur französischen Ausgabe der 

Lutetia gibt Heine Hinweise zum Verständnis 
seiner literarischen Strategie und beklagt dieje-
nigen Republikaner, die zu dumm sind sie 
durchschauen: „Die probateste Tonart aber war 
die Indifferenz. Indirekt ließ sich auch manches 
Nützliche kundgeben, und die Republikaner, 
welche sich über Inoffiziosität von meiner Seite 
beklagen, haben übersehen, wie ich in Fällen wo 
es Not tat, sie ernsthaft genug vertrat, so wie 
auch daß ich die Misere der herrschenden 
Bourgeoisie unablässig in ihrer widerwärtigsten 
Blöße zeigte.“ Vgl. Heine, Lutetia, Berichte über 
Politik, Kunst und Volksleben (1855), in: Sämtli-
che Schriften, Bd. V, S. 217-548 (S. 231). 

Indem Heine schließlich auf die verschie-
denen republikanischen Modelle Athen, 
Sparta und Nordamerika zu sprechen 
kommt, wählt er hier bewußt genau solche 
historischen Beispiele, die in den Debatten 
der französischen Linken obsolet waren, da 
sie als längst überholt und auf Grund ihrer 
Affinitäten zur Sklaverei als verwerflich 
galten. 

Die französische Republik von 1793, die am 
ehesten Vorbildcharakter für die Linken 
hatte, läßt Heine absichtlich unerwähnt; 
auf diese Weise sagt er nichts Falsches aus, 
gibt dem  aufmerksamen Leser aber gleich-
zeitig ein unverkennbares Ironie-Signal, so 
daß dieser sich seinen Teil dazu denken 
kann.  

Bodo Morawe faßt Heines Strategie wie folgt 
zusammen:  

„In den Französischen Zuständen treten die per-
sonale Ich-Aussage des Schriftstellers und die 
Sachaussage auseinander. Das ausdrückliche 
Schriftsteller-Bekenntnis (Monarchisch gesinnt) 
besitzt Rollencharakter und hat Beschwichti-
gungsfunktion. Je emphatischer der Autor als 
Monarchist auftritt, desto radikaler kann er 
dem Republikanismus seine höllische Reklame 
(DHA 13,294) machen.“45 

                                                 
45  Morawe (Fn. 40), S. 36 (Hervorhebungen im 

Original). 
 Die Quellenangabe „(DHA 13, 294)“ – analog: 

Heine, Sämtliche Schriften, Bd. V, S. 231f. – im 
obigen Zitat gibt an, wo der Terminus „hölli-
sche Reklame“ bei Heine zu finden ist. Heine 
rühmt sich an dieser Stelle dem Kommunismus 
in verschiedenen Artikeln der Augsburger All-
gemeinen Zeitung – trotz Zensur – erfolgreich 
eine „höllische Reklame“ gemacht zu haben. An 
dieser Stelle gesteht Heine, daß er sich trotz der 
„größten Angst und Besorgnis“ aus zwei Grün-
den dem Zauber des Kommunismus nicht er-
wehren kann. Zum einen auf Grund seiner 
Überzeugung, daß alle Menschen das Recht ha-
ben zu essen; zum anderen sagt er: „Aus Haß 
gegen die Nazionalisten [sic!] könnte ich schier 
die Communisten [sic!] lieben. Wenigstens sind 
sie keine Heuchler die immer die Religion und 
das Christentum im Munde führen; die Com-
munisten, es ist wahr besitzen leider keine Reli-
gion (einen Fehler muß doch der Mensch ha-
ben) sie sind sogar Atheisten (was gewiß eine 
große Sünde ist), aber in ihren obersten Prinzi-
pien huldigen sie einem Cosmopolitismus, einer 
allgemeinen Völkerliebe, einem Weltbürgertum 
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In der radikalen Vorrede zu den Französi-
schen Zuständen in der Heine an manchen 
Stellen die Selbstzensur ostentativ über-
strapaziert – insbesondere um dem Vor-
wurf des Opportunismus von Seiten seiner 
liberalen Gegner ad absurdum zu führen – 
spricht Heine die royalistische Partei, ganz 
im Sinne von Morawes Verständnis des 
Buches an:  

„Verlaßt euch aber nicht auf Ohnmacht und 
Furcht von unserer Seite. Der verhüllte Mann 
der Zeit, der ebenso kühnen Herzens wie kun-
diger Zunge ist, und der das große Beschwö-
rungswort weiß und es auch auszusprechen 
vermag, er steht vielleicht schon in eurer Nähe. 
Vielleicht ist er in knechtischer Livree oder gar 
in Harlekinstracht vermummt, und ihr ahnet 
nicht, daß er euer Verderber ist, welcher euch 
untertänig, die Stiefel auszieht oder durch seine 
Schnurren euer Zwerchfell erschüttert. Graut 
euch nicht manchmal, wenn euch die servilen 
Gestalten mit fast ironischer Demut umwedeln, 
und euch plötzlich in den Sinn kommt: das ist 
vielleicht eine List, dieser Elende, der sich so 
blödsinnig absolutistisch, so viehisch gehorsam 
gebärdet, der ist vielleicht ein geheimer Bru-
tus.“ 

 

VII. 

Der vorliegende Aufsatz sollte den Leser 
vor allem zur Lektüre der Schriften Heines 
anregen. Da Heine jedoch kein systemati-
scher Denker war und „streckenweise“ die 
zur Kunst sublimierte Selbstzensur das 
Verständnis seines Standpunktes er-
schwert, sei abschließend auf die letzte zu 
                                                                        

aller Menschen, welches ganz übereinstimmend 
mit dem Grunddogma des Christentums, daß 
sie im Wesen und Wahrheit viel kristlicher [sic!] 
sind als unsere deutschen Maulchristen, die das 
Gegenteil predigen und üben.“ Hans Mayer, Die 
Ausnahme Heinrich Heine, in: Von Lessing bis 
Thomas Mann: Wandlungen der bürgerlichen 
Literatur in Deutschland / Hans Mayer, 1959; S. 
282, bezieht sich auf diese Äußerungen Heines, 
wenn er über das Verhältnis Heine – Kommu-
nismus resümiert: „Dies ist bloß gemeinsame 
Gegnerschaft; ein Bündnis aus gemeinsamer 
Negation. Verbundenheit gegen die Teutoma-
nen, nicht mit den Proletariern. Die „Ausnahme 
Heine“ erweist sich abermals daran, daß seine 
Position stärker in dem gefunden werden muss, 
was er negiert, als in dem, was er als neuen ge-
sellschaftlichen Zustand ersehnt.“ 

seinen Lebzeiten veröffentlichte Schrift – 
die Vorrede zur Artikelsammlung Lutetia 
verwiesen: 

 „Wer sich bloß an das Wort hält, dem wird es 
leicht werden, in meinen Berichten eine Menge 
von Widersprüchen und Leichtsinnigkeiten 
oder gar einen Mangel an ehrlichem Wollen 
herauszuklauben; wer aber den Geist meiner 
Mitteilungen auffaßt, wird die strengste Einheit 
der Ansichten, eine unwandelbare Liebe für die 
Sache der Menschheit und ein Beharren in mei-
nen demokratischen Grundsätzen, überall er-
blicken.“46 
 

                                                 
46  Heine (Fn. 44), S. 230. 
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I. Der Weg zur neuen Agentur: Ein 
Rückblick 

1.   Die Idee einer „Menschenrechtsagen-
tur“ 

Mit 1. März 2007 hat in Wien eine „Agen-
tur der Europäischen Union für Grund-
rechte“ (FRA) mit ihrer Arbeit begonnen.1 
Erklärtes Ziel der Agentur ist es, Organe 
und Einrichtungen der Europäischen Uni-
on aber auch der Mitgliedstaaten beim Er-
laß bzw. der Durchführung des Gemein-
schaftsrechts dabei zu unterstützen, die 
Grundrechte uneingeschränkt zu achten.2 
Diese Grundrechteagentur ersetzt die seit 
1998 operative Europäische Stelle zur Be-
obachtung von Rassismus und Fremden-
                                                      
1  Verordnung (EG) Nr. 168/2007 des Rates vom 

15. Februar 2007 zur Errichtung einer Agentur 
der Europäischen Union für Grundrechte, in 
ABl. L 168 vom 22. Februar 2007, S. 1-14. Im fol-
genden: „Verordnung“ oder auch „Agenturver-
fassung“. 

2  Art. 2 der Verordnung.  

feindlichkeit (EUMC)3. Im Gegensatz zur 
Beobachtungsstelle ist die neue Agentur 
für den gesamten Grundrechtebereich zu-
ständig. Hierzu ist für die nächsten sechs 
Jahre eine sukzessive Verdreifachung der 
Mittel- und Personalausstattung auf dem 
Niveau des bisherigen EUMC veran-
schlagt.  

Die Idee einer „Menschenrechtsagentur“ 
kam in der zweiten Hälfte der 90-er Jahre 
auf und war gleichzeitig von verschiede-
nen Seiten vorgebracht worden.4 Umfas-
send ausformuliert wurde die Idee unter 
der Leitung von Professor Philip Alston im 
Bericht des « Comité des sages » zum Men-
schenrechtsjahr 2000.5 Der Vorstoß wurde 
am politischen Parkett aufgenommen,6 
bekam aber erst im Rahmen der so genann-
ten Österreich-Krise (unerwarteten) Auf-
wind. Der Bericht der Drei Weisen, der die 
Österreich-Krise beendete, schlug in sei-

                                                      
3  Verordnung (EG) Nr. 1035/97 des Rates vom 2. 

Juni 1997 zur Einrichtung einer Europäischen 
Stelle zur Beobachtung von Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit, in ABl. L 151 vom 
10/06/1997,  S. 1 -7. Im Folgenden: EUMC-
Verordnung. 

4  Zur Entwicklung siehe Ursula Werther-Pietsch, 
der lange Weg zu einer europäischen Men-
schenrechtsagentur, in: Juridikum 1 (2005), S. 
10-15. Vgl. auch die Idee einer Europäischen 
Beobachtungsstelle, wie sie im Rahmen des so 
genannten „Paketes für Europa“ im Juli 1998 
von der Europäischen Akademie Bozen vorge-
schlagen wurde.  

5  Siehe dazu das Kapitel „The European Human 
Rights Monitoring Agency“ in: Philip Alston 
(Hrsg.), The EU and Human Rights, 1999, S. 55-
59. 

6  Siehe die Schlußfolgerungen des Europäischen 
Rates von Köln vom 3./4. Juni 1999, Rn. 46. 
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nem letzten Absatz vor, daß eine „voll-
ständige EU-Menschenrechtsbehörde“ ge-
gründet werden sollte.7 Weder der Rat der 
Europäischen Union noch die Kommission 
griffen aber diesen Vorschlag auf.8 Um so 
mehr sorgte es für allgemeines Erstaunen, 
als die Vertreter der Mitgliedstaaten am 13. 
Dezember 2003 bekannt gaben, auf der 
Grundlage des EUMC eine „Human Rights 
Agency“ errichten zu wollen und sogleich 
die Kommission beauftragten, einen ent-
sprechenden Vorschlag zu unterbreiten.9  

 

2. Die Vorschlagsphase 

Von diesem Zeitpunkt bis zur endgültigen 
Einigung auf die neue Agentur vergingen 3 
volle Jahre. Die erste Hälfte dieser Genese 
fällt in eine von der Kommission be-
herrschte Vorschlagsphase. Diese wieder-
um läßt sich in drei Teile untergliedern. In 
einer Vorbereitungsphase erarbeitete die 
Kommission Unterlagen und Hintergrund-
informationen für die folgende Anhö-
rungsphase.10 Im Rahmen dieser breit an-
gelegten öffentlichen Konsultationsphase 
wurden die etwa 100 schriftlichen Stel-

                                                      
7  Absatz 119 des Ahtisaari/Frowein/Oreja-Berichts, 

der am 8. September 2000 in Paris vorgelegt 
wurde. 

8  Ganz im Gegenteil; vgl. die abwehrende Hal-
tungen im Kontext der Außenpolitik in 
KOM(2001)252 endg. vom 8. Mai 2001, S. 23 
bzw. in den Schlußfolgerungen des Rates vom 
25. Juni 2001, Abs. 3 und 4.  

9  Der etwas abrupte Startschuß für die Agentur 
mag mit ein Grund für die späteren politischen 
Schwierigkeiten auf dem Entstehungsweg der 
Agentur gewesen sein. Von einer “regrettable 
genesis”  spricht etwa Matthew Heim, Towards a 
European Area of Freedom, Security and Jus-
tice? The conceptual limits of the FRA, in: Chal-
lenge Europe 14 (2005), online unter 
www.theepc.be (besucht am 15. März 2007).  

10  Siehe Mitteilung der Kommission KOM(2004) 
693 endg. vom 25. Oktober 2004 mit der die öf-
fentliche Konsultation eröffnet wurde. Siehe 
dazu auch das beigelegte Arbeitsdokument 
SEC(2004) 1281 vom gleichen Tag. Diese und 
andere Dokumente finden sich online unter 
http://ec.europa.eu/justice_home/fsj/rights/f
sj_rights_agency_en.htm (besucht am 15. März 
2007).   

lungnahmen insbesondere aus der Zivilge-
sellschaft ausgewertet und die bei der 
mündlichen Anhörung am 25. Jänner 2005 
in Brüssel abgegeben Reaktionen analy-
siert.11  Danach ging die Kommission dazu 
über, die Implikationen der Errichtung 
einer Grundrechteagentur im Rahmen ei-
ner Folgenabschätzung zu eruieren. Ende 
Juni 2005 konnte die Kommission schließ-
lich ihren Vorschlag zur Schaffung der 
Agentur präsentieren.12 Der für „Freiheit, 
Sicherheit und Recht“ und damit auch für 
die Grundrechteagentur zuständige Kom-
missar Franco Frattini brachte sein politi-
sches Gewicht als Vizepräsident der Kom-
mission vollherzig zum Einsatz und ver-
kündete bald den 1. Jänner 2007 als Start-
datum für die neue Agentur.13 Die Hoff-
nung der Kommission auf „zügige Ver-
handlungen“ im Rat sollte sich aber nicht 
erfüllen. 

 

3. Die Verhandlungsphase 

Die zweite Hälfte der Genese der Agentur 
war vom Handlungsmoment im Rat ge-
prägt. Im Rahmen dieser Verhandlungs-
phase kam es zu einem deutlichen Ein-
bruch des Einbezuges der Zivilgesellschaft. 
Bereits im ersten Halbjahr 2006 konnten die 
wichtigsten offenen Punkte einer Einigung 
zugeführt werden. Gegen Ende der folgen-
den österreichischen EU-Präsidentschaft 
drohten die Gespräche aber an der deut-
schen Fundamentalopposition gegen die 
Agentur und an den (die Interessen des 
Europarates vertretenden) Bedenken der 
Niederlande zu scheitern. In diesem Zu-
sammenhang rückte auch die Frage der 

                                                      
11  Vgl. dazu die „Analysis of responses to public 

consultation“ sowie den Bericht zur öffentlichen 
Anhörung (beide vom European Policy Evalua-
tion Consortium erarbeitet und auf oben ange-
gebener Website einzusehen). 

12  Mitteilung KOM(2005)280 vom 30. Juni 2005. 
Vgl. dazu auch die Folgenabschätzung im Ar-
beitsdokument SEC(2005) 849 vom gleichen 
Tag.  

13  So etwa in seiner Rede anläßlich der öffentli-
chen Anhörung am 25. Jänner 2005. Siehe 
SPEECH/05/34. 
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Zuständigkeit der Agentur für die polizei-
liche und justitielle Zusammenarbeit im 
Bereich des Strafrechtes (die so genannte 
dritte Säule) in den Vordergrund.14 An die-
ser Stelle ist daran zu erinnern, daß der 
Kommissionsvorschlag nicht nur einen 
Verordnungsentwurf für die Errichtung 
einer Grundrechteagentur enthielt, sondern 
auch den Entwurf eines Ratsbeschlusses, 
der die Agentur ermächtigen sollte, auch 
im Bereich der dritten Säule tätig zu wer-
den. Insbesondere das Europäische Parla-
ment hatte sich für eine solche Zuständig-
keit eingesetzt.15 Was die Rolle des Parla-
mentes bei der Schaffung der Agentur be-
trifft, so erging die Gründungsverordnung 
auf Grundlage der Kompetenzergänzungs-
klausel des Artikels 308 EG und damit 
nicht im Mitentscheidungsverfahren. 
Nichtsdestotrotz war das Parlament quasi 
ex gratia im Rahmen eines informellen 
„Trialogs“ gleichberechtigt in die Verhand-
lungen eingebunden.16 Neben dem Parla-
ment forcierten auch einige Mitgliedstaaten 
– dem Vernehmen nach insbesondere Ös-
terreich, Italien, Portugal und Schweden – 
eine Zuständigkeit der Agentur in der drit-
ten Säule. Somit wurde das „Problem der 
dritten Säule“ unter der Ägide der fin-
nischen Präsidentschaft (zweites Halbjahr 
2006) zu einem gefährlichen Stolperstein 
auf dem Weg hin zur Grundrechteagentur. 
Erst am 15. Februar 2007 konnten die Ju-
stiz- und Innenminister offiziell den gegen 
Ende der finnischen EU-Präsidentschaft 
gefunden Kompromiß verkünden: Die 
Agentur ist vorerst nicht für die dritte Säu-

                                                      
14  Vgl. näher zu dieser Phase Gabriel N. Toggen-

burg, Menschenrechtspolitik, in: Werner Wei-
denfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.), Jahrbuch 
der Europäischen Integration, 2006, S. 187-190. 

15  Der Parlamentsbericht von Magda Kósané Kovács 
über den Entwurf des Ratsbeschlusses führt so-
gar aus, daß es notwendig sei, die Zuständigkeit 
nicht nur auf die dritte Säule, sondern auch auf 
die zweite Säule, also die Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik auszudehnen. Siehe dazu 
den Bericht A6-0282/2006 vom 18. September 
2006. 

16  Vgl. insbesondere den Parlamentsbericht von 
Kinga Gal, A6-306/2006 vom 25. September 2006 
im federführenden LIBE-Ausschuß. 

le zuständig. Vor Ende 2009 muß aber über 
ihre Zuständigkeit neu verhandelt werden.  

 

II. Die Bedenken gegen die Errichtung 
der neuen Agentur 

1. Endogene Agenturkritik: gegen Büro-
kratisierung 

Die Tatsache, daß die Entstehung der A-
gentur – insbesondere in Deutschland – 
nicht unumstritten war, macht es notwen-
dig, kurz auf die Bedenken gegen die Idee 
einer Grundrechteagentur einzugehen.17 
Hierbei lassen sich eine endogene, also EU-
interne und eine exogene, von außen an die 
EU herangetragene Agenturkritik unter-
scheiden. Während die erste darauf abziel-
te, die EU-Verwaltung vor einer weiteren 
Aufblähung durch neue Agenturen zu be-
wahren, wollte die zweite den Europarat 
vor einem ineffizienten, weil duplizieren-
den Engagement der EU im Menschen-
rechtsbereich schützen. Insofern können 
die Argumente der bisherigen Kritik an der 
Grundrechteagentur in zwei Worten zu-
sammengefaßt werden: Bürokratisierung 
und Verdoppelung.18  

Die Kosten der EU-Agenturen (zur Zeit 
über 2600 Beamte und Angestellte) belau-
fen sich mittlerweile auf rund eine Milliar-
de Euro jährlich.19 Wenn auch die Grund-

                                                      
17  Selbst die Einweihung der Agentur wurde noch 

von skeptischen Tönen begleitet. Die Deutsche 
Welle wußte es genau: „Aber eines ist sicher: 
Die neue Behörde ist überflüssig und teuer“ 
(www.dw-world.de vom 1. März 2007). Aber 
auch die FAZ hatte noch „Bauchschmerzen“ (so 
die Überschrift der Glosse vom 5. Jänner 2007, 
S. 10). Die österreichische Außenministerin 
kündigte prophylaktisch an: „es wird Mißver-
ständnisse darüber geben, was die Grundrech-
teagentur machen wird“ (www.derstandard.at 
vom 1. März 2007). 

18  Aus deutscher Sicht etwa Eckart Klein/Marten 
Breuer, Germany, in: Center for International 
Relations (Hrsg.), The Fundamental Rights A-
gency - Views from the New Member States and 
Germany, 2006, S. 73-90. 

19  Siehe den Jahresbericht des Europäischen Rech-
nungshofes in ABl. C 263 vom 31. Oktober 2006, 
S. 187. Dieser und frühere Berichte finden sich 
online unter http://www.eca.eu.int/ 
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rechteagentur nicht zur Errichtung einer 
weiteren EU-Einrichtung führt, sondern 
bloß eine bereits bestehende Einrichtung 
ersetzt, so werden die bisher für das EUMC 
aufgewandten Mittel über die nächsten 
Jahre bis 2013 doch sukzessive verdrei-
facht. Auch der Personalstand soll in die-
sem Zeitrahmen auf bis zu maximal 100 
Mitarbeitern aufgestockt werden. Während 
sich das EUMC mit seinen letzthin 37 Mit-
arbeitern und einem Budget von 8 Mio. 
Euro noch als kleinste Agentur darstellte, 
wird sich die derart ausgebaute Grun-
drechteagentur ins arithmetische Mittelfeld 
der Agenturen einreihen.20 

Wenn diese Zahlen für sich genommen 
nicht als zwingendes Argument für eine 
exzessive „Bürokratisierung“ verstanden 
werden können, so spielt doch die allge-
meine Agentursituation in der öffentlichen 
Wahrnehmung eine Rolle: Kaum eine der 
über 22 Agenturen in der ersten Säule, der 
jeweils drei Agenturen in der zweiten 
(Gemeinsame Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik) und dritten Säule 
(Justiz- und Innenpolitik) oder der knap-
pen handvoll an Exekutivagenturen sind 
auf der Grundlage einer umfassenden Ge-
samtplanung entstanden.21 Agenturen ent-
stehen im Graubereich intergouvernemen-
taler Kuhhändel und Paketkompromisse. 
Ebenso suboptimal wirkt in diesem Zu-
sammenhang die geographische Verteilung 
der Agenturen.22 Angesichts der Tatsache, 

                                                                               
audit_reports/specific_reports/ 
european_monitoting_racism_de.htm (besucht 
am 15. März 2007).   

20  Nur eine handvoll Agenturen verfügt über 
deutlich mehr als 100 Mitarbeiter bzw. ein Bud-
get von deutlich über 30 Millionen Euro. Siehe 
dazu den zitierten Rechnungshofbericht , S. 188 
(Tabelle 10.3). 

21  Eine Liste der aktuellen Agenturen findet sich 
bei Martijn Groenleer, The European Commissi-
on and Agencies, in: David Spence (Hrsg.), The 
European Commission, 3. Auflage 2006, S. 156-
172 (S. 157-160). 

22  Dies obwohl der Rat der EU behauptet, sich bei 
der Wahl der Standorte von dem Wunsch nach 
einer angemessen Verteilung leiten zu lassen 
Siehe die Antworten H-0191/04 und E-0225/05 
des Rates auf die schriftlichen Anfragen von 

daß ganze zehn (neue) Mitgliedstaaten 
über keine einzige Agentur verfügen (wäh-
rend etwa Griechenland vier Agenturen 
beherbergt) drängt sich allgemein die Be-
fürchtung auf, daß in den kommenden 
Jahren geographische Verteilungsgerech-
tigkeit über gesteuerte „Agenturflation“ 
erreicht wird.23 

 

2.  Würdigung der endogenen Kritik 

Was die Gefahr der Bürokratisierung der 
EU angeht, so ist daran zu erinnern, daß 
EU-Agenturen ihre Rechtfertigung zum 
einen daraus beziehen, daß sie die Kom-
mission bzw. das Generalsekretariat des 
Rates entlasten, indem sie unabhängiges 
Expertenwissen frei von Politisierung in 
den europäischen Politikprozeß einfließen 
lassen. Zum anderen ermöglichen Agentu-
ren einen institutionalisierten und intensi-
vierten Dialog mit den relevanten Interes-
sentenkreisen. Insgesamt soll so die Trans-
parenz und die Bürgernähe der Union ge-
steigert werden.24 Insofern kann die Schaf-
fung von Agenturen für sich genommen 
nicht mit einer zweckfreien Aufblähung 
von Verwaltungsstrukturen gleichgesetzt 
werden.  

Freilich ist aber in Erinnerung zu rufen, 
daß die endogene Kritik auf zwei mögliche 
Alternativen zur neuen Grundrechteagen-
tur verweisen konnte: Einerseits die Zu-
sammenlegung der Grundrechteagentur 
mit dem ebenso neu entstehenden Gleich-
stellungsinstitut25 in Wilna (eine Forderung 

                                                                               
Anne Jensen im Europäischen Parlament. Für 
die Festlegung von Agentursitzen gibt es kei-
nerlei juristische Kriterien und Verfahren. 

23  Das Parlament forderte letzthin für die Grün-
dung neuer Agenturen externe Kosten-Nutzen-
Bewertungen, die die jeweilige Agentur recht-
fertigen. Siehe Entschließung des Parlaments 
P5_TA(2004)0015 vom 13. Jänner 2004, Punkt 7. 

24  Vgl. etwa Groenleer (Fn.  21), S. 163. 
25  Verordnung (EG) Nr. 1922/2006 vom 20. De-

zember 2006 zur Errichtung eines Europäischen 
Instituts für Gleichstellungsfragen, in ABl. L 403 
vom 30. Dezember 2006, S. 9-17. 
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die vom Europäischen Parlament26 aber 
auch etwa vom House of Lords27 vertreten 
wurde) und, andererseits, den Ausbau ei-
ner hausinternen Menschenrechtszelle in-
nerhalb der Europäischen Kommission28. 
Der ersten Alternative wurde (nicht restlos 
überzeugend) entgegengehalten, daß eine 
Integration der Gleichstellungspolitik in 
die Grundrechteagentur den prominenten 
Politikbereich der Geschlechtergleichstel-
lung verwässern würde. Zur zweiten Al-
ternative wurde pragmatisch bemerkt, daß 
es auf politischer Ebene kaum gelungen 
wäre, eine vergleichbare Mittel- und Per-
sonalaufstockung für eine „bloß“ kommissi-
onsinterne Stelle durchzusetzen. Dies 
scheint bereits deshalb plausibel, weil der 
mitgliedstaatliche Einfluß auf Agentur-
verwaltungen (angesichts der Zusammen-
setzung des Verwaltungsrates) größer ist 
als im Falle einer rein kommissionsinternen 
Stelle.29  

Ob der mit der Wiener Agenturumgrün-
dung verbundene Mehraufwand an perso-

                                                      
26  Entschließung des Europäischen Parlaments zur 

Förderung und zum Schutz der Grundrechte: 
die Rolle der nationalen und der europäischen 
Institutionen, einschließlich der Agentur für 
Grundrechte (Berichterstatterin Kinga Gál), in 
ABl. C 117 vom 18. Mai 2006, S. 242-248, Punkt 
38. 

27  Siehe den bereits zitierten 29. Bericht des EU-
Ausschusses zur Errichtung der Grundrechtea-
gentur, Abs. 100-113. 

28  So beispielsweise Anthony Arnull, Editorial. 
Does Europe need a Fundamental Rights Agen-
cy?, in: European Law Review 2006, S. 285 und 
286. Generell gegen die Etablierung von Agen-
turen und für „In-house“-Lösungen etwa Wolf-
gang Kib, Europäische Agenturen und ihr Per-
sonal – die großen Unbekannten?, in: EuZW 9 
(2006), S. 268-273 (S. 273). 

29  Freilich sind die Mitgliedstaaten in erster Linie 
über ihre Exekutiven in den Agenturen vertre-
ten, so daß es nur natürlich erscheint, wenn na-
tionale Parlamente Neugründungen von Agen-
turen besonders genau „auf die Finger schau-
en“. Tatsächlich zählten der deutsche Bundes-
tag und der niederländische Senat zu den ent-
schiedensten Gegnern der Grundrechteagentur. 
Vgl. auch Christoph Hellriegl/Marina Pauli, Euro-
päische Agenturen, in: Analysen der Wissen-
schaftlichen Dienste des Deutschen Bundesta-
ges, Nr. 14 (2006) S. 5.  

nellen wie finanziellen Mitteln gerechtfer-
tigt ist, wird sich letztendlich nur an der 
Leistungsbilanz der neuen Agentur fest-
stellen lassen. Insofern ist auch zu begrü-
ßen, daß die Agenturverfassung Wert auf 
die „Durchführung wirksamer Verfahren 
zur Überwachung und Bewertung der Lei-
stungen der Agentur gegenüber deren 
Zielsetzungen nach fachlich anerkannten 
Normen” legt.30 Zuständigkeitsbereich, 
Aufgaben und Arbeitsmethoden der Agen-
tur sind allesamt anhand solcher Bewer-
tungen zu evaluieren. Bis zum 31. Dezem-
ber 2011 hat eine externe Bewertung die 
ersten 5 Arbeitsjahre der Agentur zu evalu-
ieren. Nach Überprüfung dieses Bewer-
tungsberichts wird die Kommission, wenn 
sie dies für erforderlich erachtet, Vorschlä-
ge zur Änderung der Agentur unterbrei-
ten.31 

 

3. Die exogene Agenturkritik: gegen Ver-
doppelung 

Die, nun auch seitens der EU offen be-
schworene, Europäische „Menschenrechts-
kultur“ erschließt sich aus einem schwer 
zugänglichen Patchwork an Rechtstexten, 
Urteilen, Stellungnahmen und Berichten. 
Allein im Rahmen der UN-Instrumente 
finden sich für die Menschenrechtssituati-
on der Länder West- und Osteuropas im 
Jahre 2006 fast 1.000 schriftliche Empfeh-
lungen von Vertragsüberwachungsorga-
nen, unabhängigen Experten und sonstigen 
Kommissionen.32 Dazu kommen die pro-
minenten Rechtsinstrumente des Europara-
tes, allen voran die Europäische Menschen-
rechtskonvention (EMRK). Angesichts die-
ser Vielzahl an Instrumenten, Institutionen 
und Informationen scheint die Dokumenta-
tion und Bewertung des „Menschenrechts-
gebarens“ der Staaten durchaus gesättigt. 
Da 1999 im Rahmen des Europarates die 

                                                      
30  Art. 15 Abs. 4 lit. f) der Verordnung. 
31  Siehe Erwägung Nr. 29 sowie die Art. 30 und 31 

der Verordnung. 
32  Vergleiche dazu den von der Universität Bern 

entwickelten Universal Human Rights Index 
(http://www.universalhumanrightsindex.org). 
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Figur eines Europäischen Menschenrechts-
kommissars geschaffen wurde, der sich 
insbesondere der Bewußtseinsbildung und 
der Informationsverbreitung im Bereich 
der Europäischen Menschenrechte widmen 
soll, scheinen auch diese Aufgaben abge-
deckt.33 Vor diesem Hintergrund kann der 
kolportierte Ausruf des Generalsekretärs 
des Europarates zur Idee einer Menschen-
rechtsagentur der EU  - „With all the best 
will of the world I can’t understand what it is 
going to do“ – nicht erstaunen.34  

 

4.  Würdigung der exogenen Kritik 

Zur exogenen Agenturkritik ist zum einen 
zu sagen, daß gerade in der Vielzahl an 
bereits vorhandenen Instrumenten ein Ar-
gument für die Schaffung einer Relais-
Stelle gesehen werden kann, um den Wald 
gerade trotz vieler Bäume sichtbar zu ma-
chen. Zum anderen ist zu unterstreichen, 
daß die vorgebrachten Zweifel der (durch-
aus auch selbsternannten) Anwälte des 
Europarates an den Vorgaben des Europa-
rates selbst zu überprüfen sind. Dieser hat 
in seinen Entschließungen der Grundrech-
teagentur zwei Prinzipien mit auf den Weg 
gegeben: das Prinzip der Nicht-
Duplizierung und die Pflicht zur Koopera-
tion und Koordination.35  

Strukturelle Verdoppelungen lassen sich 
durch die Schmälerung jener Bereiche er-
reichen, in denen beide Organisationen 
zuständig sind. Sind parallele Zuständig-

                                                      
33  Siehe etwa Sebastian Schulz, Halbzeit der Amts-

zeit: Der Menschenrechtskommissar des Euro-
parates - ein Erfolgsmodell?, in: MRM 2003, S. 
26-35. 

34  So Terry Davis nach dem Artikel “Too many of 
us in the human rights business, European 
leaders are told” in der Financial Times vom 7. 
Februar 2005. 

35  Zu den Stellungnahmen des Europarates ver-
gleiche insbesondere die Entschließung 
1427(2005) der Generalversammlung vom 18. 
März 2005, den Bericht Nr. 10449 des Commit-
tee on Legal Affairs and Human Rights der Ge-
neralversammlung vom 31. Jänner 2005 oder 
den Beitrag des Generalsekretärs, SG/Inf 
(2004)34 vom 16. Dezember 2004. 

keiten des Europarates und der Union aber 
unvermeidbar, so können Verdoppelungen 
durch Mechanismen verstärkter Koopera-
tion vermieden werden. Wie weiter unten 
in Zusammenhang mit den Zuständigkei-
ten der Agentur (Punkt V) beziehungswei-
se der internationalen Zusammenarbeit 
(Punkt VIa) noch zu zeigen ist, fanden bei-
de dieser Formen der Verdoppelungsre-
duktion Eingang in die Agenturverfassung, 
so daß die exogene Agenturkritik als groß-
teils überholt erscheint.  

Schließlich muß unterstrichen werden, daß 
es der Agentur in erster Linie um das 
Grundrechtsgebaren der EU selbst geht. 
Und es ist zu erinnern, daß sich die Union 
trotz ihrer staatsähnlichen Züge im auf-
sichtsfreien Pausenhof des Europäischen 
Menschenrechtsraumes aufhält: im Unter-
schied zu den Staaten ist sie keiner exter-
nen Instanz Rechenschaft schuldig. Daran 
kann der (restlos überlastete) Gerichtshof 
für Menschenrechte nicht rütteln.36 Und 
der moribunde Verfassungsvertrag, der 
einen Beitritt zur Konvention vorsieht, ver-
harrt in hoffnungslosem Ratifikationsstau. 
Vor diesem Hintergrund ist es umso wich-
tiger, daß zumindest EU-intern ein mög-
lichst unabhängiger Mechanismus der 
menschenrechtlichen Politikbegleitung eta-
bliert wird. Ein solcher Schwenk von einer 
eklektischen Nachkontrolle seitens des 
EuGH hin zu einer breiten Politikbeglei-
tung muß auch im Sinne des Gerichtshofes 
in Straßburg wie ganz allgemein des Euro-
parates sein. 

 

 

III. Die Strukturen der Agentur 

1. Der Verwaltungsrat 

Was die (auch institutionelle) Ausgestal-
tung der Agentur anbelangt, so konnten 

                                                      
36  Ganz im Gegenteil: Im Bosphorus-Urteil vom 

30.Juni 2006 wurde gar ein neuer „Grundrechts-
rabatt“ für EU-Mitgliedstaaten geortet . Siehe 
Andreas Haratsch, Die Solange-Rechtssprechung 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte, in: ZaöRV 66 (2006), S. 927-947 (S. 945). 
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die Arbeiten nicht nur auf die Verfassung 
des EUMC, sondern auch auf die externe 
Evaluierungsstudie zum EUMC37 bzw. den 
darauf folgenden Vorschlag zur Neufas-
sung der EUMC-Verordnung38 zurückgrei-
fen. Wie bereits beim EUMC ist der Ver-
waltungsrat die zentrale Planungs- und 
Überwachungsinstanz der Agentur. Er 
besteht aus 2 Vertretern der Kommission,39 
eine vom Europarat benannte unabhängige 
Person und eine von jedem Mitgliedstaat 
benannte (aber ebenso unabhängige) Per-
son. Angesichts der sensiblen Materie (dem 
Schutz von Grundrechten) bleibt es somit 
dabei, daß jeder Mitgliedstaat ein Mitglied 
des Verwaltungsrates benennen kann.40 
Vor dem Hintergrund der so genannten 
Pariser Prinzipien41 und der notwendigen 
Unabhängigkeit der Agentur wurde ver-
einzelt behauptet, daß diese Zusammen-
setzung zu einseitig sei und der Zivilgesell-
schaft keinen Raum einräume.42 Was im 
Zusammenhang mit den Pariser Prinzipien 
aber mehr auffällt ist, daß es in den Orga-
nen der Agentur keinerlei parlamentari-
sche Vertreter gibt. Während eine solche im 
Kommissionsvorschlag noch vorgesehen 
war, hat sich das Parlament selbst dafür 
                                                      
37  Siehe dazu den Abschlußbericht des Centre for 

Strategy & Evaluation Services, Mai 2002. 
38  Mitteilung KOM(2003) 483 endgültig vom 5. 

August 2003. 

39  Die Präsenz der Kommission wurde angesichts 
der Verbreiterung der Agenden (die FRA tan-
giert mehr Generaldirektionen als das EUMC) 
wie vielleicht auch angesichts der Zunahme an 
Mitgliedstaaten auf zwei Mitglieder erhöht. 

40  Das gilt für die allermeisten Agenturen. Vgl. 
aber Art. 10 der Verfassung des parallel zur 
Grundrechteagentur gegründeten Gleichstel-
lungsinstitutes: dort sind im Verwaltungsrat 
nur jeweils 18 Mitgliedstaaten „vertreten“, die 
sich in einem Rotationssystem abwechseln. 

41  Die 1993 von der UNO festgelegten Grundsätze 
sind auf Deutsch etwa bei Valentin Aichele, Na-
tionale Menschenrechtsinstitutionen, 2004, S. 
46-50 abgedruckt. 

42  Siehe etwa den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuß in seiner Stellungnahme zur 
Grundrechteagentur, in ABl. C 88 vom 11. April 
2006, S. 37-40. Die Zivilgesellschaft ist freilich 
über die Plattform potentiell prominent vertre-
ten.  

nicht erwärmt.43 Wohl wollten die Parla-
mentarier alle politische Energie darauf 
verwenden, eine prominentere Rolle bei 
der Ernennung und der Kontrolle des Di-
rektors zu erhalten. 

Die Erfahrungen im Verwaltungsrat des 
EUMC haben wohl dazu beigetragen, daß 
in der Verordnung zur Gründung der 
Grundrechteagentur Wert auf die Mana-
gementfähigkeit des Verwaltungsrates ge-
legt wird. Die Mitglieder des Verwaltungs-
rates haben Persönlichkeiten „mit ange-
messener Erfahrung in der Verwaltung“ zu 
sein, während ihre Kenntnisse im Bereich 
der Grundrechte „zusätzlicher“ Natur sein 
sollten.44 Darüber hinaus wird die Be-
schlußfassung im – bis auf weiteres 30 
Köpfe zählenden – Verwaltungsrat erleich-
tert. Die Beschlüsse werden – mit Ausnah-
me von acht wichtigen Bereichen, in denen 
es der Zweidrittelmehrheit bedarf – mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefaßt. Einstimmigkeit ist hinge-
gen nur für die Entscheidung über das in-
terne Sprachregime vorgesehen.45 Die 
Amtszeit der Mitglieder beträgt 5 Jahre 
und ist nicht verlängerbar. Der Verwal-
tungsrat tagt mindestens zweimal jährlich. 
Die Amtszeit des Verwaltungsrates des 
EUMC ist am 28. Februar 2007 abgelaufen. 
Am 1. März wurde von der Kommission 
ein Interimsverwaltungsrat einberufen, 
dem die Personen des alten EUMC-
Verwaltungsrates angehören. Gemäß 
Agenturverfassung hat dieser Interims-
verwaltungsrat das Recht, zur Ausschrei-
bung des Direktorpostens Stellung zu 
nehmen. Weiters hat er den Haushaltsplan 
für 2007 festzustellen, einen Haushaltsent-
wurf für 2008 aufzustellen und den EUMC-
Jahresbericht für 2006 anzunehmen.46 Bis 
zum 23. Juni 2007 (vier Monate nach In-
krafttreten der Verordnung) müssen die 
Mitgliedstaaten die Mitglieder und stell-
vertretenden Mitglieder des regulären 
                                                      
43  Vgl. etwa Änderungsantrag Nr. 33 in LIBE 

2005/0124(CNS) vom 7. Februar 2006. 
44  Art. 12 Abs. 1 der Verordnung. 
45  Art. 12 Abs. 8 der Verordnung. 
46  Art. 29 Abs. 4 der Verordnung. 
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Verwaltungsrates der Grundrechteagentur 
benennen. Sobald 17 Mitglieder benannt 
sind, kann der Verwaltungsrat über eine 
entsprechende Übergangsbestimmung be-
reits aktiv werden.47 

 

2. Der Exekutivausschuß 

Wie bereits beim EUMC dient der fünfköp-
fige Exekutivausschuß dazu, die Beschlüs-
se des Verwaltungsrates vorzubereiten und 
den Direktor im Tagesgeschäft zu unter-
stützen. Im Unterschied zum Ausschuß des 
ehemaligen EUMC ist für die Beschlußfas-
sung im Exekutivausschuß der Grundrech-
teagentur nur einfache Mehrheit nötig. 
Auch die geringe Anzahl der Mitglieder – 
nämlich der Vorsitzende und der stellver-
tretende Vorsitzende sowie 2 weitere Mit-
glieder des Verwaltungsrates sowie ein 
Kommissionsvertreter – spricht für ein effi-
zientes Gremium.48 Daß aber der Ausschuß 
die Agenturverwaltung an erster Stelle 
prägen wird, scheint dennoch zweifelhaft. 
Während nämlich im Falle der EUMC der 
Verwaltungsrat in seiner Geschäftsord-
nung vorsehen konnte, welche Agenden er 
an den Ausschuß überträgt, behält die A-
genturverfassung die ganz überwiegende 
Mehrzahl der wesentlichen Agenden dem 
Verwaltungsrat vor.49 Dies unterstreicht 
die rein vorbereitende Rolle des Ausschus-
ses.50 Im Unterschied zum ursprünglichen 
Kommissionsvorschlag ist es auch nicht 
möglich, den Exekutivausschuß mit der 
Disziplinargewalt über den Direktor zu 
betrauen.  

 

                                                      
47  Art. 29 Abs. 2 lit. b) der Verordnung. 
48  Es sei daran erinnert, daß der Entwurf einer 

Neufassung der EUMC-Verordnung bis zu 10 
Mitglieder im Ausschuß vorsah. 

49  Art. 12 Abs. 7 der Verordnung.  
50  Vgl. dazu etwa Art. 9 Abs. 2 lit. a)-d) des Ent-

wurfes einer Neufassung der EUMC-
Verordnung, wo dem Exekutivausschuß ein 
Grundstock an originären Kompetenzen einge-
räumt wird. 

3. Der Wissenschaftliche Ausschuß 

Weder in den Dokumenten zur Erneue-
rung des EUMC noch im ursprünglichen 
Kommissionsvorschlag war die Institution 
eines Wissenschaftlichen Ausschusses vor-
gesehen. Erst die eigentlichen Verhandlun-
gen zur Grundrechteagentur haben dieses 
wichtige Organ hervorgebracht. Der Wis-
senschaftliche Ausschuß ist „Garant für die 
wissenschaftliche Qualität“ der Agenturar-
beit und „lenkt die Arbeiten in diesem Sin-
ne“. Der Direktor hat die Pflicht, den Aus-
schuß entsprechend früh in die Ausarbei-
tung aller mit der Agenturtätigkeit ver-
bundenen Dokumente (außer dem Jahres-
bericht) einzubeziehen.51 Insofern geht die 
Funktion dieses Gremiums weit über die 
Funktion eines Beirates etwa einer For-
schungseinrichtung hinaus. Der Wissen-
schaftliche Ausschuß ist nicht als ex-post 
kontrollierender Trabant, sondern als ein 
fest im Tagesgeschehen verankerter Agen-
turbestandteil angelegt. Er tagt zumindest 
viermal im Jahr und beschließt mit Zwei-
drittelmehrheit.52 Schriftliche Beschlußfas-
sung ist möglich. Seine elf Mitglieder sind 
unabhängig und „in Grundrechtsfragen 
hoch qualifiziert“.53 Jährlich wählen die elf 
Mitglieder ihren Vorsitzenden. Ihre Amts-
zeit beträgt fünf Jahre ohne Möglichkeit 
der Verlängerung. Ernannt werden die 
Experten vom Verwaltungsrat. Allerdings 
im Rahmen eines „transparenten Stelle-
nausschreibungs- und Auswahlverfahrens“ 
und erst nach Konsultation des LIBE-
Ausschusses im Europäischen Parlament.54 
Genauere Benennungsbedingungen wer-
den der Geschäftsordnung vorbehalten, die 
vom Verwaltungsrat auf Vorschlag des 
Direktors anzunehmen ist.  
                                                      
51  Art. 14 Abs. 5 der Verordnung. 
52  Art. 14 Abs. 6 der Verordnung. 
53  Das Parlament ist ganz generell der Ansicht, 

daß die Agentur mit „wissenschaftlich hoch-
qualifiziertem Personal“ ausgestattet werden 
soll, welches „über jeden Zweifel erhaben ist“. 
Die Mitglieder der Agenturorgane sollen „mög-
lichst“ auch „Mitglieder von Verfassungsgerich-
ten“ einschließen. Siehe den Bericht von Kinga 
Gál, A6-0144/2005 vom 11. Mai 2005, Punkt 30.  

54  Art. 14 Abs. 1 der Verordnung. 
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4. Der Direktor 

An der Spitze der Agentur steht – ganz wie 
im Falle des EUMC und der meisten Agen-
turen – ein Direktor. Dieser ist schlechthin 
für die Aufgaben der Agentur verantwort-
lich. Insbesondere erstellt er das Jahresar-
beitsprogramm, zeichnet für das Personal-
wesen verantwortlich, erledigt die laufen-
den Verwaltungsgeschäfte, führt den 
Haushaltsplan aus, sorgt für die Überwa-
chung und Bewertung der Agenturleistun-
gen und zeigt sich für die Zusammenarbeit 
mit den nationalen Verwaltungen wie auch 
der Zivilgesellschaft verantwortlich.55  

Die Formulierungen in der Agenturverfas-
sung zeigen, daß den Müttern und Vätern 
der Verordnung bewußt war, wie aus-
schlaggebend die Person des Direktors für 
das Amtsverständnis der Agentur sein 
kann. Im Unterschied zur EUMC-
Verordnung wird unterstrichen, daß der 
Direktor eine Person sein muß, die glei-
chermaßen über Erfahrung auf dem Gebiet 
der Grundrechte und im Managementbe-
reich verfügt. Das neuartige und sehr 
komplexe „Konzertierungsverfahren“ zur 
Bestellung des Direktors erklärt sich wohl 
gerade aus der potentiell weitreichenden 
politischen Rolle der Grundrechteagentur. 
Die Bestellung erfolgt auf der Grundlage 
eines quadripolaren Zusammenwirkens 
zwischen Kommission, Europäischen Par-
lament, Rat der Union und Verwaltungsrat 
der Agentur.56 Die Amtszeit des Direktors 
beträgt fünf Jahre und kann vom Verwal-
tungsrat auf Antrag der Kommission ein-
mal (und das nur um höchstens drei Jahre) 
verlängert werden.57 Nichts spricht aber in 
der Agenturverfassung dagegen, den glei-

                                                      
55  Art. 15 Abs. 4 der Verordnung. 
56  Art. 15 Abs. 2 der Verordnung. In einer anläß-

lich der Annahme der Verordnung abgegebe-
nen Erklärung halten die drei Gemeinschaftsin-
stitutionen fest, daß dies mit der besonderen 
Bedeutung der Grundrechteagentur zu erklären 
sei und keinerlei Präzedenzfall für die Ernen-
nungsmodalitäten der Direktoren anderer A-
genturen darstelle; Annex zu Ratsdokument 
6166/07 vom 12. Februar 2007. 

57  Art. 15 Abs. 3 der Verordnung. 

chen Agenturdirektor nach Durchlaufen 
eines neuerlichen vollen Konzertierungsver-
fahrens mit einer weiteren Amtszeit zu 
betrauen.  

Auch die Bestimmungen zur Kontrolle des 
Direktors zeigen eine neue Sensibilität be-
züglich dieser Figur: Parlament und Rat 
können den Direktor jederzeit auffordern, 
an einer Anhörung teilzunehmen.58 Auf 
Vorschlag eines Drittels der Mitglieder des 
Verwaltungsrates oder auf Vorschlag der 
Kommission kann der Direktor vom Ver-
waltungsrat mit einer Zweidrittelmehrheit 
seines Amtes enthoben werden.59 Am 1. 
März 2007 wurde die bisherige EUMC-
Direktorin als Interimsdirektor der Agen-
tur betraut. Gleichzeitig stehen alle „betei-
ligten Parteien“ des genannten Konzertie-
rungsverfahrens mit Inkrafttreten der 
Agenturverfassung unter der Rechtspflicht, 
das Verfahren zur Ernennung des Direk-
tors einzuleiten bzw. weiter zu betreiben.60 

 

5. Die Plattform für Grundrechte 

Die Plattform ist ein Kooperationsnetz be-
stehend aus einer Vielzahl von nichtstaatli-
chen Organisationen. Als potentielle Teil-
haber der Plattform führt die Agenturver-
fassung nicht nur die Menschenrechtsor-
ganisationen, sondern auch Kirchen, Glau-
bensgemeinschaften, Berufsverbände, In-
teressensverbände oder Hochschulen an 
(demonstrative Aufzählung). Wenn dieses 
institutionalisierte Netzwerktreff auch kei-
ne Binnenstruktur der Agentur selbst ist, so 
war sie doch ursprünglich als solche ge-
plant61 und wird wohl auch als solche 
                                                      
58  Art. 15 Abs. 6 der Verordnung. 
59  Art. 15 Abs. 7 i.V.m. Art. 12 Abs. 8 der Verord-

nung. 
60  Art. 29 Abs. 3 der Verordnung (der im übrigen 

in der deutschen Amtsblattversion irrtümli-
cherweise auf Art. 14 statt auf Art. 15 verweist). 

61  Im ursprünglichen Kommissionsvorschlag ist 
das noch als „Grundrechteforum“ bezeichnete 
Gremium eines der Organe der Agentur, dessen 
Mitglieder vom Verwaltungsrat ausgewählt 
und dessen Arbeitsweise in der Geschäftsord-
nung der Agentur festgelegt werden. Siehe Art. 
10 und Art. 14 des Kommissionsvorschlags. 
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wahrgenommen werden: Die Plattform 
wird von der Agentur eingerichtet und 
vom Direktor der Agentur geleitet. Dar-
über hinaus ist die Plattform auch funktio-
nal eng mit der Agentur verkoppelt: sie soll 
als Ideengenerator für das Jahresarbeits-
programm der Agentur fungieren und die-
ser als Kommentator zu ihrem Jahresbe-
richt und schließlich als Informant in Sa-
chen Konferenzen, Seminare und Sitzun-
gen dienen.62 Insofern erwartet die Agen-
turverfassung von der Plattform dreierlei 
Zulieferdienste: ein Planungsinput, ein 
Evaluierungsinput und ein Informations-
input. Die Plattform stellt ein Bindeglied 
dar, welches der Agentur den „Austausch 
von Informationen und die Bündelung von 
Wissen“63 sowie einen „strukturierten und 
ergiebigen Dialog“ mit der Zivilgesell-
schaft erlauben soll.64 Darüber hinaus, und 
das scheint angesichts der holprigen Ent-
stehungsgeschichte der Agentur von politi-
scher Relevanz, kann die Plattform die Tä-
tigkeiten der Agentur legitimatorisch un-
terfüttern. Größe und Organisation der 
Plattform bleiben in der Agenturverfas-
sung offen.65 

 

IV. Die Aufgaben der Agentur 

1. Die Agentur als Informations-
Schaltstelle 

Ähnlich wie das EUMC wird die Grun-
drechteagentur Informationen und Daten 
verwalten. Menschenrechtsrelevante In-
formationen sollen in der Wiener Agentur 
gesammelt, erfaßt, analysiert und verbrei-
tet werden. Dazu soll sie sich eines breiten 
Netzes an Zulieferquellen bedienen; EU-
                                                      
62  Art. 10 Abs. 4 der Verordnung. 
63  Art. 10 Abs. 2 der Verordnung. 
64   Erwägung Nr. 19 der Verordnung. 
65  Während die Verordnung nur ausführt, daß die 

Plattform allen interessierten Akteuren offen 
steht, begrenzte der ursprüngliche Kommissi-
onsvorschlag die Teilnehmeranzahl auf 100 und 
deren Amtszeit auf fünf Jahre. Im Parlament 
war eine Beschränkung auf 50 Teilnehmer ge-
fordert worden. Siehe etwa Änderungsantrag 
Nr. 41 in LIBE 2005/0124(CNS) vom 7. Februar 
2006. 

Stellen, mitgliedstaatliche Stellen, interna-
tionale Stellen und Nichtregierungsorgani-
sationen eingeschlossen.66  

Wird diese Aufgabe ernst genommen, so 
ist davon auszugehen, daß die Agentur zu 
den unterschiedlichsten Überwachungs-
mechanismen der Europäischen Men-
schenrechtskulisse Kontaktstränge knüpft 
und diese – quasi als Relaisstelle – unter-
einander in regelmäßige Kommunikations-
verbindung stellt. Die bisherigen Erfah-
rungen des EUMC mit seinen Inter-
Agency-Treffen zwischen dem Büro für 
demokratische Institutionen und Men-
schenrechte (ODIHR, OSZE), der ECRI 
(Europarat) und dem Amt des Hohen 
Kommissars für Menschenrechte (OHCHR, 
Vereinte Nationen) sollten in diesem Zu-
sammenhang nur einen ersten Anfang dar-
stellen. Auch wird man auf bisherige Ar-
beitsmethoden des EUMC, insbesondere 
des dezentralen Netzwerkes der nationalen 
„Focal Points“ aufbauen können. Die 
Gründung der Agentur trägt vielleicht 
auch dazu bei, daß sich weitere Nationale 
Menschenrechtsinstitute gründen und un-
ter der Ägide der Grundrechteagentur zu-
sammenschließen. Ähnliche Vernetzungs-
tendenzen wären für die einschlägigen 
Ausschüsse der nationalen Parlamente an-
zudenken. 

Laut Agenturverfassung hat die Agentur in 
Zusammenarbeit mit der Kommission und 
den Mitgliedstaaten Methoden und Stan-
dards zu entwickeln, um eine bessere 
„Vergleichbarkeit, Objektivität und Ver-
lässlichkeit“ der Daten auf europäischer 
Ebene zu erzielen.67 Freilich ist ob dieser 
etwas naturwissenschaftlich anmutenden 
Diktion nicht zu vergessen, daß jede Men-
schenrechtslage immer auch eine stark 
normative Komponente hat, so daß ein rein 
empirisches Monitoring alleine kaum aus-
reicht. Aus diesem Grunde kann auf ein 
normatives Monitoring, wie es von dem 
Netzwerk unabhängiger Grundrechtsex-
perten in den letzten Jahren ausgeübt wur-

                                                      
66  Art. 4 Abs. 1 lit. a) der Verordnung. 
67  Art. 4 Abs. 1 lit. b) der Verordnung. 
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de, wohl nicht verzichtet werden (dazu 
noch weiter unten).68 

 

2. Die Agentur als Gutachter  

Die Agentur kann von sich aus bzw. auf 
Antrag der Unionsorgane wie auch der 
Mitgliedstaaten „Schlussfolgerungen und 
Gutachten“ zu bestimmten Themen erstel-
len und veröffentlichen.69 Nichts spricht 
dagegen, daß solche Untersuchungen auch 
konkrete Empfehlungen beinhalten.70 Dar-
über hinaus veröffentlicht sie themenspezi-
fische Berichte auf der Grundlage ihrer 
Forschungsarbeit.71 Für den politischen 
Prozeß ist überaus relevant, daß sich die 
Agentur auch konkret mit EU-Gesetz-
gebungsvorschlägen (bzw. den Stellung-
nahmen zu solchen) befassen darf. Aller-
dings enthält hier die Agenturverfassung 
eine deutliche Einschränkung: Die Agentur 
kann sich nur dann zu solchen Dokumen-
ten äußern, wenn das jeweilige Organ dar-
um ersucht hat.72 Diese Beschränkung der 
Agenturrolle im Gesetzgebungsprozeß ist 
nicht einsichtig. Zwar hat sich die Kom-
mission verpflichtet, vermehrt auf die 
Grundrechtskompatibilität ihrer Gesetzge-
bungsvorschläge zu achten.73 Wie aber be-
reits ausgeführt, scheint es notwendig eine 
(von der Kommission) unabhängige Stelle 
mit einer derartigen Gesetzgebungsbeob-
                                                      
68  Siehe zum Begriff des normativen Monitoring 

Martin Scheinin, The relationship between the 
agency and the network of independent experts, 
in: Philip Alston/Olivier de Schutter (Hrsg.), 
Monitoring Fundamental Rights - The contribu-
tion of the Fundamental Rights Agency, 2005, S. 
73-90. 

69  Art. 4 Abs. 1 lit. d) der Verordnung. Vgl. auch 
Erwägung Nr. 13. 

70  Freilich ist ein Änderungsantrag zur ausdrück-
lichen Nennung der (in meinen Augen nicht 
selbständigen) Handlungsform der „Empfeh-
lungen“ gescheitert. Siehe Antrag Nr. 23 in AF-
CO 2005/0124(CNS) vom 27. Februar 2006. 

71  Art. 4 Abs. 1 lit. f) der Verordnung. 
72  Art. 4 Abs. 2 der Verordnung. 
73  Siehe dazu Mitteilung der Kommission zur 

Berücksichtigung der Charta der Grundrechte 
in den Rechtssetzungsvorschlägen der Kommis-
sion, KOM(2005) 172 endg. vom 27. April 2005. 

achtung zu betrauen. Schließlich können 
die Texte im Laufe des (dem jeweiligen 
Kommissionsvorschlag nachgelagertem) 
Gesetzgebungsverfahrens noch vielfältig 
verändert werden und so sollte es stets eine 
Möglichkeit für die Agentur geben, sich zu 
spezifischen Fragen im Rahmen eines Ge-
setzgebungsprojektes zu äußern. Es wird 
hier insbesondere am Europäischen Parla-
ment liegen, die Expertise der Agentur in 
den Rechtsetzungsprozeß einzubinden.74 

 

3. Die Agentur als Kommunikationsstelle 

Eine breitere Sensibilisierung der Öffent-
lichkeit für die Grundrechtsproblematik 
wird als Beitrag zur Erreichung einer un-
eingeschränkten Achtung der Grundrechte 
betrachtet.75 Der Agentur wird deshalb die 
Aufgabe übertragen, eine „Kommunikati-
onsstrategie“ zu entwerfen und den Dialog 
mit der Zivilgesellschaft zu fördern, „um 
die Öffentlichkeit für Grundrechtsfragen 
zu sensibilisieren“ und um aktiv über die 
eigene Tätigkeit zu informieren.76 Jährlich 
muß die Agentur einen Tätigkeitsbericht 
präsentieren.77 Darüber hinaus hat die A-
gentur jährlich einen „Jahresbericht über 
Grundrechtsfragen“ zu veröffentlichen, der 
auch Beispiele für bewährte Verfahrens-
weisen anbietet. Wie aber die Kommunika-
tionsstrategie der Agentur im einzelnen 
ausgestaltet werden soll, läßt die Agentur-
verfassung offen. Als institutionelle Schalt-
stelle dieser Kommunikationsstrategie ist 
wohl die Grundrechtsplattform zu betrach-
ten, welche die Agentur permanent mit der 
Zivilgesellschaft verkoppelt. Wie bereits 
ausgeführt, ist auch diese in der Agentur-

                                                      
74  Man beachte, daß Art. 4 Abs. 2 des ursprüngli-

chen Kommissionsvorschlages ein Tätigwerden 
der Agentur selbst auf Antrag ausgeschlossen 
hatte! Die Kommission scheint hier gewisse 
Vorbehalte zu hegen und zu befürchten, daß die 
Agentur im Rahmen des Gesetzgebungsprozes-
ses politisch instrumentalisiert werden könnte 
oder aber, daß sich die Gesetzgebungsprozedu-
ren unnötig verlängern könnten. 

75  Erwägung Nr. 4 der Verordnung. 
76  Art. 4 Abs. 1 lit. h) der Verordnung. 
77  Art. 4 Abs. 1 lit. g) der Verordnung. 
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verfassung nur vage angelegt und bedarf 
der ausführenden Konkretisierung durch 
die Agenturleitung. Jedenfalls ist die Dia-
log- und Kommunikationsfunktion als 
selbständige Aufgabe der Agentur zu be-
trachten, die über das reine Sichtbarma-
chen der übrigen Tätigkeiten der Agentur 
hinausgeht und somit auch eine grund-
rechtspädagogische Mission beinhaltet.78 

 

4. Die Agentur als Forschungseinrichtung 

Die Agenturverfassung ermöglicht der 
Agentur die Ausführung eigener For-
schungsarbeiten, die Beteiligung an For-
schungsarbeiten Dritter wie auch die För-
derung von Arbeiten Dritter (etwa durch 
entsprechende Ausschreibungen). Diese 
Forschungstätigkeiten können auch auf 
Antrag der EU-Organe erfolgen, soweit sie 
mit den Prioritäten und dem Jahresarbeits-
programm der Agentur vereinbar sind.79 
Selbst falls die Agentur sich in Hinkunft 
nicht prioritär als Forschungseinrichtung 
verstehen sollte,80 wird eine gewisse For-
schungskomponente als Querschnittsauf-
gabe unumgänglich sein, da die anderen 
eben beschriebenen Säulen der Agentur-
aufgaben – also Informationsverarbeitung, 
Gutachtertätigkeit sowie Kommunikations- 
und Öffentlichkeitsarbeit – auf einen soli-
den Grundstock an hausinterner For-
schungskompetenz angewiesen sein wer-
den. Die hier beschriebenen 4 Säulen der 
Agenturaufgaben sind im übrigen nicht 
glasklar voneinander zu trennen, wie etwa 
das Beispiel der Erstellung des Jahresbe-
richtes über Grundrechtsfragen zeigt. 

 

                                                      
78  Freilich ist zu bemerken, daß die ursprüngliche 

Verpflichtung auf den Ausbau einer “für die 
Öffentlichkeit zugängliche Dokumentation” 
und die Ausarbeitung von “Schulungsmaterial” 
weggefallen ist. Vgl. dazu Art. 4 Abs. 1 lit. k) 
des Kommissionsvorschlages. 

79  Art. 4 Abs. 1 lit. c) der Verordnung. 
80  Die Entscheidung, wieweit wissenschaftliche 

Tätigkeit ausgelagert wird, läßt die Agenturver-
fassung offen. 

V. Die Zuständigkeiten der Agentur 

1. Der Referenzrahmen und thematische 
Schwerpunkte 

Die Agenturverfassung hält fest, daß sich 
die Agentur bei der Ausführung ihrer ge-
nannten Aufgaben auf die Grundrechte 
bezieht, „wie sie in Artikel 6 Absatz 2 des 
Vertrags über die Europäische Union defi-
niert sind“.81 Die Grundrechtscharta der 
EU ist somit nicht normatives Rückgrat der 
Agentur. Letzteres ist in der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofes in 
Luxemburg (EuGH) zu sehen. Dies ent-
spricht der Tatsache, daß die Grundrechts-
charta selbst noch nicht rechtsverbindlich 
ist und eine Verordnung diesen primär-
rechtlichen Grundrechtekatalog nicht in 
Rechtskraft setzen kann.82 Die Agenturver-
fassung unterstreicht aber sehr wohl, daß 
die Charta einen Spiegel der gegenwärti-
gen Grundrechtsverpflichtungen darstellt, 
die sich vor allem aus den gemeinsamen 
Verfassungsüberlieferungen und den ge-
meinsamen internationalen Verpflichtun-
gen der Mitgliedstaaten, in erster Linie der 
EMRK ergeben.83 Insofern spricht die A-
genturverfassung auch von einer „engen 
Verbindung“ zwischen Agentur und Char-
ta.84  

Wie sich bereits aus den Ausführungen zu 
den Aufgaben der Agentur ergibt, zeichnet 
sich die Agentur durch eine sehr beschei-
dene vertikale Eingriffstiefe aus. Weder 
kann die Agentur rechtsverbindliche Ent-
scheidungen fällen, noch hat sie sich der 
Verfolgung einzelner Menschenrechtsver-

                                                      
81  Art. 3 Abs. 2 der Verordnung. 
82  Ambivalenter war in dieser Hinsicht der Kom-

missionsvorschlag in seinem Art. 2 Abs. 2 („in 
Nizza proklamierten Charta […] verankert 
sind“). Dies wurde auch als signifikanter nor-
mativer Vorgriff kritisiert; siehe Jan Muck 
Schlichting/Jörg Pietsch, Die Europäische Grun-
drechteagentur, in: EuZW 19 (2005), S. 587-589 
(S. 588). 

83  Vgl. Erläuterung Nr. 2 der Verordnung. Dies 
hat kürzlich auch der Gerichtshof bestätigt. Sie-
he EuGH, Rechtssache C-540/03, Urteil vom 27. 
Juni 2006, Rn. 38. 

84  Vgl. Erläuterung Nr. 9 der Verordnung. 
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letzungen anzunehmen. Was aber den Re-
ferenzrahmen der Agentur angeht, so be-
dingt gerade die Offenheit der Rechtsspre-
chung des EuGH, wie auch die Breite der 
Grundrechtscharta, daß der Agentur in 
horizontaler Hinsicht ein sehr breiter 
Einsatzbereich zukommt: die Agentur 
kann sich mit der gesamten Palette unter-
schiedlichster Grundrechte beschäftigen. In 
dieser Offenheit besteht auch die Gefahr, 
daß sich die Agentur in einem „Alles und 
Nichts“ verzettelt, so daß eine thematische 
Schwerpunktbestimmung notwendig er-
scheint.85 Die Agenturverfassung schränkt 
die horizontale Breite der Agenturzustän-
digkeit nur durch einen (quasi programm-
festen) Schwerpunkt ein: Jeder program-
matische Fünfjahresrahmen der Agentur 
muß „die Bekämpfung von Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit und damit einherge-
hender Intoleranz” einschließen.86 Die Prä-
ambel zur Agenturverfassung spricht in 
diesem Zusammenhang etwas breiter vom 
„Schutz der Rechte der Angehörigen von 
Minderheiten” und der Gleichstellung der 
Geschlechter.87 Dies mag auch die Forde-
rung des Parlamentes widerspiegeln, daß 
auch „die Frage des Schutzes ethnischer 
und nationaler Minderheiten zu den spezi-
fischen Aufgaben der Agentur gehören 
sollte”.88 Insbesondere vor dem Hinter-
grund der Tatsache, daß – erstens – ganz 
Europa vor der großen Kombinationsher-
ausforderung aus Immigration und Inte-
gration steht, daß – zweitens – die Modelle 
der Assimilierung (etwa in Frankreich) 
ebenso wie jene des Multikulturalismus 
                                                      
85  So bereits auch Michael Beis, Establishment of a 

European Agency on Fundamental Rights: Op-
portunities and Challenges, in: EUMAP, online 
unter http://www.eumap.org/journal/ 
features/2005/demodef/beis, Punkt 2.2. (be-
sucht am 15. März 2007). 

86  Art. 5 Abs. 2 lit. b) der Verordnung. 
87  Erwägung Nr. 10 (das „ebenfalls“ ist wohl als 

„jedenfalls“ zu lesen). 
88  Entschließung über die Förderung und den 

Schutz der Grundrechte (Fn. 26), Rn. 40. In der 
Begründung zur Entschließung wird sogar aus-
geführt, daß „sich ein eigener Bereich der Agen-
tur mit der Frage der nationalen Minderheiten 
befassen“ sollte. 

(etwa in Großbritannien) erschreckend 
deutlich gescheitert sind und, daß – drit-
tens – weder der Europarat noch die OSZE 
konzentriertes know-how im Bereich des 
„Diversity Managments“ bereit halten, 
scheint es angebracht, daß sich die Agentur 
besonders all jenen Grundrechtsfragen 
widmet, die für die Integration von Min-
derheiten von unmittelbarer Relevanz 
sind.89  

 

2. Der sachliche Zuständigkeitsbereich 

Die Agentur befaßt sich mit Grundrechts-
fragen nach Maßgabe der im EG-Vertrag 
festgelegten Zuständigkeiten.90 Nach die-
sem sind die Organe der EU schlechthin 
verpflichtet, die Gemeinschaftsgrundrechte 
zu beachten. Für die Mitgliedstaaten gilt 
dies nach ständiger Rechtsprechung des 
EuGH dann, wenn die jeweilige „nationale 
Regelung in den Anwendungsbereich des 
Gemeinschaftsrechts fällt“.91 Diese relativ 
breite Auffangschwelle wurde in der 
Grundrechtscharta scheinbar eingeengt, da 
diese für die Mitgliedstaaten „ausschließ-
lich bei der Durchführung des Rechts der 
Union” gilt.92 Die Agenturverfassung über-
nimmt diese Formulierung und scheint 
damit einen engeren Aufgriffsfilter anzu-
peilen als der Gerichtshof.93 In dieser Dis-
krepanz wurde bereits die Saat für spätere 
„Dissonanzen mit den Mitgliedstaaten“ 
geortet.94 Man wird hier für eine weite Le-
seart optieren müssen. Da die Agentur kei-
nerlei rechtsverbindliche Entscheidungen 

                                                      
89  Siehe Gabriel N. Toggenburg, Who is managing 

ethnic and cultural diversity within the Euro-
pean Condominium? The moments of entry, in-
tegration and preservation, in: JCMS 4 (20005), 
S. 717-737. 

90  Art. 3 Abs. 1 der Verordnung. 
91  Ständige Rechtsprechung; siehe etwa EuGH, 

Rechtssache C-299/95, Urteil vom 29. Mai 1997, 
Friedrich Kremzow, Rn. 15. 

92  Siehe Art. 51 Abs. 1 der Charta. Siehe dazu 
Matthias Ruffert, Die künftige Rolle des EuGH 
im europäischen Grundrechtsschutzsystem, in: 
EuGRZ 2004, S. 466-471. 

93  Art. 3 Abs. 3 der Verordnung. 
94  Schlichting/Pietsch (Fn. 82), S. 589. 
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treffen und keine Rechtsverletzungen der 
Mitgliedstaaten feststellen soll, wäre ein 
Zurückbleiben hinter die Aufgriffspraxis 
des Gerichtshofes systemwidrig. Dies um-
somehr als die Aufgaben der Agentur 
durchaus auch prospektiv verstanden 
werden sollten und deshalb auch dazu 
dienen, mitgliedstaatliche Praktiken zu 
vergleichen, um festzustellen, wo ein ent-
sprechender Handlungsbedarf für die EU 
besteht bzw. sich entwickeln könnte.95 Eine 
solche Herangehensweise wäre unmöglich, 
wenn sich die Agentur nur mit mitglied-
staatlichen Handeln beschäftigen würde, 
daß in konkreter Umsetzung einer existie-
renden gemeinschaftsrechtlicher Norm 
ergeht.  

Fest steht jedenfalls, daß sich die Agentur 
nicht mit mitgliedstaatlichen Handeln und 
Unterlassen beschäftigt, das in keinem Zu-
sammenhang mit gemeinschaftsrechtlichen 
Normen steht. Folgerichtig wird die Agen-
tur auch keinerlei regelmäßige Rolle im 
Sanktionsverfahren gemäß Artikel 7 EU-
Vertrag spielen.96 Diese Beschränkung der 
Agentur auf den gemeinschaftsrechtlichen 
Kontext schränkt auch das Potential für 
Überschneidungen mit dem Europarat si-
gnifikant ein. 

Ebenso klar ist, daß sich die Tätigkeit der 
Agentur (einstweilen) auf die erste Säule 
beschränkt. Allerdings ist der Ausschluß 
der dritten Säule, insbesondere vor dem 
Hintergrund der verschiedenen grund-
rechtsensiblen Maßnahmen in der Anti-
Terrorpolitik, schwer mit der grundsätzli-
chen Zielstellung der Agentur zu vereinba-
ren. Deshalb ist es zu begrüßen, daß sich 

                                                      
95  Dies ist auch die Ansicht des Parlamentes. Siehe 

die Entschließung über die Förderung und den 
Schutz der Grundrechte (Fn. 26), Rn. 43. 

96  Vgl. dazu Art. 4 Abs. 1 lit. e) des Kommissions-
vorschlags, der vorgesehen hatte, daß die Agen-
tur dem Rat im Rahmen des Vorwarnverfahrens 
(Art. 7 Abs. 1 EU) bzw. des Feststellungsverfah-
rens (Art. 7 Abs. 2 EU) fachliche Unterstützung 
gewährt. Daß dies nun nicht mehr vorgesehen 
ist, schließt aber nicht aus – wie der Rat in einer 
separaten Erklärung unterstreicht –, daß der Rat 
die Agentur um Unterstützung bitten kann. 
Siehe Ratsdokument 6166/07, S. 3. 

der Rat darauf einigen konnte, vor dem 31. 
Dezember 2009 neu über die Ausdehnung 
der Agenturzuständigkeit zu verhandeln. 
Ebenso ist zu begrüßen, daß der Rat in ei-
ner Erklärung festhält, daß es den Organen 
der EU freistehe, die Agentur bereits jetzt je 
nach Bedarf und auf freiwilliger Basis auch 
im Bereich der dritten Säule zu konsultie-
ren.97 Diese Öffnungsklausel ermöglicht es 
der Agentur, bis Ende 2009 auf dem politi-
schen Parkett eine Reputation als überzeu-
gendes Kompetenzzentrum auch in Fragen 
der polizeilichen und justitiellen Zusam-
menarbeit im Bereich des Strafrechtes zu 
erwerben.  

Was die juristischen Bedenken gegen eine 
Ausdehnung der Agenturzuständigkeit auf 
die dritte Säule angeht, so können die vor-
gebrachten Argumente nicht überzeugen. 
Zweifellos ist die Union auch im Bereich 
der dritten Säule an das Prinzip der be-
grenzten Einzelermächtigung gebunden.98 
Der EU-Vertrag formuliert aber die Auf-
zählungen der möglichen Vorgehenswei-
sen der Union in den Bereichen der polizei-
lichen wie der justitiellen Zusammenarbeit 
auf bloß demonstrative Weise.99 Daß diese 
beiden Formen der Zusammenarbeit nicht 
auch im Rahmen und mit den Mitteln einer 
Agentur begleitet werden können, ist nicht 
eingängig. Ebenso wenig fundiert ist der 
Einwand des deutschen Bundesrates, daß 
die Zuständigkeit der Agentur an die Zu-
ständigkeit des Gerichtshofs (die ja in der 

                                                      
97  Dazu haben die Niederlande erklärt, daß dies 

der Agentur keinerlei Kompetenzen anwachsen 
ließe (vgl. dazu auch die Erwägung Nr. 32 der 
Verordnung). Italien wiederum unterstreicht in 
diesem Zusammenhang, daß es für eine Aus-
dehnung der Agenturzuständigkeit auf die drit-
te Säule eintrete und die gemeinsame Erklärung 
als ein politisches Versprechen der Mitglied-
staaten wie auch der EU-Organe betrachte, die 
Agentur in der dritten Säule zu Rate zu ziehen. 
Ratsdokument 6166/07, S. 4 und 5. 

98  Vgl. Art. 2 Abs. 2 und Art. 5 EU. 
99  Art. 30 Abs. 1 EU wie auch Art. 31 Abs. 1 EU 

sprechen von „schließt ein“. Die Kommission 
hat ihren Vorschlag für eine Ratsentscheidung 
zur Ausdehnung der Agenturzuständigkeit auf 
die Artikel 30, 31 und 34 Abs. 2 lit. c) EU ge-
stützt. 
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dritten Säule minimal ist) gebunden sei.100 
Auch der Einwand, es fehle im Bereich der 
dritten Säule eine der Artikel 308 EG ver-
gleichbaren Kompetenzergänzungsklausel, 
geht fehl. Schließlich handelt es sich hier 
nicht um die Gründung einer Agentur in 
der dritten Säule, sondern um die Aufga-
benerstreckung einer Agentur der ersten 
Säule (die keinerlei rechtsverbindliche Ent-
scheidungen treffen kann) auf den Bereich 
der dritten Säule. Daß sich eine derartige 
Erstreckung nicht auf die Artikel 30 und 31 
des EU-Vertrages fußen ließe, wurde bis-
lang nicht überzeugend durchargumen-
tiert.  

 

3. Der geographische Zuständigkeitsbe-
reich 

Die Zuständigkeit der Agentur beschränkt 
sich auf das Territorium der EU, sprich auf 
das Territorium der EU-Mitgliedstaaten. 
Auch diese enge geographische Zustän-
digkeit der Agentur beschränkt das Poten-
tial für Überschneidungen mit dem Euro-
parat. Soweit jedoch Drittstaaten als Beob-
achter an der Agentur beteiligt werden, 
kann die Zuständigkeit der Agentur auch 
auf deren Territorium ausgedehnt werden. 
Ein Automatismus zwischen Beteiligung 
und Zuständigkeit besteht jedoch nicht. 

An der Agentur beteiligen können sich in 
erster Linie nur Bewerberländer. Momen-
tan wäre es folglich Kroatien, Mazedonien 
und der Türkei möglich, als Beobachter an 
der Arbeit der Agentur teilzunehmen. Da-
zu bedarf es eines Beschlusses des jeweili-
gen Assoziationsrates „unter Berücksichti-
gung des Status des einzelnen Landes“.101 
Da im Assoziationsrat zwar die Mitglieder 
des Rates (sowie Kommissionsmitglieder 
                                                      
100  Siehe den Beschluß des Bundesrates vom 23. 

September 2005, Drucksache 518/05, S. 5. Die 
Agentur hat keinerlei gerichtliche Funktion und 
fällt keinerlei rechtsverbindliche Entscheidun-
gen. Wenn schon die Agentur mit dem Ge-
richtshof in Beziehung gesetzt wird, dann ließe 
sich höchstens festhalten, daß sich vom Aus-
schluß des Gerichtshofes kein Ausschluß der 
Agentur ableiten läßt. 

101  Art. 28 Abs. 2 der Verordnung. 

und die Mitglieder der Regierung des Be-
werberlandes)102 nicht aber die Agentur 
vertreten sind, hat die Agentur selbst kei-
nen direkten Einfluß auf derartige Ent-
scheidungen. Der Assoziationsrat bestimmt 
auch die Modalitäten der Teilnahme. Je-
denfalls ist für den Bewerberstaat das 
Recht vorzusehen, eine unabhängige Per-
son als Bobachter ohne Stimmrecht in den 
Verwaltungsrat zu entsenden. Auf Be-
schluß des Assoziationsrates ist es möglich, 
die Agentur mit Grundrechtsfragen in dem 
jeweiligen Land zu befassen, „und zwar in 
dem Maße, in dem dies für die schrittweise 
Anpassung des betreffenden Landes an das 
Gemeinschaftsrecht erforderlich ist“.103 Mit 
dieser Beschränkung auf den rechtlichen 
Besitzstand der EU scheinen jene men-
schenrechtliche Bereiche, die keinen ge-
meinschaftsrechtlichen Ankerpunkt haben 
(aber im Beitrittsmonitoring der früheren 
Beitrittskandidaten durchaus eine Rolle 
spielten), wie etwa die Zustände in Ge-
fängnissen, Kinderrechte oder Volksgrup-
penrechte aus dem Mandat der Agentur zu 
fallen.104  

Jenseits der Bewerberländer ist es noch 
möglich, daß der Rat – einstimmig und auf 
Vorschlag der Kommission – beschließt, 
auch jene Länder an der Agentur zu betei-
ligen, die zwar, wie gegenwärtig Albanien, 
noch nicht offizielle Beitrittskandidaten 
sind, aber bereits ein Stabilisierungs- und 
Assozierungsabkommen mit der Europäi-
schen Gemeinschaft abgeschlossen haben. 
Auch in diesem Fall ist es möglich, daß der 
Assoziationsrat die Agentur mit Grund-

                                                      
102  Vgl. etwa Art. 111 Abs. 1 des Stabilisierungs- 

und Assoziationsabkommen mit Kroatien, in 
ABl. L 26 vom 28. Jänner 2005, S. 3-220. 

103  Art. 28 Abs. 2 der Verordnung. 
104  Einen anderen Eindruck vermitteln die Erwä-

gungen, in denen ausgeführt wird, daß die 
Teilnahme der Bewerberländer auch die Wei-
tergabe von Wissen und bewährter Praktiken 
„insbesondere“ (sic) in den Bereichen des Be-
sitzstands fördert. Vgl. dazu Bruno de 
Witte/Gabriel N. Toggenburg, Human Rights and 
membership of the European Union, in: Steve 
Peers/Angela Ward (Hrsg.), The EU Charter of 
Fundamental Rights, 2004, S. 59-82. 



Toggenburg: Die Grundrechteagentur der EU 

 

101 

rechtsfragen in dem jeweiligen Land be-
traut.105  

 

VI. Das institutionelle Umfeld der Agen-
tur und ein Ausblick 

1. Internationale Kooperation und Syner-
gie 

Angesichts der eingangs beschriebenen 
Befürchtungen kann nicht erstaunen, daß 
die Agenturverfassung mehr Nennungen 
des Begriffes „Europarat“ als Seiten ent-
hält.106 Sie spricht von notwendigen „Ver-
fahren zur Gewährleistung der Komple-
mentarität und des Mehrwerts“.107 Dazu 
zählen der regelmäßige Informationsaus-
tausch insbesondere auch mit den „zustän-
digen Gremien des Europarates“108, die 
Verankerung obligatorischer Bestimmun-
gen im Fünfjahresrahmen der Agentur, 
welche die „Komplementarität mit dem 
Mandat anderer Einrichtungen“ gewährlei-
sten sollen109 oder die Querschnittsver-
pflichtung der Agentur, stets „Komple-
mentarität und die bestmögliche Nutzung 
aller Ressourcen sicherzustellen“, indem 
sie immer Informationen und Arbeiten 
anderer Einrichtungen Rechnung trägt.110 
Die Zusammenarbeit mit staatlichen Stel-
len einschließlich der nationalen Men-
schenrechtseinrichtungen, der OSZE, den 
Vereinten Nationen und anderen interna-
tionalen Organisationen hat auf der Grund-
lage eines Regelwerkes zu erfolgen, wel-
ches der Verwaltungsrat auf Vorschlag des 
Direktors erläßt.111  

                                                      
105  Art. 28 Abs. 3 der Verordnung.  
106  Auf den 14 Seiten des entsprechenden Amts-

blattes ist der Begriff 17 mal zu lesen. 
107  Erwägung Nr. 18 der Verordnung. 
108  Art. 4 Abs. 1 lit. a) der Verordnung. 
109  Art. 5 Abs. 2 lit. e) der Verordnung. 
110  Art. 6 Abs. 2 lit. b) der Verordnung. 
111  Allerdings räumt die Agenturverfassung hier 

der Europäischen Kommission ein suspensives 
Veto zur Überprüfung dieser „administrativen 
Modalitäten“ ein. Siehe Art. 8 Abs. 3 der Ver-
ordnung. 

Was den Europarat betrifft, so hat die 
Agentur die „Erkenntnisse und Tätigkeiten 
der Überwachungs- und Kontrolleinrich-
tungen des Europarates und des Europäi-
schen Kommissars für Menschenrechte“ 
nicht nur zur Kenntnis, sondern auch auf 
sie „Bezug“ zu nehmen.112 Als prominente 
Kooperationsscharniere plaziert die Agen-
turverfassung einerseits ein „Abkommen 
mit dem Europarat mit dem Ziel, eine enge 
Zusammenarbeit zwischen diesem und der 
Agentur zu begründen“ sowie andererseits 
die institutionelle Beteiligung des Europa-
rates an der Agentur über die Entsendung 
einer „unabhängigen Persönlichkeit“ zum 
Mitglied des Verwaltungsrates. Diese Per-
son darf auch den Sitzungen des Exekutiv-
ausschusses der Agentur – freilich nicht als 
Mitglied – „beiwohnen“. Diese beiden Me-
chanismen sollen insbesondere helfen, das 
Jahresarbeitsprogramm der Agentur sowie 
die Zusammenarbeit mit der Zivilgesell-
schaft in Synergie zu den Bemühungen des 
Europarates zu gestalten. 113  

Es bleibt abzuwarten, ob und inwieweit 
das von der Gemeinschaft abzuschließende 
Abkommen über das bisherige, rudimentär 
ausfallende Abkommen zur Zusammenar-
beit zwischen Europarat und EUMC hi-
nausgeht.114 Was die formelle Rolle des 
Europarates an der internen Entschei-
dungsfindung anlangt, so fällt diese nicht 
stärker als im Falle des EUMC aus. Die 
formellen Abstimmungsbefugnisse der 
vom Europarat entsandten Persönlichkeit 
sind beschränkt. Sie darf nur bei Abstim-
mungen zur Verabschiedung des Jahresar-
beitsprogrammes, des Jahresberichtes in 
Grundrechtsfragen und des jährlichen Tä-
tigkeitsberichtes sowie bei Benennung und 
Entlassung von Mitgliedern des Wissen-
                                                      
112  Art. 6 Abs. 2 lit. b) der Verordnung. 
113  Art. 9 (Abkommen), Art. 12 Abs. 1 lit. b) (Ver-

waltungsrat) und Art. 13 Abs. 1 (Exekutivaus-
schuss) der Verordnung.  

114  Siehe Abkommen zwischen der EG und dem 
Europarat zur Begründung einer engen Zu-
sammenarbeit zwischen der Beobachtungsstelle 
und dem Europarat gemäß Artikel 7 Absatz 3 
der Verordnung (EG) Nr. 1035/97, in ABl. L 04 
vom 18. Februar 1999, S. 34. 
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schaftlichen Ausschusses teilnehmen.115 
Das realpolitische Gewicht des Europarates 
hängt freilich von der entsandten Person 
ab. Begrüßenswert wäre eine direkte Betei-
ligung des Menschenrechtskommissars an 
der Agentur – ein Vorschlag der bereits 
von Letzterem selbst wie auch im Parla-
ment Unterstützung gefunden hat.116 

Insgesamt ist zu betonen, daß sich seit der 
Gründung des EUMC vor einem Jahrzehnt 
das Verständnis der Notwendigkeit der 
Zusammenarbeit zwischen den Organisa-
tionen deutlich verstärkt hat.117 Im Akti-
onsplan von Warschau haben sich die 
Staats- und Regierungschefs des Europa-
rats im Mai 2005 darauf verständigt, der 
interorganisationellen Kooperation neuen 
Schwung zu verleihen. In den zehn „Leitli-
nien für die Beziehungen zwischen Euro-
parat und Europäischer Union“ wird nicht 
nur für einen baldigen Beitritt der EU zur 
EMRK geworben. Nach Prüfung der jewei-
ligen Kompetenzlage soll auch der Beitritt 
zu anderen Konventionen erfolgen. Insbe-
sondere soll auf größere Komplementarität 
in den Rechtstexten der beiden Organisa-
tionen Bedacht genommen werden. Die 
Europäische Union wird gar dazu aufgeru-
fen, jene Punkte der Konventionen des Eu-
roparates, die ihre Befugnisse betreffen, in 
das Europäische Gemeinschaftsrecht zu 
übernehmen und im Bereich der Men-
schenrechte schlechthin auf die Kompetenz 
des Europarates zurückzugreifen. Vor die-
sem Hintergrund erscheint es nicht abwe-
gig, von der Agentur eine positive Kataly-
satorenrolle in der verstärkten Zusammen-
                                                      
115  Art. 12 Abs. 8 der Verordnung. Vgl. dazu den 

weiteren Art. 8 Abs. 2 der EUMC-Verordnung. 
116  Siehe dazu die Äußerungen des ehemaligen 

Menschenrechtskommissars Gil-Robles bei der 
erwähnten Anhörung im House of Lords, An-
hörungsmitschrift, S. 7. Im Zusammenhang mit 
dem Parlament siehe Änderungsantrag Nr. 31 
in LIBE 2005/0124(CNS) vom 7. Februar 2006. 

117  Siehe dazu näher Gabriel N. Toggenburg, A re-
maining share or a new part? The Union's role 
vis-à-vis minorities after the enlargement dec-
ade, EUI Working Paper 15 (2006), S. 20-25, 
online unter http://cadmus.iue.it/dspace/  
bitstream/1814/4428/1/LAW+2006.15.pdf (be-
sucht am 15. März 2007). 

arbeit zwischen EU und Europarat zu er-
warten. 

 

2. Interne Organisation und Kräftever-
hältnisse 

Was die interne Organisation betrifft, so 
hat die Agentur ihre Aufgaben in „völliger 
Unabhängigkeit“ wahrzunehmen, das 
„größtmögliche Maß an Transparenz“ zu 
gewähren,118 die Einhaltung des gemein-
schaftsrechtlich garantierten Datenschutzes 
sicherzustellen und sich der Aufsicht durch 
den Bürgerbeauftragten zu unterwerfen.119 
Was die Unabhängigkeit der Agentur be-
trifft, muß diese notwendigerweise eine, 
interinstitutionell belastete sein. Die Pro-
grammierungsautonomie der Agentur ist 
eingeschränkt.120 Der programmatische 
Mehrjahresrahmen wird vom Rat auf Vor-
schlag der Kommission und nach Anhö-
rung des Parlamentes angenommen.121 Er 
hat im „Einklang mit den Prioritäten der 
Union“ zu stehen. In diesem Zusammen-
hang ist nicht mehr ausschließlich auf die 
strategischen Ziele der Kommission zu 
                                                      
118  Die Bestimmungen dazu hat der Verwaltungs-

rat bis 1. September 2007 zu erlassen (Art. 17 
Abs. 2 der Verordnung). 

119  Art. 16-19 zur Arbeitsweise der Agentur. 
120  Dies ergibt sich nicht nur aus dem atmosphäri-

schen Bedürfnis, daß sich die Agentur in die 
allgemeine Integrationsstimmung einfügen 
muß („needs to be set in the general mood“, so 
Fonseca in der Anhörungsmitschrift des zitierten 
House of Lords-Bericht, S. 25), sondern aus der 
interinstitutionellen Tatsache, daß die Unab-
hängigkeit der Agentur mit der politischen Zu-
rechenbarkeit ihrer Handlungen in ein Gleich-
gewicht gebracht werden muß.  

121  Nach dem ursprünglichen Kommissionsvor-
schlag hätte der Mehrjahresrahmen von der 
Kommission festgelegt werden sollen (Art. 5 Abs. 
1 des Vorschlages). Der Verfassungsausschuß 
des Parlaments hatte hingegen gefordert, daß 
die Agentur selbst den Mehrjahresrahmen fest-
legt und daß sich die Kommission auch nicht 
zur Geschäftsordnung der Agentur zu äußern 
hat. Siehe Änderungsantrag Nr. 31 bzw. 43 in 
AFCO 2005/0124 (CNS) vom 27. Februar 2006. 
Auch die Forderung, daß das Parlament den 
Mehrjahresrahmen annimmt, blieb erfolglos. 
Siehe Änderungsantrag Nr. 22 in LIBE 
2005/0124 (CNS) vom 7. Februar 2006. 
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achten (wie es noch im Kommissionsvor-
schlag geheißen hatte), sondern insbeson-
dere den Entschließungen des Parlamentes 
und den Schlußfolgerungen des Rates 
Rechnung zu tragen.122 Es ist begrüßens-
wert, daß die Agenturverfassung das Jah-
resarbeitsprogramm der Agentur nicht 
mehr ausdrücklich auf einen „Einklang“ 
mit dem jährlichen Arbeitsprogramm der 
Kommission einschwört und daß der A-
gentur nicht mehr untersagt wird, eine 
„eigene politische Grundrechte-Agenda“ 
zu entwickeln.123 Der jeweilige Auftrags-
stand der Agentur wird sich nicht aus-
schließlich aus dem Mehrjahresprogramm 
erschließen lassen. „Ungeachtet“ des Letz-
teren „kann“ die Agentur nämlich Aufträ-
gen seitens des Parlamentes, des Rates oder 
der Kommission „nach Maßgabe ihrer fi-
nanziellen und personellen Möglichkeiten 
… Folge leisten“.124 In dieser Dienstlei-
stungsfunktion der Agentur könnten sich 
eventuell Spannungsmomente zu ihrem 
Auftrag zur Unabhängigkeit auftun.125  

Um einerseits die angepeilte Netzwerkbil-
dung zu ermöglichen und andererseits ad 
hoc auf breites Fachwissen zurückgreifen 
zu können, sieht die Agenturverfassung 
flexible institutionelle Andockstellen für 
verschiedene Teilhaberkreise vor. Eine An-
dockstelle hin zur Zivilgesellschaft bildet die 
beschriebene Plattform für Grundrechte. 
Eine Andockstelle hin zu den mitgliedstaat-
lichen Verwaltungen bilden hingegen die 
„nationalen Verbindungsbeamten“.126 Die-
se von den einzelnen Mitgliedstaaten be-

                                                      
122  Vgl. Art. 5 Abs. 2 lit c) der Verordnung bzw. des 

Kommissionsvorschlages. 
123  So aber noch der ursprüngliche Kommissions-

vorschlag (siehe Art. 5 Abs. 4 bzw. Erwägung 
Nr. 9). 

124  Art. 5 Abs. 3 i.V.m. Art. 4 Abs. 1 lit. c) und d) 
der Verordnung. 

125  Dem Wortlaut nach ist der Ermessenspielraum 
der Agentur für die Nichtannahme solcher Auf-
träge im Rahmen ihrer Gutachtertätigkeit klei-
ner als im Rahmen ihrer Forschungstätigkeit, 
siehe das „gegebenenfalls“ in Art. 4 Abs. 1 lit. c) 
der Verordnung. 

126  Art. 8 Abs. 1 und Erwägung Nr. 17 der Verord-
nung. 

nannten Figuren stellen die Formalisierung 
einer EUMC-Praxis dar. Unter anderen 
können diese Verbindungsbeamte dem 
Direktor Stellungnahmen zum Entwurf des 
Jahresarbeitsprogramms vorlegen, bevor 
dieser dem Verwaltungsrat unterbreitet 
wird. Umgekehrt übermittelt die Agentur 
ihre wichtigsten Arbeitsdokumente diesen 
Beamten. Wenn auch die Parlamente der 
Mitgliedstaaten nicht Erwähnung finden, 
so wird es sinnvoll sein, wenn die Agentur 
auch zu diesen stehende Kommunikati-
onskanäle legt.127 Eine Andockstelle hin zur 
Welt der Experten könnte die ausdrücklich 
in der Agenturverfassung vorgesehene 
Errichtung und Koordination von „Infor-
mationsnetzen“ bilden. Als ein solches 
Netzwerk ließe sich etwa das im September 
2002 ins Leben gerufene Netzwerk unab-
hängiger Grundrechtsexperten wiederbe-
leben, dessen Mandat im September 2006 
ersatzlos ausgelaufen ist.128 Eine kurz- bis 
mittelfristige Anbindung an Experten läßt 
sich auch über die Bildung von ebenso in 
der Agenturverfassung vorgesehen „Ad-
hoc-Arbeitsgruppen“ erreichen. Schließlich 
ist, als noch loserer institutioneller Adap-
ter, die Organisation von „Sitzungen mit 
externen Experten“ vorgesehen.129 

 

3. Ausblick 

Wie im übrigen Leben ist auch in EU-
Angelegenheiten das Glas entweder halb 
voll oder halb leer. Die Kritik an der Grun-
drechteagentur steht auch dafür, daß die 
einschlägigen Organisationen den Entste-
hungsprozeß intensiv begleitet haben. Und 
wer einen „Wachhund“ forderte, kann mit 

                                                      
127  Vgl. dazu die untergegangene Forderung, na-

tionale Parlamente ausdrücklich zu erwähnen 
und von der Erleichterung der „Entwicklung 
von vergleichenden Gesetzesinitiativen“ zu 
sprechen. Siehe Änderungsantrag Nr. 20 in LI-
BE 2005/0124(CNS) vom 7. Februar 2006. 

128  Hierzu: Wolfgang Heyde, EU-Netzwerk unab-
hängiger Grundrechtsexperten, in: MRM 2006, 
238-242. 

129  Art. 6 Abs. 1 der Verordnung. 
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einem „Pudel“ nicht zufrieden sein.130 Von 
Anbeginn mußte bereits aus juristischen 
Gründen klar sein, daß die Agentur eine 
normativ schwache Einrichtung wird, die 
weder gerichtsähnliche Züge trägt noch in 
sonstiger Weise rechtsverbindliche Ent-
scheidungen trifft. Während diese juristisch 
bedingte Beschränktheit der Agentur 
durchaus auch als Ausdruck einer synerge-
tischen Aufgabenteilung zwischen EU, 
Europarat und Mitgliedstaaten verstanden 
werden kann, nagen hingegen manche rein 
politisch bedingte Beschränkungen der 
Agentur an ihrer Fähigkeit, ihre ureigenen 
Hausaufgaben im EU-internen Bereich er-
füllen zu können. So ist die eingeschränkte 
Rolle der Agentur im Rahmen der EU-
Gesetzgebung bedauernswert. Noch be-
dauernswerter ist der Ausschluß der Zu-
ständigkeit der Agentur für die dritte Säu-
le. Eine solche wäre entscheidend, „um in 
der EU-Politik ein angemessenes Gleich-
gewicht zwischen Freiheit, Sicherheit und 
Recht zu gewährleisten“.131 Wie oben ge-
zeigt, besteht aber durchaus die Möglich-
keit, diese Beschränkungen als Kinder-
krankheiten zu betrachten, die sich unter 
Umständen schneller als erwartet aus-
wachsen könnten.  

Die Ansage, daß ein Europa, das die 
Grundrechte ernst nimmt, gut daran täte, 
seine politische Kultur zu ändern anstatt 
eine neue Agentur zu gründen, geht fehl.132 
Es besteht vielmehr Anlaß zu hoffen, daß 
eine gut geführte EU-Grundrechteagentur 
einen Schwenk hin zu mehr Grundrechts-
bewußtsein auf nationaler wie auf europäi-
scher Ebene herbeiführen kann.133 Nun da 

                                                      
130  “We need a watchdog not a poodle” war etwa 

die Prämisse der europaweit aktiven „Social-
platform“.  

131  So der Europäische Wirtschafts- und Sozialaus-
schuß in seiner Stellungnahme zur Grundrech-
teagentur (Fn. 42), S. 38. 

132  So Tony Bunyan, der Herausgeber von State-
watch. Siehe ders., Does the EU need a “Funda-
mental Rights Agency”?, online unter 
http://www.statewatch.org/news/2005/apr/e
p-hra.pdf (besucht am 15. März 2007). 

133  Das gilt durchaus auch für die 5 konkreten 
Forderungen von Tony Bunyan. 

die Agentur beschlossene Sache ist, bleibt 
zu fordern, daß der Europarat Kooperation 
als zweiseitige Angelegenheit versteht und 
die EU als neuen Tandempartner ent-
deckt.134 Mit der Agenturverfassung liegt 
ein umfassender Auftrag zur Errichtung 
eines multipolaren aber interaktiven und 
integrierten Europäischen Menschenrechts-
raumes auf dem Tisch. Die Agenturleitung 
sollte schnell und proaktiv Kontaktstränge 
in die verschiedensten Richtungen auswer-
fen, um alsbald an einem dichten Netzwerk 
der Netzwerke weben zu können.  

Dabei wird es insbesondere den Mitglied-
staaten und den EU-Institutionen gegen-
über nötig sein, durch unbestrittene Kom-
petenz und eine klare Mission zu überzeu-
gen. In diesem Zusammenhang wäre es 
hilfreich, wenn die Agentur an die allseits 
anerkannte Arbeit des Netzwerkes unab-
hängiger Grundrechtsexperten anknüpft 
und dieses zu seinen zentralen Referenz-
punkt macht.135 Genauso wird es wichtig 
sein, bald klare Schwerpunkte in der Agen-
turarbeit zu setzen und diese in einem 
überzeugenden Leitbild zu kommunizie-
ren.  

 

 

                                                      
134  Die jüngsten EU-Entwicklungen finden sich in 

Gabriel N. Toggenburg, Menschenrechts- und 
Minderheitenschutz in der Europäischen Union, 
in: Werner Weidenfeld (Hrsg.), Europa-
Handbuch, 5. Auflage 2007 (in Druck). 

135  Von einer Integration des Netzwerkes in die 
Agenturstrukturen spricht die Kommission. 
Siehe SEC(2005)849, S. 17. Das Parlament hat 
festgehalten, daß es keinen Widerspruch zwi-
schen einem unabhängigen Expertennetzwerk 
und dessen Integration in die Agentur sieht 
(siehe PE 339.635 vom 25. März 2004, S. 6). 
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I. Einleitung 

 

Der Internationale Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte1 (nachfolgend als 
Zivilpakt bezeichnet) wurde am 16. De-
zember 1966 in New York gemeinsam mit 
dem Internationalen Pakt über wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte2 (Sozial-
pakt) einstimmig verabschiedet.3 Das Fa-
kultativprotokoll4 (FP) wurde gleichzeitig 
mit 66 zu 2 Stimmen, bei 38 Enthaltungen, 
angenommen. Am 23. März 1976 traten 
schließlich der Zivilpakt und das FP inter-
national in Kraft.  

Die Überwachung des Zivilpakts wird ge-
mäß Art. 28 Abs. 15 vom Menschen-
rechtsausschuß6 (nachfolgend: Ausschuß) 

                                                      
1  UNTS Bd. 999, S. 171; BGBl. 1973 II S. 1534. 
2  UNTS Bd. 993, S. 3; BGBl. 1973 II S. 1569. 
3  Res. 2200 A (XXI), UN-Dok. A/6316 (1967), S. 49. 
4  UNTS Bd. 999, S. 302; BGBl. 1992 II S. 1247. 
5  Alle nachfolgend nicht anders bezeichneten Arti-

kel sind solche des Zivilpakts. 
6  Einführend zum Ausschuß und seinen Aufgaben 

siehe z. B. Hüfner/Reuther/Weiß, Menschenrechts-
verletzungen: Was kann ich dagegen tun?, 2. 
Aufl. 2004, S. 63ff.; Klein, Human Rights Commit-
tee, in: H. Volger (Hrsg.), A Concise Encyclope-

wahrgenommen, der aus 18 Mitgliedern 
besteht und seit 1977 agiert.7 Als „Hüter 
des Zivilpaktes“8 nimmt der Ausschuß drei 
verschiedene Verfahren wahr: Er fordert 
nach Art. 40 Staatenberichte an und prüft 
sie (das Staatenberichtsverfahren), er 
nimmt Staatenbeschwerden an (das Staa-
tenbeschwerdeverfahren) und behandelt 
Individualbeschwerden gemäß Art. 1 FP 
(das Individualbeschwerdeverfahren). 

Zudem verabschiedet der Ausschuß zur 
Umsetzung und Konkretisierung der Pakt-
rechte Allgemeine Bemerkungen (General 
Comments) gem. Art. 40 Abs. 4 S. 2.9 Ziel 
dieser nicht rechtsverbindlichen Auslegun-
gen ist, den Paktrechten zur effektiveren 
Durchsetzung in den Vertragsstaaten zu 
verhelfen und als Hilfe bei den Staatenbe-
richten zu dienen.10   

Während das fakultative Staatenbeschwer-
deverfahren nach Art. 41f. bisher keine 
praktische Anwendung fand, erfreut sich 
das Individualbeschwerdeverfahren nach 
dem FP immer größerer Beliebtheit, was 
sich an der erheblich gestiegenen Anzahl 

                                                                               
dia of the United Nations, 2002, S. 229-233, 
Nowak, CCPR Commentary 2. Aufl., 2005, S. 668-
671, jeweils m. w. N. 

7  Dokumente im Internet des UN-Hochkommissa-
riats für Menschenrechte sind abrufbar unter: 
www.ohchr.org/english/bodies/hrc/index.htm. 

8  Herndl, in: UN-Dok. CCPR/C/SR.702 (1987) Rn. 
4: „the Committee’s unique role as the guardian 
of the Covenant“. 

9  Siehe: UN-Dok. HRI/GEN/1/ Rev.7 (2004), S. 
124ff.; weitere Nachweise bei: Schäfer, Bericht ü-
ber die Arbeit des Menschenrechtsausschusses 
der Vereinten Nationen im Jahr 2005 – Teil I, in 
MRM 2006 S. 5-24 Fn. 6. 

10  Nowak, CCPR Commentary 2. Aufl., 2005, S. 748 
Rn. 64. 
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der neu registrierten Fälle nachweisen 
läßt.11 Ausführlich wird auch in diesem 
Jahr in Teil II des Berichtes über die Indivi-
dualbeschwerden informiert, welcher in 
Heft 2 des MenschenRechtsMagazins ge-
druckt wird. 

Dieser Teil des Berichts beschäftigt sich mit 
allgemeinen Ereignissen, die im Jahr 2006 
stattgefunden haben. Hauptaugenmerk 
wird auf das obligatorisch vorgesehene 
Staatenberichtsverfahren nach Art. 40 ge-
richtet. 

 

II. Allgemeines aus 2006 

Im Jahr 2006 erhöhte sich die Anzahl der 
Vertragsparteien zum Zivilpakt auf 160 
Staaten. Andorra, Bahrain, Indonesien, 
Kasachstan, Malediven und Montenegro 
sind dem Zivilpakt als neue Mitglieder im 
Jahre 2006 beigetreten.    Das FP wurde 
nunmehr von 109 Staaten ratifiziert. Hin-
zugekommen sind: Andorra, Malediven, 
Montenegro und die Türkei.    

Das Zweite Fakultativprotokoll zum Inter-
nationalen Pakt über bürgerliche und poli-
tische Rechte zur Abschaffung der Todes-
strafe12 (Zweites FP) zählt nach den Beitrit-
ten Andorras, Montenegros, der Republik 
Moldawiens und der Türkei nunmehr 60 
Parteien. 

Auch im Jahr 2006 kam der Ausschuß wie 
gewohnt zu drei Tagungen zusammen. Die 
86. Tagung fand vom 13. März bis 31. März 
in New York, die 87. vom 10. bis 28. Juli 
und die 88. vom 16. Oktober bis 3. Novem-
ber 2006 jeweils in Genf statt. Am 14. März 
2005 wurde Frau Christine Chanet aus 
Frankreich als Vorsitzende des Ausschus-
ses für 2 Jahre gemäß Artikel 39 Abs. 1 des 
Zivilpaktes gewählt.   

Nachdem im Jahr 2005 die Arbeitsmetho-
den und Verfahren des Ausschusses in 
bezug auf das Individualbeschwerdever-
fahren förmlich geändert worden waren, 
kam es im Jahr 2006 zu keinen weiteren 
                                                      
11  UN-Dok. A/61/40 I (2006), Summary S. 2. 
12  Vom 15. Dezember 1989, UN-Dok. A/RES/44/ 

128 (1989); BGBl. 1992 II S. 391. 

Änderungen der Verfahrensordnung. Im 
Jahr 2005 wurde einerseits eine neue Vor-
schrift in die Verfahrensordnung aufge-
nommen, welche die Befugnisse der nach 
Art. 95 Abs. 1 VerfO errichteten Arbeits-
gruppe für Mitteilungen (Working Group 
on Communications) stärkt. Andererseits 
können Beschwerden auch für unzulässig 
erklärt werden, wenn die Arbeitsgruppe 
aus mindestens fünf Mitgliedern besteht 
und die Entscheidung einstimmig ergeht 
(neuer Abs. 3 des Art. 93 VerfO), wobei die 
abschließende Entscheidung aber nach wie 
vor durch das Plenum getroffen wird.13  

Wie auch schon im Jahr zuvor wurden im 
Jahr 2006 keine neuen Allgemeinen Bemer-
kungen verabschiedet. Der Ausschuß setz-
te die Diskussion zu dem von Walter Kälin 
eingebrachten Entwurf zu Art. 14 (Recht 
auf faires Verfahren) fort.14 Ersetzt  werden 
soll, nach Verabschiedung dieser Allge-
meinen Bemerkung Nr. 32, die bisherige 
Allgemeine Bemerkung zu Art. 14 aus dem 
Jahre 198415.   

Im Jahr 2006 prüfte der Ausschuß zahlrei-
che Individualbeschwerden auf ihre Zuläs-
sigkeit und gegebenenfalls Begründetheit 
hin und verabschiedete dazu seine Auffas-
sungen.16  

Darüber hinaus erschien im Jahr 2006 ein 
weiterer Band (7) der Sammlung der Ent-
scheidungen des Ausschusses (Selected 
Decisions of the Human Rights Committee 
under the Optional Protocol), welcher die 
Zeit von der 66. (Juli 1999) bis zur 74. Ta-
gung (März 2002) abdeckt.17 

                                                      
13  UN-Dok. A/60/40 I (2005), Nr. 109, ausführlich 

dazu: Schäfer, Bericht über die Arbeit des Men-
schenrechtsausschusses der Vereinten Nationen 
im Jahr 2005 – Teil I, in MRM 2006 S. 5-24 (6). 

14  UN-Dok. CCPR/C/83/CRP.4 u. Rev.1 (2005), 
UN-Dok. CCPR/C/SR.2416. 

15  General Comment No. 13: Article 14 (Admini-
stration of Justice), siehe: UN-Dok. HRI/GEN/1/ 
Rev.7 (2004), 

16  Ausführliche Informationen in Teil II dieses 
Berichts in: MRM Heft 2/2007. 

17  Selected Decision of Human Rights Committee 
under the Optional Protocol, Vol. 7, 2006 = UN-
Dok. CCPR/C/OP/7 (2006), als pdf-Datei ver-
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Während der 86.-88. Sitzung untersuchte 
der Ausschuß die Umsetzung der Pakt-
rechte in 8 Vertragsstaaten und verab-
schiedete nach Vorlage der jeweiligen Staa-
tenberichte seine Abschließenden Bemer-
kungen, die unter IV. ausführlich bespro-
chen werden. Während der 86. Sitzung 
wurden zudem die Abschließenden Be-
merkungen zum 2. periodischen Bericht  
der Volksrepublik China zu Hongkong 
verabschiedet. Der Ausschuß untersuchte 
in der 87. Sitzung die Situation der bürger-
lichen und politischen Rechte im Kosovo, 
nachdem die United Nations Interim Ad-
ministration Mission in Kosovo (UNMIK) 
ihren angeforderten Bericht abgegeben 
hatte und erließ auch hierzu Abschließende 
Bemerkungen. 

Im Jahr 2006 reichten die Ukraine den 
sechsten periodischen Bericht,18 Sambia 
den dritten periodischen Bericht,19 Chile 
den fünften periodischen Bericht,20 Barba-
dos den dritten periodischen Bericht,21 
Österreich den vierten periodischen Be-
richt22 und die Tschechische Republik den 
zweiten periodischen Staatenbericht23 ein. 
Die Staatenberichte wurden auch diesmal 
mit teilweise erheblicher Verspätung abge-
liefert. Besondere Erwähnung verdient 
dabei Barbados, dessen dritter Staatenbe-
richt zum April 1991 einzureichen war. Der 
vom Ausschuß in der 81. Tagung verlang-
te24 und später noch einmal gesondert ein-
geforderte25 Bericht der United Nations 

                                                                               
fügbar unter: www.ohchr.org/english/about/ 
publications/docs/sdecisions-vol7_E.pdf. 

18  UN-Dok. CCPR/C/UKR/6 (2006). 
19  UN-Dok. CCPR/C/ZMB/3 (2006). 
20  UN-Dok. CCPR/C/CHL/5 (2006). 
21  UN-Dok. CCPR/C/BRB/3 (2006). 
22  UN-Dok. CCPR/C/AUT/4 (2006). 
23  UN-Dok. CCPR/C/CZE/2 (2006). 
24  UN-Dok. CCPR/CO/81/SEMO (2004), Nr. 3. 

Hierzu Schulz, Bericht über die Arbeit des Men-
schenrechtsausschusses der Vereinten Nationen 
im Jahr 2004 – Teil I, in: MRM 2005, S. 5-24 (21). 

25  Siehe: UN-Dok. A/60/40 I (2005), Nr. 76; Schäfer, 
Bericht über die Arbeit des Menschenrechtsaus-
schusses der Vereinten Nationen im Jahr 2005 – 
Teil I, in MRM 2006 S. 5-24 (7f.). 

Interim Administration Mission (UNMIK) 
zum Kosovo wurde im Frühjahr 2006 ein-
gesandt.  

Nachdem dem Ausschuß der dritte peri-
odische Bericht Barbados vorlag, forderte 
er von dem Vertragsstaat in einer List of 
Issues26 während der 88. Sitzung am 22. 
November 2006 zusätzliche Informationen 
an. Beantwortet werden sollen Fragen zu 
den folgenden Punkten: der Geltendma-
chung von Paktrechten vor Gerichten, der 
Rolle des Ombudsmannes, der obligatori-
schen Todesstrafe, die Umsetzung nicht 
diskriminierender Maßnahmen gegenüber 
Personen mit Behinderungen, der Miß-
handlung und grundlegender Rechte Ge-
fangener, der sexuellen Ausbeutung Min-
derjähriger und bezüglich des Mindestal-
ters der Strafbarkeit von Kindern.    

Der Ausschuß hat nach Erhalt des dritten 
periodischen Berichts Sambias während 
der 88. Sitzung am 27. November 2006 eine 
List of Issues27 verabschiedet, die dem Ver-
tragsstaat zugesandt wurde. Bevor die Ab-
schließenden Bemerkungen beschlossen 
werden, hat sich Sambia über eine Reihe 
von Anfragen zu der Verwirklichung der 
Paktrechte zu äußern. Es werden u. a. In-
formationen zum Rang der Paktrechte im 
Vergleich zum nationalen Recht, zu der 
Harmonisierung der Verfassung mit den 
Paktrechten, zu den ergriffenen Maßnah-
men bezüglich der Bekämpfung von sexu-
ellem Mißbrauch an Frauen, zu der Frage 
der Gleichberechtigung, zu der Abschaf-
fung der Todesstrafe, zu der Medienfrei-
heit und zu der strafrechtlichen Verantwor-
tung von Kindern ab dem Alter von 8 (sic!) 
Jahren angefordert. 

Während der 88. Sitzung wurde am 13. 
Dezember 2006 auch zu dem fünften peri-
odischen Bericht von Chile eine List of Is-
sues verabschiedet.28 Der Vertragsstaat 
wird aufgefordert, dem Ausschuß Informa-
tionen zu den konkreten Umsetzungsbe-
mühungen der Abschließenden Bemer-

                                                      
26  UN-Dok. CCPR/C/BRB/Q/3 (2006). 
27  UN-Dok. CCPR/C/ZMB/Q/3 (2006). 
28  UN-Dok. CCPR/C/CHL/Q/5 (2006). 
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kungen zu dem vierten periodischen Be-
richt29, zu den Anklagen gegenüber der 
Mapuche-Gemeinschaft, zu den Maßnah-
men zur Verhinderung sexueller Diskrimi-
nierung, zu einer möglichen Ausnahme der 
Strafverfolgung von Frauen, die Abtrei-
bungen vorgenommen haben, zu den Be-
dingungen in chilenischen Gefängnissen 
und  zu dem Wahlsystem zu unterbreiten. 

Als letzter Punkt ist hervorzuheben, daß 
die Idee der Errichtung eines vereinten 
ständigen Vertragsorgans („unified stan-
ding treaty body“) während der 87. Sit-
zung vorangetrieben wurde: Um weiterge-
hende Fortschritte zu erzielen, wurde eine 
Arbeitsgruppe gebildet, die dem Ausschuß 
konkrete Vorschläge zur Errichtung unter-
breiten soll.30 

 

III. Das Staatenberichtsverfahren 

Alle Vertragsstaaten werden gemäß Art. 40 
dazu verpflichtet, im Rahmen des Staaten-
berichtsverfahrens dem Ausschuß Berichte 
über die Umsetzung der im Zivilpakt statu-
ierten Menschenrechte vorzulegen. Der so 
genannte Erstbericht (initial report) hinsicht-
lich der Verwirklichung der im Pakt garan-
tierten Rechte ist gemäß Art. 40 Abs. 1 a) 
innerhalb eines Jahres seit Inkrafttreten des 
Paktes in dem jeweiligen Staat zu unter-
breiten. Der Ausschuß legt danach das Ein-
reichungsdatum für die periodischen Fol-
geberichte (periodic reports) in Eigenregie 
fest.31 Nachdem der Staatenbericht durch 
                                                      
29  UN-Dok. CCPR/C/79/Add.104 (1999). 
30  UN-Dok. A/61/40 I (2006) Nr. 23. 
31  Ausführliche Regelungen zu diesem Verfahren 

finden sich in Art. 66ff. der Verfahrensordnung 
des Menschenrechtsausschusses (nachfolgend: 
VerfO), UN-Dok. CCPR/C/3/Rev.8 (2005) und 
den Consolidated Guidelines for State Reports 
Under the International Covenant on Civil and 
Political Rights, UN-Dok. CCPR/C/66/GUI/ 
Rev.2 (2001); General Comment No. 2: Reporting 
Guidelines und General Comment No. 30: Re-
porting Obligations of States Parties under Arti-
cle 40 of the Covenant, UN-Dok. HRI/GEN/1/ 
Rev.7 (2004), S. 125f. u. 191f.; Klein, The Reporting 
System under the International Covenant on 
Civil and Political Rights, in: ders. (Hrsg.), The 
Monitoring System of Human Rights Treaty Ob-
ligation, 1998, S. 17-29. 

die Vertragspartei eingereicht wurde, prüft 
der Ausschuß diese, übersendet hierzu 
dem Vertragsstaat eine „List of Issues“, in 
der vom Vertragsstaat weitere Informatio-
nen eingefordert werden und erörtert den 
Bericht anhand der Fragen aus dieser „List 
of Issues“ im Dialog mit der jeweiligen Staa-
tendelegation.  

Die Ergebnisse dieser Erörterungen wur-
den in den Abschließenden Bemerkungen 
(„Concluding Observations“) des Aus-
schusses veröffentlicht. Darin finden sich 
sowohl positive als auch negative Punkte 
zu der Umsetzung der Menschenrechte in 
dem jeweiligen Vertragsstaat, und es wer-
den konkrete Empfehlungen abgegeben, 
wie bestehende Mißstände beseitigt wer-
den können. 

 

In den Jahren 2001 und 2002 wurde zusätz-
lich zu den Abschließenden Bemerkungen 
ein Follow-up-Verfahren eingeführt,32 in 
dem der Dialog mit den Vertragsstaaten 
auch nach Abschluß des Berichtverfahrens 
fortgeführt wird. Die Vertragsstaaten wer-
den am Ende der Abschließenden Bemer-
kungen dazu aufgefordert, innerhalb einer 
vorgeschriebenen Frist (in der Regel inner-
halb eines Jahres) zu besonders wichtigen 
Punkten Informationen zu unterbreiten. 

Um eine effektive Durchführung des Fol-
low-up-Verfahrens zu gewährleisten, wird 
ein Sonderberichterstatter (Special Rappor-
teur for Follow-up on Concluding Observa-
tions) ernannt,33 der den Kontakt zu den 
Vertragsstaaten nach den Abschließenden 
Bemerkungen aufrechterhält und Vor-
schläge zu der weiteren Vorgehensweise 
unterbreitet.   
                                                      
32  Siehe UN-Dok. A/56/40 I (2001), Nr. 53 u. 62; die 

geänderten Consolidated Guidelines for State 
Reports, die abgeänderte VerfO sowie General 
Comment No. 30, UN-Dok. A/56/40 I (2001), 
Annex III. A, B u. Annex VI; UN-Dok. A/57/40 I 
(2002), Nr. 55f. u. Annex III. A u. B. Weitere 
Nachweise bei: Schäfer, Bericht über die Arbeit 
des Menschenrechtsausschusses der Vereinten 
Nationen im Jahr 2005 – Teil I, in MRM 2006 S. 5-
24 (Fn. 28, 29). 

33  Dies ist gegenwärtig Mr. Rafael Rivas Posada, UN-
Dok. A/61/40 I (2006) Nr. 11. 
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Zeitgleich wurde die Möglichkeit zur 
Überprüfung der Verwirklichung der Men-
schenrechte in Staaten eingeführt, die die 
Staatenberichte trotz Abmahnungen nicht 
unterbreiten und sich so dem Überwa-
chungsverfahren bisher entziehen konn-
ten.34 Während der 86. Sitzung machte der 
Ausschuß davon Gebrauch und überprüfte 
bei Anwesenheit einer Staatendelegation 
die Menschenrechtsumsetzung in St. Vin-
cent und die Grenadinen,35 da der zweite 
periodische Bericht, der zum 31. Oktober 
1991 fällig war, nicht vorlag. Es wurde ein 
vorläufiger Bericht an den Vertragsstaat 
übersandt.36 Da es Ruanda bis zur 87. Sit-
zung des Ausschusses versäumte, den drit-
ten periodischen Bericht, welcher zum 10. 
April 1992 einzureichen war, vorzulegen, 
wurde auch in diesem Fall ein vorläufiger 
Bericht an den Vertragsstaat gesendet.37 
Zudem sollte während der 88. Sitzung die 
Umsetzung der Paktrechte in San Marino 
untersucht werden. Dies wurde vom Aus-
schuß verschoben, da San Marino die Ein-
reichung des zweiten periodischen Be-
richts, der zum 17. Januar 1992 fällig war, 
in Aussicht stellte.38       

 

IV. Die Abschließenden Bemerkungen zu 
den einzelnen Staatenberichten 

Im Folgenden wird auf die Abschließenden 
Bemerkungen des Ausschusses aus dem 
Jahr 2006 zu den zuvor eingelegten Staa-
tenberichten eingegangen. Es muß eine 
Beschränkung auf ausgewählte Gesichts-
punkte erfolgen, da eine umfassende Ana-
lyse auf Grund des Umfangs den Rahmen 
dieses Beitrages sprengen würde. Besonde-
res Augenmerk ist daher auf diejenigen 
Aspekte zu richten, zu denen der Aus-
schuß jeweils einen gesonderten Bericht 

                                                      
34  Siehe Art. 70 VerfO (Art. 69 A a. F.); General 

Comment No. 30 (Fn. 31), Nr. 4. 
35  UN-Dok. A/61/40 I (2006) Nr. 58. 
36  UN-Dok. CCPR/C/VCT/Q/3. 
37  UN-Dok. A/61/40 I (2006) Nr. 59; UN-Dok. 

CCPR/C/RWA/Q/3.  
38  UN-Dok. A/61/40 I (2006) Nr. 58. 

nach Art. 71 Abs. 5 VerfO vorab angefor-
dert hatte. 

 

– 86. Tagung – 

Hongkong 

Der zweite periodische Bericht der Volks-
republik China zu Hongkong39 stand bei 
dem 2350. und 2351. Treffen am 20. und 21. 
März 200640 auf der Tagesordnung. Dieser 
Bericht ist der zweite Bericht seit der Rück-
gabe Hongkongs an die Volksrepublik 
China am 1. Juli 1997. Der Ausschuß verab-
schiedete am 30. März 200641 seine Ab-
schließenden Bemerkungen42, worin posi-
tiv hervorgehoben wurde, daß Initiativen 
ergriffen wurden, die den Bedürfnissen 
ethnischer Minderheiten entgegenkom-
men, wie z.B. die Finanzierung kommuna-
ler Projekte oder die Gründung des Ethnic 
Minorities Forum. Zudem begrüßt der 
Ausschuß die Initiative der Vertragspartei, 
welche die Nichtdiskriminierung wegen 
jeglicher sexueller Orientierung unter-
stützt, sowie die unternommenen Maß-
nahmen gegen das Bestehen häuslicher 
Gewalt. Innerhalb eines Jahres sind dem 
Ausschuß vorab Informationen zu den 
Punkten 9, 13, 15 und 18 (siehe nachfol-
gend) zu unterbreiten. Der dritte periodi-
sche Bericht ist im Jahre 2010 einzureichen.        

Der Ausschuß zeigt sich weiterhin besorgt, 
daß Untersuchungen zu polizeilichen Ver-
fehlungen nach wie vor durch die Polizei 
in Form des Complaints Against Police 
Office (CAPO) durchgeführt werden, wäh-
rend die unabhängige Einrichtung des In-
dependent Police Complaints Council 
(IPCC) nicht mit den Machtinstrumenten 
ausgestattet ist, sowohl angemessene und 
effektive Untersuchungen von Beschwer-
den auszuführen, als auch die von ihr ab-
gegebenen Empfehlungen entsprechend in 
die Praxis umzusetzen. Der Ausschuß for-
dert Hongkong unter Punkt 9 dazu auf, 

                                                      
39  UN-Dok. CCPR/C/HKG/2005/2. 
40  UN-Dok. CCPR/C/SR.2350-2351 (2006). 
41  UN-Dok. CCPR/C/SR.2364 (2006). 
42  UN-Dok. CCPR/C/HKG/CO/2 (2006). 
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sicherzustellen, daß die Untersuchungen 
gegen die Polizei von einer unabhängigen 
Behörde ausgeführt werden und die dar-
aufhin von dieser Behörde getroffenen Ent-
scheidungen Bindungswirkung gegenüber 
den entsprechenden Autoritäten entfalten. 

Unter Punkt 13 fordert der Ausschuß 
Hongkong dazu auf, die notwendigen 
Schritte einzuleiten, um zu verhindern, daß 
weiterhin Journalisten schikaniert werden. 
Diese Schikanierungen als Einschränkun-
gen der Pressefreiheit treten häufig in Ver-
bindung mit politischen Zusammenhängen 
auf (Art. 19). Es ist den Medienmitarbeitern 
eine unabhängige und freie Arbeit ohne 
staatliche Einflußnahme zu gewährleisten. 

Darüber hinaus zeigt sich der Ausschuß 
besorgt über die Trennung von Familien 
und darüber, daß Familienmitglieder, um 
die Trennung zu vermeiden, oftmals nur 
einen illegalen Aufenthaltsstatus „wählen“ 
können. Dies sind Folgen des Bleiberechts 
und der Aufenthaltspolitik auf dem Gebiet 
von Hongkong. In einigen Fällen wurden 
in die Volksrepublik China ausgewiesene 
Familienmitglieder nicht einmal mit Er-
laubnissen ausgestattet, die ihnen Besuche 
nach Hongkong ermöglichen. In diesem 
Zusammenhang weist der Ausschuß dar-
auf hin, daß Hongkong bei der Gestaltung 
und Umsetzung des Bleiberechts die Pakt-
rechte in bezug auf den Schutz der Familie 
und der Kinder (Art. 23, 24) beachten muß. 

Unter Punkt 18 wird darauf hingewiesen, 
daß der Ausschuß bereits in den Abschlie-
ßenden Bemerkungen zum vierten periodi-
schen Bericht des Vereinigten Königreichs 
von Großbritannien und Nordirland zu 
Hongkong43 Bezug zu den Voraussetzun-
gen des Vorbehalts, daß auf dem Gebiet 
Hongkongs eine gewählte gesetzgebende 
Körperschaft entbehrlich sei, nahm. Der 
Ausschuß war bereits zu diesem Zeitpunkt 
der Ansicht, daß die Wahl des gesetzge-
benden Rates in Übereinstimmung mit den 
Voraussetzungen des Art. 25 zu erfolgen 
habe, sobald dieser errichtet werden soll. 
Schon damals kritisierte der Ausschuß die 
fehlende Konformität des Wahlsystems mit 
                                                      
43  UN-Dok. CCPR/C/79/Add.57. 

den Anforderungen aus Art. 2 Abs. 1, 25, 
26. In den Abschließenden Bemerkungen 
zum ersten periodischen Bericht der Volks-
republik China zu Hongkong44 wurde die-
se Kritik erneuert. Eine Änderung ist bisher 
nicht zu verzeichnen. Der Ausschuß be-
mängelt des weiteren die fehlende Umset-
zung der zu gewährleistenden Paktrechte 
(insbesondere Art. 2, 25, 26) bei der Aus-
führung der grundrechtlichen Interpretati-
on des Wahlrechts und von Staatsangele-
genheiten. Daher sollten alle Maßnahmen 
unternommen werden, die eine allgemeine 
und gleiche Wahl der gesetzgebenden 
Körperschaft ermöglichen. Der Ausschuß 
erinnert in diesem Zusammenhang daran, 
daß sichergestellt werden müsse, daß die 
Interpretation der nationalen  Grundrechte 
in Übereinstimmung mit den Paktrechten 
erfolgen soll.                      

Darüber hinaus zeigt sich der Ausschuß 
über die geringe Machtausstattung des 
Ombudsmannes besorgt, dem auch eine 
Aufsicht über die Polizei verwehrt wird. 
Weitere Themen, die in den Abschließen-
den Bemerkungen kritisch angeführt wer-
den, sind u. a. der fehlende Rechtsschutz 
von Personen, die in Gebiete deportiert 
werden, in denen schwere Menschen-
rechtsverletzungen begangen werden; die 
bestehenden Kontaktschwierigkeiten aus-
gewiesener inhaftierter Personen mit ihren 
Familien in Hongkong (Art. 10); die zu 
weite Definition von Landesverrat und 
Staatsgefährdung (Art. 19, 21, 22). 

 

Kongo 

Der dritte periodische Bericht der Demo-
kratischen Republik Kongo45 wurde vom 
Ausschuß am 15. und 16. März 2006 bera-
ten.46 Die Abschließenden Bemerkungen47 
wurden am 24. März 2006 verabschiedet48 
und der Ausschuß setzte den Termin zur 

                                                      
44  UN-Dok . CCPR/C/79/Add. 117. 
45  UN-Dok. CCPR/C/COD/2005/3. 
46  UN-Dok. CCPR/C/SR.2344 und 2345 (2006). 
47  UN-Dok. CCPR/C/COD/ CO/3 (2006). 
48  UN-Dok. CCPR/C/SR.2358 (2006). 
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Abgabe des nächsten periodischen Berichts 
auf den 1. April 2009 fest, des weiteren ist 
innerhalb eines Jahres nach Erlaß der Ab-
schließenden Bemerkungen der Bericht 
nach Art. 71 Abs. 5 VerfO einzureichen. 
Kongo hat in dem Bericht nach Art. 71 Abs. 
5 VerfO über die Umsetzung der Empfeh-
lungen Punkte 9, 10, 15 und 24 der Ab-
schließenden Bemerkungen zu unterrich-
ten. 

Der Ausschuß zeigt sich unter Punkt 9 be-
sorgt, daß der Vertragsstaat weiterhin ver-
säumt, auf die mehrfach geäußerten Emp-
fehlungen,49 wie der Zivilpakt und das Fa-
kultativprotokoll effektiv umgesetzt wer-
den sollen, einzugehen. Die Vertragspartei 
soll so schnell wie möglich den Empfeh-
lungen nachkommen und einen Bericht 
einreichen, der darstellt, wie die Umset-
zung erfolgte. Des weiteren sollten mögli-
che Wege diskutiert werden, wie die Emp-
fehlungen des Ausschusses implementiert 
werden können. Dies müsse unter dem 
Gesichtspunkt einer effektiveren Koopera-
tion mit dem Ausschuß erfolgen. 

Darüber hinaus betrachtet der Ausschuß in 
Punkt 10 die noch immer weitverbreiteten 
schweren Menschenrechtsverletzungen auf 
dem Gebiet der Demokratischen Republik 
Kongo mit Sorge, bei denen sogar teilweise 
die Täter bekannt sind. Der Ausschuß emp-
fiehlt dem Vertragsstaat diesbezüglich, alle 
angemessenen Maßnahmen zu ergreifen, 
die gewährleisten, daß jegliche Menschen-
rechtsverletzungen untersucht werden. Es 
ist sicherzustellen, daß Anklage gegenüber 
demjenigen erhoben wird, der die  Men-
schenrechtsverletzung zu verantworten hat 
und eine zu der Straftat angemessene Ver-
urteilung erfolgt. 

Unter Punkt 15 der Abschließenden Be-
merkungen beklagt der Ausschuß die häu-
fig vorkommenden Verschleppungen und 
Hinrichtungen durch bewaffnete Gruppen, 
                                                      
49  Empfehlungen in: Communication No. 366/1989 

(Kanana) = UN-Dok. CCPR/C/49/D/366/1989; 
Communication No. 542/1993 (N’Goya) = UN-
Dok. CCPR/C/56/D/542/1993; Communication 
No. 641/1995 (Gedumbe) = UN-Dok. CCPR/C/ 
75/D/641/1995; Communication No. 962/2001 
(Mulezi) = UN-Dok. CCPR/C/81/D/962/2001. 

die das gesamte Staatsgebiet betreffen. Der 
Vertragspartei wird angeraten, Untersu-
chungen einzuleiten, die berichtete Ver-
schleppungen und Hinrichtungen überprü-
fen. Der Vertragsstaat hat sicherzustellen, 
daß die Verantwortlichen einem Gerichts-
verfahren zugeführt und verurteilt werden, 
sowie den Opfern oder deren Familien an-
gemessene Reparationen zu gewähren 
(Art. 6, 7 und 9). 

Letztlich soll vorab darüber berichtet wer-
den, wie der Vertragsstaat die Betreuung 
der Waisenkinder verbessert und sicher-
stellt, daß diejenigen Personen verurteilt 
werden, die eines Mißbrauchs schuldig 
sind. Der Ausschuß stellt diesbezüglich 
fest, daß tausende von Straßenkindern, 
deren Eltern durch AIDS oder bewaffnete 
Konflikte getötet wurden, häufig Opfer von 
gewalttätigen Handlungen durch die Poli-
zei sind oder sexuell mißhandelt werden 
(Art. 24).  

Weitere Gesichtspunkte, die dem Aus-
schuß Anlaß zur Besorgnis und kritischen 
Stellungnahme geben, sind: die Diskrimi-
nierung von Frauen auf dem Gebiet der 
Bildung und der Gleichberechtigung in der 
Ehe, der Zugang für Frauen zu Politik und 
Justiz sowie die bestehende Praxis von 
Zwangsehen (mit Blick auf Art. 3, 25 und 
26); die große Anzahl von Vergewaltigun-
gen und sexuellem Mißbrauch insbesonde-
re in Kriegsgebieten; die häusliche Gewalt 
und das Fehlen von Rechtsgrundlagen zu 
ihrer Bekämpfung; die hohe Säuglings-
sterblichkeitsrate, die durch schlechten 
Zugang zur allgemeinen Gesundheitsver-
sorgung und mit geringer Bildung zu er-
klären ist ( Art. 6); die fehlende Definition 
von Folter im Strafgesetzbuch, trotz der 
vielen Folterhandlungen durch Polizei, 
Mitglieder des Geheimdienstes und be-
waffneter Gruppen sowie Rebellen (Art. 7); 
die Ausführungen der Todesstrafe (Art. 6 
Abs. 2); der Kinderhandel, insbesondere 
die Zwangsrekrutierungen als Kindersol-
daten (Art. 8); das Bestehen von unautori-
sierten Gefängnissen der Geheimdienste, in 
denen den Häftlingen die Konsultation 
eines Rechtsanwalts und der Familie ver-
wehrt wird (Art. 9); die Überbelegung in 
Gefängnissen und die nicht akzeptablen 
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hygienischen Bedingungen (Art. 10 Abs. 1); 
das Bestehen von Militärgerichten, die kei-
ne Gewähr für ein faires Verfahren bieten 
(Art. 14); die Einschränkungen der Presse-
freiheit (Art. 19).      

 

Norwegen 

Über den fünften periodischen Bericht Nor-
wegens,50 der entgegen der Praxis der 
meisten Paktstaaten pünktlich eingereicht 
wurde, beriet vom Ausschuß am 14. März 
2006.51 Die Abschließenden Bemerkungen52 
hierzu wurden am 24. März 2006 verab-
schiedet.53 Ein Follow-up-Verfahren wurde 
nicht eingeleitet, so daß eine Stellungnah-
me erst wieder mit der Einreichung des 
nächsten periodischen Berichts zum Okto-
ber 2009 zu erfolgen hat. Schon darin ist 
deutlich erkennbar, daß der Ausschuß kei-
ne erheblichen Defizite Norwegens feststel-
len konnte, was die Achtung und Umset-
zung der Paktrechte betrifft.   

Der Ausschuß begrüßt insbesondere die 
umfangreichen Aktivitäten der Gesetzge-
bung auf dem Gebiet des Menschenrecht-
schutzes, etwa die Zusätze zur Strafpro-
zeßordnung, die eine Verkürzung der Ver-
fahrensdauer anstreben, sowie die Rege-
lungen der Wiederaufnahme, die eine sol-
che aufgrund einer Entscheidung einer 
internationalen Organisation ermöglichen. 
Hinzu kommen Reformen auf dem Gebiet 
der geschlechtlichen Gleichstellung, sowie 
das Inkrafttreten des neuen Antidiskrimi-
nierungsgesetzes und die Errichtung einer 
Beschwerdekommission und eines Anti-
diskriminierungstribunals. Positiv heraus-
gehoben wird zudem die unverzügliche 
Reaktion der Vertragspartei auf die von 
dem Ausschuß festgestellte Verletzung der 
Religionsfreiheit. Das Bildungsgesetz wur-
de daraufhin mit entsprechenden Zusätzen 
versehen. 

                                                      
50  UN-Dok. CCPR/C/NOR/2004/5. 
51  UN-Dok. CCPR/C/SR.2342 und 2343 (2006). 
52  UN-Dok. CCPR/C/NOR/CO/5 (2006). 
53  UN-Dok. CCPR/C/SR.2358 (2006). 

Der Ausschuß bedauert die Aufrechterhal-
tung der Vorbehalte Norwegens zu Art. 10 
Abs. 2 (b) und 3, Art. 14 und Art. 20 Abs. 1 
des Zivilpaktes. In diesem Zusammenhang 
wird eine weitere Überprüfung seitens des 
Ausschusses angeregt, welche durchleuch-
ten soll, ob die Aufgabe einzelner Vorbe-
halte in Betracht gezogen werden könne. 
Zudem besteht Besorgnis, daß die Straf-
barkeit wegen Terrorismus in Art. 147b des 
Strafgesetzbuches zu weitgefaßt sein kön-
ne. Norwegen müsse sicherstellen, daß eine 
strafrechtliche Verfolgung wegen Terro-
rismus nur in schweren Fällen erfolgen 
dürfe.  

Unter Punkt 10 stellt der Ausschuß fest, 
daß trotz der gesetzlichen Vorgaben des 
Vertragsstaates ein anhaltendes Aufkom-
men an häuslicher Gewalt besteht. Diesbe-
zügliche Statistiken existieren bisher nicht. 
Der Ausschuß empfiehlt Norwegen Maß-
nahmen zu ergreifen, um häusliche Gewalt 
zu verhindern und verläßliche statistische 
Angaben zu erheben. 

Andere Themen, die in den Abschließen-
den Bemerkungen vom Ausschuß ange-
sprochen wurden, sind: Bedenken gegen 
die Zurückweisung von Asylsuchenden, 
wenn vom Vertragsstaat angenommen 
wird, daß in einzelnen Teilen des Heimat-
staates Schutz gewährleistet werden könne, 
selbst wenn anderslautende Empfehlungen 
durch das Flüchtlingshochkommissariat 
der Vereinten Nationen ausgesprochen 
wurden (Art. 6, 7); das Bestehen von Men-
schenhandel (Art. 7, 8); überlange Untersu-
chungshaft (Art. 9); diskriminierende Un-
tersuchungen durch die Polizei basierend 
auf ethnischer Herkunft (Art. 26). 

           

– 87. Tagung – 

 

Zentralafrikanische Republik 

Der zweite periodische Bericht der Zentral-
afrikanischen Republik54 wurde vom Aus-
schuß am 12. und 13. März 2006 beraten.55 
                                                      
54  UN-Dok. CCPR/C/CAF/2004/2. 
55  UN-Dok. CCPR/C/SR.2373 und 2374 (2006). 
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Am 25. Juli 2006 wurden die Abschließen-
den Bemerkungen56 verabschiedet57 und 
der Termin zur Abgabe des nächsten peri-
odischen Berichts wurde auf den 1. August 
2010 festgesetzt. Innerhalb eines Jahres 
nach Erlaß der Abschließenden Bemerkun-
gen ist der Bericht nach Art. 71 Abs. 5 Ver-
fO einzureichen. Darin hat die Zentralafri-
kanische Republik über die Umsetzung der 
Punkte 11, 12 und 13 der Abschließenden 
Bemerkungen zu unterrichten. 

Vorab stellt der Ausschuß eine Verletzung 
von Art. 40 fest, da die Einreichung des 
zweiten periodischen Berichts nach einer 
Kommunikationspause von über 20 Jahren 
erfolgte und es der Zentralafrikanischen 
Republik durch die schwierige nationale 
Lage nicht möglich gewesen ist, den peri-
odischen Bericht bereits im Jahre 2004 ein-
zureichen. Es werden auf Grund der 
schwierigen politischen Lage nur drei 
Punkte positiv festgestellt. Der Ausschuß 
begrüßt die Anstrengungen des Vertrags-
staates, den Menschenrechten zu mehr 
Anerkennung zu verhelfen und das 
Rechtsstaatsprinzip in die Rechtsordnung 
aufzunehmen. Zum Zweiten wird aner-
kennend zur Kenntnis genommen, daß ein 
Gesetz zur Presse- und Kommunikations-
freiheit verkündet wurde, welche strafbare 
Pressehandlung entkriminalisiert. Unter 
Punkt 5 begrüßt der Ausschuß die Maß-
nahmen, die die Zentralafrikanische Repu-
blik auf dem Gebiet der Jugendgerichts-
barkeit unternommen hat. 

Zwar unternimmt der Vertragsstaat An-
strengungen, die verbreitete Praxis der 
Verstümmelungen der weiblichen Ge-
schlechtsorgane zu unterbinden, doch zeigt 
sich der Ausschuß unter Punkt 11 über das 
Fortbestehen dieser Handlungen, die eine 
Verletzung der Menschenwürde darstellen, 
weiterhin besorgt. Bedauert wird zudem, 
daß das Strafgesetzbuch eine Strafbarkeit 
dieser Handlungen nicht festschreibt. In 
diesem Zusammenhang regt der Ausschuß 
verstärkte Anstrengungen des Vertrags-
staates an, die öffentliche Meinung gegen 
                                                      
56  UN-Dok. CCPR/C/CAF/ CO/2 (2006). 
57  UN-Dok. CCPR/C/SR.2391 (2006). 

die Verstümmelungspraxis der weiblichen 
Geschlechtsorgane zu mobilisieren, insbe-
sondere in Gebieten, in denen diese Hand-
lungen weit verbreitet sind. Um die Perso-
nen, die weiterhin Verstümmelungshand-
lungen vornehmen, zu bestrafen, müsse die 
Zentralafrikanische Republik einen ent-
sprechenden Straftatbestand schaffen.     

Unter Punkt 12 der Abschließenden Be-
merkungen beklagt der Ausschuß die Be-
richte über verbreitete willkürliche Hin-
richtungen und Entführungen, sowie Folter 
und grausame unmenschliche Behandlun-
gen durch staatliche Angestellte, die weit-
gehende Straffreiheit genießen. Besonders 
besorgt zeigt sich der Ausschuß über die 
Information, die der Vertragsstaat im Staa-
tenbericht mitteilt,58 daß die Zentrale Be-
hörde zur Prävention von Banditentum 
(Central Office for the Prevention of Bandi-
try) systematische außergerichtliche Hin-
richtungen ausführt, die vollkommen will-
kürlich erfolgen. In einem Fall betrat Per-
sonal der Armee eine Polizeistation, um 
dort einen Gefangenen zu ergreifen, zu 
foltern und schließlich hinzurichten. Dieses 
Vergehen wurde der Militärgerichtsbarkeit 
zugeordnet (Art. 2, 6, 7 und 9). Diesbezüg-
lich müsse die Zentralafrikanische Repu-
blik sicherstellen, daß derartige Verletzun-
gen von einer unabhängigen Behörde un-
tersucht werden und die Täter einer ange-
messenen Strafe zugeführt werden. Der 
Vertragsstaat hat die Ausbildung der Voll-
zugsbediensteten zu verbessern und den 
Opfern müsse eine Entschädigung gewährt 
werden.  

Der letzte Punkt, über den vorab berichtet 
werden soll, betrifft die Thematik der To-
desstrafe, obwohl sie seit 1981 nicht mehr 
ausgeführt wurde. Der Ausschuß merkt 
hierzu an, daß eine Abschaffung der To-
desstrafe durch die Zentralafrikanische Re-
publik nicht vorgesehen ist. Vielmehr hat 
eine Erweiterung der mit Todesstrafe be-
drohten Delikte, durch das Hinzufügen der 
im Römischen Statut des Internationalen 
Strafgerichtshofs59 vorgesehenen Straftaten 
                                                      
58  UN-Dok. CCPR/C/CAF/2004/2, Nr. 204. 
59  BGBl. 2000 II S. 1393. 



MRM — MenschenRechtsMagazin Heft 1/2007 114 

in die Reihe der nationalen Schwerverbre-
chen, stattgefunden. Der Ausschuß weist 
darauf hin, daß das Römische Statut gerade 
nicht die Todesstrafe als Strafzumessung 
für die dort aufgelisteten Delikte vorsieht 
(Art. 2 und 6). Daher empfiehlt der Aus-
schuß, die Todesstrafe im Lichte von Art. 6 
nicht auf neue Straftatbestände auszudeh-
nen. Der Vertragsstaat wird dazu angehal-
ten, die Todesstrafe insgesamt abzuschaf-
fen und dem Zweiten Fakultativprotokoll 
zum Zivilpakt beizutreten. 

Weitere Problemfelder, die in den Ab-
schließenden Bemerkungen behandelt 
werden, sind: die Umsetzung der Paktrech-
te im nationalen Recht (Art. 2); straffreie 
Menschenrechtsverletzungen; Diskriminie-
rung des weiblichen Geschlechts (Art. 3, 23, 
25 und 26); das Fortbestehen von Polyga-
mie (Art. 3 und 26); die durch Gesetz be-
stehende Möglichkeit der Haft in Polizei-
gewahrsam von bis zu 16 Tagen und der 
zeitlich unbeschränkten Untersuchungshaft 
(Art. 7 und 9); der Zustand der Staatsge-
fängnisse bezüglich der Baufälligkeit und 
der bestehenden Unterernährung der In-
sassen (Art. 10 Abs. 1); die nicht existieren-
de Unabhängigkeit der Gerichte (Art. 14).  

 

Kosovo 

Während der 81. Tagung hatte der Aus-
schuß die United Nations Interim Admini-
stration Mission in Kosovo (UNMIK) in 
seinen Abschließenden Bemerkungen zum 
Staatenbericht von Serbien und Montene-
gro60 dazu aufgefordert, einen gesonderten 
Staatenbericht für das Kosovo anzuferti-
gen.61 Nach erneuter Aufforderung62 reich-
te die UNMIK schließlich im Februar 2006 
den Bericht zur Menschenrechtslage im 
Kosovo63 ein. Nach der Erörterung des ge-
                                                      
60  UN-Dok/CO/81/SEMO (2004) Nr. 3. 
61  Dazu bereits: Schulz, Bericht über die Arbeit des 

Menschenrechtsausschusses der Vereinten Na-
tionen im Jahr 2004 – Teil I, in MRM 2005 S. 5-24 
(21), Schäfer, Bericht über die Arbeit des Men-
schenrechtsausschusses der Vereinten Nationen 
im Jahr 2005 – Teil I, in MRM 2006 S. 5-24 (7f.).  

62  UN-Dok. A/60/40 I (2005) Nr. 76. 
63  UN-Dok. CCPR/C/UNK/1 (2006). 

sonderten Berichts in der 2383., 2384. und 
2385. Sitzung am 19. und 20. Juli 200664 
fordert der Ausschuß in seinen Abschlie-
ßenden Bemerkungen,65 die in der 2394. 
Sitzung am 27. Juli 200666 beschlossen 
wurden, die UNMIK auf, innerhalb von 6 
Monaten eine Antwort zu den Empfehlun-
gen der Punkte 12, 13 und 18 vorzulegen. 

Unter Punkt 12 zeigt sich der Ausschuß 
besorgt über die fortbestehende Straflosig-
keit der Täter von Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die 
vor der Mandatsübernahme durch die 
UNMIK begangen wurden, sowie über 
ethnisch motivierte Taten, die seit Juni 1999 
begangen wurden, vor allem im März 2004 
und über die mangelnden Untersuchungen 
dieser Taten, um die Täter zu überführen. 
In diesem Zusammenhang bedauert der 
Ausschuß die fehlende Kooperation der 
UNMIK mit dem Ad-hoc-Tribunal für das 
ehemalige Jugoslawien (Art. 2 Abs. 3, 6 
und 7). Die UNMIK wird aufgefordert, in 
Zusammenarbeit mit der Provisional Insti-
tution of Self-Government (PISG) jegliche 
Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und ethnisch motivierte 
Taten, die vor und nach 1999 begangen 
wurden, zu untersuchen, sicherzustellen, 
daß die Täter einer Gerichtsverhandlung 
zugeführt und die Opfer entschädigt wer-
den. Zudem müsse ein effektives Zeugen-
schutzprogramm errichtet und eine voll-
kommene Kooperation mit dem Ad-hoc-
Tribunal für das ehemalige Jugoslawien 
gewährleistet werden. 

Beunruhigt zeigt sich der Ausschuß unter 
Punkt 13 über die weiterhin große Anzahl 
an vermißten Menschen. Im Mai 2006 wur-
den 1713 Albaner und 683 Nicht-Albaner, 
darunter Serben, Roma, Ashkali und Ägyp-
ter, als vermißt gemeldet. Neben der gerin-
gen Priorität, die die UNMIK dem Auffin-
den vermißter Personen widmet, bemän-
gelt der Ausschuß die in der Praxis kaum 
vorkommenden Verurteilungen von au-
                                                      
64  UN-Dok. CCPR/C/SR.2383, 2384 und 2385 

(2006). 
65  UN-Dok. CCPR/C/UNK/CO/1 (2006). 
66  UN-Dok. CCPR/C/SR.2394 (2006). 
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sermittelten Tätern. Auch hier müsse die 
UNMIK in Zusammenarbeit mit der PISG 
Sorge dafür tragen, daß allen offenen Ver-
mißtenanzeigen nachgegangen wird und 
die Täter von Entführungen juristisch zur 
Verantwortung gezogen werden. Die Auf-
klärung der Verwandten von Entführten 
über das Schicksal der vermißten Personen 
ist zu gewährleisten sowie ein adäquater 
Schadensersatz sicherzustellen. 

Unter Punkt 18 zeigt sich der Ausschuß 
besorgt über die geringe Quote an zurück-
kehrenden Personen ethnischer Minderhei-
ten und deren Schwierigkeiten, ihr Eigen-
tum zurückzuerlangen, was auch landwirt-
schaftlich genutzte Flächen betrifft. Die 
UNMIK und die PISG müssen die An-
strengungen intensivieren, um eine sichere 
Rückkehr, insbesondere ethnischer Min-
derheiten, zu ermöglichen und im speziel-
len zu gewährleisten, daß diese Personen 
sodann auch ihre Grundstücke zurücker-
langen und Zugang zu Kompensationen 
für bestehende Schäden erhalten. 

Neben diesen Gebieten zeigt sich der Aus-
schuß über folgende Punkte besorgt: die 
rechtliche Unsicherheit, welche Gesetze 
anwendbar sind und das Bestehen einer 
Parallelgerichtsbarkeit in Teilen Kosovos, 
verursacht durch das Justizministeriums 
Serbiens (Art. 2 und 4); die geringe Frauen-
beteiligung in der männerdominierten ko-
sovarischen Gesellschaftsstruktur, was sich 
auch in der geringen Verurteilungsquote 
häuslicher Gewalt widerspiegelt (Art. 2 
Abs. 1, 3, 7 und 26); das Bestehen von 
Flüchtlingslagern in bleiverseuchten Re-
gionen im nördlichen Mitrovica, trotz 
Kenntnis seit 2004, bei nur geringem Fort-
schritt der Unternehmungen, diesen Zu-
stand zu beenden;67 exzessive Gewaltan-
wendungen der Polizei und der Armee 
(Art. 2 Abs. 3, 6 und 7); das Fortbestehen 
von Menschenhandel und die geringe Ver-
folgung von Tätern (Art. 8); die weit ver-
breitete Diskriminierung von Minderhei-
ten, darunter auch Roma (Art. 2, 25 und 

                                                      
67  Dies widerspricht den Guiding Principles on 

Internal Displacement UN-Dok. E/CN.4/1998/ 
53/Add.2, vom 11. Februar 1998. 

26); die geringe Repräsentation ethnischer 
Minderheiten in der Justiz, die Verfahrens-
dauer von zivilgerichtlichen Prozessen und 
die geringe Vollstreckung der Urteile (Art. 
14). 

 

Vereinigte Staaten von Amerika 

Die Vereinigten Staaten von Amerika hat-
ten ihren zusammengefaßten zweiten und 
dritten periodischen Bericht68 im Jahr 2005 
mit siebenjähriger Verspätung eingereicht. 
Der Ausschuß beriet den Bericht in der 
2379., 2380. und 2381. Sitzung69 am 17. und 
18. Juli 2006 und verabschiedete die Ab-
schließenden Bemerkungen70 am 27. Juli 
200671. Der vierte periodische Bericht ist 
zum 1. August 2010 einzureichen. Vorabin-
formationen zu den Punkten 12, 13, 14, 16, 
20 und 26 der Abschließenden Bemerkun-
gen sind innerhalb eines Jahres vorzulegen. 

Unter Punkt 12 zeigt sich der Ausschuß 
besorgt über die glaubwürdigen und unbe-
strittenen Informationen, daß der Vertrags-
staat in die Praxis der geheimen Gewahr-
samnahme von Personen und Verbringung 
an geheime Orte über Monate und Jahre 
involviert ist, ohne das Internationale Ko-
mitee des Roten Kreuzes zu informieren. In 
diesen Fällen wurden auch die Rechte der 
Familienangehörigen der Inhaftierten ver-
letzt. In Fällen anerkannter Inhaftierung 
wurde den Häftlingen über Monate oder 
Jahre eine Kontaktsperre (incommunicado) 
auferlegt, die die in Art. 7 und 9 des Zivil-
paktes geschützten Rechte verletzt. Im Ge-
nerellen ist der Ausschuß zutiefst besorgt 
über den Punkt, daß Inhaftierte an Orten 
festgehalten werden, an denen ihnen kein 
Schutz durch nationales oder internationa-
les Recht gewährt wird. Es müsse deshalb 
jedem Inhaftierten, unabhängig von dessen 

                                                      
68  UN-Dok. CCPR/C/USA/3 (2005). Hierzu: Schä-

fer, Bericht über die Arbeit des Menschen-
rechtsausschusses der Vereinten Nationen im 
Jahr 2005 – Teil I, in MRM 2006 S. 5-24 (7). 

69  UN-Dok. CCPR/C/SR.2379-2381 (2006). 
70  UN-Dok. CCPR/C/USA/CO/3 (2006), sowie 

UN-Dok. CCPR/C/USA/CO/3/Rev.1 (2006). 
71  UN-Dok. CCPR/C/SR.2395 (2006). 
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Gewahrsamsaufenthalt, der volle Rechts-
schutz eröffnet werden. Zudem sollen alle 
geheimen Orte, die für Inhaftierungen ge-
nutzt werden, geschlossen werden und 
dem Internationalen Komitee des Roten 
Kreuzes Zugang zu allen Personen ge-
währt werden, die im Zusammenhang mit 
einem bewaffneten Konflikt inhaftiert wor-
den sind. 

Ein weiteres, unter Punkt 13 behandeltes 
Problem stellt die Autorisierung der zu-
ständigen Stellen, erweiterte Verneh-
mungsmethoden anwenden zu können, 
dar. Im Einzelnen sind dies: anhaltende 
Aufrechterhaltung von Streßsituationen, 
Isolation, sensorische Deprivation, Ver-
mummungen, Kälte- und Wärmeausset-
zung, Manipulierung der Schlaf- und Er-
nährungseinstellungen, 20-stündige Ver-
nehmungen, Entziehung von Kleidung und 
Entbehrung jeglichen Komforts und reli-
giöser Gegenstände, erzwungene Pflege 
und Ausnutzung von individuellen Phobi-
en. Trotz der Verabschiedung des Detainee 
Treatment Act of 200572 zeigt sich der Aus-
schuß weiterhin besorgt, daß a) der Ver-
tragsstaat weiterhin leugnet, durch diese 
Methoden eine Verletzung von Art. 7 des 
Zivilpaktes zu begehen, daß b) bisher keine 
Strafe über Offiziere, Angestellte oder son-
stige Mitglieder der Armee oder Regie-
rungsmitglieder verhängt wurde, die 
nachweislich diese Methoden anwendeten, 
daß c) diese Vernehmungsmethoden wei-
terhin durch Behörden autorisiert oder 
durchgeführt werden, darunter die Ge-
heimdienste und privatvertraglich Ermit-
telnde und letztlich, daß d) es der Vertrags-
staat versäumt hat, Informationen zu un-
terbreiten, ob ein Aufsichtssystem gegen-
über diesen Behörden eingerichtet worden 
ist, welches die Einhaltung des Art. 7 des 
Zivilpaktes überwacht. Der Ausschuß for-
dert die Vereinigten Staaten auf, die Ver-
nehmungsmethoden jeglicher Regierungs-
behörden und Institutionen, die in deren 
Auftrag handeln, in Einklang mit den Vor-
gaben aus Art. 7 des Zivilpaktes zu bringen 
und eine angemessene Sanktionierung für 
                                                      
72  Teil des Department of Defense Appropriations 

Act 2006 (Title X, H.R. 2863). 

Institutionen außerhalb militärischer Struk-
turen bei Verstößen festzusetzen. Zudem 
müsse der Vertragsstaat sicherstellen, daß 
das Schadenersatzrecht der Opfer hinrei-
chend beachtet wird. 

Unter Punkt 14 bedauert der Ausschuß das 
Vorhandensein von erheblichen Defiziten 
bezogen auf die Unabhängigkeit, Unpartei-
lichkeit und Effektivität der Untersuchun-
gen von Folter und grausamer unmenschli-
cher Behandlung in Hafteinrichtungen in 
Guantánamo Bay, Afghanistan, Irak und 
anderen Einrichtungen im Ausland, sowie 
von Fällen des Verdachts des Auftretens 
von Todesfällen in diesen Einrichtungen. 
Ein Problem sieht der Ausschuß in der un-
genügenden Versorgung mit Informatio-
nen durch den Vertragsstaat, der keine 
Auskunft über diesbezügliche Verurteilun-
gen oder Schadenersatzleistungen für die 
Opfer erteilt (Art. 6 und 7). Der Ausschuß 
fordert die Vereinigten Staaten dazu auf, 
sofortige und unabhängige Untersuchun-
gen einzuleiten, die die Todesfälle, Folter 
und unmenschlichen Behandlungen in die-
sen Gefängnissen aufklären. Des weiteren 
müsse der Vertragsstaat Sorge dafür tra-
gen, den Tätern eine der Schwere der Tat 
angemessene Strafe zukommen zu lassen. 
Zudem müssen Maßnahmen, wie z.B. spe-
zielle Schulungen, ergriffen werden, die 
das erneute Auftreten dieser Verhaltens-
weisen zukünftig verhindern und eine 
Konformität mit den Paktrechten aus Art. 7 
und 10 gewährleistet.  

Mit Verweis auf Art. 7 und die Allgemei-
nen Bemerkungen des Ausschusses Nr. 
2073 zu Art. 7 und Nr. 3174 fordert der Aus-
schuß die Vereinigten Staaten von Amerika 
auf, die Einstellung bezüglich der gesetzli-
chen Verpflichtung, die der Zivilpakt den 
Vertragsstaaten auferlegt, zu überdenken. 
Auf die Praxis des Vertragsstaates, Gefan-
gene in Drittstaaten zu verbringen, in de-
nen kein ausreichender Menschenrechts-
schutz besteht, eingehend (Nr. 16), emp-

                                                      
73  CCPR General Comment No. 20 10/03/92; siehe 

auch: UN-Dok. HRI/GEN/1/Rev. 7 150-153. 
74  CCPR General Comment No. 31 29/03/04; siehe 

auch: UN-Dok. HRI/GEN/1/Rev. 7 192-197. 
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fiehlt der Ausschuß die umgehende Ergrei-
fung von Maßnahmen. Diese müssen si-
cherstellen, daß die Strafgefangenen nicht 
in andere Staaten durch Überführung, Ur-
teilssprechung, Auslieferung, Ausweisung 
oder Zurückweisung verschoben werden, 
sobald es substantielle Anhaltspunkte da-
für gibt, daß dort die Gefahr von Folter 
oder unmenschlicher Behandlung besteht. 
Das müsse auch für exterritoriale Haftan-
stalten des Vertragsstaates gelten. Der Ver-
tragsstaat solle zudem unabhängige Unter-
suchungen einleiten, die zur Aufklärung 
der Anschuldigungen, daß Strafgefangene 
in Drittstaaten verschoben und dort gefol-
tert wurden, führen, sowie bei Feststellung 
derartiger Fälle, angemessene Schadener-
satzzahlungen zu leisten. 

Unter Punkt 20 fordert der Ausschuß den 
Vertragsstaat zur Abgabe von Informatio-
nen auf, die darstellen, wie die Umsetzung 
der Supreme Court Entscheidung Hamdan 
v. Rumsfeld75 erfolgt. In diesem Urteil wird 
festgestellt, daß Häftlinge in Guantánamo 
Bay, die terroristischer Straftaten angeklagt 
sind, nur durch ein regulär errichtetes Ge-
richt abgeurteilt werden dürfen. Zudem 
sind ihnen alle rechtlichen Garantien des 
gemeinsamen Art. 3 des Genfer Abkom-
mens vom 12. August 1949 über die Be-
handlung der Kriegsgefangenen76 zu ge-
währleisten. 

Der letzte Aspekt, über den vorab zu be-
richten ist (Nr. 26), betrifft die Situation der 
armen Bevölkerungsteile, insbesondere der 
Amerikaner afrikanischen Ursprungs, die 
durch die Einführung der Rettungs- und 
Evakuierungspläne als Folge des Hurri-
kans Katrina erheblich benachteiligt wer-
den. Fortsetzung findet diese Benachteili-
gung bei der Umsetzung der Wiedererrich-
tungspläne (Art. 6 und 26). Der Vertrags-
staat müsse diesbezüglich seine Anstren-
gungen intensivieren, die Rechte der armen 
Bevölkerungsgruppen entsprechend in die 
Wiedererrichtungspläne aufzunehmen. 
Speziell muß ihnen die Möglichkeit zur 

                                                      
75  Hamdan v. Rumsfeld 548 U.S. p.1-73; 2006 US 

LEXIS 5185. 
76  BGBl. 1954 II S. 838ff. 

Wahrnehmung von Wohnungsbeschaf-
fung, von Bildungsangeboten und der Ge-
sundheitsversorgung eröffnet werden. 

Weitere Punkte, die in den Abschließenden 
Bemerkungen angesprochen werden, sind 
unter anderem: Interpretationsmöglichkei-
ten über die Anwendung der Paktrechte, 
insbesondere gegenüber Individuen, die 
unter der Jurisdiktion stehen, sich aber 
außerhalb des Territoriums des Mitglieds-
staates befinden (Art. 2 und 40); Beachtung 
der Paktrechte bei anti-terroristischen 
Maßnahmen; unverzügliche Überprü-
fungsmöglichkeiten der Rechtmäßigkeit 
einer Haft in Guantánamo Bay (Art. 9); die 
Abhör- und Durchsuchungsmöglichkeiten 
im Patriot Act (Art. 2 Abs. 3 und 17); der 
überproportionale Anteil Amerikaner afri-
kanischen Ursprungs an Obdachlosen; 
Rassendiskriminierung (Art. 2 und 26); 
sexuelle Diskriminierung (Art. 3 und 26); 
die Verbreitung der Todesstrafe (Art. 6 und 
14); Haftbedingungen in Hochsicherheits-
gefängnissen (Art. 10); die Rechte indige-
ner Bevölkerungsgruppen (Art. 1, 26 und 
27). 

 

– 88. Tagung – 

 

Bosnien und Herzegowina 

Bosnien und Herzegowina legte seinen 
Erstbericht77 im November 2005 vor. Im 
Anschluß an die Diskussion mit der Staa-
tendelegation im Oktober 200678 wird der 
Vertragsstaat von dem Ausschuß in seinen 
Abschließenden Bemerkungen79 dazu auf-
gefordert, zu den Empfehlungen unter fol-
genden Punkten eine Antwort innerhalb 
eines Jahres abzugeben: 

Unter Punkt 8 zeigt sich der Ausschuß be-
unruhigt über die Ablehnung der Verfas-
sungsänderung am 26. April 2006 durch 
den Vertragsstaat. Die Verfassung und das 
                                                      
77  UN-Dok. CCPR/C/BIH/1 (2005). 
78  Un-Dok. CCPR/C/SR.2402, 2403 and 2404 (2006); 

sowie die List of Issues UN-Dok. CCPR/ 
C/BIH/Q/1 (2006).  

79  UN-Dok. CCPR/C/BIH/CO/1. 
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Wahlrecht halten dadurch den Ausschluß 
„Anderer“, d.h. Personen, die nicht zu ei-
ner der bevollmächtigten Bevölkerungs-
gruppen (Bosnier, Kroaten und Serben) 
gehören, vom Recht in das Parlament oder 
zur dreigeteilten Präsidentschaft gewählt 
zu werden, aufrecht (Art. 2, 25 und 26 des 
Zivilpaktes). Die Vertragspartei müsse die 
Gespräche über eine diesbezügliche Ver-
fassungsreform wiederaufnehmen und die 
Reformen des Wahlrechtes im Lichte von 
Art. 25 durchführen. Es ist dabei sicherzu-
stellen, daß allen Bürgern, unabhängig von 
ihrer ethnischen Herkunft, die gleichen 
Rechte zukommen. 

Der Ausschuß stellt mit Sorge fest (Punkt 
14), daß das Schicksal von ca. 15.000 Men-
schen, die während des bewaffneten Kon-
flikts (1992 bis 1995) verschwunden sind, 
weiterhin ungeklärt ist. In diesem  Zu-
sammenhang wird der Vertragsstaat daran 
erinnert, daß die Familienmitglieder das 
Recht auf Aufklärung über die Schicksale 
der Angehörigen haben. Die Unterlassung 
der Darlegung von Todesursachen und der 
Lage der Grabstätten, könne letztlich zu 
einer Verletzung des Art. 7 des Zivilpaktes 
führen. 

Punkt 19: Besorgniserregend ist der 
schlechte Zustand der Zellen auf Polizei-
dienststellen, sowie der Gefängnisse, wel-
che überbelegt, ungenügend ausgestattet 
und mit zu wenig Personal besetzt sind. Zu 
den kaum vorhandenen sonstigen Betäti-
gungsmöglichkeiten außerhalb der Zelle 
kommen sowohl schlechte hygienische und 
materielle Bedingungen als auch das Feh-
len von qualifiziertem Personal. Der Ver-
tragsstaat müsse diese Mißstände beheben 
und für bessere hygienische und materielle 
Voraussetzungen Sorge tragen.  

Der letzte Punkt (23), über den vorab zu 
berichten ist, betrifft die Pläne Bosniens 
und Herzegowinas, die Bewohner des Ro-
madorfes Butmir zwangsumzusiedeln, weil 
die notwendige Infrastruktur fehlt, um die 
Verschmutzung der Wasserversorgung zu 
verhindern. Währenddessen besteht kein 
derartiger Plan für die Familien auf der 
anderen Straßenseite, die nicht der ethni-
schen Bevölkerungsgruppe der Roma zu-

zuordnen sind. Mit Besorgnis wird festge-
stellt, daß dieser Umsiedlungsplan jegli-
ches Detail vermissen läßt, wie z.B. die 
Darlegung rechtlicher Schutzmöglichkeiten 
und die Festsetzung von Schadenersatz für 
die betroffenen Roma-Familien (Art. 2, 17, 
26). Der Vertragsstaat solle die Umsied-
lungspläne für Butmir überdenken und 
dabei beachten, daß diese Siedlung der 
Roma bereits seit 40 Jahren existiert. Es 
müßten auch alternative Lösungen zur 
Verhinderung dieser Verschmutzung in 
Betracht gezogen werden. Der Ausschuß 
erinnert daran, daß jegliche Umsiedlung in 
nicht diskriminierender Art und Weise zu 
erfolgen hat und den internationalen Men-
schenrechtsstandards entsprechen müsse, 
was auch einen effektiven Rechtsschutz, 
eine Entschädigung und Bereitstellung 
neuer Wohnmöglichkeiten beinhaltet.       

Weitere Themen, die behandelt wurden, 
sind u. a. die fehlende Übersetzung des 
Paktes in die offiziellen Landessprachen 
Bosniens und Herzegowinas und die dar-
aus entstehende Unkenntnis der direkten 
Anwendbarkeit der Paktrechte (Art. 2); die 
Unterrepräsentation von Frauen in öffentli-
chen Ämtern (Art. 3, 25 (c)); das erhöhte 
Auftreten von häuslicher Gewalt (Art. 3 
und 7); die zu geringe finanzielle Ausstat-
tung der Gerichte, um Kriegsverbrechen zu 
verfolgen, und der ungenügende Zeugen-
schutz (Art. 6, 7 und 14); das Bestehen von 
Menschenhandel (Art. 8); Diskriminie-
rungshandlungen gegenüber Roma (Art. 26 
und 27); das diskriminierende Vorzeigen 
religiöser und nationalistischer Symbole. 

 

Honduras 

Der erste periodische Bericht Honduras,80 
welcher mit mehr als sechsjähriger Verspä-
tung eingereicht wurde, beriet der Aus-
schuß am 16. und 17. Oktober 2006.81 Die 
Abschließenden Bemerkungen82 wurden 

                                                      
80  UN-Dok. CCPR/C/HND/2005/1. 
81  UN-Dok. CCPR/C/SR.2398, 2399 und 2400 

(2006). 
82  UN-Dok. CCPR/C/HND/CO/1 (2006). 
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am 27. Oktober 2006 verabschiedet83 und 
der Ausschuß setzte den Termin zur Abga-
be des nächsten periodischen Berichts auf 
den 31. Oktober 2010 fest. Innerhalb eines 
Jahres nach Erlaß der Abschließenden Be-
merkungen ist der Bericht nach Art. 71 
Abs. 5 VerfO einzureichen. Honduras hat 
in dem Bericht nach Art. 71 Abs. 5 VerfO 
über die Umsetzung der Empfehlungen in 
den Punkten 9, 10, 11 und 19 der Abschlie-
ßenden Bemerkungen zu unterrichten. 

Der Ausschuß zeigt sich unter Punkt 9 über 
das weit verbreitete Fortbestehen außerge-
richtlicher Hinrichtungen an Kindern, ins-
besondere Straßenkindern und Mitgliedern 
von Jugendgangs, besorgt (Art. 6 und 24). 
Der Vertragsstaat müsse alle Fälle außerge-
richtlicher Hinrichtungen untersuchen und 
die Verantwortlichen anklagen. In Betracht 
zu ziehen sei zudem die Errichtung einer 
unabhängigen Institution, wie z.B. ein Kin-
der-Ombudsmann. Des weiteren müsse 
Honduras Sorge dafür tragen, daß derarti-
ge Vorkommnisse in Zukunft nicht mehr 
auftreten, z.B. durch das Bereitstellen von 
Weiterbildungsangeboten.  

Mit Beunruhigung nimmt der Ausschuß 
die exzessive Anwendung von physischer 
Gewalt und den Gebrauch von Schußwaf-
fen durch Sicherheitskräfte und das Perso-
nal von Haftanstalten wahr, was sich kon-
kret in Schlägen und Tötungen ausdrückt. 
Im speziellen zeigt sich der Ausschuß unter 
Punkt 10 darüber besorgt, daß keine Maß-
nahmen ergriffen wurden, die Verantwort-
lichen der Vorkommnisse im El Porvenir 
und San Pedro Sula Gefängnis zur Verant-
wortung zu ziehen (Art. 6 und 7). Hondu-
ras müsse entsprechende Maßnahmen er-
greifen, die zu einer Bestrafung der Ver-
antwortlichen führen und den Opfern so-
wie deren Familienangehörigen eine faire 
und angemessene Entschädigung zukom-
men lassen. 

Sorge bereitet dem Ausschuß unter Punkt 
11 die alarmierende Anzahl an Straßenkin-
dern, die der Gewalt als größtem Risiko 
ausgesetzt und anfällig für sexuelle Aus-
beutung sind (Art. 7, 8 und 24). Der Ver-
                                                      
83  UN-Dok. CCPR/C/SR.2414 (2006). 

tragsstaat müsse dringend die erforderli-
chen Schritte einleiten, um die Gründe für 
die wachsende Zahl der Straßenkinder he-
rauszufinden, Programme zur Bekämp-
fung entwickeln und Schutzmöglichkeiten 
für die Kinder bereitstellen. Zudem sind 
die Verantwortlichen sexueller Vergehen 
anzuklagen, die Opfer zu identifizieren 
und hernach angemessen zu entschädigen.             

Unter Punkt 19 ist der Ausschuß vorab 
über die Probleme, die Honduras mit der 
Gewährleistung von  Rechten der indige-
nen Bevölkerungsgruppen hat, zu infor-
mieren. Diskriminierungen sind insbeson-
dere auf den Gebieten der Gesundheitsver-
sorgung, des Beschäftigungssektors, der 
Bildung sowie den Landrechten der indi-
genen Gemeinschaften festzustellen. Be-
sorgt zeigt sich der Ausschuß über das Feh-
len einer speziellen Schutzvorschrift im 
Landwirtschaftsreformgesetz, welche den 
Anspruch auf das Stammland der indige-
nen Bevölkerung anerkennt (Art. 27). Der 
Vertragsstaat hat den Mitgliedern der indi-
genen Bevölkerungsgruppen die umfas-
sende Ausübungsfreiheit ihrer eigenen 
Kultur zu gewährleisten. Honduras müsse 
zudem die notwendigen Schritte einleiten, 
um die landrechtlichen Probleme dieser 
Teile der Bevölkerung zu lösen.  

Darüber hinaus zeigt sich der Ausschuß 
über folgende Punkte besorgt: gewaltsame 
Verschleppungen sind nicht unter Strafe im 
Strafgesetz Honduras’ gestellt (Art. 2 und 
6); trotz des Equal Opportunity for Women 
Act ist das Fortbestehen von Diskriminie-
rung gegenüber Frauen in der Praxis zu 
verzeichnen (Art. 3, 25 und 26); die 
Verbreitung an Tötungen von Frauen in 
Folge häuslicher Gewalt (Art. 3 und 7); die 
restriktive Abtreibungsgesetzgebung, ins-
besondere in Fällen, in denen das Leben 
der Frauen gefährdet ist (Art. 6); die weit 
verbreitete Kinderarbeit (Art. 8 und 24); die 
Häufigkeit der Verhängung von Untersu-
chungshaft und deren Länge (Art. 9 und 
14); die Situation in Gefängnissen (Art. 7 
und 10); die Gewährleistung der Unabhän-
gigkeit der Justiz (Art. 14); die Beschrän-
kungen der Pressefreiheit, die bis zur Tö-
tung von Journalisten reichen (Art. 19 und 
6).  
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Republik Korea (Südkorea) 

Der dritte periodische Bericht der Republik 
Korea84 wurde vom Ausschuß am 25. und 
26. Oktober 2006 beraten.85 Am 2. Novem-
ber 2006 wurden die Abschließenden Be-
merkungen86 verabschiedet87 und der Ter-
min zur Abgabe des nächsten periodischen 
Berichts wurde auf den 2. November 2010 
festgesetzt. Innerhalb eines Jahres nach 
Erlaß der Abschließenden Bemerkungen ist 
der Bericht nach Art. 71 Abs. 5 VerfO ein-
zureichen. Darin hat die Republik Korea 
über die Umsetzung der Punkte 12, 13 und 
18 der Abschließenden Bemerkungen zu 
unterrichten. 

Mit Sorge betrachtet der Ausschuß die dis-
kriminierenden Handlungen in der Repu-
blik Korea gegenüber Gastarbeitern (Punkt 
12). Ausreichende Schutzmaßnahmen 
werden nicht unternommen, vielmehr wird 
die Lage dieser Menschen dadurch ver-
schlechtert, indem die Ausweisdokumente 
konfisziert werden. Der Vertragsstaat müs-
se gewährleisten, daß den Gastarbeitern 
die im Zivilpakt statuierten Rechte im vol-
len Umfange zukommen, ohne daß sie 
Diskriminierungen ausgesetzt werden. 
Besonderes Augenmerk ist auf den gleich-
wertigen Zugang zu sozialen Einrichtun-
gen und das Recht Gewerkschaften bilden 
zu können, zu richten. 

Unter Punkt 13 zeigt sich der Ausschuß 
beunruhigt über die Berichte von Folter in 
Gefängnissen des Vertragsstaates. Darüber 
hinaus bedauert der Ausschuß die fortbe-
stehende Praxis von bestimmten diszipli-
narischen Strafmaßnahmen, insbesondere 
das Benutzen von Fesseln, Ketten und Ge-
sichtsmasken, und die erschwerend hinzu-
kommende Fortsetzung dieser Strafmaß-
nahmen durch Anordnung einer 30–
tägigen Isolationshaft. Eine Verfolgung 
oder Bestrafung der verantwortlichen Offi-
ziellen findet nicht statt (Art. 7 und 9). Die 
Republik Korea müsse die notwendigen 

                                                      
84  UN-Dok. CCPR/C/KOR/2005/3. 
85  UN-Dok. CCPR/C/SR.2410 und 2411 (2006). 
86  UN-Dok. CCPR/C/KOR/CO/3 (2006). 
87  UN-Dok. CCPR/C/SR.2422 (2006). 

Maßnahmen unternehmen, um jegliche 
Form des Fehlverhaltens von Vollzugsper-
sonal in allen Unterbringungseinrichtun-
gen, darunter auch psychiatrische Einrich-
tungen, zu verhindern. Angemessene 
Maßnahmen könnten die Errichtung von 
unabhängigen Untersuchungskommissio-
nen, unabhängige Inspektionen der Ein-
richtungen und Videoaufzeichnungen von 
Vernehmungen sein. Eine Fortsetzung von 
grausamen Disziplinarmaßnahmen müsse 
unterbunden, die Täter dieser Handlungen 
juristisch verfolgt und angemessen verur-
teilt werden. Zudem hat der Vertragsstaat 
den Opfern einen entsprechenden Scha-
densersatz zu gewährleisten. 

Der letzte Punkt, über den vorab zu berich-
ten ist (Punkt 18), betrifft die Einschrän-
kungen der Meinungsäußerungsfreiheit 
unter Art. 7 des Nationalen Sicherheits-
rechts. Der Ausschuß stellt fest, daß diese 
Restriktionen nicht mit Art. 19 Abs. 3 ver-
einbar sind. Der Vertragsstaat müsse dies-
bezüglich unverzüglich die Vereinbarkeit 
von Art. 7 des Nationalen Sicherheitsrechts 
mit den Paktrechten herstellen.         

Andere Themen, die in den Abschließen-
den Bemerkungen vom Ausschuß ange-
sprochen wurden, sind: die Beibehaltung 
des Vorbehalts zu Art. 22; die fehlende 
Definition von Terrorismus in den Anti-
Terror Gesetzen (Art. 2, 9, 10, 13, 14, 17 und 
26); die Unterrepräsentation von Frauen in 
höheren beruflichen Positionen (Art. 2, 3 
und 26); die geringe Verurteilungsquote bei 
Delikten häuslicher Gewalt (Art. 3, 7 und 
26); die Einschränkungen der Konsultati-
onsmöglichkeiten mit einem Verteidiger 
(Art. 9); die rechtlichen Bedingungen zum 
Erlaß und der Dauer der Untersuchungs-
haft (Art. 9); die Verweigerung der Aner-
kennung von Gewerkschaften (Art. 22). 

 

Ukraine 

Der sechste periodische Bericht der Ukrai-
ne,88 der pünktlich eingereicht wurde, wur-
de vom Ausschuß am 23. Oktober 2006 

                                                      
88  UN-Dok. CCPR/UKR/6 (2006). 
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beraten.89 Die Abschließenden Bemerkun-
gen90 hierzu wurden am 2. November 2006 
verabschiedet.91 Ein Follow-up-Verfahren, 
in welchem der Ausschuß eine Stellung-
nahme zu den Punkten 7, 11, 14 und 16 
innerhalb eines Jahres verlangt, wurde 
gem. § 71 Abs. 5 VerfO eingeleitet. Der sie-
bente periodische Bericht ist zum 2. No-
vember 2011 einzureichen. 

Der Ausschuß zeigt sich erfreut über die 
Maßnahmen des Vertragsstaates, die die 
Förderung der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau, die Bekämpfung des Men-
schenhandels und die Einführung eines 
Zeugenschutzprogramms betreffen. 

Besorgt zeigt sich der Ausschuß unter 
Punkt 7 über die Mißhandlungen von in-
haftierten Personen.92 Die Ukraine müsse 
die Sicherheit und angemessene Behand-
lung aller inhaftierten Personen in Polizei-
gewahrsam sicherstellen, was die Ergrei-
fung von Maßnahmen beinhaltet, die ge-
währleisten, daß Folter und unmenschliche 
Behandlungen verhindert werden. In die-
sem Zusammenhang regt der Ausschuß die 
Schaffung einer unabhängigen polizeili-
chen Beschwerdestelle sowie die Videoauf-
zeichnungen von Vernehmungen verdäch-
tiger Personen an. 

Besorgniserregend stellen sich für den 
Ausschuß die Zustände der Gefängnisse 
und Haftanstalten dar (Punkt 11). Zu der 
extremen Überbelegung, dem Fehlen von 
sanitären Einrichtungen, Licht, Nahrung, 
Medizinversorgung und Betätigungsmög-
lichkeiten tritt das erhöhte Aufkommen an 
HIV/AIDS und Tuberkulose. Der Aus-
schuß fordert den Vertragsstaat auf, die 
Menschenwürde der Häftlinge zu achten, 
was durch Verringerung der Überbele-
gung, Bereitstellung von Sanitäreinrich-
tungen und der entsprechenden Versor-
                                                      
89  UN-Dok. CCPR/C/SR.2407 und 2408 (2006). 
90  UN-Dok. CCPR/C/UKR/CO/6 (2006). 
91  UN-Dok. CCPR/C/SR.2422 (2006). 
92  Konkret benennt der Ausschuß das fatale Schla-

gen eines 36jährigen Mannes in Zhytomyr am 07. 
April 2005 und eines Mannes in der Haftanstalt 
von Kharkov, sowie der Tod von Mykola Zahad-
hevsky in Untersuchungshaft im April 2004. 

gung mit Medizin und Nahrungsmitteln 
gewährleistet werden kann. Die Ukraine 
müsse die Anzahl der Gefangenen verrin-
gern, was auch durch alternative Sankti-
onsmechanismen erreicht werden könne. 

Unter Punkt 14 bemängelt der Ausschuß 
die fortbestehende Bedrohung der Presse-
freiheit, die ihren Ausdruck hauptsächlich 
in gewalttätigen Attacken gegen Journali-
sten findet. Beunruhigend sind insbeson-
dere das Attentat auf den Journalisten He-
orhiy Gongadze im November 2000, die 
Ermordung des Direktors der regionalen 
TV-Station Donezk Ihor Aexsandrov im 
Jahre 2001 und der Tod des Chefs der un-
abhängigen Journalistenvereinigung Meli-
topol, Volodymr Karachevtsev, im Dezem-
ber 2003. Der Staat müsse die Meinungs- 
und Meinungsäußerungsfreiheit, was auch 
die Pressefreiheit beinhaltet, schützen und 
energisch die Angriffe auf Journalisten zur 
Anklage bringen (Art. 6 und 19). 

Der Ausschuß zeigt sich zudem über das 
erhöhte Aufkommen von Antisemitismus 
beunruhigt (Punkt 16). Das trifft speziell 
auf die Inter-Regional Academy of Person-
nel Management (MAUP) zu. Darüber hin-
aus gibt es bisher ungelöste Ansprüche auf 
Rückgabe muslimischen Grundbesitzes 
und Diskriminierungen der Tataren im 
Krimgebiet (Art. 20 und 26). Der Vertrags-
staat müsse sicherstellen, daß alle ethni-
schen und religiösen Minderheiten ausrei-
chend gegen Gewalt und Diskriminierung 
geschützt werden.  

Weitere Punkte, die in den Abschließenden 
Bemerkungen angesprochen werden, sind 
unter anderem: die Auslieferung von Per-
sonen an Länder, in denen das Risiko be-
steht, der Folter ausgesetzt zu sein (Art. 7, 9 
und 13); die Bekämpfung von häuslicher 
Gewalt, was auch die Öffnung von Rehabi-
litationszentren für Frauen über 35 beinhal-
tet (Art. 7 und 26); die Auslegung der Ge-
wissensfreiheit bei der Wehrdienstverwei-
gerung; die Schikanierungen, die bis zum 
Tode führen können, bei Neurekruten in 
der Armee (Art. 7 und 18); die Ausübung 
der Versammlungsfreiheit (Art. 21); die 
Korruption in der Justiz und die nicht 
transparente Ernennung von Richtern (Art. 
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14); Diskriminierungen auf Grund des Ge-
schlechts (Art. 3 und 26). 

                                         

V. Follow-Up zu den Abschließenden 
Bemerkungen 

Wie auch in den Jahren zuvor haben im 
Rahmen des Follow-up-Verfahrens93 im 
Berichtszeitraum 1. August 2005 bis 31. Juli 
2006 mehrere Staaten auf die nach Art. 71 
Abs. 5 VerfO angeforderten Informationen 
zum Follow-up der Empfehlungen des 
Ausschusses reagiert. Sie unterbreiteten 
dem Sonderberichterstatter für das Follow-
up zu den Abschließenden Bemerkungen, 
Rafael Rivas Posada, Kommentare und Ant-
worten.94 Der Ausschuß zeigt sich auch in 
seinem letzten Jahresbericht mit dem Um-
fang und der Qualität der Kooperation der 
Vertragsstaaten nach diesem Verfahren 
insgesamt zufrieden. Seit dem 1. August 
2005 haben 14 Staaten ihren Follow-up-
Bericht unterbreitet.95 Die Liste der Staaten, 
die es seit der Errichtung des Follow-up-
Verfahrens im März 2001 versäumt haben, 
ihre Informationen einzureichen, hat sich 
im Berichtszeitraum auf 11 Staaten erwei-
tert.96 In der Zwischenzeit ist Israel der 
Anforderung aus den Abschließenden Be-
merkungen nachgekommen und hat die 
notwendigen Informationen nach § 71 Abs. 
5 VerfO unterbreitet.97 Der Republik Mol-
dawien wurde im Rahmen der 87. Tagung 
Aufschub bis zum Jahresende 2006 ge-
währt, so daß der Follow-up-Bericht in den 
                                                      
93  Ausführlich zu den Neuerungen des Follow-up 

Verfahrens: Schäfer, Bericht über die Arbeit des 
MenschenrechtsAusschusses der Vereinten Na-
tionen im Jahr 2005 – Teil I, in MRM 2006 S. 5-24 
unter III. 

94  Siehe UN-Dok. A/61/40 I (2006), Chapter VII Nr. 
234ff. 

95  Albanien, Belgien, Benin, Kolumbien, El Salva-
dor, Kenia, Mauritius, Philippinen, Polen, Serbien 
und Montenegro, Sri Lanka, Tadschikistan, Togo 
und Uganda, siehe: UN-Dok. A/61/40 I (2006), 
Chapter VII Nr. 236. 

96  Äquatorial Guinea, Griechenland, Island, Israel, 
Mali, Moldawien, Namibia, Surinam, Gambia, 
Usbekistan und Venezuela, siehe: UN-Dok. A/ 
61/40 I (2006), Chapter VII Nr. 236.  

97  UN-Dok. CCPR/CO/78/ISR/Add.1 (2007). 

zweiten periodischen Bericht integriert 
werden kann.98  

Trotz dieser Schwierigkeiten sieht der Aus-
schuß das Follow-up-Verfahren als kon-
struktiven Mechanismus an, durch den der 
Dialog mit den Vertragsstaaten fortgesetzt 
und der Prozeß des nächsten periodischen 
Berichts auf Seiten der Vertragspartei ver-
einfacht werden kann.99    

 

 

 

 

 

                                                      
98  UN-Dok. A/61/40 I (2006), Chapter VII Nr. 237. 
99  UN-Dok. A/61/40 I (2006), Chapter VII Nr. 236. 
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Klaus Roth, Genealogie des Staates. Prämissen des neuzeitlichen Politikdenkens (Beiträge 
zur Politischen Wissenschaft, Band 130), Berlin: Duncker & Humblot, 2003, 940 S., ISBN: 
3-428-11117-6, 126,- €. 

 

Seit Friedrich Nietzsches provokativer Kri-
tik des christlich-abendländischen Moral-
diskurses, spätestens aber seit den bahn-
brechenden Dekonstruktionen moderner 
Diskursformationen durch Michel Foucault 
versteht man unter „Genealogie“ ein Ver-
fahren der historisierenden Aufklärung: Ei-
nem uns selbstverständlich gewordenen 
Wissen, z.B. über historische, politische, 
soziologische, ethische oder sprachliche 
Zusammenhänge, wird eine Art „Gegenge-
schichte“ erzählt. Diese hat nicht nur die 
konkreten Entstehungskontexte jenes sich 
im Laufe der Zeit als „siegreich“ erwiese-
nen Wissens zu rekonstruieren. Zudem soll 
dabei an einst konkurrierende, aber unter-
legene und nunmehr vergessene Theorien 
erinnert werden, um durch deren erneute 
Einblendung zu einem umfassenderen, 
selbstkritischen Verständnis des inzwi-
schen vertraut Gewordenen beizutragen. 
Anders gesagt: Die Entstehungsgeschichte 
eines uns heute weithin unproblematisch 
erscheinenden Gedankenguts wird so 
nacherzählt, daß der betreffende Denkge-
genstand durch Aufdeckung seiner kei-
neswegs schon immer unstrittigen Prämis-
sen, vor allem aber durch Erinnerung an 
jene „Verdrängungen“, die mit seiner Eta-
blierung einst notwendig einher gingen, 
seine Selbstverständlichkeit verliert. Da-
durch wird er erneut der Kritik ausgesetzt. 

Wenn nun der Politikwissenschaftler und 
Ideengeschichtler Klaus Roth eine „Genea-
logie des Staates“ vorlegt, dann ist schon 

im Titel des Buches klargestellt, mit wel-
chem vertrauten Denkgegenstand es der 
Leser zu tun haben wird: Roth rekonstru-
iert die Genese des so genannten modernen 
Rechtsstaates aus einem nunmehr fast 3000 
Jahre währenden, immer auch ideenge-
schichtlich, d.h. im Rahmen politischer 
Theoriebildung ausgetragenen Streites um 
die geeigneten „Prämissen“ politischen 
Ordnungsdenkens; wie es im Untertitel des 
Buches heißt. Und weil der Leser sich auf 
Anhieb wird vorstellen können, daß dies 
ein großes, ein schwieriges, ja, geradezu ein 
unmögliches Unterfangen ist, wird man 
sich durch das insgesamt gut 900 Seiten 
starke, ideengeschichtlich denkbar weit 
ausgreifende Buch erst einmal durchkämp-
fen müssen. Um es jedoch vorweg zuneh-
men: Es lohnt sich. Denn das Buch setzt 
Standards politiktheoretischer bzw. -
philosophischer Geschichtsbetrachtung. Es 
ist überzeugend komponiert, der Gegen-
stand wird äußerst kenntnisreich entfaltet, 
Roth selbst ist auf der Höhe des heutigen 
Forschungstandes, schreibt überdies sehr 
lesbar und bietet dem Leser selbst dann 
noch ein komplexes, unterhaltsames Bil-
dungserlebnis, wenn man Roths zeitdia-
gnostische Grundthese auch nach der Lek-
türe nicht vollständig teilen will: daß näm-
lich das neuzeitliche Staatsdenken – und 
mithin der Staat selbst – „an sein Ende ge-
kommen“ (S.  10) sei. 

Wie gelangt Roth zu dieser provokativen 
These und wie genau ist sie zu verstehen? 
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Das Buch unterscheidet zunächst vier 
ideengeschichtliche Denktraditionen sowie 
insgesamt sechs zentrale realgeschichtliche 
Etappen, aus denen der neuzeitliche 
Rechtsstaat als vorerst siegreiches politi-
sches Ordnungsmodell hervorgegangen 
sein soll. Die vier ideengeschichtlichen 
Quellen, aus denen auch das moderne de-
mokratische Rechtsstaatsdenken noch im-
mer schöpft und die von Roth daher je-
weils als „Paradigma“ betrachtet sowie 
einer eingehenden Analyse unterzogen 
werden, sind: (a) die antike griechische Poli-
tiktradition und deren Leitidee einer de-
mokratischen Selbstregierung des Volkes 
(Abschnitt II); (b) das antike römische Para-
digmata einer durch Recht und Gesetz be-
friedeten Republik (Abschnitt III); (c) jü-
disch-christliche Entwürfe einer Ekklesia, die 
neue Arten von Partizipation und Gemein-
schaftsbildung ermöglicht (Abschnitt IV); 
sowie (d) der europäisch-neuzeitliche Ratio-
nalismus einer kollektiven, vertragstheore-
tischen Konstituierung souveräner Staats-
gewalt (Abschnitt V). 

Diese vier Paradigma haben sich, realge-
schichtlich betrachtet, in den folgenden 
sechs politischen Ordnungsmodellen nie-
dergeschlagen, die laut Roth als Vorläufer 
oder besser: als „Etappen“ hin zum neu-
zeitlichen Rechtsstaat verstanden werden 
müssen (S. 804ff.): Als erstes ist der Exodus 
des jüdisch-israelitischen Volkes aus der 
Herrschaft Ägyptens zu nennen, der eine 
theokratische Neugründung des religiösen 
Gemeinwesens nach sich zieht. Im fünften 
und vierten Jahrhundert vor Christus 
kommt es dann zur „Erfindung“ des Politi-
schen durch die Griechen, die im Rahmen 
der Polis und weltgeschichtlich erstmalig 
die Selbstbestimmung und -verwaltung 
autarker Bürgerschaften realisieren. Wenig 
später realisiert die römische Republik, die 
auf einer Mischverfassung und einem aus-
geklügelten System der Gewaltenteilung 
und -verschränkung basiert, ein für die 
spätere europäische Entwicklung überaus 
wegweisendes Rechtssystem. Die imperia-
len und expansiven Großreiche setzen der 
Polis einerseits, der römischen Republik 
andererseits ein Ende, indem sie zu streng 

monarchischen bzw. oligarchischen Regie-
rungsformen zurückfinden. Im Laufe des 
christlichen Mittelalters wächst, blüht und 
scheitert die katholische Erwartung eines 
harmonischen Mit-, aber auch Gegenein-
anders von Kaiser- und Papsttum im heili-
gen Reich einer universalen, zum christli-
chen Glauben bekehrten Menschheit. In 
Reaktion auf dieses Scheitern kommt es 
schließlich zu einer verstärkten Emanzipa-
tion politischer Institutionen aus dem 
Klammergriff von Religion und Klerus und 
damit zur Etablierung eines europäischen 
Systems nationaler und souveräner Staaten, 
die um der eigenen Selbsterhaltung willen 
sowie zum Schutze der jeweils eigenen 
Bevölkerung zunehmend auch völkerrecht-
liche Kooperationen eingehen. 

Roths Rekonstruktionen dieser historischen 
Stufenfolge alternativer politischer Ord-
nungskonzeptionen soll die für seine ge-
samte ideengeschichtliche Untersuchung 
maßgebende These veranschaulichen, daß 
sich die Idee des Staates keineswegs von 
selbst verstanden hat, sondern erst noch 
gegen eine Vielzahl konkurrierender Ord-
nungsmodelle – „Polis“, „Civitas“, „Impe-
rium“, „Regnum“, „Reich“, „Monarchie“, 
„Republik“ etc. – hat durchsetzen müssen. 
So schwierig es auch sein mag, genau zu 
bestimmen, wodurch sich die Staatsidee als 
solche von konkurrierenden Ordnungsvor-
stellungen unterscheidet – dies ist, wie 
Roth wiederholt feststellt, Gegenstand an-
haltender und intensiver politiktheoreti-
scher Debatten (z.B. S. 17ff.) –, reicht doch 
bereits ein rascher Vergleich aus (vgl. S. 
728f.), um eine retrospektive Identifikation 
früherer Ordnungsvorstellungen als „Staa-
ten“ verfehlt erscheinen zu lassen: Im Un-
terschied zur Polis etwa bildet der neuzeit-
liche Staat eine Stadt und Land übergrei-
fende, große Flächeneinheit, die nicht län-
ger auf eine überschaubare, sich selbst re-
gierende Bürgerschaft bauen kann, son-
dern eine zentralisierte Gewalt und einen 
hierarchisch gegliederten Verwaltungsap-
parat benötigt. Verglichen mit den imperia-
len Großreichen der Spätantike und des 
frühen Mittelalters sind souveräne Natio-
nalstaaten immer schon in ein mehr oder 



Buchbesprechungen 125

weniger kooperatives Staatensystem ein-
gebunden, das nationale Expansionsbemü-
hungen zwar nicht unmöglich macht, die-
sen aber gleichwohl völkerrechtliche Gren-
zen setzt. Im Gegensatz zu den „heiligen“ 
christlichen Reichen des Mittelalters benö-
tigt der neuzeitliche Staat keine religiösen 
oder transzendenten Begründungen, son-
dern ist „diesseitig“ durch das Prinzip der 
Selbsterhaltung konstituiert und legiti-
miert. 

Die politische Theorie hat es also keines-
wegs immer schon mit „Staaten“ zu tun. 
Roth selbst will den historisch entschei-
denden Wendepunkt im 11. Jahrhundert 
datieren, als sich die politischen Institutio-
nen im Zuge des so genannten Investitur-
streites, von Roth auch „Papstrevolution“ 
genannt, aus der Umklammerung der Kir-
che zu lösen beginnen (S. 29 u. Kap. V.1). 
Roths These lautet also: Der Staat bzw. je-
nes politische Ordnungsmuster, für das 
dieser Name reserviert bleiben sollte, ist 
weder eine Schöpfung der griechischen 
und römischen Antike noch eine Erfindung 
der modernen politischen Philosophie im 
Anschluß an Thomas Hobbes. Zudem darf 
die bereits im 11. Jahrhundert beginnende 
Etablierung eines europäischen Systems 
von Staaten, die, laut Roth, erst im 20. 
Jahrhundert zu einem vorläufigen Ab-
schluß kommen wird, nicht als ein einma-
liger, revolutionärer Gründungsakt ver-
standen werden. Vielmehr handelt es sich 
um das „Ergebnis gnadenloser Macht-
kämpfe. die im hohen Mittelalter einsetz-
ten, im späten Mittelalter weiter forciert 
wurden, in den Staatsbildungskriegen der 
frühen Neuzeit kulminierten und schließ-
lich zur Verdrängung der geschichtlichen 
Alternativen führten“ (S. 804). Daraus er-
gibt sich überdies die für Roths genealogi-
sches Programm zentrale Einsicht, daß die 
gemeinte historische Entwicklung nicht 
schon – in alter geschichtsphilosophischer 
Manier à la Hegel – als ein „gerichteter“ 
Prozeß mißverstanden werden darf, so als 
wäre der neuzeitliche Staat von Beginn an 
das historische „Ziel“ dieser Entwicklung, 
diesem Prozeß von Anfang an als „Sinn“ 
oder „Endzweck“ notwendig eingeschrie-

ben gewesen. Vielmehr ist laut Roth das 
Gegenteil der Fall: Zwar vermag die genea-
logische Betrachtung eine historische Stu-
fenfolge politisch realisierter Ordnungs-
vorstellungen zu rekonstruieren, die den 
Eindruck einer gewissen „Logik“ nahele-
gen, doch fußt die Genealogie des Staates 
insgesamt auf der Einsicht, daß es – unter 
historisch letztlich kontingenten Umstän-
den – in entwicklungsdynamischer Hin-
sicht durchaus auch hätte ganz anders 
kommen können (S. 62f. u. 234-246). Und 
genau dieser retrospektiven Verunsiche-
rung des Lesers, dem der heutige Rechts-
staat eher selbstverständlich erscheinen 
mag, soll der Aufweis „vergessener“ politi-
scher Ordnungsvorstellungen dienen. 

Damit ist umrissen, was man die „externe“ 
Bedeutungsdimension einer Genealogie 
des neuzeitlichen Staatsdenkens nennen 
könnte: dessen Durchsetzung gegenüber 
alternativen nicht-staatlichen Ordnungs-
vorstellungen, wie Polis, Großreich, heili-
ges Reich etc. In methodischer Hinsicht 
deutlicher noch, als das bei Roth selbst ge-
schieht, wäre davon eine „innere“ Bedeu-
tungsdimension genealogischer Staatsana-
lyse zu unterscheiden. Gemeint ist der 
Kampf konkurrierender Staatsvorstellun-
gen untereinander. Spätestens nachdem er 
sich als siegreiches Modell hat durchsetzen 
können, vollzieht der Staat wichtige „Me-
tamorphosen“, wie Roth sagt: vom absolu-
tistischen Fürstenstaat zum gewaltenteili-
gen Verfassungsstaat mit Grund- und 
Menschenrechten; vom monarchischen 
Ständestaat zum bürgerlichen Rechtsstaat 
mit parlamentarischer Demokratie; vom 
liberalen Nachtwächterstaat zum Interven-
tions- und Wohlfahrtstaat (S. 817). Der de-
tailreichen Rekonstruktion dieser Meta-
morphosen dient der lange Abschnitt V des 
Buches, den Roth am Ende in die provoka-
tive These münden läßt, daß die einstige 
Begeisterung politischer Theoretiker über 
den Staat als „Wirklichkeit der sittlichen 
Idee“ (Hegel) längst größter Ernüchterung 
und Enttäuschung hat weichen müssen; 
daß die Genese des Staates „an ihr Ende“ 
(S. 802) gelangt sei; ja, daß auf „dem Höhe-
punkt seiner Macht“ zugleich auch „die 
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Pathologie des Staates“ begonnen habe 
(S. 818). 

Was Roth hier vor Augen hat, wenn er die 
wachsende Unattraktivität staatlichen 
Ordnungsdenkens konstatiert, ist keines-
wegs die heute in der politischen Theorie 
und auch im Völkerrecht für Optimismus 
sorgende Aussicht auf einen transnationa-
len Globalismus „weltstaatlicher“ Ord-
nungssysteme. Vielmehr gilt für Roth, was 
für den nationalen Einzelstaat gilt, für den 
Weltstaat nicht weniger: Die funktionale 
Differenzierung einer zunehmend globali-
sierten und kapitalisierten Weltgemein-
schaft, läßt den Einfluß und die Problemlö-
sungskompetenzen staatlicher Institutio-
nen generell schwinden und entsprechend 
(welt-)staatlich fixiertes Ordnungsdenken 
insgesamt zur Bedeutungslosigkeit ver-
kommen (S. 10ff.). Demnach soll also der 
Versuch einer erhellenden Genealogie des 
Staates zugleich auch schon als ein system-
theoretisch angehauchter Abgesang zu ver-
stehen sein. Damit sind wir bei einigen 
wenigen kritischen Nachfragen angelangt: 

(1) Die zuletzt umrissene Auffassung Roths 
vom „Ende“ staatlichen Denkens bzw. von 
dessen Verschwinden in der „postnationa-
len Konstellation“ (Jürgen Habermas) 
bleibt leider auch am Schluß des Buches 
noch allzu thetisch. Das Ende des Staates 
wird eher prophezeit denn als zwingend 
erwiesen. Selbst wenn man einmal von 
einigen kaum wegzudiskutieren weltpoliti-
schen Fakten absieht – dem Widererstarken 
völkischer Nationalstaatsideen seit den 
frühen 1990er Jahren, dem jüngsten Schei-
tern des europäischen Verfassungge-
bungsprozesses an chauvinistischer Klein-
staaterei, der auf eine hegemonial struktu-
rierte Weltordnung unter eigener Führung 
zielenden US-amerikanischen Außenpolitik 
–: Wer das Ende staatlichen Ordnungsden-
kens konstatieren will, wird auch etwas 
darüber sagen müssen, was es mit der ver-
stärkten Diskussion um eine die Welt um-
greifende „Global Governance“ im poli-
tisch-theoretischen Spannungsfeld von 
Staatenwelt und Weltstaat auf sich hat. Auch 
wenn ein Autor in nur einem Buch nicht 
schon „alles“ machen und diskutieren 

kann: Es scheint zwar tatsächlich, als for-
miere sich der gemeinte politiktheoretische 
Diskurs als eine wichtige Alternative zum 
nationalstaatlichen Politikdiskurs – so weit 
ist Roth tatsächlich Recht zu geben –, doch 
muß nicht notwendig ein nicht-staatstheo-
retischer Diskurs dabei herauskommen. 

(2) Auch eine zweite wichtige Fundamen-
talalternative zum (national-)staatlichen 
Ordnungsdenken bleibt in Roths Genealo-
gie reichlich unterbelichtet. Gemeint sind 
Theorieentwürfe einer politischen Verge-
meinschaftung ganz ohne staatlich-
institutionellen Rahmen. Zwar findet der 
„Anarchismus“ Erwähnung (S. 783f.), doch 
wird dieser nicht als ein eigenes, ernst zu 
nehmendes Theorieparadigma, als eine 
eigene „Prämisse“ in die Genealogie neu-
zeitlichen Politikdenkens einbezogen. Die-
se Einbeziehung wäre nicht etwa deshalb 
angezeigt gewesen, weil es sich beim Anar-
chismus und dessen Spielarten um eine 
realgeschichtlich besonders wirksame oder 
auch nur wünschenswerte politische Alter-
native handelt. Das war und ist der Anar-
chismus sicher nicht. Gleichwohl war und 
ist der Anarchismus als Theorie eine be-
ständige Herausforderung für die politi-
sche Theorie, weil er eine Antwort auf die 
Frage erzwingt, warum überhaupt ein Staat 
sein soll und nicht keiner. Dies ist eine Fra-
ge, an der sich jede politische Theorie, die 
ernst genommen werden will, wird abar-
beiten müssen. Und indem sie dies tut, 
bestätigt sie den Status des Anarchismus 
als eines geradezu unvermeidlichen Theo-
riekonkurrenten. Anders gesagt: Als nega-
tive Kontrastfolie muß der Anarchismus 
zum elementaren Prämissenstand einer 
Genealogie des Staates dazu gezählt wer-
den. 

(3) Was aber im Buch vor allem etwas un-
aufgehellt bleibt, ist ein noch nicht expli-
zierter Doppelsinn von Roths „Genealo-
gie“: die historische Genese des neuzeitli-
chen Staatsdenkens darf nicht mit der kon-
kreten Genese einzelner historischer Staa-
ten verwechselt werden. Selbstverständlich 
ist Roth sich dieses Unterschiedes bewußt, 
doch verbleibt in seinem Buch eine Span-
nung, die sich bereits im Titel „Genealogie 
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des Staates“ ankündigt, sofern dessen Un-
tertitel nämlich „Prämissen des neuzeitli-
chen Politikdenkens“ zu rekonstruieren ver-
spricht. Man gewinnt als Leser bis zum 
Ende des Buches keinen rechten Eindruck 
davon, wie genau sich der Verfasser das 
Wechselspiel oder den looping effect (Ian 
Hacking) von historisch-konkreten Staaten 
und ideengeschichtlich-abstrakten Staats-
theorien vorstellt. An manchen Stellen des 
Buches sieht es so aus, als reflektierte die 
politische Theoriebildung immer nur ex 
post den tatsächlichen historischen Prozeß; 
so als sei sie, im Sinne Hegels, „ihre Zeit in 
Gedanken erfaßt“. An vielen anderen Stel-
len jedoch wird der politischen Ideenge-
schichte eine Art Vorreiterrolle für die fak-
tische historische Entwicklung zuerkannt. 
Zweifelsohne hat man es hier – das wird 
auch Roth nicht anders sehen – mit der 
sprichwörtlichen Frage nach „der Henne 

oder dem Ei“ zu tun: Vergegenwärtigt man 
sich den historischen Prozeß von fast drei-
tausend Jahren politischer Ordnungsvor-
stellungen, so wird man – in dieser Allge-
meinheit – wohl auf ein kritisch-
produktives Wechselspiel dieser beiden 
irreduziblen, aber doch geradezu von Be-
ginn an notwendig zusammengehörenden 
Entwicklungsdimensionen schließen müs-
sen. Gleichwohl hätte man sich in der Ein-
leitung oder aber am Ende von Roths Buch 
eine etwas eingehendere methodische Re-
flexion auf damit verknüpfte Theoriepro-
bleme gewünscht; was überdies zur weite-
ren Profilierung der Ideengeschichte als 
einem in politischer Hinsicht überaus wich-
tigen Geschehen beigetragen hätte. Der 
dicke, aber nie ermüdende „Schmöker“ 
hätte diese zwanzig Seiten ruhig auch noch 
verkraften können. 

Arnd Pollmann 
 

Volker Lenhart unter Mitarb. von Volker Druba und Katarina Batarilo, Pädagogik der 
Menschenrechte, Lehrbuch, 2. überarb. und aktualis. Aufl.; Wiesbaden: VS Verlag, 2006, 
254 S., ISBN-10: 3531149741, ISBN-13: 978-3531149745, 29,90 €. 

 

Zwar wurde mit der UN-Dekade zur Men-
schenrechtsbildung (1995-2004) und dem 
Weltaktionsprogramm (2005-2007) ein we-
nig Aufmerksamkeit in der Politik für die 
(Bildung über, für und durch) Menschen-
rechte verschafft. Solange in Deutschland 
jedoch nicht erkannt wird, daß Menschen-
rechte nicht bloß eine Angelegenheit des 
außerdeutschen (oder sogar außereuropäi-
schen) Rechtsraums und Exportgut darstel-
len, kann keine politische Auseinanderset-
zung mit der Thematik stattfinden. Es wird 
allerdings inzwischen in der Wissenschaft 
eine Diskussion zur Menschenrechtsbil-
dung, angereichert mit Erfahrungen aus 
der pädagogischen Praxis, geführt. Das zu 
besprechende Buch „Pädagogik der Men-
schenrechte“ leistet hierzu einen Beitrag 
mit großer Orientierung an der Praxis. Es 
ist eines der wenigen Lehrbücher, die sich 
mit der Thematik auseinandersetzen, und 
Ende 2006 ist eine aktualisierte und über-
arbeitete Neuauflage erschienen. Das Buch 
richtet sich an Pädagoginnen und Pädago-

gen und andere Lehrende. Darüber hinaus 
ist es auch interessant für Studierende und 
Studierte aller Fachrichtungen wie Juri-
stinnen und Juristen, Sozialarbeiterinnen 
und -arbeiter, Medizinerinnen und Medi-
ziner, etc., aber auch für Angehörige von 
Sicherheitsdiensten, Menschenrechtsaktivi-
stinnen und -aktivisten, Hochschuldozie-
rende und andere. 

Den Einstieg in die Thematik unternehmen 
der Autor und die Mitarbeitenden über 
den „Menschenrechtskanon und seine In-
stitutionalisierung seit 1948“. Das Kapitel 
ist in zwei Teile geteilt. Der erste Abschnitt 
widmet sich sehr knapp der Entwicklung 
des Menschenrechtskanons (S. 13-15). Beim 
Lesen entsteht der Eindruck, als ob der 
Menschenrechtskanon sich nur an den ein-
zelnen Menschenrechtsinstrumenten fest-
machen lasse. Hier hätte es besser der Klar-
stellung bedurft, daß die in den Gesetzes-
texten enthaltenen Menschenrechtskatalo-
ge nicht abschließend sind. Auch enthält 
der Text Passagen, die Mißverständnisse 
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hervorrufen könnten, wie z.B. wenn zum 
einen auf die Unteilbarkeit der Menschen-
rechte verwiesen wird und zum anderen es 
heißt: „Man hat die Menschenrechte einer-
seits in negative und positive, andererseits 
in verschiedene Generationen eingeteilt.“ 
(S. 14) Die einzelnen Menschenrechte wer-
den tatsächlich in der (Rechts-)Wissen-
schaft meist als Freiheitsrecht oder als Teil-
haberecht klassifiziert und einer der drei 
„Generationen“ zugeordnet. Es handelt 
sich dabei aber gerade nicht um eine Ein-
teilung im Sinne von Hierarchisierung. 
Dies wurde jedoch versäumt klarzustellen. 
Der zweite Abschnitt handelt von der uni-
versalen Geltung der Menschenrechte und 
wird mit der Darbietung von drei Argu-
menten gegen die universale Geltung – 
namentlich Argument der falschen Allge-
meinheit (S. 16), der Verwurzelung im 
westlichen Individualismus (S. 17) und der 
Säkularismuskritik (S. 17f.) – begonnen. 
Anschließend folgt eine Zusammenfassung 
der Menschenrechtsskepsis und Funkti-
onszuweisung von Niklas Luhmann (S. 18-
20). Zum Schluß wird versucht, die Be-
gründung der universalen Geltung der 
Menschenrechte anhand der Diskurstheo-
rie nach Jürgen Habermas (S. 20-23), der Ge-
rechtigkeitstheorie nach John Rawls (S. 23-
26) und der Ethiktheorie (S. 26-28) aufzu-
zeigen, um dann einen „eigenen“ Lösungs-
vorschlag zu präsentieren, nämlich den 
einer rechtspositivistischen Begründung 
(S. 29-33). Nachlässigerweise wird die Fra-
ge, was universale Geltung der Menschen-
rechte bedeute, überhaupt nicht aufgewor-
fen. Deshalb sind die Ausführungen zu 
den einzelnen Theoretikern eher verwir-
rend. Der Zusammenhang von Luhmanns 
Menschenrechtsskepsis zur universalen 
Geltung wird nicht deutlich. Habermas und 
Rawls begründen mit ihren jeweiligen 
Theorien den Universalitätsanspruch der 
Menschenrechte und nicht deren universa-
le Geltung. Bei dem abschließenden Ver-
such, die universale Geltung der Men-
schenrechte rechtspositivtheoretisch zu 
begründen, scheinen einige Überlegungen 
noch nicht abschließend. So wird die These 
aufgestellt: „Menschenrechte gelten, weil 
es sie faktisch gibt. Sie sind positives 

Recht.“ Hier stellt sich doch die Frage, 
warum wir über die Geltung der Men-
schenrechte diskutieren müßten, wenn es 
sie tatsächlich faktisch gäbe, also wenn sie 
verwirklicht würden. Die Menschenrechte 
existieren im juristischen Verständnis als 
positives – also gesetztes – Recht, haupt-
sächlich im Völkervertragsrecht und den 
einzelstaatlichen Verfassungen. Sie sind 
teilweise also geltendes Recht. Aber gelten 
sie deshalb auch? Und wie ist es mit den 
Menschenrechten, die eben nicht normiert 
worden sind? Gelten sie deshalb nicht? 
Und inwiefern ist die Geltung dann uni-
versell? Im übrigen tragen zu einem besse-
ren Gesamteindruck dieser Argumentation 
„Schönheitsfehler“, wie z.B. die die An-
scheinserweckung, der neu etablierte Men-
schenrechtsrat der Vereinten Nationen be-
stünde nicht aus Regierungsvertreterinnen 
und -vertretern, nicht gerade bei. 

Das zweite Kapitel ist mit „Die internatio-
nalen Dokumente der Menschenrechtsbil-
dung“ betitelt. Der oder dem Lesenden 
wird hier ein relativ guter, chronologisch 
angeordneter Gesamtüberblick über die 
politisch verbindlichen Dokumente zur 
Menschenrechtsbildung auf internationaler 
und regionaler Ebene vermittelt. Etwas 
verwirrend ist jedoch der plötzliche Spra-
chenwechsel (deutsch/englisch) innerhalb 
der Besprechung einzelner Dokumente 
(S. 39f, S. 41ff., S. 44f.). 

Mit der „Typologie didaktischer Modelle 
der Menschenrechtsbildung“ wird sich im 
dritten Kapitel sehr knapp befaßt (S. 53f.). 
Es werden zunächst die einzelnen didakti-
schen Ansätze typisiert und anschließend 
Kontextmerkmale angesprochen. 

Das vierte Kapitel heißt „Menschenrechts-
bildung in formalen Lehr-Lernsituationen, 
der schulpädagogische Aspekt“. Dieses ist 
in drei Abschnitte gegliedert. Im ersten Teil 
wird sich mit der „Analyse von Menschen-
rechtsbildungsmaterialien“ auseinanderge-
setzt. Für die Untersuchung einzelner Ma-
terialien wird deshalb zunächst ein Analy-
seraster mit acht Schwerpunkten – Schul-
stufe, „Aktorenbezug“, Lernziele, Lernin-
halte, Methodenvariable, Begründung der 
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Methodenvorgaben, werteerzieherischer 
Ansatz und Lernerfolgs- und Gelingens-
kontrolle – eingeführt (S. 55-57). Anschlie-
ßend wird auf fünf unterschiedliche Unter-
richtsmaterialien eingegangen: „ABC, tea-
ching human rights“ (1998) des UNHCHR 
(S. 57-63), „All human beings…, Manual 
for human rights education“ (1998) der 
UNESCO (S. 63-69), „Wochenschau Son-
derheft: Thementag Menschenrechte“ 
(1995) (S. 69-72), „Educating for Human 
Dignity“ (1995) von Betty A. Reardon 
(S. 72-79) und „Unterrichtspraxis Men-
schenrechte“ (1995-1998) von Amnesty 
International (S. 79-84). Bei der Analyse 
wird aber nicht nur das vorgestellte Raster 
„abgearbeitet“, sondern es werden auch 
einzelne Unterrichtseinheiten vorgestellt, 
die den einzelnen Materialien entnommen 
wurden. Diese sind für die Praxis als Anre-
gungen mit Sicherheit hilfreich. Auf die 
„Menschenrechtsdidaktik“ wird im zwei-
ten Abschnitt eingegangen (S. 85-104). Hier 
werden die einzelnen Punkte des Analyse-
rasters inhaltlich besprochen, womit die 
Menschenrechtsbildung didaktisch aufbe-
reitet wird. Der dritte Teil stellt kurz die 
„Bildungsstandards für das schulische 
Menschenrechtslernen“ dar (S. 105-108). 

„Menschenrechtslernen in der außerschuli-
schen Jugend- und Erwachsenenbildung“ 
ist das Thema des fünften Kapitels. Dieses 
wird beispielhaft anhand von friedensbau-
ender Bildung für afrikanische Bürger-
kriegsflüchtlinge als Praxisobjekt (S. 109f.) 
und vom Europarat herausgegebenen 
„Kompass“ als Lehrwerk (S. 111-114) vor-
gestellt.  

Der „Ausbildung von Personal in men-
schenrechtsrelevanten Berufsfeldern“ ist 
das sechste Kapitel gewidmet. Zunächst 
wird auf die professionsübergreifende An-
leitung eingegangen (S. 114-118). Daran 
schließen sich Abschnitte an, die explizit 
auf die Ausbildung von Personen, die bei 
der Polizei (S. 118-125), Bundeswehr 
(S. 125-130), als Sozialarbeiter/innen 
(S. 130-134), in der Naturwissenschaft 
(S. 134-141), im medizinischen Bereich 
(S. 142-145) oder als Lehrende (145-148) 

beschäftigt sind, sowie von Angehörigen 
anderer Berufsgruppen (S. 148f.) eingehen. 

Im siebten Kapitel geht es um die „Evalua-
tions- und Wirkungsforschung in Bezug 
auf Menschenrechtsbildungsmaßnahmen“. 
Es werden zwar „Evaluationen in Curricu-
la und Schulbüchern“ (S. 151-153) sowie 
„Studien zur Beschreibung der Effekte von 
Menschenrechtsbildung“ (S. 153f.) ange-
sprochen, jedoch sind die Ausführungen 
aufgrund von mangelnder vorhandener 
Forschung sehr knapp. 

Im achten Kapitel wird das Thema „Bil-
dung als Menschenrecht und Menschen-
rechte in der Bildung“ erörtert. Zunächst 
werden die völkerrechtlichen Grundlagen 
innerhalb des ersten Teilabschnitts „Bil-
dung als Menschenrecht“ aufgezeigt 
(S. 155-163). Hieran schließen sich die Dis-
kussionen einerseits über „die Realisierung 
des Menschenrechtes auf Grundbildung“ 
(S. 163-168) und andererseits über die 
„Lernerfolgsindikatoren für die[se] Reali-
sierung“ (S. 168-171) an. Auch wenn der 
Teil „Menschenrechte in der Bildung“ an-
deres vermuten läßt, werden auch darin 
unterschiedliche rechtliche Regelwerke – 
Konvention gegen Diskriminierung in der 
Bildung (S. 171f.) und die Europäische 
Menschenrechtskonvention (S. 172f.) – und 
die Rechtsprechung zur letztgenannten 
(S. 173-175), insbesondere anhand von 
Fallbeispielen (S. 176-179), untersucht. 

„Kinderrechte“ ist der Titel des neunten 
Kapitels, das sich ausschließlich auf die 
Konvention über die Rechte des Kindes der 
Vereinten Nationen von 1989 bezieht und 
in sechs Abschnitte aufgeteilt ist. Hier kann 
der oder die Lesende insgesamt einen gu-
ten Überblick über die in der Konvention 
verankerten Rechte finden. Es werden die 
„Kindheitsdefinition und Grundsätze“ 
(S. 181f.), „Rechte beim Aufwachsen“ 
(S. 183) sowie „zivile Rechte“ (S. 184-187) 
angesprochen. Sehr ausführlich wird die 
Thematik der „Rechte auf Schutz in beson-
deren Lebenssituationen und vor Miss-
handlung und Ausbeutung“ (S. 188-229) 
behandelt. Darin spielen Flüchtlings-, ge-
sundheitsgefährdete, arbeitende, sexuell 
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mißbrauchte und ausgebeutete und 
Kriegskinder eine wesentliche Rolle. Anga-
ben zu den Umsetzungsvorschriften 
(S. 229-231) lassen sich zum Schluß finden. 

Das Buch wird im zehnten Kapitel mit Be-
merkungen zur „Menschenrechtspädago-
gik als wissenschaftliche (Teil-) Disziplin“ 
abgeschlossen. Es wird zwar darauf hin-
gewiesen, daß die Menschenrechte einen 
Bezug zu vielen Disziplinen haben. Die 
Pädagogik der Menschenrechte (oder Men-
schenrechtserziehung oder -bildung) wird 
dann aber als Teildisziplin der Erzie-
hungswissenschaft, insbesondere der in-
ternational und interkulturell vergleichen-
den, ausgewiesen.  

Dieses Buch ist im jeden Fall eine Bereiche-
rung für die Menschenrechtsbildung und 
die Lehrenden, die versuchen diese umzu-
setzen. Es enthält zwar einige Ungenauig-
keiten und „Schönheitsfehler“ in den recht-
lichen Darbietungen, auf die sich die Ar-
gumentation vielfach stützt. Auch wäre es 
wünschenswert, daß gerade bei einem 
deutschsprachigen Buch nationale Normen 
miteingearbeitet würden. Dennoch ist es 
geeignet, der Leserin oder dem Leser einen 
groben Überblick über die Thematik zu 
verschaffen. Die didaktische Aufarbeitung 
und Analyse der Unterrichtsmaterialien 
wird Menschenrechtspädagoginnen und  
-pädagogen eine große Hilfe sein können. 

Inken Baumgartner 

 

Sven Mirko Damm, Menschenwürde, Freiheit, Komplexe Gleichheit: Dimensionen grund-
rechtlichen Gleichheitsschutzes, Der Gleichheitssatz im Europäischen Gemeinschafts-
recht sowie im deutschen und US-amerikanischen Verfassungsrecht (Schriften zum inter-
nationalen Recht, Bd. 156), 2006, 726 Seiten, ISBN 3-428-11954-1, 98 €. 

 

Die von Kay Waechter an der Universität 
Hannover betreute Dissertation hat das 
grundrechtliche Gleichheitspostulat in der 
deutschen und US-amerikanischen Verfas-
sungsordnung sowie im Europäischen 
Gemeinschaftsrecht zum Gegenstand. Ob-
wohl die hiermit verbundenen Fragestel-
lungen in allen drei Rechtsordnungen von 
großer praktischer Bedeutung sind, konsta-
tiert der Autor erhebliche Unsicherheiten 
und Divergenzen bei der rechtlichen Aus-
gestaltung in diesen drei Rechtsordnungen. 
Im Zentrum seiner Untersuchung stehen 
Überlegungen, unter welchen Vorausset-
zungen Differenzierungen zu rechtfertigen 
sind und an welchen Maßstäben sich sol-
che Rechtfertigungen auszurichten haben. 
Die umfangreiche Arbeit hebt mit der Ge-
winnung von Anschauungsmaterial aus 
den beiden Verfassungsrechtsordnungen 
an, um „Antinomien und Legitimations-
probleme verfassungsgerichtlicher Prü-
fungsmaßstäbe“ kurz zu untersuchen, be-
vor ausführlich auf den grundrechtlichen 
Gleichheitssatz des primären Gemein-
schaftsrechts eingegangen wird. Eine kon-
zentrierte Schlußbetrachtung über Bürger-

gleichheit und europarechtlichen Gleich-
heitsschutz beendet die Arbeit.  

Um es gleich vorweg zu sagen: Damm hat 
ein gut lesbares und wichtiges Buch vorge-
legt. Dies gilt nicht nur aus der Perspektive 
des Rezensenten, der selbst Gelegenheit 
hatte, zu einem Teilaspekt des grundge-
setzlichen Gleichheitssatzes und des Ver-
hältnisses von Freiheit und Gleichheit zu 
arbeiten, sowie von einem grundsätzlichen 
Interesse für verfassungsgeschichtliche 
Fragestellungen geprägt ist, sondern für 
jeden Leser, der fundiert aufbereitete und 
kenntnisreich kommentierte Informationen 
zum Gleichheitssatz sucht. Die verfas-
sungsgeschichtliche Einführung ist fes-
selnd geschrieben und bietet jene Grundle-
gung, aus der Damm im folgenden seine 
gut begründeten Schlußfolgerungen zieht. 
Im Mittelpunkt seiner Überlegung steht die 
Frage, inwieweit eine „weitgehend beliebi-
ge, in erster Linie verfassungsgerichtlicher 
Intuition unterliegende Anhebung des 
Kontrollmaßstabs“ (S. 138) vorliegt und als 
bedenklich einzustufen ist. Hierzu unter-
sucht Damm, wie der amerikanische Su-
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preme Court und das deutsche Bundesver-
fassungsgericht mit besonderen Diskrimi-
nierungsverboten umgehen. Er vergleicht 
dabei insbesondere Art. 3 Abs. 2 und 3, 
Art. 6 Abs. 5, Art. 33 Abs. 2 und Art. 38 
Abs. 1, Art. 28 Abs. 1 S. 2 Grundgesetz mit 
den durch die Rechtsprechung in den USA 
herausgebildeten Einzelelementen der 
Equal-Protection-Klausel des 14. Verfas-
sungszusatzes.  

Hierbei findet eine ausgewogene Ausein-
andersetzung mit der einschlägigen Recht-
sprechung und deren wissenschaftlicher 
Einordnung statt, wobei Damm jeweils zu 
eigenständigen und gut begründeten Lö-
sungen kommt.  

Die zweite Hälfte des Buches ist dem 
Gleichheitsgrundsatz im primären Ge-
meinschaftsrecht gewidmet und nimmt 
dem ersten Teil entsprechende Untersu-
chungen an Hand der Rechtslage und der 
hierzu ergangenen EuGH-Rechtsprechung 
vor. Damm unternimmt es, hier eine dog-
matische Konturierung des Gleichheits-

rechts vorzulegen, wobei er einerseits die 
besonderen Erwägungen des Europarechts 
entwickelt, andererseits auf die bei der Be-
trachtung der nationalen Rechtsordnungen 
gewonnenen Erkenntnisse zurückgreift, 
um so dogmatische Lösungsansätze zu 
entwickeln. Die solcherart entwickelten 
Prüfungsmaßstäbe sollen dazu dienen, 
auch auf der Ebene des Gemeinschafts-
rechts eine verläßliche „verfassungsgericht-
liche Gleichheitsprüfung“ durchzuführen.  

Die besondere Leistung der Arbeit liegt 
darin, Erkenntnisse der juristischen Dog-
matik mit ebensolchen der politischen Phi-
losophie innovativ zu verknüpfen. Damm 
geht dabei zu Recht davon aus, daß positi-
ves Recht ebenso wie Rechtsdogmatik von 
den Analysen politischer Philosophie posi-
tiv beeinflußt werden können und ein  sol-
cher Erfolg eher bei einer Verschränkung 
denn einer schlichten Parallelität beider 
Disziplinen erfolgversprechend durchge-
führt werden kann. 

Norman Weiß
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Ralph Crawshaw/Stuart Cullen/Tom Williamson (Hrsg.), Human Rights and Policing, (The 
Raoul Wallenberg Institute Professional Guides to Human Rights), 2. Auflage 2007, 511 S., 
ISBN: 90-04-15437-X, 145.- €. 

 

Die anzuzeigende 2. Auflage des zuerst 1998 erschienenen Buches ist nun um über 200 Seiten 
angewachsen und neu gegliedert worden. 

Mit dem Buch werden vier Ziele verfolgt: Erstens sollen die einschlägigen menschenrechtli-
chen Standards und Vorschriften des humanitären Völkerrechts übersichtlich dargelegt wer-
den. Zweitens sollen Argumente dafür entwickelt werden, warum diese Standards bei der 
Polizeiarbeit beachtet werden müssen. Drittens sollen zwei Schlüsselbereiche der prakti-
schen Polizeiarbeit im Hinblick auf diese Standards behandelt werden – das Verhören ver-
dächtiger Personen und Polizeitätigkeit in Fällen des bewaffneten Konflikts und anderer 
Extremsituationen. Viertens werden Empfehlungen über die Führung von Polizeidienststel-
len gegeben. 

Das Buch behandelt zwar auch Herausforderungen, die deutlich über den Polizeialltag in 
der Bundesrepublik Deutschland hinausgehen. Dennoch kann es, wie der Fall 
Daschner/Gaefgen gezeigt hat, in den Teilen, die sich dem Verhör verdächtiger Personen 
widmen, auch hierzulande von großem Nutzen sein. (wß) 
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Das Ende des transatlantischen Sklavenhandels  
Zum 200. Jahrestag des „Foreign Slave Trade Act“ am 25. März 2007 
Heide Günther 

 

 

  

Sklaverei war eine in der gesamten antiken Welt fest verwurzelte Einrichtung, die etwa im 
babylonischen Kodex Hammurabi erwähnt und selbst von Denkern wie Aristoteles gerecht-
fertigt  wurde. Ohne den Einsatz von Sklaven wären viele Zeugnisse antiker Baukunst, die 
wir heute noch bewundern, gar nicht erst entstanden. Sklaven wurden vornehmlich in Folge 
von Feldzügen und der Unterwerfung fremder Völker – dabei konnte es sich freilich auch 
um die Griechen der Nachbarinsel handeln – gewonnen und auf den Märkten der Städte 
verkauft. Ursprünglich waren vor allem Frauen betroffen und die gefährlicheren Männer 
wurden in der Regel sofort getötet, später erkannte man den Wert ihrer Arbeitskraft. Überra-
schend ist die Bandbreite von Status und Chancen, die Sklaverei abhängig von Zeit und Ort 
eröffnen konnte; doch waren die Ursachen hierfür Zufälligkeiten und – oftmals willkürlich 
gewährte – Privilegien. Kontinuum der Sklaverei ist die Sacheigenschaft der Betroffenen, 
ihre Entmenschung, die Verfügungsgewalt des Herrn. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlaß zur Hoffnung auf ein besseres Schicksal bot sich den Überlebenden indes auch nicht. 
Bei der Nutzung von Sklavinnen und Sklaven wurde in streng ökonomischen Kategorien 

William Murray, Lord Mansfield (1705-1793) 
war Richter im Fall James Somerset vs. His Mas-
ter, Mr. Stewart of Virginia. Die Entscheidung 
aus dem Jahr 1772 trug wesentlich zur Ab-
schaffung des Sklavenhandels bei. 
Somerset war ein afrikanischer Sklave, der von 
seinem Herrn Stewart nach England gebracht 
wurde und nach einem Fluchtversuch nach 
Jamaika verschifft werden sollte. Mit Hilfe 
englischer Unterstützer gelang es Somerset, 
vor Gericht zu ziehen. Das Gericht entschied 
im Interesse Somersets: Es gebe in England 
kein positives Gesetz, daß Sklaven gegen ih-
ren Willen in ein anderes Land verkauft und 
verschifft werden dürften. Lord Mansfield er-
gänzte: “The state of slavery is […] so odious 
that nothing can be suffered to support it.” 
 Im Jahre 1787 gründete sich die Society for the 
Abolition of the Slave Trade, die mit dem Abge-
ordneten William Wilberforce mehrere Parla-
mentsinitiativen startete und landesweit Unter-
schriften sammelte. 
Die Gesetzesvorlage zur Abschaffung des 
transatlantischen Sklavenhandels wurde in 
beiden Häusern des Parlaments mit großer 
Mehrheit angenommen und trat am 25. März 
1807 in Kraft. 

In Europa blieb die Sklaverei als Institution 
auch während des Mittelalters erhalten, verlor 
aber zahlenmäßig wie wirtschaftlich gegen-
über der Antike enorm an Bedeutung. Für die 
Araber hingegen, die den Islam über Nord-
afrika bis nach Spanien ausbreiteten, war Ver-
sklavung Teil der Unterwerfung eroberter 
Völkerschaften, aber auch von wirtschaftli-
cher Bedeutung. Sklaven standen nach islami-
schem Recht zwar im Eigentum und unter der 
Vormundschaft des Herrn, blieben aber als 
menschliche Personen anerkannt. 
Die Entdeckung und Kolonialisierung Ameri-
kas gab der Sklaverei eine ungekannte Di-
mension und belebte auch den Handel mit 
afrikanischen Sklaven, die nunmehr gezielt 
„gemacht“ wurden und nicht mehr Begleiter-
scheinung kriegerischer Auseinandersetzun-
gen waren. 
Die Bedingungen des Sklavenhandels waren 
katastrophal; die betroffenen Menschen recht- 
und wertlos. So war es nicht unüblich, daß 
während einer Überfahrt bis zu einem Viertel 
der Mitfahrenden wegen unerträglicher Zu-
stände während des Transports bereits auf 
dem Schiff starb.  
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gedacht. So wurden die versklavten Männer, Frauen und Kinder extrem ausgebeutet. Eine 
gute Versorgung der Menschen lohnte sich nicht. Es war billiger, nach drei oder vier Jahren 
„unverbrauchte“ Sklavinnen und Sklaven in die neue Welt überzuschiffen. 
Schlüsselfigur der sich in der vom Sklavenhandel und der Sklaverei profitierenden Koloni-
almacht Großbritannien langsam bildenden Bewegung gegen Versklavung von Menschen, 
Sklavenhaltung und Sklavenhandel war neben anderen der Engländer Granville Sharp. Er 
lebte im Hause seines Bruders, der armen Menschen der Stadt kostenlos medizinische Hilfe 
zukommen ließ, und stieß dort 1765 auf einen schwarzen, fast zu Tode geschlagenen Skla-
ven, Jonathan Strong. Es gelang dem Mann, der von seinem Herrn David Lisle aus Barbados 
nach England gebracht worden war, während der folgenden zwei Jahre zu genesen und sich 
zu erholen. Dies blieb von seinem Herrn nicht unbemerkt. Aus dem Wunsch heraus,  aus 
dem Mann noch das letzte an Profit herauszupressen, ließ er Strong entführen und verkaufte 
ihn an einen Plantagenbesitzer auf Jamaika. 

Diesen Fall brachte Sharp vor Gericht, argumentierend, daß Strong mit seiner Ankunft in 
England kein Sklave mehr sei. Vielmehr unterliege er auf englischem Territorium der Auto-
rität des Königs und sei damit Adressat des Habeas Corpus, das die gewaltsame Verbrin-
gung in ein anderes Land verbiete. Daneben appellierte Sharp an die Humanität. So sei die 
Tolerierung von Versklavung der Tolerierung von Unmenschlichkeit gleichzusetzen. Das 
Gericht entschied, wenn auch nicht der Argumentation Sharps folgend, zugunsten Strongs. 
Da dieser kein Verbrechen begangen habe, sei er sofort freizulassen. Eine eindeutige, den 
Sklavenhandel nicht duldende Rechtsprechung war mithin nicht geschaffen worden. Sharp, 
entsetzt über den Status quo der gesetzlichen Grundlagen und die rechtliche und faktische 
Rechtlosigkeit britischer Sklavinnen und Sklaven, widmete seine Arbeit fortan dem Ziel der 
Abschaffung des Sklavenhandels. 

Obwohl die nachfolgende Entscheidung im Fall James Somerset vs. His Master, Mr. Stewart of 
Virginia von den schwarzen in England lebenden Menschen und allen für die Freiheit dieser 
Menschen kämpfenden Engländer gefeiert wurde, war ein gesetzliches Verbot der Sklaverei 
oder des Sklavenhandels noch immer fern. Bedeutung kam dem Fall Somerset vor allem in 
der Öffentlichkeit zu, da das Schicksal Somersets – stellvertretend für unzählige Unfreie  in 
der Bevölkerung mit großem Interesse verfolgt worden war. Immer mehr Menschen stellten 
sich auf Seite der Abolitionisten.  

Sharps Engagement endete indes nicht mit diesem Fall. Er brachte diverse Veröffentlichun-
gen heraus, deren Argumentationen bereits menschenrechtlichen Charakter trugen. Im Lau-
fe der Zeit knüpfte Sharp Kontakte zu anderen Menschen, die bereits gegen Sklaverei und 
Sklavenhandel gearbeitet hatten, und gründete nach verschiedenen weiteren Gerichtsverfah-
ren 1787 mit anderen Briten, hauptsächlich Quäkern, die  „Society for Effecting the Abolition 
of the African Slave Trade.“ Diese gilt heute als eine der ersten Nichtregierungsorganisatio-
nen (NGO). In Rahmen dieser Kampagne betrieb Sharp aktive Lobbyarbeit in der Politik und 
schaffte Bindungen zu anderen europäischen Anti-Sklaverei-Bewegungen. 

Mitbegründer dieser Bewegung war auch der sehr religiöse Parlamentarier des britischen 
Unterhauses, William Wilberforce, der bald neben Sharp und Thomas Clarkson zu einem der 
führenden Gegner des Sklavenhandels zählte und durch seine Eigenschaft als Mitglied des 
Parlaments direkten politischen Einfluß ausüben konnte. Er hielt erstmalig im Jahr 1789 eine 
berühmte Rede zur Abschaffung des Sklavenhandels im Unterhaus, fand allerdings vorerst 
nur in der Öffentlichkeit Zustimmung. Er brachte eine Vielzahl von Gesetzesvorschlägen ein, 
um den Sklavenhandel zu illegalisieren, die jeweils keine Mehrheit fanden. Als das Unter-
haus 1805 erstmalig einem Gesetz zur Abschaffung des Sklavenhandels zustimmte, scheiter-
te die Abstimmung im Oberhaus. Nach einem Regierungswechsel saßen bekannte Gegner 
des Sklavenhandels in der Regierung, namentlich Lord Grenville und Charles Fox. Während 
Fox und Wilberforce weiterhin im Unterhaus für die Abschaffung des Sklavenhandels arbeite-
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ten, versuchte Grenville, das Oberhaus zu überzeugen, indem er über die Ungerechtigkeit 
und Unmenschlichkeit des inhumanen Handels sprach. Die letztlich erfolgreiche Gesetzes-
vorlage zur Abschaffung des transatlantischen Sklavenhandels wurde im Unterhaus mit 
114:15 Stimmen, im Oberhaus mit 41:20 Stimmen angenommen und trat am 25. März 1807 in 
Kraft.  

Das Gesetz sollte Vorbild für viele andere Staaten sein. Großbritannien hatte Interesse daran, 
den durch das Gesetz in Kauf genommenen Wirtschaftsnachteil gegenüber anderen Ländern 
dadurch auszugleichen, daß auch diese kurz- oder mittelfristig vom Sklavenhandel absahen 
und trat deswegen vehement für die internationale Durchsetzung des Verbots ein. Die USA 
folgten dem britischen Beispiel 1808. 1815 wurden Sklaverei und Sklavenhandel auf dem 
Wiener Kongreß geächtet. Die Teilnehmerstaaten ratifizierten einen Beschluß zur Abschaf-
fung des Handels, behielten sich aber den Zeitpunkt der Umsetzung vor. 1826 trat, aller-
dings erst nach Überwindung großer Schwierigkeiten, das französische Gesetz zur Abschaf-
fung des Sklavenhandels in Kraft. Auch andere Staaten waren nur schwer zu überzeugen. So 
stimmten Portugal, Spanien und Brasilien dem Ende des transatlantischen Sklavenhandels 
erst 1852 bzw. 1853 zu. Die Abschaffung der Sklaverei als solcher erfolgte in Brasilien gar 
erst 1888, 54 Jahre, nachdem England die Versklavung von Menschen auf dem gesamten 
britischen Hoheitsgebiet unter Strafe stellte.1  

Sklaverei und Ausbeutung existieren trotz rechtlich universeller Ächtung2 auch heute.3 Die 
Schätzungen sind erschreckend. Es wird, wie Studien der UNESCO4 sowie der ILO5 belegen, 
von mindestens 14,8 Millionen versklavten Menschen zum jetzigen Zeitpunkt ausgegangen: 
Menschen, die in Schuldknechtschaft leben, Kinder, die als Soldaten dienen, Frauen, die zur 
Prostitution gezwungen werden oder Immigranten, die sich aus Hoffnung auf ein besseres 
Leben in Europa und anderen reichen Teilen dieser Welt von Menschenhändlern verkaufen 
und ausbeuten lassen. So schätzt die ILO in einer im Mai 2005 veröffentlichten Studie die  
Zahl der jährlichen Opfer von Menschenhandel zum Zwecke der Ausbeutung auf minde-
stens 2,4 Millionen, die Profite dieses Handels für seine Drahtzieher auf mindestens 32 Milli-
arden US-Dollar/Jahr.6 

Angesichts dessen ist dem damaligen Generalsekretär der Vereinten Nationen, Kofi Annan, 
beizupflichten: 

„Die Abschaffung der Sklaverei in allen ihren Formen bleibt eine der obersten Prioritäten der 
Vereinten Nationen.“7 

                                              
1  Einzelheiten zur Geschichte der Sklaverei und der Abolitionsbewegung in: Seymour Drescher/Stanley Enger-

man (Hrsg.), A Historical Guide to World Slavery, 1998.  
2  Vgl. z.B. Art. 4 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte; Übereinkommen betreffend die Sklaverei 

vom 25. September 1926; Protokoll zur Änderung des am 25.September 1926 in Genf unterzeichneten Über-
einkommens über die Sklaverei vom 7. Dezember 1953; Zusatzübereinkommen über die Abschaffung der 
Sklaverei, des Sklavenhandels und sklavereiähnlicher Einrichtungen und Praktiken vom 7. September 1956; 
Konvention zur Unterbindung des Menschenhandels und der Ausnutzung der Prostitution anderer vom 2. 
Dezember 1949. 

3  Vgl. den Themenschwerpunkt Bekämpfung des Menschenhandels im Straf- und Strafprozeßrecht in diesem 
Heft, S. 5-74. 

4  Vgl. Online-Magazin der deutschen UNESCO-Kommission Ausgabe 1/2004; abrufbar unter  
http://unesco-heute.de/0104/sklaverei.htm (alle Internetseiten zuletzt besucht am vom 4. April 2007). 

5  Vgl. „Eine globale Allianz gegen Zwangsarbeit“ – Gesamtbericht im Rahmen der Folgemaßnahmen zur 
Erklärung der ILO über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit; abrufbar unter 
http://www.ilo.org/public/german/standards/relm/ilc/ilc93/pdf/rep-i-b.pdf. 

6   Ebenda, S. 11. 
7  Kofi Annan, Erklärung zum Internationalen Tag der Abschaffung der Sklaverei am 2. Dezember 2002. 
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Stichwort 
Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes 

 
Am 18. August 2006 ist das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) der Bundesrepu-
blik Deutschland in Kraft getreten. Die Verabschiedung sollte der Umsetzung der europäi-
schen Antidiskriminierungsrichtlinien dienen, namentlich der Genderrichtlinien 76/207/ 
EWG und 2002/73/EG, der Antirassismusrichtlinie 2000/43/EG, der Rahmen-Richtlinie 
2000/78/EG und der Genderrahmenrichtlinie 2004/113/EG. 

Nach § 1 AGG sind Benachteiligungen aufgrund von bestimmten personenbezogenen 
Merkmalen („Rasse“ oder ethnische Herkunft, Geschlecht, Religion und Weltanschauung, 
Behinderung, Alter oder sexuelle Identität) verboten. Der sachliche Anwendungsbereich 
erstreckt sich unter anderem auf Belästigung, Beruf, Beschäftigung, Bildung, Sozialschutz 
und soziale Vergünstigungen, Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstlei-
stungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum. 

Die Diskussion um ein Antidiskriminierungsgesetz hatte eine breite öffentliche Debatte an-
gestoßen. Die Gesetzesgegner bewerten die Einschränkung der Privatautonomie als zu hoch 
und/oder befürchten, daß die deutschen Gerichte mit Verabschiedung des AGG einer Klage-
flut ausgesetzt sein würden. Andere Stimmen sind unzufrieden, weil mit dem AGG die An-
tidiskriminierungsrichtlinien nur ungenügend umgesetzt würden und so an der Gültigkeit 
des AGG oder zumindest an der Erfüllung der Umsetzungspflicht zu zweifeln sei. Auch 
stellt sich inhaltlich die Frage, warum ein allgemeines Gleichbehandlungsgesetz auf be-
stimmte Diskriminierungsmerkmale beschränkt ist. Führt das nicht zu Diskriminierung? 
Interessant wird auch sein, wie zukünftig mit der Mehrfachdiskriminierung im Rahmen des 
AGG umgegangen wird. 

Antidiskriminierungsstelle 

Institutionell wurde mit den §§ 25ff. AGG die Antidiskriminierungsstelle des Bundes ge-
schaffen. Angesiedelt ist sie beim Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, deren Leitung von der Bundesministerin oder dem Bundesminister auf Vorschlag der 
Bundesregierung ernannt wird. Es ist fraglich, ob dieses Ernennungsverfahren dem Unab-
hängigkeitsanspruch für die Leitungsposition gemäß § 26 Abs. 1 AGG gerecht wird. Weiter 
ist die Amtszeit der Leitungsperson an die Legislaturperiode gekoppelt, wodurch der Ein-
druck vermittelt wird, sie sei von der jeweiligen politischen Mehrheit abhängig. Hinsichtlich 
der Unabhängigkeit erscheint auch das in § 27 Abs. 2 Satz 3 normierte Weiterleitungsgebot 
der Anliegen von Individualpersonen an zuständige Beauftragte des Deutschen Bundestags 
oder der Bundesregierung (z.Bsp. Integrationsbeauftragte, Behindertenbeauftragte) proble-
matisch und fragwürdig. 

Regelungen zur Personalbesetzung der Antidiskriminierungsstelle bestehen nicht. Um die 
Unabhängigkeit und Qualität der Stelle zu sichern, ist es wünschenswert, daß die Personal-
auswahl einvernehmlich mit der Leitung erfolgt. Weiter müssen Geschlechtergerechtigkeit 
und eine angemessene Repräsentanz von Minderheiten bei der Besetzung gewährleistet 
werden. 

Mit § 30 AGG wird ein Beirat zur Unterstützung der Antidiskriminierungsstelle eingesetzt. 
Dieser soll mit Expertinnen und Experten in Benachteiligungsfragen sowie Vertreterinnen 
und Vertretern gesellschaftlicher Gruppen besetzt werden. Während festgelegt wurde, daß 
Frauen und Männer zu gleichen Teilen als Beiratsmitglieder vertreten sein sollen, wurde 
versäumt sicherzustellen, daß alle von Diskriminierung im Sinne des § 1 AGG betroffenen 
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Gruppen angemessen repräsentiert werden. Bislang enthält das AGG keine Regelung zur 
Amtszeit der Beiratsmitglieder. 

Aufgaben der Antidiskriminierungsstelle 

Die Aufgaben der Antidiskriminierungsstelle sind in § 27 AGG festgeschrieben. Hiernach 
können sich Personen an sie wenden, die der Ansicht sind, von Diskriminierung aufgrund 
eines in § 1 AGG genannten Merkmals betroffen zu sein. Die Antidiskriminierungsstelle soll 
Betroffenen bei der Rechtsdurchsetzung helfen, indem sie 

• über Ansprüche und die Möglichkeiten des rechtlichen Vorgehens im Rahmen gesetzli-
cher Regelungen zum Schutz vor Benachteiligungen informiert, 

• Beratung durch andere Stellen vermittelt, 
• eine gütliche Streitbeilegung zwischen den Beteiligten anstrebt. 

Weiter ist sie mit folgenden allgemeinen Aufgaben betraut: Öffentlichkeitsarbeit sowie Maß-
nahmen zur Verhinderung von und wissenschaftlicher Forschung zu Diskriminierung ge-
mäß § 1 AGG. Auch ist ein Berichtsmechanismus vorgesehen, so daß die Antidiskriminie-
rungsstelle gemeinsam mit den zuständigen Beauftragen des Bundestags und der Bundesre-
gierung den deutschen Bundestag alle vier Jahre über Benachteiligungen auf Grund von in 
§ 1 AGG aufgezählter Merkmale informiert und entsprechende Maßnahmen zur Beseitigung 
und Vermeidung dieser Diskriminierungen empfiehlt. Weder tatsächliche Rechtsberatung 
noch die rechtliche Unterstützung, geschweige denn die Vertretung der Betroffenen vor Ge-
richt, liegen somit im Befugnisbereich der Antidiskriminierungsstelle. Damit bleibt sie deut-
lich hinter anderen Institutionen im europäischen Vergleich zurück, die zum Teil sogar als 
Schiedsstellen fungieren. 

In § 28 Abs. 2 AGG ist eine Auskunftspflicht aller Bundesbehörden und sonstiger öffentli-
cher Stellen normiert. Ansonsten bleibt der Antidiskriminierungsstelle nach § 28 Abs. 1 nur 
die Möglichkeit, nach Auskunft zu ersuchen. Gerade in bezug auf Privatakteurinnen und -
akteure, wie arbeitgebende und vermietende Personen, wäre ein Auskunftsanspruch der 
Antidiskriminierungsstelle notwendig, um ihren Aufgaben wie z.B. der Streitschlichtung 
gerecht werden zu können. 

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes wurde mit Inkrafttreten des AGG gegründet. 
Allerdings war sie bis zur Übernahme der Leitungsfunktion von der Volljuristin Dr. Martina 
Köppen (bislang Europa-Referentin im Kommissariat der deutschen Bischöfe, Katholisches 
Büro in Berlin) am 2. Februar 2007 in ihrer Funktionsfähigkeit sehr gehemmt. Nun hat sie 
ihre Arbeit aufgenommen.  

Inken Baumgartner 
Kontaktdaten: 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes, Alexanderstraße 1, 10178 Berlin 
Tel.: 030-18555-1865, Fax: 030-18555-41865, E-Mail: ads@bmfsfj.bund.de 
http://www.bmfsfj.de/Kategorien/Ministerium/antidiskriminierungsstelle.html 

Literaturhinweise zum Thema: 
Eckart Klein (Hrsg.), Rassische Diskriminierung — Erscheinungsformen und Bekämpfungsmöglichkei-
ten (Schriften des MenschenRechtsZentrums der Universität Potsdam, Bd. 12), 2002. 
Heiner Bielefeldt/Petra Follmar-Otto, Diskriminierungsschutz in der politischen Diskussion (Policy Paper 
No. 5), Berlin: Deutsches Institut für Menschenrechte, 2005. 
Eva Kocher, Gerechtigkeit statt Diskriminierung, Podiumsdiskussion am 6. Dezember 2004, Hamburg; 
in: aktuelle Informationen 1/2005, S. 32f. 
Deutsches Institut für Menschenrechte, Stellungnahme zum Entwurf eines Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes vom 26. Juni 2006; siehe im Internet unter http://files.institut-fuer-
menschenrechte.de/437/Stellungnahme_AGG_06-2006.pdf. 
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Srebrenica – Welche Konsequenzen hat ein Völkermord? 
 

en Haag: Am 26. Februar 2007 entschied der Internationale Gerichtshof (IHG), daß 
das Massaker im bosnischen Srebrenica im Juli 1995 einen Völkermord dargestellt 
hatte. Da Serbien damals die Ermordung von mehr als 7.000 bosnischen Muslimen 

nicht verhindert hatte, stellte der IGH jetzt eine Verletzung der Völkermordkonvention von 
1948 fest (IGH, Bosnien und Herzegowina ./. Serbien, Urteil vom 26. Februar 2007). Eine 
Verurteilung zum Schadenersatz unterblieb allerdings, weil Serbien den Völkermord weder 
selbst begangen noch sich dazu verschworen habe. 

Der IGH bestätigte mit seiner Beurteilung der Geschehnisse als Völkermord die Rechtspre-
chung des Internationalen Straftribunals für das ehemalige Jugoslawien (ICTY). Dessen Be-
urteilungsgrundlage ist allerdings das eigene Statut mit den darin enthaltenen Verbrechens-
tatbeständen, die auf die Feststellung individueller Verantwortlichkeit von Tätern, also von 
Personen, abzielt. Der IGH beurteilte am Maßstab der Völkermordkonvention die völker-
rechtliche Verantwortlichkeit eines Staates.  

Die Bestimmung des richtigen Klagegegners bereitete gewisse Schwierigkeiten, da umstrit-
ten war, ob das heutige Serbien mit der von Tito gegründeten sozialistischen Bundesrepublik 
Jugoslawien, die einst die Völkermordkonvention ratifiziert hatte, identisch ist. Im Jahre 1992 
hatte der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen entschieden, daß (das damals noch vereinte) 
Serbien und Montenegro der Organisation beitreten müsse, weil es nicht Nachfolger der 
durch Dismembration untergegangenen Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien 
sei. Kurz danach hatte die Generalversammlung der Vereinten Nationen festgestellt, das 
„Nichtmitglied“ dürfe nicht an Sitzungen des ECOSOC teilnehmen. Der IGH ließ sich von 
diesen Unklarheiten nicht beirren und stellte klar, daß heute die Republik Serbien der einzi-
ge Adressat der Klage Bosnien-Herzegowinas sei. 

Hinsichtlich der Vielzahl von Morden an Muslimen in Bosnien-Herzegowina konnte der 
IGH aufgrund des Klageantrags ausschließlich am Maßstab der Völkermordkonvention ur-
teilen. Diejenigen Taten, denen es am subjektiven Element, nämlich der Absicht, die Musli-
me als Gruppe zu vernichten, fehlte, stellten möglicherweise Kriegsverbrechen dar. Dies 
verbindlich festzustellen, war der IGH somit nicht kompetent.  

Die Geschehnisse in Srebrenica hingegen erfüllten zwar den Tatbestand des Völkermords; 
nicht nachgewiesen werden konnte jedoch, daß Serbien unmittelbar dafür verantwortlich 
war. Der IGH vermochte nicht festzustellen, daß der Genozid auf Befehl von serbischen 
Staatsorganen oder unter ihrer effektiven Kontrolle ausgeführt wurde. Der serbische Verstoß 
gegen die Völkermordkonvention bestand darin, daß der Genozid nicht verhindert wurde. 
Hierzu waren die serbischen Stellen verpflichtet und nach Auffassung des IGH auch tatsäch-
lich in der Lage. Ein weiterer Verstoß gegen die Völkermordkonvention bestand darin, daß 
Serbien lange Zeit General Mladić nicht an das ICTY auslieferte. (wß) 

 
 

Kosovo: Besuch des Komitees zur Verhütung von Folter 
 

ine Delegation des Komitees zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT) hat vom 21. bis 29. März das Kosovo 
besucht. Der Besuch erfolgte auf der Grundlage eines im August 2004 unterzeichne-

ten Übereinkommens zwischen dem Europarat und der UN-Übergangsregierung im Kosovo 

D 
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(UNMIK), dem im Jahr 2006 ein Briefwechsel der Generalsekretäre des Europarates und der 
NATO nachgefolgt war.  
Die Delegation informierte sich über die Behandlung der Häftlinge und die Haftbedingun-
gen in einer Reihe von Hafteinrichtungen in allen Teilen des Kosovo. Die Experten besuchten 
Polizeistationen, Strafvollzugsanstalten, Psychiatrieabteilungen und Sozialhilfeeinrichtun-
gen. Ein weiterer Besuch galt dem Gefängnistrakt der US-Militärbasis Camp Bondsteel, in 
dem die Kosovostreitkräfte KFOR inhaftierte Personen festhalten.  
Im Verlauf des Besuchs führte die Delegation Gespräche mit hochrangigen Persönlichkeiten 
und Politikern, beispielsweise dem Sonderbeauftragten des UN-Generalsekretärs im Kosovo 
(SRSG) und mit Vertretern der provisorischen Autonomiebehörden, der Justizminister und 
der Innenminister. Zusätzliche Gesprächspartner waren weitere hohe Vertreter der UNMIK 
und der provisorischen Autonomiebehörden. Die Delegation traf außerdem mit dem amtie-
renden Ombudsmann für das Kosovo und mit Vertretern verschiedener internationaler Or-
ganisationen und NGOs zusammen. In Camp Bondsteel hatte die Delegation ein Gespräch 
mit dem Stabschef der KFOR.  
Das vorläufige Beobachtungsergebnis wurde den zuständigen Behörden bereits mitgeteilt. 
Der vollständige Bericht wird bei Vorliegen an die UNMIK und an die NATO weitergeleitet 
werden. (wß) 
 
 

Europarat: Parlamentarische Versammlung debattiert die Lage der Menschenrechte  
 

ie Parlamentarische Versammlung des Europarates führte während ihrer Frühjahrs-
sitzung vom 16. – 20. April in Straßburg eine Sonderdebatte über die Lage der Men-
schenrechte und der Demokratie in Europa durch. Es gab Rede- und Diskussionsbei-

träge der Hohen Kommissarin für Menschenrechte der Vereinten Nationen, der Leiter der 
wichtigsten Menschenrechtskontrolleinrichtungen des Europarates, sowie von Amnesty In-
ternational und Human Rights Watch.  
Weitere Punkte der Tagesordnung betrafen die Einhaltung der beim Beitritt zum Europarat 
eingegangenen Verpflichtungen durch Aserbaidschan, Fragen der Verfahrensgerechtigkeit 
bei Fällen von Spionage und Preisgabe von Staatsgeheimnissen, die Bekämpfung der Waren- 
und Markenfälschung sowie die Arzneimittelqualität in Europa.  
Es lagen zwei Anträge auf Abhaltung von Dringlichkeitsdebatten über die Lage im Nahen 
Osten sowie über den Entwurf zu einer Konvention des Europarates zum Schutz von Kin-
dern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem Mißbrauch vor. (wß) 
 
 

Kosovo: OSZE-Mission verteilt Bücher auf Bosnisch 
 

m die ethnische und sprachliche Kultur in der kosovarischen Region um Prizren be-
wahren zu helfen, hat die OSZE-Mission im Kosovo Kinder-, Jugendbücher und 
Schulbücher auf Bosnisch verteilt und einen Leihbücherei-Bus wiederbelebt, um die 

Leser in ländlicheren Regionen zu erreichen. 
Neben den offiziellen Sprachen Albanisch, Serbisch und Türkisch gehört unter anderem 
auch Bosnisch zur Sprachenvielfalt der Region Prizren, in der eine lange Tradition von Tole-
ranz und inter-ethnischer Zusammenarbeit besteht. Mit insgesamt mehr als 2.800 Büchern 
soll ein Beitrag dazu geleistet werden, den rund 25.000 Bosniern, die in der Region leben, 
den Zugang zu Literatur in ihrer Muttersprache zu ermöglichen. Besondere Bedeutung 
kommt dabei dem Leihbücherei-Bus zu, der ein Gebiet versorgt, in dem rund 3.400 bosni-
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sche Schulkinder leben, die muttersprachlichen Unterricht besuchen. Die örtlichen Behörden 
hatten das Bus-Projekt angeregt, dessen Kosten die OSZE-Mission zu 90 % übernommen hat. 
Vergleichbare Projekte waren in den Vorjahren in den Regionen um Mitrovica und Lipljan 
durchgeführt worden, um dort lebende Kosovo-Albaner und Serben mit Literatur in ihrer 
eigenen Sprache zu versorgen. (wß) 
 
 

Biljana Plavšić bittet um Gnade  
 

ie 76 Jahre alte Biljana Plavšić war während des Bosnien-Krieges von 1992 bis 1995 
Stellvertreterin des bosnischen Serbenführers Radovan Karadžić und von 1996 bis 1998 
Präsidentin der bosnischen Serbenrepublik.  

Nachdem Plavšić sich im Januar 2001 dem Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige 
Jugoslawien (ICTY) gestellt hatte, wurde sie im Februar 2003 wegen Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit (Art. 5 Statut ICTY) zu elf Jahren Haft verurteilt.  
Plavšić wurde vorgeworfen, für eine systematisch betriebene Kampagne der Vertreibung und 
Zerstörung gegen mehr als 700 000 bosnische Muslime und Kroaten sowie für Opfer von 
Massenerschießungen, Mord, Inhaftierungen, Folter, Vergewaltigung und anderer Arten 
unmenschlicher Behandlung mitverantwortlich zu sein. 
Aufgrund ihrer individuellen strafrechtlichen Verantwortlichkeit und ihrer Verantwortlich-
keit als Vorgesetzte (Art. 7 Abs. 1 und 3 Statut ICTY), lautete die Anklage ursprünglich auf 
Völkermord bzw. Teilnahme am Völkermord (Art. 4 Statut ICTY), auf Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit in Form von Verfolgung aus politischen, rassischen und religiösen Gründen, 
Vernichtung, Tötung, Vertreibung und unmenschliche Behandlung (Zwangsumsiedlung) 
gemäß Art. 5 Statut ICTY sowie auf Verletzung der Gesetze und Gebräuche des Krieges nach 
Art. 3 Statut ICTY. 
Bei ihrer ersten Vernehmung 2001 bezeichnete Plavšić sich in allen Punkten der Anklage als 
unschuldig und beantragte einen Freispruch. Im Oktober 2002 bekannte sie sich der Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit schuldig, woraufhin die Chefanklägerin Carla del Ponte die 
Anklage wegen Völkermordes zurückzog und keine lebenslange Freiheitsstrafe mehr forder-
te. 
Bei der Strafzumessung sah das Gericht die führende Rolle Plavšićs als erschwerend an, 
würdigte aber mildernde Umstände wie das freiwillige Erscheinen vor Gericht, die Unter-
stützung des Friedensabkommens von Dayton 1995 sowie das Eingeständnis der Schuld, das 
als Beitrag zur Versöhnung zwischen den ethnischen Gruppen in Bosnien-Herzegowina ge-
wertet wurde. 
Plavšić, die in Schweden inhaftiert ist, bat im Januar 2007 um ihre vorzeitige Entlassung aus 
gesundheitlichen Gründen. Sie beklagte sich außerdem darüber,  ihre Haft zwischen „Prosti-
tuierten, Mördern, Räubern, Dieben und Schwindlern“ verbüßen zu müssen. Dabei handelt 
es sich auch bei Biljana Plavšić um eine inhaftierte Verbrecherin, die gegenüber nationalen 
Inhaftierten keinen Sonderstatus genießt. 
Die Strafverbüßung richtet sich nach den Vorschriften des Staates, in dem die Strafe verbüßt 
wird (Art. 27 Statut ICTY). Zunächst muß nach schwedischem Recht die Möglichkeit einer 
Begnadigung eröffnet sein, bevor der Präsident des Gerichtshofes im Benehmen mit den 
Richtern im Interesse der Gerechtigkeit und nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen über 
eine Begnadigung Plavšićs entscheiden kann (Art. 28 Statut ICTY). (gm) 
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Neuerscheinungen und Ankündigungen: 

Erschienen: 

Dominik Steiger, Die CIA, die Menschenrechte und der Fall Khaled el-Masri. Zugleich ein 
Beitrag zur Frage der Anwendbarkeit des gemeinsamen Art. 3 der Genfer Konventionen auf 
den „Krieg gegen den Terror“ (Studien zu Grund- und Menschenrechten, Heft 14), 2007, 195 
Seiten, ISBN 978-3-939469. 

Das Heft kann über sekremrz@rz.uni-potsdam.de zum Preis von 10,- € bestellt werden. 

Christoph Menke/Arnd Pollmann, Philosophie der Menschenrechte, Zur Einführung, Hamburg: 
Junius 2007. 

In Vorbereitung: 

Eckart Klein (Hrsg.) Meinungsäußerungsfreiheit versus Religions- und Glaubensfreiheit 
(Schriften des MenschenRechtsZentrums der Universität Potsdam, Bd. 28), 2007. 

 

Auswärtige Lehrtätigkeit  

Prof. Dr. Eckart Klein hat vom 5. bis zum 10. März 2007 an der St. Thomas University, School 
of Law in Miami einen Kurs zum Thema „The Covenant on Civil and Political Rights: The 
Scope of the Rights and the nRole of the Human Rights Committee“ abgehalten. 

 

Drittmittelprojekt “Teaching Human Rights in Europe”  

Das seit November 2003 am MRZ und der Humboldt-Universität zu Berlin angesiedelte  
Projekt wurde über die ursprüngliche Laufzeit  hinaus verlängert. Derzeit wird die Ab-
schlußpublikation vorbereitet, die im Herbst 2007 auf englisch im Peter-Lang-Verlag er-
scheinen wird. 

Die Projekthomepage ist jetzt über http://www.uni-potsdam.de/humanrightsresearch/ 
erreichbar. 

 

1. Workshop der Veranstaltungsreihe 15 Jahre Weltmenschenrechtskonferenz Wien 1993  

Der Workshop „Universalität und Begründung von Menschenrechten“ fand am 27. April 
2007 statt und stellte den Auftakt einer Reihe von Workshops dar, die die Nachwirkungen 
der Weltmenschenrechtskonferenz von 1993 in Wien untersuchen. Die Bilanz soll an Hand 
des seinerzeit verabschiedeten Aktionsprogrammes vorgenommen werden.  

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer führten verschiedene Sichtweisen zusammen und er-
örterten eine der wichtigsten Aussagen von Wien: “The universal nature of these rights and 
freedoms is beyond question.” 

Der zweite Workshop zum Thema „Reformbilanz und Reformbedarf bei den Mechanismen 
des Menschenrechtsschutzes und des Büros der UN-Hochkommissarin für Menschenrechte“ 
wird am 29. Juni 2007 stattfinden. 
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Referendarstation / Praktikum 

Abhängig von der vorherigen Anerkennung durch das zuständige Justizprüfungsamt kön-
nen Rechtsreferendarinnen und -referendare sowohl ihre Verwaltungspflichtstation als auch 
ihre Wahlstation im MRZ ableisten. Interessierte richten ihre Bewerbungen bitte an Prof. Dr. 
iur. Eckart Klein. 

Auch Praktikantinnen und Praktikanten (mindestens vier Wochen) aller Fachbereiche sind 
jederzeit willkommen. Je nach Praktikumsdauer, Kenntnisstand und schriftlicher Aus-
drucksfähigkeit ist neben der Mithilfe bei der laufenden Institutsarbeit die Einbeziehung in 
aktuelle Projekte möglich. Auf unseren Internetseiten finden sich weitere Informationen und 
Arbeitsproben aus früheren Praktika (http://www.uni-potsdam.de/u/mrz/ 
praktikum.htm). Interessierte richten ihre Bewerbungen bitte an Dr. phil. Anne Dieter. 

Bewerbungen für das Wintersemester 2007/2008 können noch eingereicht werden; es stehen 
noch Plätze zur Verfügung. 

 

 

Förderverein 

Der Verein der Freunde und Förderer des MenschenRechtsZentrums der Universität Pots-
dam e.V. besteht seit 1995 und hat inzwischen über 60 Mitglieder. Unter diesen finden sich 
Juristen, Ärzte und (Hochschul-) Lehrer aus dem In- und Ausland. Aufgabe des Vereins ist 
es, die Arbeit des MenschenRechtsZentrums der Universität Potsdam in jeder Weise durch 
ideelle und finanzielle Unterstützung zu fördern. 

So wurden in der Vergangenheit beispielsweise mehrfach Bücherkäufe und -reparaturen 
finanziert und im Rahmen des Jahresprogramms „50 Jahre Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte — Menschenrechte für Alle“ das Begleitheft zur Ausstellung hergestellt. Später 
finanzierte der Verein die Beschäftigung von studentischen Hilfskräften in nennenswerter 
Höhe mit und schaffte einen leistungsfähigen PC für das Sekretariat an. Als Kooperations-
partner des Leonardo-Büros Brandenburg ermöglicht er auch die Beschäftigung ausländi-
scher Praktikanten. 

Wenn Sie Mitglied in unserem Förderverein werden wollen, wenden Sie sich bitte an 

Herrn  
Rechtsanwalt Dr. Dirk Engel 
„Förderverein“ 
Kanzlei Horn & Engel 
Wilhelm-Staab-Straße 4 

14 467 Potsdam 

oder telefonisch unter 03 31 - 2 80 42 20. Wir schicken Ihnen gerne Informationsmaterial zu. 

Möchten Sie den Verein bereits jetzt durch eine steuerlich absetzbare Spende fördern, so  
überweisen Sie diese bitte auf das Konto Nr. 491 0170 703 bei der HypoVereinsbank (Pots-
dam), BLZ 160 200 86.   
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24. Mai 2007 Individualrechtspositionen jenseits der Menschenrechte: Aus-
druck der Konstitutionalisierung des Völkerrechts 

Im Rahmen des DFG-Graduiertenkollegs „Verfassung jenseits des Staates: Von der europäi-
schen zur globalen Rechtsgemeinschaft“ an der Humboldt-Universität zu Berlin spricht 
Prof. Dr. Anne Peters von der Universität Basel.  

Veranstaltungsort: Humboldt-Universität zu Berlin 
Unter den Linden 11 
10199 Berlin 

Walter Hallstein-Bibliothek (Raum 101) 

Kontakt: Julia Oelschläger  
Koordinatorin des Graduiertenkollegs   

Tel: (030) 2093-3553  
E-Mail: Julia.Oelschlaeger@rewi.hu-berlin.de  
www.grakov-berlin.eu/ 

 

19. Juni 2007 Menschenrechte im Islam 

Im Rahmen der Ringvorlesung „Menschenrechte“ an der Technischen Universität Dresden-
referiert Dr. Johanna Pink vom Institut für Islamwissenschaft der Freien Universität Berlin. 
 
Veranstaltungsort: TU Dresden 

Willersbau A317 
Zellescher Weg 12-14 

01069 Dresden 

Kontakt: Megan Metzger  
Tel.: (0351) 463-37366 
E-Mail: metzger@jura.tu-dresden.de 
www.tu-dresden.de/jfoeffl9/ 

  

26. Juni 2007 Friedensmissionen, Menschenrechte und der UN-Sicherheitsrat 

Im Rahmen der Vortragsreihe „Friedensmissionen“ des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte referiert Prof. Dr. Heike Krieger von der Freien Universität Berlin. Die Vortragsreihe 
(17. April – 3. Juli 2007) beleuchtet die menschenrechtliche Dimension von internationalen 
Friedensmissionen und bietet Einblicke in einzelne Missionen. 
 
Veranstaltungsort: Deutsches Institut für Menschenrechte 

Zimmerstraße 26-27 

10969 Berlin 

Kontakt: Dagmar Maria Degen 
Tel.: (030) 259 359-0  
www.institut-fuer-menschenrechte.de 
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Autorinnen und Autoren der Beiträge in diesem Heft: 
 

 

Daniel Andrae 
Rechtsreferendar, Dresden. 

Inken Baumgartner 
Rechtsassessorin, Doktorandin bei Prof. Dr. Susanne Baer (Humboldt-Universität zu Berlin) 
zum Thema „Das Recht auf Menschenrechtsbildung: Juristische Ausgestaltung eines 
Instruments zur Förderung von Chancengleichheit“, Berlin. 

Daniela Demko 
Dr. iur., LL.M.Eur., Assistenzprofessorin für Strafrecht und Strafprozeßrecht,  Universität 
Luzern. 

Margarethe Flora  
Dr. iur., ao. Univ.-Prof. am Institut für Strafrecht, Strafprozeßrecht und Kriminologie, 
Universität Innsbruck. 

Heide Günther 
Stud. iur., Universität Potsdam. 

Uwe Hellmann  
Dr. iur., Professor für Strafrecht, insbesondere Wirtschaftsstrafrecht, Universität Potsdam. 

David Paessens  
Seit 2002 Studium der Fächer Soziologie, Philosophie und VWL in Marburg und (momentan) 
Freiburg im Magisterrahmen; Interesseschwerpunkt: Aufklärung und Gegenaufklärung in 
Deutschland und Frankreich. 

Gabriel N. Toggenburg 
Dr.iur., LL.M., Senior Researcher im Institut für Minderheitenrechte an der Europäischen 
Akademie Bozen. 
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